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Hinweis des Verlages 


Die vorliegende Faksimile-Dokumentation erscheint für For- 
schungszwecke, insbesondere zur Ergänzung von Samm- 
lungen. Es handelt sich bei dieser Quellenschrift um die ori- 
ginalgetreue Wiedergabe eines ältereren Druckwerks, dessen 
Inhalt aus der Zeit vor Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland stammt. Aus diesem Grund können inhaltlich 
an dieses Buch keine aktuellen politischen oder weltanschau- 
lichen Ansprüche gestellt werden. Der Verfasser verwendet an 
einigen Stellen zeittypische Formulierungen aus einer frühe- 
ren, heute der Vergangenheit angehörenden Geschichts- und 
Wissenschaftsepoche. Er kommt in seinen Texten fallweise zu 
Wertungen, die in heutigen Druckwerken nicht oder nur ein- 
geschränkt verwendet werden. Einzelne Formulierungen 
widersprechen dem Wertekanon unserer Zeit ganz. Gleich- 
wohl liefert das vorliegende Werk ein reiches Quellen- 
material, das wir unseren zeitgeschichtlich interessierten 
Lesern - mittels moderner Drucktechnik - im Faksimile hier- 
mit neu zugänglich machen. Nichtzuletzt unter dem Ge- 
sichtspunkt vergleichender Studien zur aktuellen Globali- 
sierungsdebatte verdient Gottfried Feders »Kampf gegen die 
Hochfinanz« heute wieder Aufmerksamkeit. - Die Druck- 
qualität des vorliegenden Faksimile-Buches entspricht jener 
des zur Verfügung stehenden Originals aus dem Jahr 1935. 
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Vorwort 


Wir ſtehen im zehnten Jahre nach dem denkwürdigen 
9. November 1923. An deſſen Vortag, dem 8. November, 
ſchrieb unſer Führer das Geleitwort für mein Buch: „Der 
Deutſche Staat auf nationaler und ſozialer Grundlage“, 
und darin den Satz: „Das Schrifttum unſerer Bewegung 
hat damit ſeinen Katechismus bekommen.“ Eine kleine 
Spanne im Leben eines Volkes der Zeit nach, aber wenn 
man die Entwickelung unſerer Bewegung und die Geſchicke 
unſeres Volkes in dieſer Spanne betrachtet, eine höchſt be⸗ 
deutſame und entſcheidende. Denn dieſe wenigen Jahre 
ließen weitaus die Mehrzahl der national fühlenden 
Deutſchen im Nationalſozialismus die Rettung erkennen, 
und Schritt für Schritt auch erwieſen die Auswirkungen 
des unſeligen Vertrages von Verſailles die Berechtigung 
und die Richtigkeit unſerer Forderungen. Unſer Führer 
ſtand in dieſen entſcheidenden Jahren vor uns in beiſpiel⸗ 
hafter Unentwegtheit. Die programmatiſchen Ziele der 
Bewegung, die an deren Anfang aufgeſtellt wurden, blie⸗ 
ben unverrückt beſtehen. 

Vor dem deutſchen Volke über das, was mir ſelbſt ver⸗ 
gönnt war, in dieſen Jahren für die Bewegung zu leiſten, 
wenigſtens in den Hauptpunkten Zeugnis abzulegen, iſt, 
ſo glaube ich, eine Pflicht. Ich habe auf die Anfänge zurück⸗ 
zugreifen, die ſchon in das Jahr 1919 fallen, und es wird 
vielleicht von Intereſſe ſein, feſtzuſtellen, daß bereits da⸗ 
mals das Grundzügliche geſagt ward. Mit Abſicht wird 
nur Gedrucktes gegeben. Auch die nur handſchriftlich vor⸗ 
gelegten Ausführungen zu veröffentlichen, dürfte noch nicht 
an der Zeit ſein. 

Im Mai 1919, bald, nachdem ich meinen Aufſatz „Das 
Radikalmittel“ veröffentlicht hatte, war es, daß ich in 
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einem Kurſe von Soldaten ſprach, unter denen Adolf Hitler 
war. Adolf Hitler ſchreibt darüber in ſeinem Buche „Mein 
Kampf“ (I, 220 ff., Volksausg. S. 229 ff.): „Zum erſten 
Male in meinem Leben vernahm ich eine prinzipielle 
Auseinanderſetzung mit dem internationalen Börſen⸗ und 
Leihkapital. Nachdem ich den erſten Vortrag Feders angehört 
hatte, zuckte mir auch ſofort der Gedanke durch den Kopf, 
nun den Weg zu einer der weſentlichſten Vorausſetzungen 
zur Gründung einer neuen Partei gefunden zu haben. Das 
Verdienſt Feders beruhte in meinen Augen darin, mit 
rückſichtsloſer Brutalität den ebenſo ſpekulativen wie volks⸗ 
wirtſchaftsſchädlichen Charakter des Börſen⸗ und Leih⸗ 
kapitals feſtgeſtellt, ſeine urewige Vorausſetzung des Zinſes 
aber bloßgelegt zu haben. Seine Ausführungen waren in 
allen grundſätzlichen Fragen ſo richtig, daß die Kritiker 
derſelben von vornherein weniger die theoretiſche Richtig⸗ 
keit der Idee beſtritten, als vielmehr die praktiſche Möglich⸗ 
keit ihrer Durchführung anzweifelten. Allein, was ſo in den 
Augen anderer eine Schwäche der Federſchen Darlegungen 
war, bildete in den meinen ihre Stärke.“ Und weiter: „Als 
ich den erſten Vortrag Gottfried Feders über die Brechung 
der Zinsknechtſchaft“ anhörte, wußte ich ſofort, daß es ſich 
hier um eine theoretiſche Wahrheit handelt, die von 
immenſer Bedeutung für die Zukunft des deutſchen Volkes 
werden würde. Die ſcharfe Scheidung des Börſenkapitals 
von der nationalen Wirtſchaft bot die Möglichkeit, der 
Verinternationaliſierung der deutſchen Wirtſchaft entgegen⸗ 
zutreten, ohne zugleich mit dem Kampf gegen das Kapital 
überhaupt die Grundlage einer unabhängigen völkiſchen 
Selbſterhaltung zu bedrohen. Mir ſtand die Entwickelung 
Deutſchlands ſchon viel zu klar vor Augen, als daß ich 
nicht gewußt hätte, daß der ſchwerſte Kampf nicht mehr 
gegen feindliche Völker, ſondern gegen das internationale 
Kapital ausgefochten werden mußte. In Feders Vortrag 
ſpürte ich eine gewaltige Parole für dieſes kommende 
Ringen.“ 

Auf den folgenden Seiten werden die Hauptfragen der 
nationalſozialiſtiſchen Finanz und Wirtſchaftspolitik be⸗ 
handelt. Dieſes Buch will nicht meine Schrift „Der Deutſche 
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Staat auf nationaler und ſozialer Grundlage“ erjegen, die 
vielmehr neben ihm als grundlegende Zuſammenfaſſung 
des Gegenſtandes voll beſtehen bleibt, und es will auch 
nicht eine ausführliche ſyſtematiſche Darſtellung des Gebietes 
vorwegnehmen. Es mag ſein, daß die engere Verbundenheit 
der einzelnen Stücke mit den Zeitgeſchehniſſen ihnen größere 
Lebendigkeit verleiht, auch mögen ſie in ihrer geſchichtlichen 
Reihenfolge ein nicht unwillkommener Beitrag zu der Ge⸗ 
ſchichte unſerer Bewegung ſein. Ich habe, um Wieder⸗ 
holungen zu vermeiden, die Aufſätze zum Teil gekürzt. Wie 
der „Deutſche Staat“ bei ſeiner Neuausgabe in der „Natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Bibliothek“ blieben auch in dieſer Wieder⸗ 
veröffentlichung die einzelnen Schriften im weſentlichen 
und in allem Grundſätzlichen unverändert. Die Stellen des 
erſten Abdruckes wurden angegeben. 


Murnau, im Oktober 1932. 
Gottfried Feder 


Zur fünften Auflage 


Am 30. Januar 1933 hat Reichspräſident von Hindenburg 
Adolf Hitler zum Reichskanzler ernannt. Am 5. März hat 
das deutſche Volk bezeugt, daß es an den Führer glaubt. 
Das Deutſche Reich iſt nationalſozialiſtiſch. Es wurde mög⸗ 
lich, Schritt für Schritt die Forderungen, die wir vierzehn 
Jahre lang ſtellten, zu erfüllen. 

Dieſes Buch, das als dokumentariſch gedacht war, da es 
geſchaffen wurde, iſt jetzt Dokument für eine Bewegung, die 
aus einer Hoffnung, einer Zuverſicht Wirklichkeit geworden 
iſt. Es erſcheint darum unverändert. 


Murnau, im September 1934. 
Gottfried Feder 


oo 


Innere Geſchichte 
der Brechung der Zinsknechtſchaft 


Zur Einführung 
Erſter Druck im „Völkiſchen Beobachter“, 1920, Nr. 72 


Glücklich, wer der Dinge tiefe Gründe erkannt. 
Vergil. 


„Wie ſind Sie eigentlich auf die Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft gekommen?“ werde ich jetzt des öfteren gefragt. Ich 
weiß nicht, ob Kolumbus auch des öfteren gefragt wurde: 
„Wie ſind Sie eigentlich auf die Entdeckung Amerikas 
gekommen?“ Die Antwort auf eine ſolche Frage kann und 
wird ſehr verſchieden ausfallen, je nach der Stellung, die 
der Frager zur Sache und zur Perſon nimmt. Immerhin 
will ich verſuchen, eine Antwort zu geben, die den Frager 
und — was ich in ſolchen Fällen für noch wichtiger halte — 
den Gefragten ſelbſt nach beſtem Gewiſſen befriedigt. 

Bei der Erkenntnis ganz wichtiger, vielleicht wichtigſter 
Zuſammenhänge in großen Weltfragen handelt es ſich wohl 
immer um eine blitzartige Intuition, um die ſchöpferiſche 
Einſicht in bisher dunkle Zuſammenhänge, erhellt durch 
beglückende Ausblicke in die Zukunft. Dieſer Geburtsakt 
einer Idee, dieſes plötzliche klare Erkennen einer Wahr⸗ 
heit ſteht im Schnittpunkt der inneren und äußeren Ge⸗ 
ſchichte des Gedankens. Die innere Geſchichte iſt oft dunkel 
und verſchleiert, ſie verläuft teils ganz im Anterbewußt⸗ 
ſein, auf alle Fälle aber laſſen ſich bei gründlichem Ein⸗ 
gehen auf die inneren Erlebniſſe Anhaltspunkte für die 
pſychologiſche Entwicklung eines Gedankens finden, ebenſo 
wie natürlich eine gewiſſe geiſtige Einſtellung die Voraus⸗ 
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ſetzung für die richtige Verwertung der ſeeliſchen Erleb⸗ 
niſſe iſt. 

Die geiſtige Vorausſetzung muß nun keineswegs in der 
Beſchäftigung mit einem Spezialfach begründet fein, ſondern 
liegt viel allgemeiner im richtigen Inſtinkt für gewiſſe 
Beziehungen. 

In meinem Fall iſt ein gutes Gefühl für Größenordnung 
wohl die Vorausſetzung geweſen für die ſchlüſſige Zuſam⸗ 
menſetzung der zuerſt richtig gefühlten und dann wiſſen⸗ 
ſchaftlich nachgeprüften Tatſachenreihen. Und in meinem 
Fachberuf als Ingenieur war mir dieſes ſichere Gefühl für 
die Größenordnung immer wichtiger und zuverläſſiger für 
Rechnungsergebniſſe oder für die Dimenſionierung von 
Konſtruktionsgliedern als die Ergebniſſe des Rechenſchiebers 
und der Logarithmentafel, die zwar ziffernmäßig viel 
genauere Reſultate ergeben, aber das richtige „Komma“ 
nicht angeben. Auf das richtige „Komma“ aber, d. h. auf 
die Größenordnung — ob Einer, Zehner, Hunderter oder 
Tauſender —, kommt es an bei der Beantwortung von 
wirtſchaftspolitiſchen Fragen größten Umfangs, nicht auf 
die zweite, dritte oder vierte Stelle der Ziffernreihe. Nicht 
darauf, ob die deutſche feſtverzinsliche Schuldenlaſt 275 oder 
320 Milliarden beträgt, kommt es an, auch nicht darauf, ob 
das Geſamtkapital aller deutſchen Aktiengeſellſchaften 13,8 
oder 14,6 Milliarden beträgt, ſondern es handelt ſich darum, 
daß die feſtverzinslichen Papierwerte einen Zinſendienſt 
von rund 15 Milliarden erfordern, dagegen die Geſamt⸗ 
dividenden der deutſchen Induſtrie im beſten Jahr nur rund 
1 Milliarde betrugen; alſo um die Größenordnung 1:15 
handelt es ſich, um das Verhältnis zwiſchen den beiden 
bekannteſten Formen der Wertpapiere, den feſtverzinslichen 
Werten und den Gewinnanteilpapieren. 

Der Niederſchlag nicht immer leichter Lebens⸗ und Be⸗ 
rufserlebniſſe auf die ſeeliſche Einſtellung gegenüber dem 
bequemen Einkommen aus reinem Geldbeſitz, aus Zinſen 
und Dividenden, machte ſich durch erhöhte Aufmerkſamkeit 
auf allgemein wirtſchaftliche und ſoziale Verhältniſſe geltend. 
Als junger Ingenieur und Unternehmer mit zu wenig 
Kapital für die weitgreifende Unternehmungsluſt lernte ich 
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bald den eiſernen, unbarmherzigen Griff der unperſönlichen 
Geldmacht kennen, die zuerſt den erwünſchten „Kredit“ 
anbietet und gibt, dann aber bei jeder Wirtſchaftskriſe 
ausſchließlich nach eigenſüchtigen Kapitalsintereſſen ver⸗ 
fährt. Im Ausland ſah ich dann, wie das Kreditbedürfnis 
kleinerer Staaten ſorgſam genährt und darauf „großmütig“ 
der Kredit, z. B. 1913/14 die 600 Millionen der Diskonto⸗ 
Geſellſchaft an Bulgarien, gewährt wurde; dann aber auch, 
welche demoraliſterenden Abhängigkeitsverhältniſſe aller 
Art ſich daraus ergaben. Auf dieſe Weiſe war ſchon die 
Brücke von dem engen perſönlichen Erlebnis zu umfaſ⸗ 
ſenderer Erkenntnis internationaler Beziehungen gegeben. 
Die Erkenntnis der ſtarken, untrennbaren finanziellen und 
ſittlichen Zuſammenhänge war zwar im Unterbewußtfein 
vorhanden, aber noch keineswegs klar. 

Der große Krieg mit ſeinen gewaltigen Eindrücken ver⸗ 
wiſchte wohl in den erſten Jahren die Weiterverfolgung 
dieſer finanziellen Probleme, bis dann die rieſenhafte 
Finanzierung des Weltkrieges durch unſere Kriegsanleihen 
meine Aufmerkſamkeit und — mein Mißbehagen über die 
fortſchreitende Verſchuldung des Volkes jo ſehr verſtärkte, 
daß ich mich auch Bankfachleuten gegenüber wiederholt 
gegen die Form unſerer ſo geprieſenen „fundierten Schuld“ 
gegenüber den „ſchwebenden Schulden“ Frankreichs und 
Englands ausſprach. Allerdings wurde ich damals mehr 
oder weniger mitleidig belächelt, obwohl man mir ſchon 
damals zugeben mußte, daß „natürlich bei immer weiter 
ſteigender“ Verſchuldung von einer eigentlichen „Fundie⸗ 
rung“ der Kriegsſchuld keine Rede mehr ſein könne. 

Die Verſchuldung des Reiches durch die Notenpreſſe allein 
hätte ich für ausreichend genug gehalten, ohne daß man das 
geſamte Volk auch noch über dies hinaus mit den hohen 
Zinſen hätte belaſten müſſen, die natürlich — ebenſo wie 
die Schuld ſelbſt — bei den in Betracht kommenden Rieſen⸗ 
ziffern niemals mehr als durch wirkliche Vermögenswerte 
des Reiches gedeckt angeſehen werden, ſondern immer nur 
durch die Steuerkraft des ganzen Volkes ihre Deckung finden 
konnten. Solange ein ſiegreiches Kriegsende indes die Mög⸗ 
lichkeit einer ganzen oder teilweiſen Abbürdung der Kriegs⸗ 
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laſten offen ließ, wurde eine eingehendere Nachprüfung 
dieſer Verhältniſſe unterlaſſen. Als ſich dann an unſerem 
armen deutſchen Volk in jenen dunklen Novembertagen das 
Geſchick vollzog, da wachten alle jene bewußten und unbe⸗ 
wußten, gefühlsmäßigen und verſtandesmäßigen Erfah⸗ 
rungen und Kenntniſſe wieder auf, und meine plötzlich 
klar erkannte Antwort auf die bange Frage „Was nun?“ 
lautete: 


Brechung der Zinsknechtſchaft! 


In einer Nacht entſtand die erſte Niederſchrift, und ſchon 
am 20. November 1918 übergab ich der Regierung des 
Volksſtaates Bayern meine Leitſätze und Forderungen zur 
Brechung der Zinsknechtſchaft. 

Ich betone, daß dabei eigentliche ſozialiſtiſche Gedanken⸗ 
gänge in keiner Weiſe mitſprachen. 

Im Gegenſatz aber zu den Revolutionsſchlagworten von 
Freiheit — Gleichheit — Brüderlichkeit fand der Gedanke 
der Brechung der Zinsknechtſchaft bei dem marxiſtiſchen 
Miniſterium ſehr wenig Verſtändnis. Ganz zu ſchweigen 
davon, daß ſich die kapitaliſtiſch orientierte Preſſe zunächſt 
in eiſiges Schweigen hüllte. 

Mit dieſem Hinaustreten des Gedankens an die Gffent⸗ 
lichkeit beginnt die äußere Geſchichte des Gedankens, die 
dann auf die ebenfalls oft geſtellte Frage Antwort geben 
wird: „Was iſt denn bisher für die Verwirklichung des 
Gedankens geſchehen?“ 
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Das Radikalmittel 


Erſter Druck im Februarheft 1919 der „Süddeutſchen Monats⸗ 
hefte“, München 


Nummus non nummum parit! Geld ſoll nicht Geld ge⸗ 
bären können. Ein uraltes Problem der Menſchheit — das 
Zinsproblem — iſt in den knappen Worten dieſes altrömi⸗ 
ſchen Rechtsſatzes ausgeſprochen. — „Du ſollſt von deinem 
Bruder nicht Wucher nehmen!“ fordert die Bibel. 

Es lehnt ſich etwas in uns dagegen auf, daß Geld als 
eine an ſich unfruchtbare Sache aus ſich ſelbſt heraus wächſt, 
vermöge des Zinſes; es widerſtrebt unſerem ſittlichen Emp⸗ 
finden, daß reiner Geldbeſitz ohne Hinzutun eigener werk⸗ 
tätiger Arbeit ſich vergrößert vermöge des Zinſes. Die Be⸗ 
gründungen der Nationalökonomen für die Berechtigung 
des Zinſes wollen nicht recht verfangen; beſonders da nicht, 
wo das Hauptargument für den Zins, das mit dem Geld⸗ 
verleihen verbundene Riſiko, ein Minimum wird. Dies iſt 
der Fall bei der überwältigenden Maſſe der feſtverzins⸗ 
lichen Anlagen, bei denen es ſich großenteils um Werte 
handelt, die durch die geſetzliche Zuerkennung der Mündel⸗ 
ſicherheit eine Minimalgrenze der Verluſtmöglichkeit er⸗ 
reichen, jo daß bei dieſen von einem beſonderen Riſtko 
keine Rede ſein kann. Bei anderen weniger ſicheren Kapi⸗ 
talanlagen — Aktienunternehmungen, G.m. b. H. — ſteht 
dem größeren Riſiko die größere Gewinnmöglichkeit gegen⸗ 
über. Wir haben bei dieſen Werten auch ſchon die Grenze 
überſchritten für den engeren Begriff des Leihkapitals. 

Was iſt Leihkapital? Leihkapital ſind Schulden! Dies 
wird immer nur zu ſehr überſehen. Nicht 100 Milliarden 
Kapital in Geſtalt von Kriegsanleihen beſitze das deutſche 
Volk, ſollte man ſagen, ſondern 100 Milliarden Schulden 
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hat das deutſche Volk, wofür es die Leihzinſen aufbringen 
muß; dazu noch weitere 50 Milliarden ungedeckter Schul⸗ 
den, wofür das deutſche Volk ebenfalls die Zinſen auf⸗ 
bringen muß; dazu noch 25 Milliarden Anleiheſchulden der 
Staats⸗ und Reichseiſenbahnen, wofür es ebenfalls die Zin⸗ 
ſen aufbringen muß; dazu noch 12 Milliarden Schuldver⸗ 
ſchreibungen der Bodenkreditinſtitute; dazu noch 11 Mil⸗ 
liarden Pfandbriefe der Hypothekenbanken, wofür das Volk 
in Geſtalt von teueren Mieten die Zinſen bezahlen muß; 
dazu noch 6 Milliarden Schuldverſchreibungen der deutſchen 
Städte und Gemeinden, die das deutſche Volk verzinſen 
muß. Für alle dieſe Kapitalien muß das deutſche Volk in 
ſeiner Geſamtheit arbeiten um der Zinſen willen. 

Weit über 200 Milliarden derartiger Schuldverſchreibun⸗ 
gen muß das deutſche Volk verzinſen. Dafür muß die ge⸗ 
ſamte werktätige Bevölkerung Deutſchlands von nun an 
fronen in alle Ewigkeit um des ewigen Zinſes willen! 

Es iſt nun außerordentlich bemerkenswert, daß unſere 
ganze ſozialiſtiſche Gedankenwelt von Marx und Engels bis 
herauf zum Erfurter Programm und deſſen weſentlichſten 
Interpreten Kautsky ſich nicht in erſter Linie gegen dieſes 
Leihkapital wendet, ſondern mit fanatiſcher Schärfe ge⸗ 
fliſſentlich das induſtrielle Großkapital als den Fluch für 
die Arbeiterſchaft bezeichnet. Der erſten grundlegenden Frage 
nach der Richtigkeit des ſo gerichteten Kampfes müßte eine 
genaue Anterſuchung der in unſerer Großinduſtrie inve⸗ 
ſtierten Kapitalien vorangehen. Es wird wohl für die 
meiſten Leſer eine Überraſchung ſein, zu hören, daß dem 
oben nur ganz ſummariſch zuſammengerechneten weit über 
200 Milliarden feſtverzinslichen Schuldtitel nur 11,8 Mil⸗ 
liarden Aktienkapital unſerer deutſchen Induſtrieunter⸗ 
nehmungen gegenüberſtehen. Man wolle ſich klarmachen, 
daß auf allen Gebieten, und zwar in unſerer Induſtrie für 
Eiſen und Kohlen, für Kleidung und Textilwaren, für 
Steine und Erden, Bergwerke und Schiffahrt, Holz und 
Glas, in unſerem Baugewerbe, in den rieſigen chemiſchen 
Fabriken, in unſerer einſt weltbeherrſchenden elektriſchen 
Induſtrie, in unſeren Maſchinen⸗ und Lokomotivpfabriken, 
Werften und Papierfabriken, in der Transport⸗ und Lebens⸗ 
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mittelinduſtrie, kurz: in dem unendlich weiten Gebiet aller 
Induſtrien, nur 11,8 Milliarden unſeres Volksvermögens 
inveſtiert ſind. 


Wir haben durch dieſe Feſtſtellung eine Plattform ge⸗ 
wonnen für die weitere Behandlung unſeres Problems. 
Es iſt für alle derartigen Zeitfragenbehandlungen großen 
Stiles von grundlegender Wichtigkeit, ſich über die Größen⸗ 
ordnung der in Betracht kommenden Faktoren klar zu 
werden. Es iſt gleichgültig, ob die einzelnen Ziffern um 
10—20 % nach oben oder unten ſchwanken, dagegen iſt eine 
zuverläſſige Feſtſtellung der Größenordnungt) der ver- 
ſchiedenen Zahlengruppen unerläßliche Vorausſetzung. 

20: 1 iſt alſo ungefähr das Verhältnis des feſtverzins⸗ 
lichen Leihkapitals zum Induſtriekapital. Dies iſt die erſte 
grundlegende Feſtſtellung. Rund 10 Milliarden erfordert 
die Verzinſung der in Deutſchland vorhandenen feſtverzins⸗ 
lichen Schuldverſchreibungen. Rund 1 Milliarde war das 
Erträgnis der Dividenden ſämtlicher deutſchen Aktien⸗ 
geſellſchaften. Auch dieſes Verhältnis von rund 1:10 muß 
als zweite Grunderkenntnis im Auge behalten werden. 

Noch über ein Drittes müſſen wir uns klar werden. Das 
iſt das Anwachſen der beiden Kapitalgruppen. Ich muß 
hier etwas weiter ausholen und hoffe durch einen kleinen 
Ausflug in die höhere Mathematik das Problem zu er⸗ 
klären. Zunächſt einige Beiſpiele. 


1) Im Jahre 1915/16 gab es in Deutſchland nach dem Statiſti⸗ 
ſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich insgeſamt 4761 Aktienge⸗ 
ſellſchaften mit insgeſamt 15,8 Milliarden Mark Aktienkapital, 
hiervon gehen ab 397 Banken mit 4 Milliarden Kapital, jo ah 
4364 Aktiengeſellſchaften mit den oben angegebenen 11,8 Mil⸗ 
liarden Geſamtkapital aller deutſchen induſtriellen Aktiengeſell⸗ 
ſchaften übrigbleiben. Der 0e halber ſei erwähnt, 
daß es außerdem rund 16 000 Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung gab mit einem Geſellſchaftskapital von 3,5 Milliarden. 
Wenn wir alſo dieſe 3,5 Milliarden Kapital der G. m. b. H. auch 
noch zu der obigen Ziffer von 11,8 Milliarden der A.⸗G. hin⸗ 
zunehmen, jo erhalten wir 15,3 Milliarden großinduſtrielles 
Geſamtbetriebskapital. Trotz dieſer ſtarken Erhöhung der Ziffer 
für das Induſtriekapital ändert ſich das Verhältnis zum Leih⸗ 
kapital nicht ſehr weſentlich. 
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Die anmutige Geſchichte von der Erfindung des Schach⸗ 
ſpieles iſt bekannt. Der reiche indiſche König Sherham ge⸗ 
währte zum Dank für die Erfindung des königlichen Spieles 
dem Erfinder die Erfüllung einer Bitte. Die Bitte des 
Weiſen war, der König möge ihm auf das erſte Feld des 
Schachſpieles ein Weizenkorn geben, auf das zweite zwei, 
auf das dritte vier und ſo immer auf das nachfolgende 
Feld die doppelte Anzahl wie auf das vorangegangene 
Feld. Der König lächelte über die vermeintliche beſcheidene 
Bitte des Weiſen und gab Auftrag, einen Sack Weizen zu 
bringen, um für jedes Feld die Weizenkörner zuzuteilen. 
Es iſt bekannt, daß die Erfüllung dieſer Bitte auch dem 
reichſten Fürſten der Welt unmöglich war. Alle Ernten 
der Welt in tauſend Jahren würden nicht ausreichen, um 
die 64 Felder des Schachbretts zu füllen. 

Ein weiteres Beiſpiel: Manche werden ſich noch aus der 
Schulzeit an die Qualen der Zinſeszinsrechnungen erinnern; 
wie ſich der Pfennig vermehrt, der zur Zeit von Chriſti 
Geburt auf Zinſeszins angelegt wurde, ſo daß er ſich alle 
fünfzehn Jahre verdoppelt. Im Jahre 15 nach Chriſti Ge⸗ 
burt iſt der Pfennig auf 2 Pfennige angewachſen, im 
Jahre 30 n. Chr. auf 4 Pfennige, im Jahre 45 n. Chr. auf 
8 Pfennige uſw. Die wenigſten werden ſich erinnern, wel⸗ 
chen Wert dieſer Pfennig heute repräſentieren würde. 
Unjere ganze Erde, maſſiv aus purem Gold, unſere Sonne, 
die 1 297 000 mal größer iſt als unſer Erdball, all unſere 
Planeten, rotglühend von Gold, würden nicht genügen, um 
den Wert dieſes auf Zinſeszins angelegten Pfennigs aus⸗ 
zudrücken. 

Ein drittes Beiſpiel: Das Vermögen des Hauſes Roth⸗ 
ſchild, der älteſten internationalen Plutokratie, wird heute 
auf etwa 40 Milliarden geſchätzt. Bekannt iſt, daß der alte 
Amſchel Mayer Rothſchild in Frankfurt um das Jahr 1800 
ohne nennenswertes eigenes Vermögen durch Wiederver⸗ 
leihung der Millionen, die ihm Landgraf Wilhelm J. von 
Heſſen zur Aufbewahrung übergeben hatte, den Grundſtock 
für das Rieſenvermögen ſeines Hauſes legte. 

Wäre bei Rothſchild das Anwachſen des Geldes durch 
Zins und Zinſeszins nur in dem beſcheidenen Tempo er⸗ 
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folgt wie bei dem Pfennig, jo wäre die Kurve nicht jo ſteil 
verlaufen. Aber angenommen, die Vermögensmehrung des 
Rothſchildſchen Geſamtvermögens geht nur in dem Tempo 
des Pfennigs weiter, jo würde das Rothſchildſche Vermögen 
im Jahre 1935 80 Milliarden, 1950 160 Milliarden, 1965 
320 Milliarden betragen und damit das geſamte deutſche 
Nationalvermögen ſchon weit übertreffen. 

Aus dieſen drei Beiſpielen läßt ſich ein mathematiſches 
Geſetz ableiten. Die Kurve, die den Aufſtieg des Roth⸗ 
ſchildſchen Vermögens ausdrückt, die Kurve, die ſich aus 
der Zahl der Weizenkörner des Schachbrettes ableiten läßt, 
und die Kurve, die die Vermehrung des auf Zinſeszins 
angelegten Pfennigs angibt, ſind einfache mathematiſche 
Kurven. Alle dieſe Kurven haben den gleichen Charakter. 
Nach anfänglich beſcheidenem und langſamem Anſtieg wird 
die Kurve immer ſteiler und ſteiler und nähert ſich praktiſch 
bald tangential der Anendlichkeit. 

Ganz anders verläuft die Kurve der Induſtriekapitalien. 
Auch meiſtens aus kleinen Anfängen hervorgewachſen, 
zeigt ſich bald ein kräftiges Anſteigen der Kurven, bis eine 
gewiſſe Sättigung des Kapitals erreicht iſt. Dann ver⸗ 
laufen die Kurven flacher und werden ſich in den einzelnen 
Induſtrien wohl im allgemeinen wieder etwas abſenken, 
wenn neue Erfindungen zur Entwertung der beſtehenden 
Fabrikanlagen, Maſchinen uſw. geführt haben. Nur ein 
Beiſpiel möchte ich hier herausgreifen: die Entwicklung des 
Kruppſchen Werkes. 1826 ſtarb der alte Krupp faſt ohne 
Vermögen. 1855 erhielt Alfred Krupp ſeine erſte Beſtel⸗ 
lung auf 36 Kanonen ſeitens der ägyptiſchen Regierung. 
1873 beſchäftigte Krupp bereits 12 000 Arbeiter. 1903 ver⸗ 
kaufte Frau Berta Krupp die ſämtlichen Werke und An⸗ 
lagen um 160 Millionen an die Alfred Krupp A.⸗G. Heute 
beträgt das Aktienkapital 250 Millionen. Was ſchließt der 
Name Krupp für uns Deutſche ein? Den Höhepunkt unſe⸗ 
rer induſtriellen Entwicklung. Den erſten Kanonenbauer 
der Welt. Eine Unſumme zäheſter, zielbewußteſter, inten⸗ 
ſipſter Arbeitsleiſtung. Für Hunderttauſende unjerer Volks⸗ 
genoſſen bedeutete das Kruppſche Unternehmen Brot und 
Arbeit. Für unſer Volk Wehr und Waffen. Und doch. 
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was bedeutet das Anwachſen des Kruppſchen Vermögens in 
einem Jahrhundert zäheſter Arbeit gegenüber dem Wachs⸗ 
tum des Rothſchildſchen Vermögens aus Zins und Zinſes⸗ 
zins durch mühe⸗ und endloſen Wertzuwachs? Es iſt ein 
Zwerg dieſen Milliarden gegenüber. Nichts zeigt uns klarer 
den tiefen Weſensunterſchied zwiſchen Leihkapital und 
Induſtriekapital. Nichts kann uns den Unterſchied klarer 
machen zwiſchen den verheerenden Wirkungen des Leih⸗ 
zinſes und den Betriebsgewinnen (Dividenden) der in groß⸗ 
artigen Induſtrieunternehmungen angelegten, riskierten 
Betriebskapitalien. 

Es kann nicht genug betont werden, daß die Erkenntnis 
der mathematiſchen Geſetze, denen Leihkapital und Indu⸗ 
ſtriekapital folgen, uns allein den klaren Weg zeigt, wo 
der Hebel einzuſetzen iſt für eine Umwälzung unſerer zer⸗ 
rütteten Finanzwirtſchaft. Wir erkennen klar, daß nicht die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung, nicht das Kapital als 
ſolches die Geißel der Menſchheit ift: Das unerſätt⸗ 
liche Zinsbedürfnis des Groß⸗Leihkapitals 
iſt der Fluch der geſamten arbeitenden 
Menſchheit! 

Kapital muß ſein — Arbeit muß ſein! Arbeit allein ver⸗ 
mag wenig — Kapital allein ſoll nichts vermögen! 

Kapital ohne Arbeit hat ſteril zu ſein! Deshalb iſt die 
wichtigſte Forderung, die vornehmſte Aufgabe der Revolu⸗ 
tion, der vernünftigſte Sinn einer Weltrevolution die 


Brechung der Zinsknechtſchaft 
des Geldes. 


Das Haus Rothſchild wird heute auf 40 Milliarden ge⸗ 
ſchätzt. Die Milliardäre der amerikaniſchen Hochfinanz. die 
Herren Cahn, Löb, Schiff, Speyer, Morgan, Vanderbilt, 
Aſtor, werden zuſammen auf mindeſtens 60—70 Milliarden 
geſchätzt. Bei einer nur 5prozentigen Verzinſung bedeutet 
dies ein Einkommen dieſer acht Familien von 5 bis 6 Mil⸗ 
liarden, das iſt nahezu ſo viel, wie nach den Unterſuchungen 
von Helfferich im Jahre 1912 750 aller Steuerzahler in 
Preußen Jahreseinkommen hatten. (Es waren damals rund 
21 000 000 Zenſiten. 75% hiervon rund 15 000 000. Auf 
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jeden Zenſiten treffen im Durchſchnitt 1,56 Angehörige, 
ſohin 23 Millionen Angehörige.) 

Rund 38 000 000 Deutſche haben alſo davon leben müſſen. 
was die oben erwähnten Milliardäre im Jahr Einkommen 
haben. — Gewiß find die amerikaniſchen Milliardäre nicht 
in dem Sinn reine Leihkapitaliſten wie das Haus Roth⸗ 
ſchild, ich will auch gar nicht darüber rechten, ob die ameri⸗ 
kaniſchen Milliardäre „100⸗Millionen⸗Dollar⸗ Milliardäre“ 
find oder wirkliche „1000⸗Millionen⸗Mark⸗ Milliardäre“, im 
erſten Falle müßte man eben noch ein oder zwei Dutzend 
weitere Kröſuſſe hinzurechnen. Oder nehmen wir gleich die 
Rathenauſchen „300“, dann geht unſere Aufſtellung ſicher 
in Ordnung. Es kommt hier auch gar nicht darauf an, eine 
genaue Ziffer zu geben. Die erkannte Größenordnung von 
300 zu 38 000 000 allein öffnet uns die Augen über die Ge⸗ 
waltherrſchaft des internationalen Leihkapitals. 

Deshalb tut es not, mit einem Ruck dieſe furchtbaren 
Feſſeln abzuſchütteln, die alle werktätige Arbeit erſticken 
müſſen, dem Gelde die Macht zu entreißen, daß es Zinſen 
gebäre und immer wieder gebäre, bis die geſamte Menſch⸗ 
heit dem internationalen Leihkapital reſtlos zinspflichtig 
geworden iſt. 

Schwerkrank iſt unſer Vaterland, ſchwerkrank iſt die ganze 
Welt. Das Gift des Mammonismus zehrt am Leib der 
Menſchheit. Der Bolſchewismus will die Menſchheit kurie⸗ 
ren. Zerſchmeißen will er ſie wie irdene Töpfe. Eine Eiſen⸗ 
bartkur will er an der leidenden Menſchheit vornehmen, 
durch Operation glaubt er retten zu können, wo doch die 
Krankheitsurſache ſchleichendes Gift iſt. Nur eine Ent⸗ 
ziehung des Giftſtoffes kann Rettung bringen. Nicht gegen 
Menſchennatur richtet ſich der Gedanke der Brechung der 
Zinsknechtſchaft, nicht ausgelöſcht wird kühner Unternehmer⸗ 
geiſt, nicht gehemmt wird die Gütererzeugung — nur der 
mühe⸗ und endloſe Güterzufluß aus wucheriſchem Zins⸗ 
genuß muß ein Ende finden. 


Wir wollen uns nun in aller Kürze über die wichtigſten 
Seiten dieſer revolutionären Forderung klar werden, und 
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zwar wollen wir die Fragen zunächſt von unjerem natio⸗ 
nalen Geſichtspunkt aus betrachten. 

Zunächſt bedarf es hierzu eines klaren Blickes auf unſere 
derzeitige Lage. Staatsſekretär Schiffer hat ſie in ſeiner 
großen Rede in der Berliner Handelskammer für „unüber⸗ 
ſehbar“ erklärt. Das iſt nur bedingt richtig. Überſehbar iſt 
die ungeheure Verſchuldung unſerer Volkswirtſchaft, die 
unerhörte Entwertung unſerer Zahlungsmittel, kurzum 
die Tatſache, daß wir über Nacht ein armes Volk geworden 
ſind. 

Die Belaſtungen, die uns durch den Friedensſchluß auf⸗ 
erlegt werden, laſſen ſich allerdings nicht überſehen. Die 
bereits vorhandenen Schuldverſchreibungen beziffern ſich, 
wie wir geſehen haben, auf rund 250 Milliarden. Wir wol⸗ 
len einmal annehmen, daß uns die Entente weitere 50 Mil⸗ 
liarden an Kriegsentſchädigung in irgendeiner Form auf⸗ 
erlegt, ſo ſind das zuſammen rund 300 Milliarden Schul⸗ 
den. So ſchwer es ſich in den engen Rahmen dieſer Abhand⸗ 
lung preſſen läßt, müſſen doch einige Worte über die 
Größe des deutſchen Nationalvermögens an dieſer Stelle 
geſagt werden. Die Unterſuchungen von Helfferich und Stein⸗ 
mann⸗Bucher beziffern das deutſche Nationalvermögen auf 
rund 350 Milliarden. Man kann derartigen Feſtſtellungen, 
ſo vorſichtig ſie aufgebaut ſein mögen, nur ſehr bedingten 
Wert beimeſſen. Sie gelten überhaupt nur für Zeiten 
ungeſtörter Wirtſchaft. Sie ſind aber auch da ſchon irre⸗ 
führend, indem die ſtaatlichen und gemeindlichen Beſitzun⸗ 
gen mit aufgenommen ſind, alſo auch Straßenbauten, Fluß⸗ 
korrektionen uſw. Es leuchtet ein, daß zwar die Herſtellung 
derartiger Arbeiten ungeheures Geld gekoſtet hat, daß ſie 
aber doch eigentlich keinen Eigenwert haben. Ein beſſerer 
Maßſtab für die Höhe des Nationalvermögens iſt das ſoge⸗ 
nannte ſteuerbare Vermögen, wie es ſich aus den Steuer⸗ 
erklärungen zum Wehrbeitrag oder aus der Kriegsver⸗ 
mögensſteuer ergibt. Hierfür ergab ſich eine Geſamtſumme 
von 192 Milliarden, alſo ganz erheblich viel weniger als 
nach den Aufſtellungen Helfferichs. Es mag zu dieſer 
Summe noch ein Zuſchlag gemacht werden von etwa erfah⸗ 
rungsgemäß 10% für die geſetzlich ſteuerfreien kleinen Ver⸗ 
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mögen und etwa ein gleich großer Zuſchlag für „itille 
Reſerven“. 

Jedenfalls erſcheint es mir utopiſch, von einem National⸗ 
vermögen zu ſprechen von über 250 Milliarden. Aber auch 
dieſe Ziffer hat nur ganz bedingten Wert. Das Richtigſte 
wäre, mit der Vorſtellung eines ziffernmäßig faßbaren 
Nationalvermögens überhaupt zu brechen und zu der Er⸗ 
kenntnis durchzudringen, daß das Nationalver⸗ 
mögen ausſchließlich ſeinen Ausdruck fin⸗ 
det in der geiſtigen und körperlichen Ar⸗ 
beitskraft der ganzen Nation, alſo Größen⸗ 
ordnungen angehört, die mit dem engeren Kapitalbegriff 
gar nichts zu tun haben. Zwar müſſen wir noch eine wei⸗ 
tere Quelle des Nationalvermögens in dem Vorhandenſein 
von Bodenſchätzen, Waldreichtum und fruchtbarer Erde er⸗ 
blicken, aber auch dieſe Dinge laſſen ſich nicht ziffernmäßig 
faſſen, da ſie zwiſchen Null und Anendlich ſchwanken, je 
nachdem die Bodenſchätze brachliegen oder auf Grund geo⸗ 
logiſcher Gutachten nach Milliarden von Tonnen Kohlen 
uſw. berechnet werden. 

Wir wollen nicht vergeſſen, daß Deutſchland eigentlich 
ein armes Land iſt. Monopole beſitzt es faſt gar keine. Im 
Reichtum an Bodenſchätzen ſteht es weit hinter den meiſten 
Nachbarländern zurück, ganz zu ſchweigen von den uner⸗ 
hörten Bodenſchätzen des chineſiſchen, indiſchen und ameri⸗ 
kaniſchen Reiches. An Fruchtbarkeit des Erdbodens ſteht 
es weit zurück gegenüber den geſegneten Gefilden der ruſſi⸗ 
ſchen ſchwarzen Erde, gegenüber den mühelos produzieren⸗ 
den tropiſchen und ſubtropiſchen Landſtrecken. So bleibt uns 
letzten Endes immer nur die Arbeitskraft und der Arbeits⸗ 
wille unſeres Volkes, und wir müſſen uns darüber klar 
ſein, daß bei dieſer Sachlage von fundierten Anleihen, 
von einer dinglichen Sicherheit für unſere Schuldverſchrei⸗ 
bungen keine Rede ſein kann. 

Ob verzinsliche Kriegsanleihe oder unverzinsliche Reichs⸗ 
banknote, es ſteht einzig und allein hinter ihnen die Steuer⸗ 
kraft des ganzen Volkes, und was iſt die Steuerkraft ande⸗ 
res als eine Funktion der Arbeitsleiſtung der geſamten 
werktätigen Bevölkerung? 
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Wir müſſen uns nun noch über einen weiteren hier ange⸗ 
ſchnittenen Fragenkomplex kurz klar werden, und zwar über 
die Hauptpoſten unſerer ſtaatlichen Einnahmequellen und 
Ausgaben. Es iſt ein merkwürdiger Gegenſatz zwiſchen dem 
breiten Raum, den die Geldbeſchaffungsfrage in unſerem 
Privatleben einnimmt, und dem Intereſſe, das wir den gro⸗ 
ßen Fragen unſerer ſtaatlichen Finanzgebarung entgegen⸗ 
bringen, und doch beſteht durchaus kein weſentlicher Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Einzelwirtſchaft und der Volkswirtſchaft. 

Die Hauptpoſten der Staatseinkünfte ſind: erſtens die 
Reinerträge der Poſten und Eiſenbahnen, zweitens die aus 
Bergwerken, Forſtverwaltung und ſonſtigen Staatsbetrie⸗ 
ben, drittens die Zölle und indirekten Steuern und vier⸗ 
tens die direkten Steuern. 


Ich will, um bei derart eminent praktiſchen Fragen nicht 
nur theoretiſche Erörterungen zu pflegen, an Hand des 
bayeriſchen Staatshaushaltes!) des Jahres 1911 die ein⸗ 
zelnen Poſten nach ihrer Größenordnung kurz erläutern. 
— Poſt, Telegraph und Eiſenbahnen brachten 120 Millionen, 
Forſten, Bergwerke uſw. rund 40 Millionen, die indirekten 
Steuern 53 Millionen. die direkten Steuern 60 Millionen. 
Weitere 67 Millionen floſſen aus Stempelabgaben, Ge⸗ 
bühren, Erbſchaftsſteuern, Grundgefällen, Überweiſungen 
ſeitens des Reiches uſw. 

Wie ſteht es nun mit den Ausgaben? Wir finden hier 
an erſter Stelle die Aufwendungen für die Verzinſung 
der Staatsſchuld einſchließlich der Eiſenbahnanleihen mit 
85 Millionen. Für das Königliche Haus 5 Millionen. 
Juſtizverwaltung 27 Millionen, innere Verwaltung 40 Mil⸗ 
lionen, Kirchen und Schulen 51 Millionen, Finanzverwal⸗ 
tung 13 Millionen, Ausgaben für Reichszwecke 50 Mil⸗ 
lionen, Penſionen 36 Millionen. Diverſe Ausgaben 5 Mil⸗ 


) Die folgenden Angaben über den bayeriſchen Staatshaus⸗ 
halt find in abgerundeten Beträgen dem Bayeriſchen Statiſti⸗ 
ſchen Jahrbuch vom Jahre 1913 entnommen. Es iſt dies das 
letzte vor dem Kriege erſchienene Statiſtiſche Jahrbuch, das über 
die bayeriſchen Finanzen erſchöpfende Auskunft gibt. Während 
des Krieges find keine neueren Ausgaben erſchienen. 
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lionen. Ein Einnahmeüberſchuß von 27 Millionen glich 
in jenem glücklichen Jahre der bayeriſchen Finanzen das 
Jahresbudget ab. 

Es intereſſieren uns im Rahmen unſeres Gedankens in⸗ 
des nur die Ausgaben, die durch Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft entfallen können. Hier ſteht naturgemäß an erſter 
Stelle die Aufwendung für Verzinſung der Staatsſchuld 
mit 85 Millionen, dazu der größte Teil unſerer Aufwen⸗ 
dung für die Finanzverwaltung mit etwa 10 Millionen, 
ferner ein großer Teil der Aufwendungen für Reichs⸗ 
zwecke, von denen wir die Hälfte mit 25 Millionen anſetzen 
wollen, und ſchließlich entfallen heute die Aufwendungen 
für das Königliche Haus mit 5 Millionen, zuſammen 
125 Millionen. 

Der Ausfall dieſer Poſten bedeutet die Möglichkeit des 
Verzichtes auf die Erhebung aller direkten und 
indirekten Steuern, die, wie wir ſahen, 53 und 60, 
zuſammen 113 Millionen einbrachten! Wir ſind nun durch⸗ 
aus nicht der Meinung, daß man die direkten und indirek⸗ 
ten Steuern ganz abſchaffen ſolle, in vernünftigen Grenzen 
wirken ſie zweifellos einerſeits erziehlich, andererſeits regu⸗ 
lierend. Es iſt ſicher nicht mehr wie recht und billig, daß 
das Einkommen aus fundiertem Beſitz einer mäßigen, ge⸗ 
ſtaffelten Steuer unterworfen bleibt, der Staat muß ja 
auch mit ſeinen Machtmitteln für ungeſtörten Beſitz jorgen; 
es erſcheint ebenſo angezeigt, daß Handel und Induſtrie 
aus ihren Betriebsgewinnen zu entſprechenden Steuer⸗ 
leiſtungen herangezogen werden, für ſie hat auch der Staat 
für die Erhaltung und den Ausbau der öffentlichen Ver⸗ 
kehrswege zu ſorgen; eine entſprechende Mindeſtkopfſteuer 
für jeden wahlberechtigten Bürger iſt ebenfalls eine For⸗ 
derung der Gerechtigkeit, vom Staate wird auch die Obhut 
für Sicherheit der Perſon und des Eigentums verlangt. 

Auf dem Gebiete der indirekten Steuern könnte ein kräf⸗ 
tiger Ausbau aller reinen Luxusſteuern im beſten Sinne 
regulierend wirken, während alle reinen Volksnahrungs⸗ 
mittel und ⸗bedürfniſſe von Steuern frei zu halten wären. 

Das Ergebnis einer ſolchen Steuerpolitik wäre weniger 
in dem hohen finanziellen Ergebnis zu ſuchen — davon kann 
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keine Rede jein, da fie für die große Maſſe der Bevölke⸗ 
rung nicht eine wirkliche ſteuerliche Belaſtung, ſondern nur 
eine Erinnerung ſein ſoll, daß der Menſch nicht nur Einzel⸗ 
weſen, ſondern auch Staatsbürger iſt und außer ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechten auch ſtaatsbürgerliche Pflichten hat. 
Die Erträgniſſe ſollen weniger zur Entlaſtung der werben⸗ 
den Staatsbetriebe verwendet werden, deren Reinerträg⸗ 
niſſe, wie wir geſehen haben, genügen, um die ordentlichen 
Aufwendungen des Staates für Erziehung, Bildung, Rechts⸗ 
pflege, innere Verwaltung uſw. zu beſtreiten. Sie ſollten 
dafür verwendet werden, beſondere Kulturaufgaben des 
Staates zu fördern, für die im Rahmen des ordentlichen 
Staatshaushaltes niemals entſprechende Mittel zur Ver⸗ 
fügung ſtanden. Ich denke hier in erſter Linie an Säug⸗ 
lingsheime, Blinden⸗ und Krüppelanſtalten, Kinderhorte, 
Mutterſchutz, Kampf gegen Tuberkuloſe, gegen Alkohol und 
Geſchlechtskrankheiten, für Anlage von Gartenſtädten und 
Siedelungen, insbeſondere für die Unterbringung und 
menſchenwürdige Verſorgung unſerer Kriegsbeſchädigten. 

Unſer Blick weitet ſich. Wir ſehen Neuland. Abſchaffung 
aller Steuern könnte die Brechung der Zinsknechtſchaft be⸗ 
deuten? Sie würde es bedeuten, wenn wir als ſiegreiches 
Volk aus dieſem Rieſenkampf hervorgegangen wären. So 
wollen wir nicht zu früh frohlocken, dafür werden die uns 
von unſeren Feinden auferlegten Laſten ſorgen. — Aber 
jedenfalls, wir ſehen Neuland auf Grund der ſoeben an⸗ 
geſtellten, doch höchſt einfachen Betrachtung des Beiſpiels 
unſeres bayeriſchen Staatshaushaltes. 

In den Grundzügen finden wir ganz ähnliche Verhält⸗ 
niſſe in den übrigen deutſchen Bundesſtaaten, und es iſt 
nicht zuviel geſagt, daß aus den Überſchüſſen der werben⸗ 
den Staatsbetriebe, alſo der Eiſenbahnen, Poſten, Tele⸗ 
graphen, Forſten, Bergwerke uſw., alle ſtaatlichen Auf⸗ 
wendungen für die geſamte Rechtspflege, für die geſamte 
innere Verwaltung, einſchließlich der Staatsbauten, alle 
Ausgaben für Erziehung und Bildung ſowie für Kultus⸗ 
zwecke ohne Schwierigkeit beſtritten werden könnten. Alſo 
ein geradezu idealer Zuſtand. Warum iſt das nicht ſo? Der 
Zins hat ſich eingeſchlichen. Wegen der Zinszahlung wer⸗ 
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den der Bevölkerung die Lebensmittel verteuert; wegen 
der Zinſen werden Zucker und Salz, Bier und Wein, Zünd⸗ 
hölzer und Tabake und zahlloſe andere Gegenſtände des 
täglichen Bedarfes mit indirekten Steuern belegt. Wegen 
der Zinſen müſſen direkte Steuern erhoben werden: Grund⸗ 
ſteuern, die auf verteuertes Getreide abgewälzt werden; 
Hausſteuern, die die Mieten in die Höhe treiben, Gewerbe⸗ 
ſteuern, die die ſchaffende Arbeit belaſten, Einkommen⸗ 
ſteuern, die unabwälzbar die Lebenshaltung der Beamten 
und Feſtbeſoldeten herunterdrücken, und endlich ganz am 
Schluß, beſcheiden im Geben, unerſättlich im Nehmen, 
kommt das Leihkapital mit den Kapitalrentenſteuern. Aus 
253 Millionen eingenommenen Kapitalrenten in Bayern 
auf Grund der Steuererklärungen des Jahres 1911 wurden 
ganze 8,1 Millionen an Staatsſteuern bezahlt. Wir haben 
geſehen, daß jede Kapitalrente, jeder Kapitalzins letzten 
Endes ausſchließlich durch die Arbeit des ganzen Volkes 
aufgebracht werden muß. Wir haben geſehen, daß die 
Zinſenzahlung für die Staatsſchulden den größten Poſten 
in unſerem Staatsbudget ausmacht, und wir haben ge⸗ 
ſehen, daß die Kapitalrenten⸗Steuerpflichtigen nur einen 
höchſt beſcheidenen Beitrag zu den Staatseinnahmen bei⸗ 
ſteuern. 

Nach der Größenordnung zahlt der Kapitaliſt von den 
direkten Staatsſteuern mit 8 Millionen von 60 Millionen 
Geſamtſumme der direkten Steuern nur ein Achtel bis ein 
Sechſtel. Die direkten Steuern betragen nach der Größen⸗ 
ordnung ungefähr ein Fünftel der geſamten Staatsein⸗ 
nahmen. Somit leiſtet das Leihkapital nur etwa ein Drei⸗ 
ßigſtel bis ein Achtundvierzigſtel Zuſchuß im Hinblick auf 
die geſamten ſtaatlichen Bedürfniſſe. 


Grauenhaft wird das Bild erſt, wenn wir unſeren Reichs⸗ 
haushalt betrachten. Hier liegen die Verhältniſſe an ſich 
ſchon viel ungünſtiger. Das Reich hat nicht die Steuer⸗ 
quellen wie die einzelnen Bundesſtaaten. Die direkten 
Steuern ſind den Bundesſtaaten vorbehalten, die werben⸗ 
den Betriebe des Reiches beſchränken ſich auf die Reichs⸗ 
poſt und die Reichseiſenbahn (alſo: ohne die preußiſchen 
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Staatseiſenbahnen), und ſomit bleiben nur die Zölle und 
indirekten Steuern. 

Die Größenordnungen dieſer Reichseinnahmequellen (ſiehe 
Statiſtiſches Jahrbuch für das Deutſche Reich vom Jahre 
1917 und 1918) waren im Jahre 1915 1 Milliarde Reichs⸗ 
poſt und Eiſenbahn, 0,7 Milliarden Zölle, 1 Milliarde 
indirekte Steuern, 0,8 Milliarden beſondere Einnahmen 
(Wehrbeitrag, Matrikularbeiträge) uſw. Auch hier wieder 
dasſelbe Bild. Mehr als ein Drittel, nämlich 1,3 Milliar⸗ 
den, verſchlang im Jahre 1915 die Verzinſung der Reichs⸗ 
ſchuld. Auch hier hat ſich wieder das Leihkapital einge⸗ 
drängt. Auch hier zieht es zu ſeiner Befriedigung alle 
indirekten Steuern heran. Zucker zahlt 163 Millionen, Salz 
61 Millionen, Bier 128 Millionen, Tabak, Branntwein, 
Schaumwein, Leuchtmittel, Zündwaren, Spielkarten und 
zahlloſe andere Steuermittelchen mußten herhalten, um 
eine Milliarde zuſammenzukratzen, die dann reſtlos in die 
Taſchen der Kapitaliſten fließt. 

Heute iſt die Aufbringung nur der Schuldzinſen des 
Reiches ein Rätſel. 5 Milliarden allein verſchlingen ja doch 
die Verzinſungen unſerer 100⸗Milliarden⸗Kriegsanleihe. Die 
Einnahmen aus Poſt und Eiſenbahn können kaum noch 
erhöht werden. Zölle werden wir kaum noch erheben dür⸗ 
fen. So bleibt wohl nur eine Verfünffachung oder Verzehn⸗ 
fachung der indirekten Steuern übrig — eine Unmöglich⸗ 
keit — oder die klare Einſicht, daß einzig und allein die 
Brechung der Zinsknechtſchaft des Geldes uns Rettung 
bringen kann. Ein ungeheurer Selbſtbetrug war die ganze 
Kriegsanleihewirtſchaft. 100 Milliarden hat das deutſche 
Volk von ſich für ſeinen Krieg geborgt. 5 Milliarden Zinſen 
hat es ſich dafür verſprochen; 5 Milliarden Steuern muß 
es alſo bezahlen. Nutzen hat nur der Großkapitaliſt, der ſo 
viel Kapitalrenten bezieht, daß er ſie unmöglich aufbrauchen 
kann; durch die Kapitalrentenſteuer wird ihm ja nur ein 
ganz beſcheidener Prozentſatz abgenommen, wie wir geſehen 
haben. 


Ich hoffe ſchon jetzt durch die großen Linien meiner Be⸗ 
weisführung das menſchlich begreifliche Erſchrecken vieler 
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Leſer verſcheucht zu haben ob des eventuellen Entgangs 
ihrer Zinsbezüge aus ihren ſchönen Wertpapieren. Nur 
ganz kurz möge an einem Beiſpiel gezeigt werden, daß die 
ganze Zinſenwirtſchaft große Selbſttäuſchung iſt, und zwar 
will ich dabei an eine oberſte Grenze gehen von gut bürger⸗ 
lichen Einkommensverhältniſſen. Geſetzt den Fall, das 
Arbeitseinkommen eines Familienoberhauptes ſei 10 000 
Mark, dazu noch 5000 Mark aus Kapitalrenten, ſo ſind 
hieraus zunächſt ungefähr 1500 Mark direkte Steuern zu 
bezahlen, ferner werden in Geſtalt der teueren Mieten 
mindeſtens 1000 —1200 Mark für den ewigen Mietzins 
abzuziehen ſein; weitere 1000 Mark dürfen durch die in⸗ 
direkten Steuern der fünf⸗ bis ſechsköpfigen Familie auf⸗ 
gezehrt werden, und ſchon jetzt erkennt man, daß bereits 
unter den glücklichen Steuerverhältniſſen früherer Jahre 
von den ſchönen Kapitalrenten des kleineren und mittleren 
Kapitaliſten gar nicht viel übrigbleibt. Heute kann von 
„Übrigbleiben“ ſchon gar keine Rede mehr ſein; im Gegen⸗ 
teil, erhebliche Teile des Arbeitseinkommens werden wohl, 
wenn man die phantaſtiſchen derzeitigen Steuerpläne ſich 
anſieht, auch noch weggeſteuert werden. Ganz anders ſieht 
ſich natürlich die Sache an für den Großkapitaliſten, der, 
ſagen wir einmal, nur 1 Million Kapitalrenten bezieht. 
(Solche Leute gibt es in Deutſchland heute ziemlich viele.) 
An Kapitalrentenſteuer zahlt dieſer Glückliche, wenn es 
hoch kommt, 50—60 000 Mark. An indirekten Steuern zahlt 
er auch nicht mehr als der Familienvater des vorigen Bei⸗ 
ſpieles. Für ſeinen Haushalt kann er ſchließlich auch bei 
der heutigen teuren Zeit mit 40—50 000 Mark doch noch 
ganz angenehm leben. Bleiben ihm bare runde nette 
900 000 Mark, für die er im nächſten Jahre bei 5 % Zins 
neue 45 000 Mark Leihzinſen beziehen wird und das von 
Rechts wegen zu Laſten der werktätigen Bevölkerung. 
Der kleine Rentner, der nur von ſeinen Zinſen lebt, wäre 
zweifellos geſchädigt. Iſt er arbeitsfähig, ſo müßte er ſich 
natürlich entſchließen, ſich ein Arbeitseinkommen zu ver⸗ 
ſchaffen. Damit ſtellt er ſich dann immer noch ſehr viel 
beſſer als die Millionen ſeiner Volksgenoſſen, die nichts 
haben außer ihrer körperlichen oder geiſtigen Arbeitskraft. 
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Will er das nicht, jo muß er jein Vermögen einzehren. 
20 Jahre lang hat er ja ſchließlich immer noch daran zu 
zehren, wenn er wie bisher 5 Z an Zinſen von nun ab als 
Einzehrung verbraucht. Für Perſonen, die nicht in der 
Lage ſind, zu arbeiten, oder durch Krankheit und Alter 
geſchwächt ſind, muß ſelbſtverſtändlich durch Ausbau der 
ſozialen Fürſorge für alle Bevölkerungskreiſe für eine ent⸗ 
ſprechende Exiſtenz geſorgt werden. Es würde weit über 
den Rahmen dieſes Aufſatzes hinausgehen, im einzelnen den 
perſönlichen Intereſſen einzelner Schichten der Bevölke⸗ 
rung nachzugehen. Es kann ſich bei einer ſo umwälzenden 
Forderung auch gar nicht um perſönliche Intereſſen han⸗ 
deln, und trotzdem wird man bei den Auswirkungen des 
Gedankens die Erfahrung machen, daß die heilſamen Fol⸗ 
gen ſchließlich wieder jedem einzelnen perſönlich zugute 
kommen werden. 

Gerade an dem oben angeſchnittenen Problem der Zins⸗ 
los machung der Kriegsanleihen habe ich ſchon klarzumachen 
verſucht, daß der kleine Kapitaliſt, alſo alle die Hundert⸗ 
tauſende, die durch eine mehr als amerikaniſche Werbe⸗ 
tätigkeit für die Zeichnung der Kriegsanleihen zur Hingabe 
ihrer Erſparniſſe veranlaßt worden ſind, von den Zinſen 
nicht nur nichts haben, weil ſie ja ſelbſt dafür die Steuern 
zahlen müſſen, ſondern bei der auf Schonung des Groß⸗ 
kapitales zugeſchnittenen Steuergeſetzgebung für die Zin⸗ 
ſen der Millionenzeichnungen mitzahlen müſſen. Ich denke 
mir, daß, abgeſehen von dieſen höchſt realen Betrachtungen, 
allein ſchon ein Appell an alle um das Wohl ihrer Kinder 
beſorgten Anleihebeſitzer genügen müßte, um den Verzicht 
auf ewigen Zins aus den Schuld verſchreibungen des Rei⸗ 
ches als ganz natürlich hinzunehmen. Was verliert denn 
eigentlich der Patriot, der ſeinem Vaterland in höchſter 
Not 10 000 Mark gegeben hat, in dieſem Falle anderes als 
nur ein wucheriſches Anrecht darauf, 50 000 Mark allein 
an Zinſen innerhalb hundert Jahren zu beziehen, ohne daß 
dadurch ſich das Kapital auch nur im geringſten abgenützt 
hätte? Ewig müſſen ſeine Kinder und Enkel dafür arbeiten, 
daß nur zu allererſt dieſe Zinſen bezahlt werden können. 

Die Frage der Rückzahlung der geliehenen Summen 
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kann in verſchiedener Meile gelöjt werden. In meinen 
kurzen Leitgedanken zu vorliegendem Problem, die ich der 
Regierung des Volksſtaates Bayern am 20. November 
vorigen Jahres eingereicht habe, habe ich den Vorſchlag 
gemacht, einfach an Stelle der Zinszahlung die Rück⸗ 
zahlung treten zu laſſen in 20 Jahresraten von 5%. Ich 
glaube im folgenden noch einen weit beſſeren Vorſchlag 
machen zu können, der ob ſeiner Einfachheit ſicherlich den 
Vorzug verdient: „Die Kriegsanleiheſtücke werden unter 
Aufhebung der Verzinſung zu geſetzlichen Zahlungsmitteln 
erklärt.“ Das iſt das Ei des Kolumbus. Der Vorteil dieſer 
Maßnahme iſt zunächſt der, daß eigentlich niemand etwas 
davon merkt. Die Anleiheſtücke bleiben ruhig in den De⸗ 
pots liegen, nur kriegen ſie keine Jungen, ſo wenig wie 
ein Buch oder ein Schrank oder ein ſonſtiger verbrauch⸗ 
barer Gegenſtand, den man an ſeinen Freund verliehen hat. 

Braucht man Geld, ſo holt man ſich eben einen Schein 
und bezahlt damit. So viel Schönheit und Papierwert 
wie unjere übrigen 10⸗, 20⸗, 100⸗ und 1000⸗Mark⸗Scheine 
haben die Kriegsanleiheſcheine ja ſchließlich auch. Von 
einer Überſchwemmung des Marktes mit Zahlungsmit⸗ 
teln kann bei einer derartig ſtoßfreien Überführung der 
Zinſenwirtſchaft in die zinsfreie Volkswirtſchaft gar keine 
Rede ſein. Die Kriegsanleiheſtücke befinden ſich ja bereits 
ſämtlich wohlverwahrt und aufbewahrt in den Banktreſors 
oder ſonſtigen vom Volk als diebesſicher betrachteten Ver⸗ 
ſtecken, als da ſind der wollene Strumpf oder der Miſt⸗ 
haufen. Es kann die Tatſache doch gar nicht geleugnet 
werden, daß die ausgegebenen papiernen Zahlungsmittel 
in Höhe von ungefähr 40 Milliarden ja auch nicht im Um⸗ 
lauf ſind, ſondern zum allergrößten Teil in der oben ge⸗ 
ſchilderten Weiſe theſauriert ſind. Unſer Bedarf an Zah⸗ 
lungsmitteln waren auch zu Zeiten der Hochkonjunktur vor 
dem Kriege nur etwa 4—6 Milliarden, und davon, daß 
wir heute mehr als das Doppelte dieſer Summe brauch⸗ 
ten, kann bei dem ſich immer mehr einbürgernden bar⸗ 
geldloſen Zahlungsverkehr keine Rede ſein. 

Ganz in der gleichen Weiſe iſt ſelbſtverſtändlich die Ent⸗ 
zinſung für alle feſtverzinslichen Werte vorzunehmen. Für 
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dieſe Werte ſowie für die Dividendenwerte wird ſich in⸗ 
des mehr die urſprünglich für alle Werte vorgeſchlagene 
„Rückzahlung“ an Stelle der Zinszahlung empfehlen, ſo 
insbeſondere auch für die Hypotheken. Die Brechung der 
Zinsknechtſchaft für die Hypotheken bedeutet zweifellos die 
Löſung des Wohnungsproblems, die Befreiung von den 
unerſchwinglichen Mieten. Es iſt ebenſowenig einzuſehen, 
warum der Inhaber einer Hypothek aus der einmal dar⸗ 
geliehenen Summe ewigen Zinsgenuß haben ſoll, warum 
ihm ein mühe⸗ und endloſer Güterzufluß beſchieden ſein 
ſoll, warum die große Maſſe eines Volkes nur dieſem un⸗ 
geſunden Zinsprinzip zuliebe jahraus, jahrein die hohen 
Mieten zahlen ſoll. Nur ganz kurz ſei eingeſchaltet, daß 
ſelbſtverſtändlich von einer völligen Abſchaffung des Miet⸗ 
zinſes nicht die Rede ſein kann, da ja die Verwaltung und 
Unterhaltung der Häuſer ſtändig Arbeit und Geld erfor⸗ 
dert. Es wird alſo eine Abſenkung der Mieten nur ſo weit 
eintreten können, als durch die erfolgte Rückzahlung der 
Hypotheken ſich von ſelbſt ergibt. 


Im einzelnen auf die zahlloſen Fragen, die durch die 
Auswirkung des Gedankens angeſchnitten werden, näher 
einzugehen, iſt hier nicht möglich und nicht der gegebene 
Ort. Genannt wenigſtens ſeien als die wichtigſten die 
Frage der Kapitalbeſchaffung überhaupt, die Behandlung 
aller Hypothekenwerte, das Hypothekenweſen, die Banken⸗ 
und Bankiersfrage, die ganze Einſtellung unſerer Sozial⸗ 
politik, wie ſchließlich die geſamte dadurch bedingte Umge- 
ſtaltung unſeres Finanzweſens. 

Aber eines ſoll in aller Schärfe betont ſein: daß die 
Brechung der Zinsknechtſchaft nicht das geringſte mit un⸗ 
ſerer geſamten werteſchaffenden Arbeit zu tun hat, inſo⸗ 
fern, als dem Unternehmergeiſt, der ſchaffenden Arbeit, 
der Erzeugung von Gütern, dem Erwerb von Reichtum 
in gar keiner Weiſe ein Hemmnis bereitet wird; im Gegen⸗ 
teil wird, wie wir geſehen haben, das ganze werktätige 
Volk von einem dumpfen, unerklärlichen, ſchweren Druck 
befreit; unſer Seelenleben wird gereinigt von einem be⸗ 
rauſchenden Gift. Wie richtig im Laufe der Geſchichte die 


3 Feder, Finanz u. Wirtſchaſtspolitit 33 


Fruchtbarkeit des Zinsproblems erkannt worden iſt, erſieht 
man daraus, daß zu allen Zeiten und in allen Völkern 
das Zinsproblem die Geiſter beſchäftigte. 

Im Alten Teſtament finden wir an verſchiedenen Stel⸗ 
len, ſo 3. Moſ. 25, 5. Moſ. 15, Beſtimmungen über Zins⸗ 
nachläſſe in der Form, daß das ſiebente Jahr jedesmal ein 
Hall⸗Erlaß oder Jubeljahr ſein ſollte, in welchem alle 
Schulden den Volksgenoſſen nachgelaſſen werden ſollten. 

Solon hat im Jahre 594 v. Chr. durch Geſetz die perſön⸗ 
liche Schuldknechtſchaft aufgehoben. Man nannte dieſes Ge⸗ 
ſetz die große Seiſachtheia. 

Im alten Rom verbot die lex Gemicia vom Jahre 332 
v. Chr. den römiſchen Bürgern kurzerhand überhaupt das 
Zinſennehmen. 

Unter Kaiſer Juſtinian wurde ein Zinſeszinsverbot er⸗ 
laſſen mit der Beſtimmung, es dürften überhaupt keine Zin⸗ 
ſen mehr gefordert werden, wenn die rückſtändigen Zinſen 
bis zur Höhe des urſprünglich dargeliehenen Kapitals an⸗ 
gewachſen ſeien. 

Papſt Leo I. der Große erließ im Jahre 443 ein allge⸗ 
meines Verbot, Zinſen zu nehmen; es war bis dahin nur 
den Klerikern unterſagt, Zinſen von einem Darlehen zu 
fordern. Nun wurde das Zinjenverbot Teil des kanoni⸗ 
ſchen Rechtes und auch eine für die Laien verbindliche 
Vorſchrift. Allmählich ſchloß ſich auch die weltliche Geſetz⸗ 
gebung den kanoniſchen Anſchauungen an und bedrohte das 
Zinsnehmen ſogar mit Strafe. Wir finden dies in den 
Reichspolizeiverordnungen der Jahre 1500, 1530 und 1577. 

Allerdings wurden nun derartige Geſetze viel bekämpft 
und vielfach umgangen, und es mag nur noch bei dieſem 
ganz kurzen hiſtoriſchen Rückblick als eine erſtaunliche hiſto⸗ 
riſche Tatſache erwähnt ſein, daß, während das kanoniſche 
Recht vom 11. bis 17. Jahrhundert den Chriſten das Zins⸗ 
nehmen verboten hatte, dies den Juden geſtattet war. 

Es wäre außerordentlich reizvoll, zu unterſuchen, welche 
wirtſchaftlichen Auswuchserſcheinungen jeweils zu dieſen 
gewaltſamen Laſtenabſchüttelungen geführt haben. Es 
wäre beſonders wertvoll, zu ſehen, welche Mächte und 
Kräfte die Zinsverbote immer wieder durchbrochen haben. 
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Im Mittelalter ift ja wohl mit den Wucherern oft kurzer 
Prozeß gemacht worden, die Bauern oder ausgeſogenen 
Bürger haben ſich zuſammengetan und die Wucherer er⸗ 
ſchlagen. Heute find wir in ein ganz anderes Entwicklungs⸗ 
ſtadium des Zinsproblems getreten. Solche Pogrome wer⸗ 
den aufs tiefſte mißbilligt. Es handelt ſich auch gar nicht 
mehr um einzelne lokal begrenzte Krankheitserſchei⸗ 
nungen, die durch das Ausſchneiden des Eiterherdes be⸗ 
kämpft werden könnten, es handelt ſich um eine ſchwere 
Erkrankung der ganzen Menſchheit. Es mag ganz beſon⸗ 
ders betont ſein, daß in unſerer heutigen Kultur gerade 
die Internationalität der wirtſchaftlichen Beziehungen das 
Zinsprinzip ſo mörderiſch macht. Der gegebene hiſtoriſche 
Rückblick ſoll auch gar keine Analogie ſein für die heu⸗ 
tigen Verhältniſſe. Wenn die Babylonier die Aſſyrer, die 
Römer die Karthager, die Germanen die Römer über⸗ 
wanden, jo gab es keine Fortdauer der Zinsknechtſchaft; 
es gab keine internationalen Weltmächte. Die Kriege wur⸗ 
den auch nicht durch Borgen finanziert, ſondern mit den 
während des Friedens angeſammelten Schätzen. Eine ſehr 
bemerkenswerte Zuſammenſtellung hierüber gibt David 
Hume in ſeiner Abhandlung über den Staatskredit. Erſt 
die neue Zeit mit ihrer Kontinuität des Beſitzes und ihrem 
internationalen Recht läßt die Leihkapitalien ins Unge⸗ 
meſſene ſteigen. Der Pfennig, der zur Zeit von Chriſti 
Geburt auf Zinſen gelegt wurde, exiſtiert nicht mehr, 
weil inzwiſchen mehrmals alle Beſitzrechte der Gewalt 
weichen mußten; dagegen exiſtiert der Pfennig, den der. 
alte Rothſchild auf Zinſen gelegt hat, und wird, wenn es 
ein internationales Recht gibt, in alle Ewigkeit exiſtieren. 
Es iſt außerdem zu bedenken, daß weite Strecken der Erde 
erſt in der neuen Zeit von der Naturalwirtſchaft zur Geld⸗ 
wirtſchaft übergegangen ſind; ferner, daß erſt im 19. Jahr⸗ 
hundert alle Beſchränkungen im Zinſennehmen abgeſchafft 
wurden (England 1854, Dänemark 1856, Belgien 1865, 
Oſterreich 1868). 

Wir müſſen nur endgültig mit der Vorſtellung brechen, 
daß dem Leihkapital eine überirdiſche Macht verliehen ſein 
ſoll, die Kraft, ewig aus ſich ſelbſt heraus zu wachſen, ohne 
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jede eigene produktive Arbeit, und zwar, wie an den Kur⸗ 
ven erläutert, in einem unaufhaltſamen, immer raſender 
werdenden Tempo, mit einer fürchterlichen ausſaugenden 
Kraft begabt. Alle menſchlichen Erzeugniſſe, ja alle irdi⸗ 
ſchen Dinge überhaupt ſind dem ewigen Weltgeſetz von 
Werden und Vergehen untertan. Jedes Ding nützt ſich ab. 
Alles altert und verfällt ſchließlich in Staub; nur allein 
das Leihkapital ſollte ewig ſein, und nicht nur ewig unver⸗ 
änderlich, ſondern ewig ins Ungemeſſene wachſend! 

Unerreichbar dem Weltgeſchehen und Vergehen ſoll es 
thronen über den Wolken, unerreichbar den Geſetzen der 
Vergänglichkeit, unerreichbar den Gewalten der Zerſtö⸗ 
rung, unerreichbar den Rieſengeſchoſſen unſerer Geſchütze, 
die Städte und Dörfer zermalmen; — denn mögen auch 
Häuſer und Hütten, Eiſenbahnen und Brücken von Gra⸗ 
naten zerſchmettert in Staub und Aſche ſinken: die Hypo⸗ 
theken bleiben beſtehen, die Eiſenbahn⸗ und die Staats⸗ 
ſchuldenverſchreibungen werden dadurch nicht ausgetilgt; 
ewig müſſen die unglücklichen Beſitzer ihrer zerſtörten 
Wohnſtätten, ewig die unglückliche Bevölkerung der von 
den Verwüſtungen des Krieges betroffenen Länder fronen 
für die Schuldzinſen aus dem Leihkapital. Jubelnd ſieht 
die goldene Internationale dem tollen Treiben der Menſch⸗ 
heit zu; die wahnſinnigen Zerſtörungen des Krieges, denen 
Dörfer und Städte, ganze Provinzen zum Opfer gefallen 
ſind, geben die erwünſchte Gelegenheit, neue Schuldver⸗ 
ſchreibungen zu errichten, bis ſchließlich reſtlos die ganze 
Menſchheit als Zinsſklave der goldenen Internationale 
dient. Unverkennbar rühren wir hier an die tieferen Wur⸗ 
zeln des Weltkrieges. 


Wir haben uns mit dieſem Ausblick hoch erhoben über 
unſeren engeren nationalen Geſichtspunkt. Wir müſſen 
daher die Frage noch berühren, ob der Gedanke der Bre⸗ 
chung der Zinsknechtſchaft, dem zweifellos internationale 
Bedeutung zukommt, im Rahmen unſeres Vaterlandes 
ausführbar iſt. Die Frage muß unbedingt bejaht werden, 
und zwar allein ſchon aus den in dieſen Zeilen angeſtell⸗ 
ten kurzen Betrachtungen und noch viel mehr aus dem 


36 


unüberwindliden Zwang der Verhältniſſe, in die wir 
geraten ſind. Unſere finanzielle Lage iſt ſo phantaſtiſch 
ſchlecht, daß nur ein im erſten Augenblick phantaſtiſch an⸗ 
mutendes Mittel retten kann, mit den geplanten Mittel⸗ 
chen unſerer gewerbsmäßigen Steuerpolitiker kommen wir 
nicht weiter; wir werden nur immer tiefer in die Schuld⸗ 
knechtſchaft hineinverſinken und in die ausgelegten gol⸗ 
denen Schlingen der Entente hineintappen. 

Es iſt klar, daß wir ausländiſchen Zinsanſprüchen gegen⸗ 
über als politiſch und militäriſch machtloſes Volk zur Zeit 
nichts ausrichten können. Dieſe Zinſen müſſen eben be⸗ 
zahlt werden, bis die Kraft unſeres befreienden Beiſpieles 
die Völker der Welt aufgerüttelt hat und auch ſie veran⸗ 
laßt, die Feſſeln der goldenen Internationale zu ſprengen. 
Ich bin mir wohl bewußt, daß ich mit den vorſtehenden 
Zeilen das Problem keineswegs erſchöpfend behandeln 
konnte; ich wollte auch vorerſt nur den Gedanken an ſich 
in den Streit der Meinungen werfen; immerhin habe ich 
verſucht, den Gedanken wenigſtens ſo weit zu verankern, 
daß er in einer Zeit großer Umwälzungen nicht auf Grund 
hergebrachter Anſchauungen hinweggeſpült werden kann. 

Das ungeheure Mißverhältnis zwiſchen den Milliarden⸗ 
vermögen und den Einkünften von Millionen der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung, die Erkenntnis, daß die Schäden 
unſerer kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung viel mehr zu 
Laſten des Großleihkapitals als des induſtriellen Groß⸗ 
kapitals zu buchen ſind, die Erkenntnis, daß unſere ge⸗ 
ſamte Steuerpolitik nur zugunſten des Leihkapitals zuge⸗ 
ſchnitten war und bei der jetzigen ungeheuren Verſchul⸗ 
dung zu einer vollkommenen Aufſaugung der Arbeitskraft 
des Volkes führen muß; ſchließlich die Erkenntnis, daß 
unſere Zins⸗, Anleihe⸗, Steuerwirtſchaft ein furchtbarer 
Selbſtbetrug iſt, mag wohl zu ernſtem Nachdenken über 
die Brechung der Zinsknechtſchaft anregen. 

Wer ſich weiter mit dem Durchdenken des Vorſchlages 
befaßt, der möge immer die beiden Seiten des Kontos im 
Auge behalten; was ſich auf der einen Seite als Verluſt, 
als Entgang darſtellt, iſt auf der anderen Entlaſtung, 
Zuwachs, Verbeſſerung. Zu wehleidigen Sentiments für 
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Leute, die ihr Leben auf behagliches Aufzehren ihrer jähr- 
lichen Zinſen eingeſtellt haben, iſt der Gedanke natürlich 
nicht berechnet, obwohl auch dieſe ſich immer ſagen mögen, 
daß trotz allem bei einer derartigen Löſung unſerer finan⸗ 
ziellen Nöte eine weit ausgedehntere Schonung der mitt⸗ 
leren und kleineren Vermögensſubſtanzen möglich ſein wird, 
bei der geplanten auch uns als durchaus nötig erſcheinen⸗ 
den kräftigen Heranziehung des Beſitzes. Und gegenüber 
der ſinnloſen Umſtürzung des ruſſiſchen Wirtſchaftslebens 
wird ihnen die hier vorgeſchlagene ſinnvolle Amſtürzung 
des unſrigen als das geringere Übel erſcheinen. 

Der Gedanke will eine geſchloſſene Front der ganzen 
werktätigen Bevölkerung herſtellen vom beſitzloſen Ar⸗ 
beiter, der, wie wir geſehen haben, ſehr kräftig im Wege 
der indirekten Steuer für die Befriedigung des Leih⸗ 
kapitals herangezogen wird, über die geſamte bürgerliche 
Schicht der Beamten und Angeſtellten, des bäuerlichen 
und kleingewerblichen Mittelſtandes hinweg, die in Ge⸗ 
ſtalt von Wohnungselend, Bodenzinſen, Bankzinſen uſw. 
die unbarmherzige Gewaltherrſchaft des Geldes zu ſpüren 
bekommen, bis weit hinauf zu den führenden Köpfen, 
Erfindern und Direktoren unſerer Großinduſtrie, die alle 
ſamt und ſonders mehr oder weniger in den Krallen des 
Großleihkapitals ſtecken, für die es als erſte Lebensaufgabe 
immer heißt: Renten, Zinſen, Dividenden erarbeiten für 
die hinter den Kuliſſen ſpielenden Geldmächte. Nicht min⸗ 
der gehören auch alle Kreiſe der Intelligenz, Künſtler, 
Schriftſteller, Schauſpieler, Wiſſenſchaftler ſowie die übri⸗ 
gen Angehörigen der freien Berufe hinzu. 

Mag das Großkapital bewußt oder inſtinktiv als natür⸗ 
liche Perſonengruppe oder als Perſonifikation des Zins⸗ 
prinzips die Tatſache ſeiner unbeſchränkten Herrſchgier zu 
verdecken ſuchen, mag unſere ganze aus dem römiſchen 
Recht, alſo dem dem Schutz einer Plutokratie dienenden 
Rechte hervorgegangene Rechtſprechung noch ſo ſehr den 
Schutz des Eigentums in den Vordergrund gedrückt haben 
und damit in das Rechtsbewußtſein unſeres Volkes ein⸗ 
gedrungen ſein, die Brechung der Zins⸗ 
knechtſchaft des Geldes muß kommen 
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als einziger Ausweg aus der drohen⸗ 
den wirtſchaftlichen Verſklavung der 
ganzen Welt durch die goldene Inter⸗ 
nationale, als einer der Wege, um das 
Gift des Mammonismus mit ſeiner 
Verſumpfung und Verſeuchung der Men⸗ 
talität unſeres Zeitalters auszutreiben. 
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Der foziale Staat 


Erſter Druck in der Wochenſchrift für Ordnung und Recht 
„Auf gut deutſch“, herausgegeben von Dietrich Eckart, 
1. Jahrgang, 14. und 15. Heft vom 24. Mai 1919 


Die alte Staatsform iſt zerbrochen. Was ſoll an ihre 
Stelle treten? Das iſt das wichtigſte Problem für die Zu⸗ 
kunft; denn das demokratiſch⸗parlamentariſche Monſtrum 
in Weimar, das keine Lebensfähigkeit hat, erſcheint nach 
dem vollkommenen, reſtloſen Zuſammenbruch ſeiner Illu⸗ 
ſtonspolitik am Ende ſeiner Tage angelangt zu ſein. Die 
Friedensbedingungen der Entente ſind der furchtbare Weck⸗ 
ruf, der die ſozialiſtiſchen Trug⸗ und Traumbilder ver⸗ 
ſcheucht. Wo iſt der Verſtändigungsfriede des Herrn 
Scheidemann? — Wo iſt der Wirtſchaftsfriede des Herrn 
Erzberger — garantiert in einer halben Stunde fertig (1)? 
— Wo iſt der Völkerbund, wo iſt die Weltrevolution des 
Herrn Eisner? Wo iſt der Arbeitsſtaat, in dem die 
Produktion ſich verdoppelt — wo iſt die höhere Geſittung 
— wo iſt überhaupt ein Aufbau zu ſehen? 

Gewogen und zu leicht befunden — iſt ſchon heute das 
Urteil des eigenen Volkes, der eigenen Zeitgenoſſen. Ver⸗ 
fluchen und abermals verfluchen wird die Geſchichte die 
deutſchen Revolutionäre, die ihr Volk verraten haben, die 
in kurzſichtigem Größenwahn zuerſt dem tapferen Volk 
den Siegesglauben und den Siegeswillen aus den Kno⸗ 
chen geſogen haben und dann mit dem feigen Mut des 
Meuchelmörders dem Heer in ſeinen ſchwerſten Tagen in 
den Rücken gefallen ſind, um eine Macht an ſich zu reißen, 
die ſie nicht gebrauchen können. Denn es iſt ein ander Ding, 
einen ſchwankenden Rieſen von hinten zu fällen, eine be⸗ 
reits volksfremd gewordene Dynaſtie zu entwurzeln und 
ein Beamtentum, das den lebendigen Zuſammenhang mit 
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dem Leben des Volkes verloren hat, aus den Angeln zu 
heben — und wieder ein ander Ding, ſeine revolutionäre 
Kraft zu beweiſen, wenn es gilt, dem todwunden Volk 
neue Lebenskraft einzuflößen und einen neuen lebens⸗ 
vollen ſtaatlichen Organismus vorzubereiten. Wo iſt die 
revolutionäre Kraft der deutſchen Revolutionäre? Wo iſt 
die franzöſiſche, die engliſche, die italieniſche Revolution? 
Wo bleibt die Weltrevolution? — Nichts von all ihren Ver⸗ 
ſprechungen — nichts haben die Herren Ebert, Scheide⸗ 
mann, Erzberger, Eisner, Hoffmann, und wie ſie alle 
heißen mögen, halten können. Warum? Weil keine neue 
Staatsidee ſie leitet, weil ſie eine Klaſſenherrſchaft im 
beſten Falle oder noch ſchlimmer: eine parlamen⸗ 
tariſche Kompromißwirtſchaft für eine neue 
Staatsform halten, weil fie vom wahren ſozialiſtiſchen 
Staat ſo weit entfernt ſind, daß ſie nicht den Mut auf⸗ 
bringen, dem Großkapitalismus zu Leibe zu gehen, weil 
ſie überhaupt noch nicht begriffen haben, worum es ſich 
im tiefſten Grunde in dem Weltkriege gedreht hat, näm⸗ 
lich: um den Endkampf der internationalen Geldmächte, 
um deren endgültige Weltherrſchaft. 

Wir fragen uns am beſten: Welche Hauptſchäden des 
alten Staates haben wir zu vermeiden? Ich zähle auf: 

Das unverantwortliche Gottesgnadentum der Krone, 
die Tatſache, daß Heer und Flotte ſowie das höhere Be⸗ 
amtentum auf den ſouveränen Herrſcher orientiert waren. 
Ferner die durchaus ungenügende Volksvertretung in den 
Parlamenten, die, ganz in widerlichem Parteihader ver⸗ 
ſtrickt, jeden Sinn für völkiſche Intereſſen verloren hatte, 
eine Sozialdemokratie, die ihre Lebensaufgabe ausſchließ⸗ 
lich in der Verhetzung der Arbeiterſchaft gegen ihre Arbeit⸗ 
geber zu finden ſchien. Das waren wohl die hervorſtechend⸗ 
ſten Schäden im ſtaatlichen Leben unſeres Volkes vor dem 
Zuſammenbruch. Es iſt daher die wichtigſte Aufgabe, dieſe 
Hauptſchäden zu vermeiden. Mit den Auswüchſen der 
alten Staatsform, dem unverantwortlichen Gottesgnaden⸗ 
tum, dem übertriebenen und verbildeten Militarismus 
und Bürokratismus hat die Revolution gründlich aufge⸗ 
räumt. Aber der viel tiefer ſitzende Schaden, der ganze 
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hoffnungsloſe Parlamentarismus, ſteht in höchſter Blüte 
und ſchickt ſich an, wenn nicht alle Zeichen trügen, ſich mit 
den kapitaliſtiſchen Gewalten zu verſtändigen. Damit würde 
ſelbſtverſtändlich der einzige tiefere Sinn der 
Revolution, das iſt: die Befreiung der 
werktätigen Arbeit von der internationa⸗ 
len wirtſchaftlichen Verſklavung durch die 
goldene Internationale, aufgehoben und die 
wirtſchaftliche Unterjochung der ſchaffenden Arbeit unter 
die Zinsſklaverei der mammoniſtiſchen Gewalten beſiegelt 
werden. 

Deshalb muß der neue Staat ſich radikal von allen 
Grundſätzen weſtlicher Demokratie abkehren. Er muß in⸗ 
ſonderheit mit dem parlamentariſchen Partei⸗ und Klün⸗ 
gelweſen grundſätzlich brechen und darf vor allen Dingen 
die politiſchen und wirtſchaftlichen Vertretungen des Vol⸗ 
kes nicht in einem Parlament vermengen, ſondern muß 
die grundſätzliche Scheidung nach einem Zweikammerſyſtem 
vorſehen. Und zwar vertritt das Haus des Volkes 
(als 1. Kammer) die politiſchen Belange der Volks⸗ 
geſamtheit, während der Zentralrat die wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen der werktätigen Bevölkerung vertre⸗ 
ten muß. 

Das Wichtigſte für die Neugeſtaltung iſt ein ganz an⸗ 
deres, auf neuen Grundlagen aufgebautes Wahlſyſtem, das 
im folgenden entwickelt werden ſoll. 


Das Haus des Volkes 

Das Wohl des Volkes iſt das oberſte Geſetz, der einzige 
Leitſtern für die Volksvertretung. Es kann ſich gar nicht 
darum handeln, Richtlinien aufzuſtellen für die oberſte 
Leitung des Staates; ſie ſind in obigem Grundſatz enthalten. 

Wichtiger iſt die Form der Wahl für die Beauftragten, 
die ſich pyramidenförmig auf breiteſter Grundlage auf⸗ 
bauen und jeweils den Beſten den Eintritt in die nächſt⸗ 
höhere Stufe eröffnen muß. 

Im neuen Staat hat jeder Menſch Anrecht auf Ver⸗ 
tretung. Die ganz willkürlich gezogene Grenze eines Min⸗ 
deſtalters von zwanzig Jahren iſt durch nichts gerecht⸗ 
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fertigt, weshalb fie fallen muß. Andererſeits kann nicht 
jede Perſon als Wähler auftreten, obwohl fie Anrecht auf 
Vertretung hat. 

Wähler iſt ſonach derjenige, der die geſetzliche oder frei⸗ 
willig übertragene Vertretung von mindeſtens 5, im all⸗ 
gemeinen von 10 Perſonen nachweiſen kann. Dieſer Ver⸗ 
tretungsauftrag iſt territorial begrenzt und nur einmal am 
Orte des Hauptwohnſitzes gültig, auch kann jede Perſon 
nur eine andere Perſon zu ihrer Vertretung be⸗ 
ſtimmen. Es ſei dies gleich an einem praktiſchen Beiſpiel 
erklärt: 

In einem Landſtädtchen von etwa 6000 Einwohnern iſt 
die Liſte der Wähler aufzuſtellen. Es ſteht dann jeder ein⸗ 
zelnen Perſon der Bevölkerung frei, ſich ganz nach eigen⸗ 
ſtem Ermeſſen in Gruppen von 5 bis 10 Perſonen zuſammen⸗ 
zuſchließen. Die Familie wird den Vater oder die Mutter 
oder den erwachſenen Sohn oder die älteſte Tochter als 
ihren Vertrauten, als Wähler beſtimmen, Knechte und 
Mägde werden in Gruppen von 10 Perſonen den ihnen 
geeignetſt Erſcheinenden als Wähler bezeichnen und unter⸗ 
ſchriftlich beſtätigen. Die auf dieſe Weiſe in einer Ge⸗ 
meinde beſtimmten Wähler, alſo von 6000 Einwohnern 
etwa 600 Wähler, verſammeln ſich an beſtimmten Tagen, 
um aus ihrer Mitte die Volksräte zu wählen. Dies 
geſchieht wiederum in der Weiſe, daß ſich Gruppen von 
je zehn ſich gut kennenden Wählern zuſammenſchließen, 
um einen aus ihrer Mitte als Volksrat zu bezeichnen. Für 
dieſe eigentliche Wahlhandlung iſt im Gegenſatz zu der 
bisherigen Methode eines einzigen Wahltages eine aus⸗ 
reichende Friſt zu ſetzen, damit ſich auch diejenigen, die ſich 
rein mechaniſch in Gruppen zuſammenfinden, kennenler⸗ 
nen und ausſprechen können, um aus ihrer Mitte den ihnen 
geeignetſt Erſcheinenden zu bezeichnen. Ein derartiges 
Wahlverfahren hat zunächſt den außerordentlichen Vor⸗ 
teil vor jedem anderen allgemeinen Wahlſyſtem voraus, 
daß es zwar einerſeits die Baſis für die Volksvertretung 
noch weiter zieht als bisher und alle natürlichen Perſonen 
umfaßt, andererſeits ſofort wieder den Kreis der eigent⸗ 
lichen Wähler ganz erheblich verkleinert dadurch, daß es 
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die Ehre, Wähler zu fein, ganz bedeutend einſchränkt und 
von vornherein Perſonen ausſchaltet, die nach Lebensalter, 
perſönlicher Eignung, perſönlichem Intereſſe und perſön⸗ 
licher Vertrauenswürdigkeit nicht als eigentliche Wähler 
in Betracht kommen. 

Die von den Wählern bezeichneten Volksräte ſind 
die erſte politiſche Inſtanz. Jeder von ihnen vertritt 
100 Perſonen, die ihm ihr Vertrauen geſchenkt haben und 
denen gegenüber er verantwortlich iſt, mit denen er durch 
die Gruppe der 10 Wähler in engſter Fühlung ſteht. 

Es erſcheint klar, daß auf dieſe Weiſe eine ſehr ſorg⸗ 
fältige Auswahl getroffen wird. Für Machenſchaften ehr⸗ 
geiziger Politiker iſt wenig Raum. Das Vertrauensver⸗ 
hältnis iſt ein zu enges zwiſchen Wählern und Gewählten, 
dadurch wird auch das Verantwortungsgefühl des Ge⸗ 
wählten erheblich geſteigert. 

Dieſe Volksräte treten nun ihrerſeits in Diſtriktsver⸗ 
ſammlungen zuſammen. Sie lernen ſich dort kennen, 
ſchließen ſich wiederum in Gruppen von je zehn zuſammen 
und wählen ihre Volksdiſtriktsräte. Die Diſtrikts⸗ 
räte bilden entſprechend der Einwohnerzahl der territorial 
abgeteilten Bezirke die lokalen politiſchen Volksvertre⸗ 
tungen. Sie haben das Recht der Kontrolle der Regie⸗ 
rungsorgane, Bezirksämter uſw. ſowie die Pflicht, ge⸗ 
fundene Mißſtände den Kreis- oder Regierungsräten anzu⸗ 
geben. Umgekehrt haben ſie die Pflicht, alle politiſch wich⸗ 
tigen Verfügungen, Regierungsentſchließungen den Volks⸗ 
räten bekanntzugeben, um ſo politiſches Verſtändnis und 
Anteilnahme an dem politiſchen Leben des ganzen Volkes 
bei ihren Wählern zu wecken. Dieſer Volks⸗Diſtriktsrat, 
der ſich je nach Größe des Bezirks aus 60—100 oder 
mehr Diſtriktsräten zuſammenſetzen kann, vertritt ſomit 
je 1000 Perſonen auf den einzelnen Abgeordneten, ſomit 
60 —100 000 oder mehr Einwohner. Auf dieſen Diſtrikts⸗ 
tagungen lernen ſich wiederum die Diſtriktsräte näher 
kennen. Sie haben ſich wiederum in Gruppen von zehn 
und zehn zuſammenzuſchließen, um einen aus ihrer Mitte 
als Volksregierungsrat zu delegieren. 

Die Volksregierungsräte tagen in längeren 
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Perioden in den Kreishauptſtädten. Sie haben die poli- 
tiſchen Intereſſen ihres Kreiſes zu vertreten, ſie haben 
analog Kontrollrechte gegenüber den Regierungs⸗ 
und Kreisbehörden. In analoger Weiſe wählen 
dann nochmals die Volksregierungsräte, von denen ſich 
alſo jeder ſchon auf 10 000 Wähler ſtützt, in Gruppen von 
zehn und zehn einen Abgeordneten in den Rat der Volks⸗ 
beauftragten. Jeder dieſer volksbeauftragten Räte iſt ſo⸗ 
mit der direkte Sprecher und verantwortliche Vertreter 
von 100 000 Perſonen. Somit würde der Rat der Volks⸗ 
beauftragten in Bayern 67 Perſonen ſtark ſein, entſpre⸗ 
chend einer Bevölkerung von 6,7 Millionen. Dieſer Rat 
der Volksbeauftragten iſt die oberſte politiſche Inſtanz. Er 
beſchließt die Geſetze und beſtellt aus ſeiner Mitte oder auch 
aus eigenem Gutdünken außerhalb ſeiner Reihen den oder 
die mit außerordentlichen Vollmachten ausgeſtatteten 
Volkspräſidenten, die das Land nach außen und innen 
vertreten. N 

Dieſer organiſche Aufbau der politiſchen Vertretung des 
Volkes ift keineswegs ſchwerfällig. Im Gegenteil, er iſt ge⸗ 
rade durch ſeine natürliche bodenſtändige Art der 
wirkliche Ausdruck einer auf gegenſeitigem Vertrauen be⸗ 
ruhenden ſozialen Gemeinſchaft. Allerdings läßt ſich eine 
ſolche Wahlhandlung nicht wie bisher an einem Tage ab- 
ſolvieren nach einer vorangegangenen, ſinnverwirrenden 
Wahlpropaganda. Langſam und ſtetig nur kann die Wahl 
und der Aufbau dieſer neuen politiſchen Durchdringung 
des Volkes entſtehen. Viele Monate werden darüber hin⸗ 
gehen, bis die Volks⸗, Volks⸗Diſtrikts⸗ und Volks⸗Regie⸗ 
rungsräte gewählt ſind. Befriſtet werden trotzdem die 
Wahlhandlungen ſein müſſen. Immerhin werden ſich bei 
aller Eigenbrötelei der Deutſchen doch ſchließlich zehn über 
einen aus ihrer Mitte als ihren geeigneten Vertreter 
einigen können. 

Es muß jedem einzelnen Leſer überlaſſen bleiben, den 
an ſich ſehr klaren und einfachen Aufbau des Vorſchlages 
durchzudenken und ſich über die Vorteile ſelbſt klar zu wer⸗ 
den. Beſonders durch Vergleich mit den ſchweren Nach⸗ 
teilen bei dem jetzt beſtehenden Wahlſyſtem. Ich will gar 
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nicht behaupten, daß dieſer Vorſchlag nun wirklich zu einer 
Ausleſe der politiſch befähigtſten Köpfe führen muß, aber 
auf alle Fälle führt er zur Ausſchaltung aller hohlen 
Schwätzer und politiſchen Charlatane. 


Der Zentralrat 

Wie ſchon der Name ſagt, iſt er die über die wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen des Landes zentral beratende Körper⸗ 
ſchaft. In ihm findet die Arbeit der geſamten werk⸗ 
tätigen Bevölkerung ihren Ausdruck. In ihm ſitzen die 
berufenen fachmänniſchen Vertretungen von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern aller Erwerbs⸗ und Berufsgruppen. 
In ihm ſitzen die Abgeordneten der Kreis⸗A. B. C.⸗Räte!). 
Es handelt ſich alſo um eine ſtändiſche Körperſchaft, 
nicht um eine politiſche, ſondern um die wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſen vertretung. 

Im Zentralrat müſſen alle Stände vertreten ſein, und 
zwar von jedem Stand ein Vertreter der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer. Es kommt hier auch nicht auf die 
Stimmenzahl an, ſondern darauf, daß jeder Stand durch 
ſeinen Vertreter zu Wort kommen kann. Die Vergewal⸗ 
tigung einzelner Berufsgruppen iſt durch das Vetorecht 
jedes einzelnen Zentralrates zu verhindern. Es kann auch 
an ſich nicht Aufgabe des Zentralrates ſein, feſte Anord⸗ 
nungen für einzelne Berufsgruppen zu erlaſſen, wenn er 
auch dazu befugt iſt. Es handelt ſich in erſter Linie um eine 
großzügige Zuſammenfaſſung der geſamten Produktion, 
um eine Kontrolle dieſer Produktion, um die Ermittlung 
der Bedürfnisfrage und, darauf aufgebaut, um eine Re⸗ 
gelung der Produktion und deren Verteilung auf Grund 
der gewonnenen Überſichten. Hand in Hand damit iſt 
eine großzügige Arbeitsordnung und Arbeitsermittlung 
zu beſorgen. Die Tarifverträge ſowie die Entſcheidungen 
in allen Tariffragen liegen ebenfalls in den Händen des 
Zentralrates. 

Der Zentralrat iſt hervorgegangen aus den Kreis⸗ 
A. B. C.⸗Räten, die ihrerſeits wiederum aus den Arbeiter-, 
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Bauern-, Betriebs, Fach⸗ uſw. Räten der einzelnen Grup⸗ 
penbetriebe, Stände uſw. hervorgegangen ſind. 

Auch hier iſt es zur Vereinfachung empfehlenswert, 
wenn nicht jede einzelne Perſon wählt, ſondern die Man⸗ 
datare von mindeſtens fünf Berufsgruppen als eigentliche 
Wähler auftreten. 

Ziffernmäßig ergibt ſich dann ungefähr folgendes Bild 
für Bayern. 

1907 gab es 3 279 914 Erwerbstätige: 


Männer Frauen 


1. Land⸗ und Forſtwirtſchaft .. 324 918 873 030 
2. Induſtrie inkl. Bergbau und Bau- 
gewerbe .. 804 837 215 366 
3. Handel und Verkehr inkl. Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften . ꝗ . 4212 281 145900 
4. Öffentlicher Dienſt u. freie Berufe 145 047 36324 
5. Lohnarbeit wechſelnder Art.. 10 569 26 642 


Wir würden alſo zunächſt ungefähr 600 000 Wähler 
haben, die ihre Arbeiter⸗, Bauern⸗, Beamten⸗, Induſtrie⸗, 
Gewerbe-, Handels⸗ uſw. Räte für ihren Bezirk wählen. 
Dieſe Bezirke gruppieren ſich um die größeren Städte und 
Gemeinden, ſoweit ſie wirtſchaftliche Mittelpunkte der be⸗ 
treffenden Gegenden ſind. Nehmen wir in Bayern unge⸗ 
fähr 60 derartige wirtſchaftliche Mittelpunkte an, ſo wären 
im ganzen Land etwa 6000 Bezirks⸗A. B. C.⸗Räte zu wäh⸗ 
len. Sind in den einzelnen Bezirken, z. B. in den länd⸗ 
lichen Bezirken, weniger Erwerbsgruppen vorhanden, ſo 
reduziert ſich natürlich dieſe Anzahl. Dieſe Bezirksräte 
kommen in den Kreisſtädten zuſammen. Sie vereinigen 
ſich dort nun nicht zahlenmäßig, ſondern nach ihren Be⸗ 
rufen und beſtimmen je einen Vertreter in den Kreis⸗ 
A. B. C.⸗Rat. Die Kreis⸗A. B. C.⸗Räte vereinigen ſich wie⸗ 
derum in der Landeshauptſtadt zur Wahl des Zentral⸗ 
rates, in dem wiederum jeder Beruf, jeder Stand ſich 
berufsſtändiſch zuſammenſchließt und einen in den Zen⸗ 
tralrat abordnet. Damit iſt der Zentralrat gewählt auf 
ähnlicher Grundlage, wie für die Volksbeauftragten vor⸗ 
geſchlagen wurde. 
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Der Zentralrat müßte ſich alſo zuſammenſetzen, wie folgt: 


2. 


II. 


3. 
4 


1. 1. Selbſtändige Bauern 3, bäuerliche Knechte 3 — 6 
„Forſtleute 1, Holz: und Waldarb. 1 = 2 
„ Gärtner 1, Gärtnereiarbeiter 1 — 2 
„ Berg: und 
Hüttenbauer 1, Bergarbeiter 1 2 2 

„ Steinbruch⸗ 
beſitzer 1, Steinbrucharbeiter 1 = 2 
„Ziegeleibeſitzer 1, Ziegeleiarbeiter 1-2 
„ Zementwerfe 1, Zementarbeiter 1-2 
„ Metallinduftries, Metallarbeiter 5 10 
„Chem. Induſtr. 1, Angeſtellte 1, Arb. 1 = 3 
„ Textilinduſtrie 2, 15 1, „ 2 2 5 
„ Papierinduſtr. 1, 55 1, „ 1 = 3 
„ Lederinduſtrie 1, 5 1, „ 1 = 3 

„Hol: und 
Schutzſtoffe 2, Arbeiter 2 — 4 

„ Nahrungsmit⸗ 

telgewerbe 3, Arbeiter 3 6 

„Kleidungs⸗ 
gewerbe 2, Angeſtellte 2, Arb. 2 —= 6 
„ Wäſchereien 1, Arbeiter 12 2 
„ Bauinduſtrie 3, Angeſtellte ei Arb. 3 = 8 
„ Drudereien 2, 73 1. „ 1 = 4 
„ Handelsgewbe. 2, > 2 — 4 
„ Gaſtwirte 1, 11 15 5 2 
„Theater 1, „„ Un 36 — 2 
„ Muſik, Kunſt 1=2 
Schriftſteller 2, — 2 

„Verkehrsunter⸗ 

nehmen 1, 5 17, 8 — 2 
„ Staatsbeamte 2, — 2 

„ Gemeinde: 
beamte 1, — 1 
„weitere Gruppen nach Tunlichkeit —14 
Räte: 100 
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Der Zentralrat iſt, wie wiederholt betont werden joll, 
der Ausdruck der Arbeits gemeinſchaft des ganzen Vol⸗ 
kes. Nur die Beſten ſollen in ihm Sitz und Stimme haben. 
Jeder Beruf, jeder Stand ſoll in ihm zu Wort kommen. 
Die innigſte Zufammenarbeit ſoll in beſtem Sinne erzieh⸗ 
lich wirken, in ſozialem Sinn dahingehend, daß es ſich 
nicht um die Vertretung von Sondervorteilen für die ein⸗ 
zelne Erwerbsgruppe handeln kann, ſondern um die beſte 
Einordnung in die Geſamtheit. Dies die allgemeinen Grund⸗ 
züge für den Aufbau dieſes Räteſyſtems und deſſen Ver⸗ 
ankerung in der Verfaſſung. 

Ich glaube, daß dieſe allgemeinen Richtlinien für die 
neue Staatsverfaſſung darüber keinen Zweifel laſſen, daß 
das vorgeſchlagene Zweikammerſyſtem gar nichts mit 
dem Parlamentarismus der weſtlichen Demokratien, die 
ich für unſer größtes Unglück halte, zu tun hat. Das Haus 
des Volkes iſt das Abbild des politiſchen Le⸗ 
bens, der Zentralrat der öffentliche Ausdruck der 
Arbeit des ganzen Volkes. In den beiden Kammern 
werden und können nur die Beſten der verſchiedenen Be⸗ 
völkerungskreiſe, nur die Bewährteſten der einzelnen Be⸗ 
rufsſtände zu Wort kommen. 

Mit einem Bilde möchte ich ſchließen, das insbeſondere 
zeigen ſoll, daß es ſich bei jedem Staatsgebilde eben nicht 
eigentlich um einen Bau handeln kann, ſondern um einen 
Baum, um ein lebensvolles organiſches Gebilde. Die in 
unſerer Ausdrucksweiſe allgemein üblich gewordenen Ver⸗ 
gleiche aus dem Bauweſen, wenn wir uns mit Wieder⸗ 
aufbau unſeres Staates befaſſen, ſind durchaus irrefüh⸗ 
rend; denn wenn auch ſchließlich alle Vergleiche mehr oder 
weniger hinken, ſo überſieht der übliche Vergleich einer 
Volksverfaſſung mit einem Bau doch allzuſehr das weſent⸗ 
lichſte Vergleichsmoment, nämlich, daß es fi bei einem 
Volk um einen Organismus und bei einem 
Bau um eine tote Konſtruktion handelt. 

Sehr klar wird dieſe Überlegung, wenn man das be⸗ 
liebte Bild von dem Trümmerfeld, das wir nun wieder 
aufbauen müſſen, mit dem abgebrochenen Haus vergleicht, 
das man wieder aufbauen ſoll. Aus dem Abbruchmaterial 
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kann man das Haus nicht mehr wieder aufbauen. Dagegen 
kann ein noch ſo übel zugerichteter Baum, auch wenn man 
ihm große Aſte weggeriſſen, ſelbſt ihm einzelne Wurzeln 
abgehackt hat, wieder aufleben. Aber aus eigener 
innerer Lebenskraft muß dieſe Erneuerung wachſen 
beim Baum wie bei einem Volk. Nicht von außen und nicht 
mit künſtlichen Konſtruktionen kann einem kranken Orga⸗ 
nismus geholfen werden, von innen heraus muß die Ge⸗ 
ſundung kommen. Sorge der neuen Staatskunſt muß es 
ſein, die Lebensbedingungen für eine organiſche Erneue⸗ 
rung zu finden in einer neuen Verfaſſung, die jedem ein⸗ 
zelnen Volksangehörigen im Rahmen der Volksgemein⸗ 
ſchaft freieſte Entfaltung ſeiner Perſönlichkeit ſichert, ge⸗ 
gründet auf der klaren Erkenntnis, daß dieſe freieſte Ent⸗ 
faltung der Perſönlichkeit im ariſtokratiſchen Sinn ihre 
natürliche organiſche Grenze findet in den höheren 
Intereſſen der ſozialen Volksgemein⸗ 


ſchaft. 


Das Manifeſt 
zur Brechung der Zinsknechtſchaft 
des Geldes 


Erſter Druck 1919, Joſeph C. Hubers Verlag, Dieſſen vor München 


Der Mammonismus iſt die ſchwere, alles erfaſſende 
und überwuchernde Krankheit, an der unſere heutige Kul⸗ 
turwelt, ja die ganze Menſchheit leidet. Er iſt wie eine 
verheerende Seuche, wie ein freſſendes Gift, das die Völker 
der Welt ergriffen hat. 

Unter Mammonismus iſt zu verſtehen: 
zum erſten die internationalen Geldmächte, die über 
allem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker thronende 
überſtaatliche Finanzgewalt, das internationale Groß⸗ 
kapital, die ſog. goldene Internationale; 
zum andern eine Geiſtesverfaſſung, die ſich weiteſter 
Volkskreiſe bemächtigt hat; die unerſättliche Erwerbs⸗ 
gier, die rein aufs Diesſeitige gerichtete Lebensauf⸗ 
faſſung, die zu einem erſchreckenden Sinken aller ſitt⸗ 
lichen Begriffe ſchon geführt hat und weiter führen 
muß. 

Verkörpert und auf die Spitze getrieben iſt dieſe Geiſtes⸗ 
verfaſſung in der internationalen Plutokratie. 

Die Hauptkraftquelle des Mammonismus 
iſt der mühe⸗ und endloſe Güterzufluß, der 
durch den Zins geſchaffen wird. 

Aus dem durch und durch unſittlichen Leihzinsgedanken 
iſt die goldene Internationale geboren. Die aus der Gier 
nach Zins und Wucher jeder Art erwachſene geiſtige und 
ſittliche Verfaſſung hat zu der erſchreckenden Verſumpfung 
eines Teiles der Bourgeoiſie geführt. 
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Der Leihzins iſt die teufliſche Erfindung des Großleih⸗ 
kapitals, der Leihzins ermöglicht allein das träge Drohnen⸗ 
leben einer Minderzahl von Geldmächtigen auf Koſten der 
ſchaffenden Völker und ihrer Arbeitskraft, er hat zu den 
tiefen, unüberbrückbaren Gegenſätzen, zum Klaſſenhaß ge⸗ 
führt, aus dem der Bürgerkrieg und Bruderkrieg geboren 
iſt. 

Ein einziges Heilmittel, das Radikalmittel zur 
Geſundung der leidenden Menſchheit, iſt 


die Brechung der Zinsknechtſchaft des 
Geldes. 


Die Brechung der Zinsknechtſchaft des Geldes bedeutet 
die einzig mögliche und endgültige Befreiung der ſchaffen⸗ 
den Arbeit von den geheimen überſtaatlichen Geldmächten. 

Die Brechung der Zinsknechtſchaft bedeutet die Wieder⸗ 
herſtellung der freien Perſönlichkeit, die Erlöſung des 
Menſchen aus der Verſklavung, aus dem Zauberbanne, in 
die ſeine Seele vom Mammonismus verſtrickt wurde. Wer 
den Kapitalismus bekämpfen will, muß die Zinsknechtſchaft 
brechen. 

Wo muß die Brechung der Zinsknechtſchaft einſetzen? 
Beim Leihkapital! 

Warum? 

Weil das Leihkapital gegenüber allem induſtriel⸗ 
len Großkapital ſo übermächtig iſt, daß die großen Geld⸗ 
mächte wirkſam nur durch Brechung der Zinsknechtſchaft 
des Leihkapitals bekämpft werden können. 20:1 iſt das 
Verhältnis des Leihkapitals zum induſtriellen Großkapital. 
Über 12 Milliarden Zinſen für das Leihkapital muß das 
deutſche Volk alljährlich in Geſtalt von direkten und in⸗ 
direkten Steuern, von Mietzins und Lebensverteuerung 
aufbringen, während ſogar in den Hochkonjunkturjahren 
des Krieges die Geſamtſumme aller von den deutſchen 
Aktiengeſellſchaften ausgeſchütteten Dividenden nur 1 Mil⸗ 
liarde betrug. 

Alle menſchliche Berechnungsmöglichkeit überſteigend iſt 
das lawinenartige Wachstum des Leihkapitals 
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durch ewigen, endloſen und müheloſen Güterzufluß aus 
Zins und Zinſeszins. 

Welchen Segen nun bringt die Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft für das arbeitende Volk Deutſchlands, für die Pro⸗ 
letarier aller Länder der Erde? 

Die Brechung der Zinsknechtſchaft gibt uns die Mög⸗ 
lichkeit, die Aufhebung aller direkten und 
indirekten Steuern zu betreiben. Hört es, Ihr 
werteſchaffenden Menſchen aller Länder, aller Staaten 
und Kontinente, alle aus direkten und indirekten Quellen 
fließenden Staatseinnahmen fließen reſtlos in die Taſchen 
des Großleihkapitals. 

Die Erträgniſſe der werbenden Staatsbetriebe, als da 
ſind Poſt, Telegraph, Telephon, Eiſenbahn, Bergwerke, 
Forſten uſw., reichen vollkommen aus, um alle notwendi⸗ 
gen Staatsaufgaben für Erziehung, Bildung, Rechtspflege, 
Verwaltung, ſoziale Fürſorge daraus beſtreiten zu können. 

Alſo: aller wahre Sozialismus wird ſo lange keinen 
Segen der Menſchheit bringen, als die Erträgniſſe aus 
den gemeinwirtſchaftlichen Betrieben gegenüber dem 
Großleihkapital tributpflichtig bleiben. 

Darum fordern wir zunächſt als Staatsgrundgeſetz für 
die deutſchen Völker, dann als Grundgeſetz für alle jene 
Brüdervölker, welche mit uns die Kulturgemeinſchaft eines 
Völkerbundes eingehen wollen, folgendes: 

1. Die Kriegsanleiheſtücke ſowie alle übrigen 
Schuldtitel des Deutſchen Reiches ſowie alle übrigen 
Schuldtitel der deutſchen Bundesſtaaten, insbeſondere 
Eiſenbahnanleihen, ferner die Schuldverſchreibungen 
aller Selbſtverwaltungskörper werden unter Aufhebung 
der Zinspflicht zu geſetzlichen Zahlungsmitteln zum 
Nominalbetrag erklärt bzw. in Bankguthaben um⸗ 
gewandelt. 

§ 2. Bei allen übrigen feſtverzinslichen Papieren, 
Pfandbriefen, Induſtrieobligationen, Hypotheken uſw. 
tritt an Stelle der Zinspflicht die Rückzahlungspflicht; 
nach 20 oder 25 Jahren iſt ſomit je nach der Höhe der 
Verzinſung das geliehene Kapital zurückbezahlt und 
die Schuld erloſchen. 
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§ 3. Alle Immobiliarſchulden, Hypotheken uſw. wer- 
den nach den im Grundbuch eingetragenen Laſten wie 
bisher ratenweiſe zurückbezahlt. Das auf dieſe Weiſe 
entſchuldete Vermögen an Haus⸗ und Bodenbeſitz wird 
anteilweiſe Eigentum des Staates oder des Selbſt⸗ 
verwaltungskörpers. Auf dieſe Weiſe kommt der Staat 
5 11 Lage, die Mietpreiſe zu beſtimmen und abzu⸗ 
enken. 


§ 4. Das gejamte Geldweſen unterſteht der Zentral⸗ 
ſtaatskaſſe. Alle Privatbanken, desgleichen die Poſtſcheck⸗ 
kaſſen, Sparkaſſen und Kreditgenoſſenſchaften werden 
als Filialbetrieb angegliedert. 


§ 5. Aller Realkredit wird nur durch die Staatsbank 
vergeben. Perſonal⸗ und Warenkredit wird den Privat⸗ 
bankiers überlaſſen gegen ſtaatliche Konzeſſion. Dieſe 
wird unter Berückſichtigung der Bedürfnisfrage und 
unter Verbot der Errichtung von Filialen für beſtimmte 
Bezirke erteilt. Die Gebührenordnung wird vom Staate 
feſtgeſetzt. 

$ 6. Die Dividendenwerte werden in gleicher Weiſe 
wie die feſtverzinslichen Papiere in jährlichen Raten 
von 5% getilgt. Die überſchießenden Gewinnerträg⸗ 
niſſe werden teilweiſe als Entſchädigung für „riskier⸗ 
tes“ Kapital (im Gegenſatz zu den feſt verzinslichen und 
mündelſicheren Papieren) an die Aktieninhaber hin⸗ 
ausbezahlt, während der weitere Überſchuß entweder 
ſozial verteilt oder zum Aufbau der Preiſe der Produkte 
verwendet wird. 

8 7. Für alle Perſonen, die aus körperlichen Grün⸗ 
den (hohes Alter, Krankheit, körperliche oder geiſtige 
Arbeitsunfähigkeit, große Jugendlichkeit) nicht in der 
Lage ſind, ihren Lebensunterhalt zu verdienen, werden 
die bisherigen, eventuell ſogar erhöhten Zinserträg⸗ 
niſſe aus vorhandenen Kapitalvermögen als Leibrente 
weiterbezahlt gegen Einlieferung der Wertpapiere. 


§ 8. Im Intereſſe eines Abbaues der beſtehenden 
Inflation mit Zahlungsmitteln wird eine allgemeine 


ſtark geſtaffelte Vermögenseinziehung vorgenommen, 
die in Kriegsanleiheſtücken oder anderen Schuldtiteln 
des Reiches oder der Staaten geleiſtet werden. Dieſe 
Papiere werden eingeſtampft. 

§ 9. Durch intenfivjte Volksaufklärung iſt dem Volke 
klarzumachen, daß das Geld nichts anderes iſt und 
ſein darf als eine Anweiſung auf geleiſtete 
Arbeit, daß jede hochentwickelte Wirtſchaft des Gel⸗ 
des als Austauſchmittel zwar bedarf, aber daß damit 
auch die Funktion des Geldes erfüllt iſt und dem Geld 
auf keinen Fall durch den Zins eine überirdiſche Macht 
verliehen ſein kann, aus ſich ſelbſt heraus zu wachſen 
zu Laſten der ſchaffenden Arbeit. 

Warum haben wir dies alles, was ſo ſelbſtverſtändlich 
iſt, was man als das Ei des Kolumbus für die ſoziale 
Frage bezeichnen muß, bisher noch nicht erreicht? 

Weil wir in unſerer mammoniſtiſchen Ber: ; 
blen dung klar zu ſehen verlernt ha⸗ 
ben, daß die Lehre von der Heiligkeit 
des Zinſesein ungeheurer Selbſtbe⸗ 
trug iſt, daß das Evangelium von dem alleinſelig⸗ 
machenden Leihzins unſer ganzes Denken in die goldenen 
Netze der internationalen Plutokratie verſtrickt hat. Weil 
wir vergeſſen haben und gefliſſentlich von den allgewal⸗ 
tigen Geldmächten darüber im unklaren gehalten werden, 
daß (mit Ausnahme von wenigen Geldgewaltigen) der 
angeblich ſo ſchöne und von den Gedankenloſen ſo geliebte 
Zins rein von den Steuern aufgezehrt wird. Anſere ganze 
Steuergeſetzgebung iſt und bleibt, ſolange wir die Be⸗ 
freiung von der Zinsknechtſchaft nicht haben, nur Tribut⸗ 
pflicht gegenüber dem Großkapital, nicht aber, was wir 
uns manchmal einbilden, freiwilliges Opfer zur Verwirk⸗ 
lichung von Gemeinſchaftsarbeit. 

Deshalb iſt die Befreiung von der 
Zinsknechtſchaft des Geldes die klare 
Loſung für die wahre Weltrerolution: für 
die Befreiung der ſchaffenden Arbeit 
von den Feſſeln der überſtaatlichen Geld⸗ 
mächte. 
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Zu 8 3. 


Es iſt ganz unerläßlich, daß ſämtliche ſtaat⸗ 
lichen und kommunalen Schuldenverſchreibungen 
in der gleichen Weiſe behandelt werden, da nur ſo 
eine einheitliche großzügige Regelung unſeres ge⸗ 
ſamten Geldweſens Hand in Hand mit der Bre⸗ 
chung der Zinsknechtſchaft durchgeführt werden 
kann. 

Daß die Brechung der Zinsknechtſchaft gleichzeitig 
bei allen übrigen feſtverzinslichen Papieren vor⸗ 
genommen werden muß, iſt ſchon aus dem Grunde 
klar, weil ein unſinniges In⸗die⸗Höhe⸗Schnellen 
dieſer Papiere nicht herbeigeführt werden darf; 
dies würde aber ſelbſtverſtändlich eintreten, wenn 
nur die ſtaatlichen Papiere als zinslos erklärt wür⸗ 
den. Die Abtragung der Schuld als ſolcher wäre 
durch jährliche Rückzahlung zu betätigen, wodurch 
eine ſtetige und gleichmäßige Entſchuldung aller 
belaſteten Objekte herbeigeführt würde. 

Dieſer Paragraph ſteht im engſten Zuſammen⸗ 
hange mit den vorangehenden ebenſo wie mit der 
in $ 5 geforderten Verſtaatlichung des Realkre⸗ 
dites. Der mit Hypotheken belaſtete Bauer oder 
Hausbeſitzer bezahlt nach wie vor den Betrag wei⸗ 
ter, den er bisher an den Gläubiger zu bezahlen 
hatte, aber nicht mehr als ewigen Zins, ſondern 
als Rückzahlung. Nach 20, 25 oder 30 Jahren, je 
nach der Höhe des bisherigen Zinsfußes, wird auf 
dieſe Weiſe der Grund⸗ und Hausbeſitz entſchuldet 
ſein. Die Hypothekenbank ihrerſeits kann natür⸗ 
lich ebenſo nur während dieſer Zeit die Pfand⸗ 
briefzinſen entſprechend weiter an Pfandbrief⸗ 
beſitzer bezahlen. Hand in Hand mit dieſer Ent⸗ 
ſchuldung tritt ein: Beſitzrecht der Gemeinſchaft 
an dem von Hypotheken befreiten Immobiliar⸗ 
beſitz. 

Vorauszugehen hätte ein allgemeiner Woh⸗ 
nungs-, bzw. Immobiliarkataſter, denn auch der 
ſchuldenfreie Immobiliarbeſitz hat natürlich das 
Recht auf Zurückbezahlung des inveſtierten Kapi⸗ 


tals ſowie ein dauerndes Anrecht auf den Teil 
des Mietzinſes, der zur Beſtreitung aller mit 
Immobiliarbeſitz verbundenen Unkoſten, Speſen 
uſw. ſowie auf entſprechende Entſchädigung für 
perſönliche Mühewaltung. 

Zu S8 4 u. 5. Dieſe Paragraphen fordern die Sozialiſte⸗ 
rung des geſamten Geldweſens. Geld iſt eine nur 
und ausſchließlich von einer ſtaatlichen Gemein⸗ 
ſchaft ausgegebene Anweiſung auf geleiſtete Arbeit. 
Geldzeichen ausgeben iſt eines der ſouveränen 
Grundrechte des Staates. Die Fälſchung der ſtaat⸗ 
lichen Geldzeichen ſteht unter ſchwerſten Strafen, 
alſo iſt es eine geradezu zwingende 
ſoziale Forderung, das Geldweſen 
unter die Kontrolle der Geſamtheit 
zu ſtellen. Die Arbeitsleiſtung der Geſamtheit 
iſt das einzige Subſtrat der Geldzeichen, und nur 
die Verkennung dieſer Grundtatſache hat zu der 
Verwahrloſung unſerer Staatsfinanzen und zu 
der völligen Anarchie des Geldweſens überhaupt 
geführt. 

Mit der in 8 5 vorgeſchlagenen Überlaſſung des 
Perſonal⸗ und Warenkredites an Privatbankiers 
wird ein tiefer Einſchnitt in das geſamte Kredit⸗ 
weſen gemacht. Für das ſtaatliche Kreditweſen 
ebenſo wie für das kommunale, und auch für den 
Realkredit iſt mit äußerſter Konſequenz und Ener: 
gie an der Brechung der Zinsknechtſchaft feſtzuhal⸗ 
ten, weil ſie die unerläßliche Vorausſetzung für 
den ſozialen Staat überhaupt iſt. 

Anders ſteht es mit dem Perſonalkredit. An und 
für ſich ſtellen wir auch für den Perſonalkredit die 
Forderung der Zinsloſigkeit auf, doch kommt dieſer 
Forderung nicht mehr die ungeheure und prin⸗ 
zipielle Bedeutung zu. Wir erinnern uns an die 
250 Milliarden feſtverzinslichen Leihkapitals gegen⸗ 
über nur 12 Milliarden Dividendenpapieren. Alle 
derartigen Kredite, Aktien, Anteilſcheine, Kuxe, 
Beteiligungen uſw. ſind riskiertes Kapital. Das 
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Erträgnis dieſer Kapitalien hängt von dem Fleiß 
und der Tüchtigkeit derjenigen Perſonen ab, denen 
das Geld anvertraut worden iſt. Hier kommt alſo 
das Moment des Riſikos, der Verluſtgefahr ſowie 
des perſönlichen Vertrauens in Frage. Dafür er⸗ 
ſcheint nach wie vor eine gewiſſe Entſchädigung 
beſonderer Art unerläßlich. Der Beſitzer von Aktien 
uſw. erhält keinerlei Entſchädigung oder Gewinn, 
wenn das Unternehmen, dem er ſein Geld anver⸗ 
traut hat, nichts verdient. Er verliert ſein Geld 
ganz, wenn das Anternehmen zuſammenbricht. 
Anders iſt es z. B. bei dem Inhaber von Schuld⸗ 
verſchreibungen der Reichseiſenbahn. Die Reichs⸗ 
eiſenbahnen von Elſaß⸗Lothringen ſind mit deſſen 
Verluſt vollkommen verloren. Nichtsdeſtoweniger 
bekommt der Inhaber von Eiſenbahnanleihen 
ſeine Zinſen weiter. Von wem? Aus den Steuern 
der Geſamtheit. Die Eiſenbahnen mögen mit noch 
ſo großer Unterbilanz arbeiten wie in Preußen 
und Bayern im letzten Jahre, die Anleihebeſitzer 
bekommen trotzdem ihre Zinſen. Von wem? Aus 
dem Tribut der Arbeitskraft und dem Konſum der 
arbeitenden Bevölkerung. 


Man möge ſich nur dieſen grundlegenden Unter⸗ 
ſchied recht klarmachen — um endlich einmal zu 
erkennen, wo der Vampir an der Arbeitskraft des 


Volkes ſaugt. Alſo der Perſonalkredit ſoll der per⸗ 


ſönlichen Behandlung durch die Privatbank über⸗ 
laſſen bleiben bzw. wieder zugeführt werden. Die 
perſönliche Tüchtigkeit des Kreditſuchenden, die der 
Bankier perſönlich kennt, ſoll wieder ausſchlag⸗ 
gebend werden für den Perſonalkredit. Die vom 
Staate feſtgeſetzten Gebühren regulieren ſich von 
ſelbſt nach der ohnehin durch die Brechung der 
Zinsknechtſchaft einſetzenden Geldflüſſigkeit. 


Das prinzipiell in § 5 Geſagte gilt auch für die 
Dividendenwerte im beſonderen. Im Intereſſe der 
ſozialen Staatsgemeinſchaft muß indes gefordert 


werden, daß auch für die großen Induſtrieunter⸗ 
nehmungen eine Rückzahlung des einmal geliehe⸗ 
nen Kapitals angeſtrebt wird — um auch hier 
einen Abbau der Verſchuldung der einzelnen indu⸗ 
ſtriellen Werke gegenüber denen, die nur Geld⸗ 
geber ſind, herbeizuführen. Denn tatſächlich wieder⸗ 
holt ſich hier in kleinerem Verhältnis, was wir 
bei dem Großleihkapital gegenüber den ganzen 
Völkern beobachten konnten. Auch hier beutet der 
Kapitaliſt den Arbeiter, den Werkmeiſter, den 
Ingenieur, den Unternehmer aus, ganz gleich⸗ 
mäßig, denn zuerſt kommt der Zwang, Dividende 
verdienen zu müſſen. Erreichen wir aber den Stand 
der vom ewigen Zinsſauger befreiten induſtriellen 
und gewerblichen Unternehmungen, fo iſt erſt dann 
der Weg offen zur Abſenkung der Preiſe, der Fabri⸗ 
kate, der Zuführung und Verteilung des Mehr⸗ 
wertes, teils an die Gemeinſchaft, teils an die 
Arbeiter⸗ und Beamtenſchaft und das Direktorium 
der einzelnen Anternehmungen, alſo an diejeni⸗ 
gen, die wirklich allein Gütererzeugung und Werte 
ſchaffen. 

Zu § 7. In dieſen Paragraphen ſpielt natürlich auch das 
ganze Gebiet des Verſicherungsweſens herein, das 
ſich analog auf zinsloſer Grundlage aufbauen läßt. 
Die eingezahlten Prämien können nicht durch Hin⸗ 
zukommen der Zinſen wachſen, ſondern die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften werden zu Sparkaſſen, das 
heißt, das Verſicherungsriſiko und der Verſiche⸗ 
rungsvorteil bleiben erhalten. Hierfür hat die 
ſtaatliche Gemeinſchaft aufzukommen. 


Noch nie hat ſich eine Idee widerſpruchslos durchſetzen 
können, am wenigſten eine Idee, die ſo radikal mit den 
althergebrachten Anſchauungen von der Heiligkeit und Un- 
antaſtbarkeit des Zinſes bricht. Bei den erhobenen und zu 
erwartenden Einwendungen iſt immer ein Zweifaches zu 
beobachten. Zuerſt iſt zu unterſuchen: Was iſt abſichtliche 
Entſtellung des Gedankens der Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft bei den gemachten Einwendungen? Zum zweiten: 
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Was iſt auf alle ehrlichen und ſachlichen Bedenken zu ant⸗ 
worten? 

Der häufigste Einwand ist die Behauptung: Ohne 
Zinsfuß wird niemand sein Geld ausleihen. 

Wir wollen gar nicht mehr, daß jemand fein Geld her⸗ 
leiht. Kredit war die Liſt, war die Falle, in die unſere 
Wirtſchaft gegangen iſt, und in die ſie nun hilflos verſtrickt 
iſt. — Braucht das Volk wirklich dringend größeres Kapi⸗ 
tal, ſo nimmt es zinslos nur gegen Rückzahlung bei der 
Zentralſtaatskaſſe die benötigten Gelder auf, eventuell gibt 
es neue Banknoten aus. — Warum ſoll es denn verzins⸗ 
liche Scheine ausgeben?! Ob verzinsliches oder unver⸗ 
zinsliches Papier — ganz gleich! Dahinter ſteht einzig 
und allein die Arbeitskraft, die Steuerkraft des Volkes. 
Warum von vornherein jede ſtaatliche Aufwendung mit 
dem Bleigewicht des ewigen Zinſes belaſten?! 


Ja, aber wie soll der Staat seine Kulturarbeit der 
Allgemeinheit gegenüber erfüllen? Er muß doch Geld 
haben und kann dieser Aufgabe doch nur auf dem 
Anleihewege gegen Zinsvergütung gerecht werden. 

Dieſe Behauptung beruht auf einem ausſchließlich 
mammoniſtiſchen Gedankengang. Sie iſt nach gründlicher 
Lektüre des Manifeſtes bewußt auf Irreführung berech⸗ 
net. Denn wir haben erſtens nachgewieſen, daß alle kul⸗ 
turellen und ſozialen Aufgaben des Staates aus den wer⸗ 
benden Staatsbetrieben, aus den Erträgniſſen von Poſt, 
Eiſenbahn, Bergwerken, Forſten uſw. nach Brechung der 
Zinsknechtſchaft ohne weiteres gedeckt werden können. 
Zweitens hat es der ſouveräne Volksſtaat jederzeit in der 
Hand, durch Ausgabe unverzinslicher Wertzeichen an 
Stelle der im mammoniſtiſchen Staate zur Regel erklärten 
verzinslichen Wertpapiere für beſondere Kulturaufgaben 
zu ſorgen. Es iſt durchaus nicht einzuſehen, warum der 
Staat ſich beſondere Kulturaufgaben, z. B. Eiſenbahn⸗, 
Kanal⸗ und Waſſerkraftbauten, durch ein ewiges Zinsver⸗ 
ſprechen ganz unnötig verteuern ſoll. Kann er aus laufen⸗ 
den Mitteln ſeiner werbenden Staatsbetriebe nicht die 
Baukoſten uſw. bezahlen, ſo iſt kein Grund zu erſehen, 
warum der Staat nicht das Geld machen ſoll; das ſouve⸗ 
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räne Volk muß ja dafür aufkommen, indem es eben dieſes 
Geld als Zahlungsmittel anerkennt. — Warum ſoll aber 
das Volk mit ſeiner ganzen Arbeits⸗ und Steuerkraft ſich 
hinter ein anderes Stückchen Papier (die verzinsliche An⸗ 
leihe) ſtellen, das dem Volk in ſeiner Geſamtheit nur eine 
ewige Zinsverpflichtung auferlegt zugunſten des Kapita⸗ 
liſten?! Alſo weg mit dieſer Zwangsvorſtellung aus dem 
mammoniſtiſchen Staat! 

Es werden dann eben die Kapitalisten die ausgegebenen 
Papierscheine an sich ziehen und Papiergeld aufstapeln. 

Dagegen jpricht zweierlei. Erſtens wäre dann von ſich 
ſelbſt aus die Forderung ſchon erfüllt, daß reiner Geld⸗ 
beſitz unfruchtbar ſein ſoll, alſo die Brechung der Zins⸗ 
knechtſchaft von den Kapitaliſten freiwillig vorgenommen; 
denn wenn der Kapitaliſt ſeine Papierſcheine zu Haufe 
aufſpeichert, ſo verzichtet er von ſelbſt auf Zinſen. 
Zweitens ſpricht dagegen die Angſt des Kapitaliſten um 
ſein Geld. Man braucht ſich nur die ſchlafloſen Nächte des 
Papiergeldhamſterers vorzuſtellen, der große Geldbeträge 
zu Hauſe aufgeſpeichert hält und ſeinen Beſitz ſtändig von 
Dieben, Räubern, Einbrechern, Hausſuchungen, Feuer⸗ und 
Waſſernot bedroht ſehen müßte. Ich bin überzeugt, daß der 
Biedermann dieſen Aufregungen nicht lange Zeit gewach⸗ 
ſen wäre und gar bald den Weg zur Staatsbank fände. 
Die Staatsbank ſtellt einen Gutſchein aus und haftet nun 
für den Beſtand, nicht aber für irgendwelche Zinſen. Im 
übrigen bleibt ja immer noch jedermann eine dritte Mög⸗ 
lichkeit offen: nämlich mit ſeinem Gelde zu arbeiten, Werte 
zu ſchaffen und Güter zu erzeugen, ſich an induſtriellen Unter- 
nehmungen zu beteiligen, ſein Leben immer reicher und 
ſchöner zu geſtalten, Kunſt und Wiſſenſchaft zu unterſtüt⸗ 
zen, kurzum unter Abkehr vom Mammonskult ſein Geld 
nutzbringend zu verwerten. 

Es kann aber doch sein, daß für irgendwelche Zwecke 
sich dringend privater Kapitalbedarf einstellt, 2. B. für 
Ausprobierung von Erfindungen, Geschäftsgründungen 
von jungen,tüchtigenHandwerkern,Geschäftsleuten usw. 

Zunächſt hat dies mit der Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft gar nichts zu tun! Denn erſtens muß man logiſcher⸗ 
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weiſe annehmen, daß der Kapitalift, der nach Brechung 
der Zinsknechtſchaft keine Gelegenheit mehr hat, ſeine 
Gelder bombenſicher anzulegen und auf trägen Zins⸗ 
genuß zu ſpekulieren, viel mehr als früher geneigt ſein 
wird, ſein Geld für derartige Zwecke zu riskieren, daß alſo 
ein Mangel oder Bedürfnis in dieſer Richtung viel weni⸗ 
ger als bisher eintreten wird. Oder hat man nicht gerade 
im Gegenteil von den tüchtigſten Geſchäftsleuten, den 
klügſten Erfindern immer wieder die Klage gehört, wie 
ſchwer es ſei, im mammoniſtiſchen Staat Geld für ſolche 
Zwecke zu bekommen, wenn nicht eine „Rente“ garantiert 
werden konnte? Zweitens muß es Aufgabe des kommen⸗ 
den Staates ſein, jeder tüchtigen Kraft durch großzügige 
Unterſtützung voranzuhelfen. Hierzu waren bisher, im 
alten Beamtenſtaat, auch ſchon Anſätze da, aber ſo eng⸗ 
herzige, daß meiſtens durch die mit der Gewährung ſtaat⸗ 
licher Unterſtützung verbundenen ſchikanöſen Beſtimmun⸗ 
gen ſtatt einer Förderung eine Hemmung und Verdroſſen⸗ 
heit herauskam. Drittens ſei bemerkt, daß mit der Bereit⸗ 
ſtellung von mehreren Millionen ungeheuer viel erreicht 
werden könnte. Die Arbeitsfreudigkeit, der Fleiß und die 
Zähigkeit des deutſchen Erfinders, Ingenieurs, Hand⸗ 
werkers uſw. ſind ſo groß, daß durch das Beteiligungsrecht 
des Staates an den Ergebniſſen glücklicher Erfindungen 
höchſtwahrſcheinlich reichlich die gemachten Aufwendungen 
wieder hereingebracht würden. (England als Beiſpiel.) 


Die Brechung der Zinsknechtschaft führt notwen- 
digerweise zur Aujzehrung des Vermögens. 

Mer fein Leben eingeftellt hat auf das Verzehren ſeiner 
Kapitalzinſen und ſich nicht entſchließen kann zur Arbeit, 
bei dem ſtimmt das allerdings; der wird in 20 Jahren bei 
jährlich 5% Einzehrung reſtlos mit ſeinem Vermögen fertig. 
Das iſt aber ganz in der Ordnung! Wir wollen ja gerade 
die Brechung der Zinsknechtſchaft, wir wollen ja, daß das 
Rententum aufhört, das höchſte Ideal für den Staatsbürger 
zu ſein. — Wir wollen aufhören mit dieſer mammoni⸗ 
ſtiſchen Verſumpfung, wir wollen nicht mehr dulden, daß 
einer, daß viele nur von ihren Leihzinſen, das heißt: auf 
Koſten anderer, dauernd gemütlich leben können. 
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Es iſt aber nicht wahr, daß die Brechung der Zins⸗ 
knechtſchaft zur Aufhebung und der Aufzehrung der Ver⸗ 
mögen führen muß. Im Gegenteil. Die Brechung der 
Zinsknechtſchaft fördert die Vermögensbildung auf Grund 
der von den ewigen Zinsabgaben befreiten und entlaſte⸗ 
ten, werteſchaffenden und gütererzeugenden Arbeit. Die 
Brechung der Zinsknechtſchaft führt zu einer durchgreifen⸗ 
den Verbilligung des ganzen Lebens, ſie entlaſtet uns von 
dem übermäßigen Steuerdruck, ſo daß für jeden arbeiten⸗ 
den Menſchen in Zukunft die Möglichkeit, Erſparniſſe zu 
machen, größer ſein muß als bisher. Die güter⸗ und werte⸗ 
ſchaffende volkswirtſchaftliche Arbeit von Induſtrie, Han: 
del und Gewerbe wird durch die Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft in gar keiner Weiſe gehemmt, ſondern im Gegenteil 
möglichſt gefördert. 

Was hat denn der Arbeiter davon, wenn die Kapi- 
talisten keine Zinsen mehr bekommen? 

Dieſe Frage hätte eigentlich nicht mehr kommen dürfen! 
Erſtens war es ja der ſtete Kampfruf der Arbeiterſchaft, 
daß die Kapitaliſten die Arbeiter ausbeuten, zweitens 
wird gerade der Arbeiter in Geſtalt von indirekten Steuern 
in hervorragendem Maße herangezogen zur Bezahlung 
der Leihzinſen. 

Die Familienbande werden geschwächt und zer- 
rissen, wenn man den Kindern kein Vermögen hinter- 
lassen kann. 

Ganz allgemein meine ich, daß das Geld mit Familien⸗ 
ſinn wenig oder gar nichts zu tun hat. Oder hat man ge⸗ 
hört, daß die Kinder vermögender Leute mehr an ihren 
Eltern hängen als die von armen? Oder lieben reiche 
Eltern ihre Kinder mehr als wenig begüterte? Was iſt 
wohl wichtiger für die Kinder, daß ihnen die Eltern eine 
möglichſt gute Erziehung angedeihen und ſie was Tüch⸗ 
tiges lernen laſſen, ſie zu fleißigen und geſunden und 
mutigen Menſchen erziehen, oder daß ſie ihnen einen mög⸗ 
lichſt großen Geldſack hinterlaſſen? Im beſonderen wird 
zweifellos ein berechtigtes Streben anerkannt werden müſ⸗ 
ſen, auch finanziell die Zukunft der Kinder ſicherzuſtellen. 
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Dieſes Streben, aljo der Sparſinn der Eltern für ihre Kin⸗ 
der, wird durch die Brechung der Zinsknechtſchaft in keiner 
Weiſe nachteilig berührt. Im Gegenteil. Es wird die Mög⸗ 
lichkeit von Erſparniſſen größer werden, wenn unfere 
Volkswirtſchaft von dem alles umſpannenden Druck der 
Zinsknechtſchaft befreit ſein wird. Ich kann nicht oft genug 
wiederholen: Der Leihzins der kleinen und mittleren Ver⸗ 
mögen iſt ein Schwindel, ein Selbſtbetrug, ein Sich⸗ 
drehen im Kreis, weil alle mittleren und kleineren Ver⸗ 
mögen tatſächlich auf dem Umweg der direkten und in⸗ 
direkten Steuern, des Hauszinſes uſw. jeglichen Nutz⸗ 
effektes beraubt werden. Aber teufliſch genug hat das 
Großleihkapital den Glauben an die Heiligkeit und Unver⸗ 
letzlichkeit des Zinſes durch die ihm ergebene Preſſe in 
aller Welt verbreitet und verkündet. Es läßt jedermann 
am ſchönen, betäubenden Zinsgenuß ſcheinbar teilnehmen, 
um das ſchlechte Gewiſſen einzuſchläfern, das mit trägem, 
arbeitsloſem Zinsgenuß unfehlbar verbunden ſein müßte, 
um Kampfgenoſſen zu werben, wenn es ſich um die Ver⸗ 
teidigung dieſes höchſten Gutes des Mammonismus 
handelt. 


Der Beamte, der Staatsmann wird sagen: Der Staat 
kann sich nicht von der einmal eingegangenen Ver- 
pflichtung seinen Gläubigern gegenüber lossagen. 

Was heißt: Verpflichtungen? Iſt es vielleicht mora⸗ 
liſch, Verpflichtungen einzugehen, von denen der Staat 
im vorhinein wiſſen muß, daß er dieſe Verpflichtungen 
nur dann erfüllen kann, wenn er den Gläubigern genau 
in der gleichen Höhe durch Steuern auf direktem und in⸗ 
direktem Wege den Zins wieder abnimmt? Wo bleibt da 
die Moral?! Oder iſt es nicht vielleicht ehrlicher, einzu⸗ 
geſtehen: Die Zinſen kann ich nur zahlen, wenn ich ebenſo 
viele Steuern eintreibe — ich habe aber damals während 
des Krieges unbedingt Geld haben müſſen, und darum 
habe ich den Schwindel mit der Kriegsanleihe gemacht. 
Verzeih, liebes Volk, es war ja ſchließlich für Dich, und 
jetzt wollen wir kein Verſtecken mehr ſpielen, ich, der 
Staat, bezahle keine Zinſen, und Du, der Steuerzahler, 
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brauchſt für die Zinſen keine Steuern zahlen, das verein 
facht weſentlich unſere Geſchäfte. Wir erſparen den ungeheu⸗ 
ren Steuerapparat und ebenſo den außerordentlichen Zins⸗ 
dienſtapparat. Nicht wahr, abgemacht? Und Sie, Herr 
Scheidemann, ſetzen ein andermal nicht an jeder Plakat⸗ 
ſäule Ihren Namen als Staatsſekretär der alten kompromit⸗ 
tierten Regierung unter die albernen Erklärungen bezüglich 
der Sicherheit und Anantaſtbarkeit der Kriegsanleihe. Sie 
kompromittieren ſich nur ſelbſt. Den Nutzen von dem ganzen 
Schwindel hat doch nur einzig und allein das Großleih⸗ 
kapital. 


Der Finanzpolitiker und Bankfachmann wird die 
Brechung der Zinsknechtschaft der Kriegsanleihen und 
Staatsschulden als unmöglich erklären, weil dies gleich- 
bedeutend mit dem Staatsbankerott sei. 

Sie verzeihen — ſtaatsbankerott ſind wir nach Ihren 
Reden ohnedies oder müſſen es werden. Eine öffentliche 
Staatsbankerotterklärung wäre aber die größte Dumme 
heit, die wir machen könnten; ſie würde zu der tatſächlichen 
Unfähigkeit der jetzigen Machthaber auch noch die geſchicht⸗ 
liche Beſtätigung dieſer Unfähigkeit vorzeitig bringen. 

Wozu denn Bankerott erklären, wenn ich aus der rechten 
Hoſentaſche in die linke meine 3 Mark geſteckt habe? Dann 
muß ich doch deshalb nicht den Bankerott der rechten Hoſen⸗ 
taſche erklären! 

Anders war es doch nicht mit der Kriegsanleihe! Das 
Reich holte aus den Taſchen des Volkes die erſten wirklich 
vorhandenen Milliarden, dann floſſen die Gelder wieder 
zurück, darauf kam die neue Anleihe, und wieder ſtrömte 
das Geld zurück, abermals kam die Pumpe und ſaugte die 
Milliarden, und wieder ebbten ſie zurück, bis glücklich, 
nachdem das Spiel neunmal wiederholt war, der Staat 
100 Milliarden Schulden gemacht hatte. Dafür hatte das 
Volk 100 Milliarden ſchön gedrucktes Papier in Händen. 
Zuerſt bildete es ſich ein, es ſei ſo und ſo viel reicher ge⸗ 
worden, dann kam der Staat und ſagte: „Es iſt entſetz⸗ 
lich, ich habe 100 Milliarden Schulden und ſtehe vor dem 
Bankerott.“ — Ja, warum denn? Das iſt doch nur eine 
Selbſttäuſchung! Ich ſelbſt kann doch nie bankerott wer⸗ 
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den, wenn ich mein Geld auch noch jo oft von der einen 
Taſche in die andere ſtecke. Alſo über den Staatsbankerott 
im Hinblick auf unſere internen Kriegsanleiheſchulden 
können wir uns beruhigen. Deshalb brauchen wir wirklich 
keinen Staatsbankerott anzuſagen, und die Rieſenarbeit 
mit den dummen Zinſen und den großen, aber noch düm⸗ 
meren Steuern können wir uns wirklich ſparen. Machen 
wir uns doch endlich frei davon, die Geſchäfte des Groß⸗ 
leihkapitals zu beſorgen! Nur das Großleihkapital hat 
Nutzen von dieſem Anleihe - Zinjen » Steuer - Schwindel, 
denn ihm bleibt ein ſchöner Batzen Geld über, und Dielen 
Überſchuß zahlt das arbeitende Volk in Geſtalt von in- 
direkten Steuern; der kleine und mittlere Kapitaliſt aber 
dreht ſich dabei einfach im Kreis herum. 

Der Weltwirtschafts politiker sagt: Die Brechung der 
Zinsknechtschaft ist nicht möglich bei uns in Deutsch- 
land allein durchzuführen; das muß international ge- 
macht werden, sonst verlieren wir allen Kredit, das 
Kapital fließt ab, und wir müssen dem Ausland gegen- 
über doch unseren Zinsverpflichtungen nachkommen. 

Dieſe Frage iſt die ſchwierigſte, weil fie uns in Wechſel⸗ 
beziehung zur übrigen Welt bringt. Indes, die Sache hat 
zwei Seiten. Einmal iſt der Gedanke der Brechung der 
Zinsknechtſchaft der Kampfruf aller ſchaffenden Völker 
gegen die internationale Zinsknechtſchaft des Geldes, und 
zum andern iſt er das Radikalmittel für unſere interne 
Finanzmiſere. Es iſt aber eigentlich kein Grund, von einem 
Heilmittel keinen Gebrauch zu machen, nur weil es der 
ebenſo kranke Nachbar nicht gleichzeitig anwendet. Es wäre 
doch die aufgelegte Dummheit, wenn wir in Deutſch⸗ 
land uns weiter in dem verrückten Kreiſe drehten und 
Steuern und Zinſen zahlten, wo wir klar erkannt haben, 
daß dieſe ſcherzhafte Tätigkeit nur ausſchließlich eine zu⸗ 
gunſten der Großkapitaliſten iſt. Gehen wir voran mit unſe⸗ 
rem befreienden Beiſpiel, befreien wir uns von der Zins⸗ 
knechtſchaft des Geldes, und wir werden in Bälde ſehen, 
daß die Kraft dieſes ſieghaften, befreienden Gedankens die 
Völker der Welt veranlaſſen wird, uns zu folgen. 

Ich bin ſogar davon überzeugt, daß unſer Anfang — 
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wenn dieſer Anfang nicht durch die deutſchen Mammo⸗ 
niſten unterdrückt wird — mit unwiderſtehlicher Notwen⸗ 
digkeit die anderen Völker mitreißen wird. 


Der Spartakist sagt: Der ganze Gedanke kommi 
nur auf eine Schonung des Kapitals hinaus; es bleibt 
dann doch, wie es war: der Arme hat nichts, und die 
Reichen bleiben. 

Ja, mein Freund, es iſt überhaupt ſehr ſchwer, ſich mit 
Dir auseinanderzuſetzen, wenn Du wirklich in innerſter 
Seele Kommuniſt biſt, alſo wirklich haben willſt, daß 
„Alles allen gehören“ ſolle, wenn Du dabei ſogar die 
wirklichen Gedanken der großen Bolſchewiſtenführer in 
Rußland, beſonders Lenins, kennſt und für richtig hältſt, 
alſo die von Lenin als die nächſten Aufgaben der Sowjet⸗ 
republik bezeichnete „allgemeine Rechnungslegung und 
Kontrolle der geſamten Produktion und Verteilung“ für 
menſchenmöglich hältſt. Wenn Du Dir aber darüber ganz 
klar biſt, daß dieſe Aufgabe, wenn überhaupt, ſo doch nur 
im entſetzlichſten Zwangsſtaat durchführbar iſt, und Du 
bleibſt dann immer noch im innerſten Herzen überzeugter 
Kommuniſt, dann wollen wir nicht weiter miteinander 
ſtreiten, dann verſtehen wir uns eben nicht, wir reden eine 
fremde Sprache, und die Zukunft wird darüber ent⸗ 
ſcheiden, wo die Rettung liegt, ob in dem Zwangsjacken⸗ 
ſtaat, der letzten Endes aus dem bolſchewiſtiſchen Chaos 
allein hervorgehen kann, oder in dem von mir erhofften 
neuen Staat mit einer von der Zinsknechtſchaft befreiten 
Volkswirtſchaft. Wenn Du aber auf dem Grunde Deiner 
kommuniſtiſchen Seele — wo Du ehrlich biſt — noch 
Gedanken, noch Sehnſucht findeſt nach Weib und Kind, 
nach einer Menſchenſeele, die Dir näher ſteht als ein Es⸗ 
kimo oder Zulukaffer, wenn Du bei der vom Sowjetleiter 
befohlenen Fabrikarbeit daran denkſt, daß es doch ſchön 
wäre, ein eigenes kleines Häuschen zu beſitzen, ein Stück⸗ 
chen eigenes Gartenland, wenn es Dir im tiefſten Grunde 
Deiner Seele doch keine rechte Befriedigung geben will, 
daß Du wie ein Hund auf der Straße berechtigt ſein ſollſt, 
jede Dir gerade in den Weg laufende Hündin, will ſagen: 
Weib, zu gebrauchen; wenn Du nur daran denkſt, Dir 
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etwas von Deinem Lohn zu erſparen, das dann Dir allein 
gehören ſoll: dann biſt Du ſchon kein Kommuniſt mehr, 
dann haſt Du ſchon im Herzen mit Deinem ſo laut ver⸗ 
kündeten Schlagwort: „Alles gehört allen“ gebrochen, dann 
willſt Du eben nicht, daß Alles allen gehöre, Du 
willſt, daß eben doch das, was Du Dir wünſcheſt, Frau, 
Kind, Haus, Hof, Erſparniſſe, ob Du es ſchon haſt oder erſt 
zu bekommen hoffſt, Dir allein gehören ſoll. Und 
ſiehſt Du, mein Freund, wenn Du nur ganz im Innern 
daran zweifelſt, daß es Dir nicht ganz gleichgültig wäre, 
wenn der Nächſtbeſte käme und einfach Dir Dein Erſpar⸗ 
tes im Namen von „Allen“ wegnähme, Dir ein anderes 
Kind brächte, das Deinige mitnähme, weil alle Kinder 
„Allen“ gehörten: dann, mein Freund, reden wir ſchon 
nicht mehr ganz aneinander vorbei, dann darf ich Dich 
wohl bitten, Dir einmal den Gedanken vorzulegen: ob 
nicht doch die kommuniſtiſche Botſchaft, daß allen Alles 
gehören ſoll, das Ende jeder Kultur be⸗ 
deuten muß, ob nicht das Fehlen jeglichen Eigen⸗ 
tumsbegriffes mit zwingender Logik den Menſchen auf 
die Stufe des Tieres herunterdrücken muß. 

Wenn Alles allen gehört, wenn im beſten Falle eine 
Kontrolle und Rechnungslegung der geſamten öffent⸗ 
lichen Produktion und Verteilung im Sinne Lenins er⸗ 
zwingbar wäre, dann kommt dabei im beſten Falle ein 
Ameiſenſtaat heraus. Dann können wir aber auch 
auf die Sprache verzichten, unſere Seele, unſere Ge⸗ 
danken preisgeben, ſtumm und inſtinktiv können wir 
unſere Zwangsarbeit verrichten. Das Ende des 
Menſchen iſt da. 

Doch nun genug, Freund Spartakus. Laß Dir dieſe 
grundlegende Überlegung recht genau durch Kopf und 
Herz gehen! Eine genauere Antwort auf Deine Frage 
wird ſich dann bei der Anterhaltung mit den anderen 
Parteien ergeben. 

Und nun, Ihr Genossen der beiden sozialistischen 
Richtungen, Gemäßigte und Unabhängige! 

Ich kann mir nicht denken, daß von Eurer Seite ernit- 
liche Widerſprüche oder Einwände gegen die Brechung der 
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Zinsknechtſchaft erfolgen können, und doch muß ich mich 
grundſätzlich mit Euch auseinanderſetzen, mit der ganzen 
ſozialiſtiſchen Gedankenwelt, von Marx angefangen bis auf 
die derzeitigen Führer Ebert, Scheidemann, Kautsky uff. 

1. Der ſozialiſtiſche Wille: Hebung der Ar⸗ 
beiterklaſſe iſt eine unbedingt ſieghafte Idee; 
ſo weitſind wireinig. 

2. Die zur Erreichung dieſes großen Zieles be⸗ 
ſchrittenen Wege ſind faſt durchaus falſch, weil ſie 

3. auf falſchen Vorausſetzungen aufgebaut ſind. 

4. Die ſozialiſtiſche Staatsidee führt konſequenter⸗ 
weiſe zum Kommunismus, alſo zum Niedergang. 

5. Weil aber die Sozialdemokratie ein anderes Ziel 
hat, eine Hebung der Arbeiterklaſſe, überhaupt des 
geſamten arbeitenden Volkes, ſo ſteht ſie jetzt vor 
einem furchtbaren inneren Zwieſpalt: die logiſchen 
Konſequenzen des Marxismus führen geradezu zum 
Gegenteil deſſen, was das praktiſche Ziel der Arbeiter⸗ 
bewegung iſt. 

6. Aus dieſer inneren Zerriſſenheit ergibt ſich die 
öffentliche Anſicherheit in der Führung der Regierung. 

7. Gegen Spartakus und bolſchewiſtiſchen Kommu⸗ 
nismus muß wegen des großen praktiſchen Zieles 
(Hebung der Arbeiterklaſſe) ein ſcharfer Strich ge⸗ 
zogen werden, und deren Methoden müſſen mit aller 
Macht bekämpft werden. Aber die gewerkſchaftlich 
organiſierte Sozialdemokratie fühlt ſich heute gegen⸗ 
über dieſen radikalen Gruppen ſchwach, weil ſie mar⸗ 
xiſtiſche Denkweiſe als Erziehungsgrundſatz aufge⸗ 
nommen hat, und weil logiſcherweiſe alle marxiſti⸗ 
ſchen Gedankengänge zum Kommunismus führen. 

Nun, der Beweis Punkt 2 ſagt, daß die von der Sozial⸗ 
demokratie beſchrittenen Wege faſt durchweg falſch ſind. 

Die ganz allgemein betriebene Verhetzung hat zu einer 
tiefen Spaltung der Bevölkerung innerhalb der eigenen 
Nation geführt, die immer wiederholten Beſchimpfungen 
gegen die Arbeitgeber aller Art, ja jedes bürgerlichen Be⸗ 
rufes überhaupt als Ausbeuter und Blutſauger an dem 
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angeblich allein arbeitenden Handarbeiter haben zu einer 
ungerechtfertigten Verbitterung und auch zur Überhebung 
der Arbeiterſchaft geführt, die folgerichtig ihren Ausdruck 
findet in der Forderung nach der „Diktatur des Proleta⸗ 
riats“ (Kommuniſtiſches Manifeſt). Die weſentlichſte For⸗ 
derung des Erfurter Programms — die Überführung der 
Produktionsmittel aus dem Privatbeſitz in den Beſitz und 
Betrieb der Gemeinſchaft — hat ſich heute verdichtet in dem 
Schrei nach „Sozialiſterung“. 

Daß die Voll⸗Sozialiſierung unſeren wirtſchaftlichen An⸗ 
tergang, den völligen Staatsbankerott bedeutet, iſt jedem 
ehrlichen Politiker vollkommen klar. Aber man getraut ſich 
nicht, dies dem Volke offen und frei einzugeſtehen. 

Nicht Ver geſellſchaftung, ſondern En tgeſellſchaftung 
müßte jetzt die Loſung ſein. So verſucht man durch phan⸗ 
taſtiſche Steuerprojekte die offenſichtlichen Fehlſchläge jeder 
Sozialiſierung auszugleichen und auf dieſem Wege zum 
zweiten Male die Expropriateure zu expropriieren. Das 
alles heißt aber nichts anderes, als die geſamte Volks⸗ 
wirtſchaft dem reſtloſen Untergang preisgeben. Statt einer 
Erhöhung (von einer Verdoppelung der Produktion, wie 
ſie die ganze ſozialiſtiſche Literatur für die Zeit nach der 
Revolution verſprach, kann überhaupt keine Rede ſein) iſt 
das gerade Gegenteil eingetreten. Das Schlimmſte 
aber wäre, wenn die derzeitige ſozia⸗ 
liſtiſche Regierung an die Aufnahme 
großer Auslandsanleihen dächte. Damit 
wäre nicht nur unſer wirtſchaftlicher Nie⸗ 
dergang beſiegelt, wir würden auch noch 
ganz reſtlos in die Zinsknechtſchaft der 
Entente uns begeben, von der es kein Zu⸗ 
rück mehr gäbe. 

Der Grundfehler, der Grundirrtum, auf dem dieſe ganze 
Kette von Schlüſſen, Forderungen, Verſprechen ans Volk 
aufgebaut iſt, iſt die falſche Einſtellung gegenüber dem 
Induſtrie⸗ und Leihkapital. Das kommuniſtiſche Manifeſt, 
das Erfurter Programm, Marx, Engels, Laſſalle, Kautsky 
haben den tiefgehenden Unterſchied zwiſchen In⸗ 
duſtriekapital und Leihkapital nicht erkannt. 
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In dieſem Punkt muß die ganze Sozialdemokratie um⸗ 
lernen, dieſer Grundirrtum muß klar erkannt und frei⸗ 
mütig ohne Halbheit zugegeben werden. Dann aber muß 
man auch rückſichtslos die einzig möglichen Schlußfolge⸗ 
rungen ziehen. Dieſe aber bedeuten radikale Abkehr von 
dem finnlojen, weil ganz falſchen Wüten gegen die Indu⸗ 
ſtrie, gegen die Arbeitgeberſchaft; Arbeiter und 
Arbeitgeber gehören zuſammen, ſie haben 
das gleiche Ziel, die Arbeit, die Produktion, denn ohne 
Produktion, ohne Arbeit kein Leben, keine Kultur, kein 
Vorwärts und kein Aufwärts. Die ſelbſtverſtändlichen, 
weil unter Menſchen — eben weil ſie Menſchen find — 
unvermeidlichen Gegenſätze ſind viel weniger wichtig als 
das gemeinſame große Intereſſe von Arbeitgeber und Ar⸗ 
beitnehmer. Dieſe Gegenſätze können und konnten im Wege 
des Tarifvertrages und der Betriebsorganiſation zur bei⸗ 
derſeitigen Befriedigung gelöſt werden. 


Doch dieſe im Nahmen unſerer Betrachtung der ganz 
großen politiſchen Kraftlinien nebenſächlichen Fragen wol⸗ 
len wir nicht weiter verfolgen und nur nochmals feſt⸗ 
ſtellen, daß das Intereſſe der geſamten Arbeiterſchaft ganz 
genau gleich gerichtet iſt mit unſerer nationalen Induſtrie, 
mit unſerer nationalen Volkswirtſchaft. 


Wer anders lehrt und die Gegenſätze zwiſchen Arbeit⸗ 
geber und Arbeitnehmer als wichtiger in den Vordergrund 
ſtellt, der verjündigt ſich in un verantwortlicher Weiſe ge: 
rade an den Arbeitern, denn er legt damit die Axt an die 
Wurzeln des Baumes, der die Arbeiterſchaft nährt und 
trägt. 


Das aber hat die Sozialdemokratie getan, und damit 
hat fie ewige Schuld gegenüber der deutſchen Arbeiter: 
ſchaft auf ſich geladen, damit hat ſie namenloſes Elend 
über unſer Volk gebracht, weil fie alle ihre Ver⸗ 
ſprechungen nicht halten kann, weil ſie 
uns den Frieden der Verſtändigung nicht 
bringen kann, weil ſie uns keine Arbeit 
ſchaffen kann, weil ſie doch wieder eine 
bewaffnete Macht aufrichten muß, weil ſie 
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ohne das Beamtentum nicht auskommen 
kann, weil ſie die Arbeitsdienſtpflicht 
verlangen muß, weil vom allgemeinen 
gleichen und direkten Wahlrecht für Män⸗ 
ner und Frauen über 20 Jahre kein Menſch 
leben kann, weil ohne die ſtaatlich garan⸗ 
tierte Sicherheit von Perſon und Eigen⸗ 
tum chaotiſche Zuſtände eintreten müſſen, 
weil ohne Ein⸗ und Unterordnung des 
einzelnen in die Geſellſchaft kein ſtaat⸗ 
liches Leben möglich iſt. 

So geht eine tiefe, verzweiflungsvolle Welle der Ent⸗ 
täuſchung durch das ganze Volk, und wo ſich die einzelnen 
noch lange nicht darüber klar ſind, lügen ſich Miniſter, 
Abgeordnete und Volksbeauftragte gegenſeitig luſtig wei⸗ 
ter vor, man müſſe die „Errungenſchaften der Revolution“ 
ſchützen vor der „Reaktion“; beides Begriffe, über die 
kein ehrlicher Staatsmann dem Volke klar ſagen könnte, 
was er darunter überhaupt meint. 

Die negativen Betätigungen der Revolution, die Ab⸗ 
ſetzung einer Reihe von überlebten Dynaſtien, A b ſetzung 
der Offiziere, A b ſchaffung des Adels, Auf löſung des 
Heeres, kurzum der „große Abbruch“ iſt noch keine „Er⸗ 
rungenſchaft'. Und Reaktion?! Das weggefegte morſche 
Gottesgnadentum hat nirgends im ganzen Volke genügend 
moraliſchen Rückhalt, um zu irgendeiner kraftvollen Aktion 
zu kommen, das Bürgertum iſt, ſoweit es ſich um den wirk⸗ 
lichen Bourgeois handelt, viel zu feig, viel zu moraliſch 
verſumpft, um ſich aufzuraffen gegen die klaſſenbewußte 
Arbeiterſchaft; alſo vor einer dynaſtiſchen oder bürgerlichen 
Reaktion braucht der herrſchenden Klaſſe der Arbeiterſchaft 
nicht bange zu ſein. 

Aber die tiefe Enttäuſchung des Volkes über die ſoge⸗ 
nannten Errungenſchaften der Revolution, das heißt über 
das Fehlen jeder wirklichen Beſſerung der Lage des Vol⸗ 
kes, ſie iſt die große Gefahr; dieſe Enttäuſchung führt 
zum Abſtrömen großer Maſſen immer weiter nach links, 
wo das bisher an Verſprechungen Dageweſene weit über⸗ 
bzw. unterboten wird. 
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Schließlich kann man nicht mehr als „Alles allen“ 
verſprechen. Und das iſt reiner Wahnſinn; aber jeder Ge⸗ 
danke, jede Erſcheinung, jede Tätigkeit überſpannt und 
übertrieben bis zum Außerſten wird ſchließlich Wahnſinn 
und ſchlägt dann in ſein Gegenteil um. So geht es auch 
mit dem kommuniſtiſchen Gedanken, daß „Alles allen“ ge⸗ 
hören ſoll, denn dieſer endet und mündet ſchließlich darin, 
daß alle — nichts haben. Hunger, Verzweiflung, Elend, 
Krankheit und Not ſind in Rußland eingekehrt, die Men⸗ 
ſchen haben den letzten Reit von Lebensmut und Lebens⸗ 
freude verloren. 

Ich wiederhole: Der ungeheure Grundirrtum in der 
ſozialiſtiſchen Gedankenwelt iſt letzten Endes auf die Ver⸗ 
kennung des tiefen Weſensunterſchiedes zwiſchen dem In⸗ 
duſtriekapital und dem Leihkapital zurückzuführen. Das 
zinsfreſſende Leihkapital iſt die Geißel 
der Menſchheit, das ewige mühe⸗ und endloſe Wachs⸗ 
tum des Groß⸗Leihkapitals führt zur Ausbeutung der Völ⸗ 
ker, nicht das ſchaffende, gütererzeugende induſtrielle Be⸗ 
triebskapital. 

Ich kann hier nicht an der Unterſuchung der Frage vor⸗ 
beigehen, warum dieſer Weſensunterſchied nicht er⸗ 
kannt worden iſt: Ob er wirklich nicht erkannt worden iſt, 
oder ob er vielleicht gar zugunſten des Großkapitals ver⸗ 
ſchleiert worden iſt, ob die Führer und Rufer im Streit 
gegen den Kapitalismus, ob die Verfaſſer des kommu⸗ 
niſtiſchen Manifeſtes, des Erfurter Programmes, die jetzi⸗ 
gen Führer immer mit der nötigen Gewiſſenhaftigkeit 
vorgegangen ſind. 

Es iſt das Schwerſte und Argſte, wenn man die unbe⸗ 
dingte Ehrlichkeit und Überzeugung eines anderen in 
Zweifel zieht; es fällt einem dies um ſo ſchwerer, je ſorg⸗ 
ſamer man ſelbſt den Erſcheinungen des Lebens gegen⸗ 
über nach den Gründen und Zuſammenhängen forſcht. Ich 
will daher auch gar keine Antwort auf dieſe Fragen ſelbſt 
geben, ſondern nur auf die großen, dunklen Zuſammenhänge 
hinweiſen, indem ich mich auf einen Ausſpruch Disraelis, 
des großen engliſchen Premierminiſters Lord Beaconsfield, 
beziehe. Dieſer ſchreibt in ſeinem Roman: „Endymion“: 
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„Niemand darf das Raſſenprinzip, die Raſſenfrage 
gleichgültig behandeln. Sie iſt der Schlüſſel zur Welt⸗ 
geſchichte. Und nur deshalb iſt die Geſchichte häufig 
ſo ſehr konfus, weil ſie von Leuten geſchrieben wor⸗ 
den iſt, die die Raſſenfrage nicht kannten, und eben⸗ 
ſowenig die dazu gehörenden Momente.“ 


Der Bürger: Durch die Brechung der Zinsknecht- 
schaft wird der Sparsinn vernichtet, der Mensch endet 
im Armenhause. 

Daß die Brechung der Zinsknechtſchaft ganz allgemein 
einen Einfluß auf den Sparſinn habe, muß entſchieden 
verneint werden. Sparſinn hat ebenſowenig wie z. B. Ver⸗ 
ſchwendung mit geltenden wirtſchaftlichen Anſchauungen 
etwas zu tun. Sparſinn und Verſchwendungsſucht ſind 
menſchliche Eigenſchaften, die entweder vorhanden ſind oder 
fehlen, ganz gleich, ob ein Zeitalter den Zinsgedanken 
predigt oder den Zins verpönt. 

In den Zeiten des Übergangs mag wohl eine Er⸗ 
höhung oder eine Verminderung des Sparſinns beobach⸗ 
tet werden. Ich neige aber im gegebenen Fall der An⸗ 
ſchauung zu, daß ein vernünftiger, wirtſchaftlich veranlag⸗ 
ter Menſch ſich folgendes ſagen wird: Ich kann in Zukunft 
nicht mehr damit rechnen, daß ich nur von meinen Zinſen 
leben kann. Leben will ich aber in ſpäteren Jahren und 
auch meinen Kindern noch etwas hinterlaſſen, alſo muß 
ich jetzt mehr ſparen. Dieſe Wirkung muß meines Er⸗ 
achtens die Brechung der Zinsknechtſchaft auf die Mehr⸗ 
zahl der Menſchen ausüben, denn ſonſt ſind ſie ja für das 
Alter auf öffentliche Anterſtützung angewieſen. Ich muß 
auch an dieſer Stelle noch einmal nachdrücklichſt betonen, 
daß bei der derzeitigen Belaſtung des Beſitzes durch direkte 
Steuern und jeglicher Lebenshaltung durch indirekte 
Steuern von den ſchönen Zinſen nichts übrigbleibt — außer 
wenn — und das iſt ja das Angerechte und zu Bekämpfende 
— das geſamte Einkommen nur aus ewiger Kapitalrente 
fließt. Ein Sinken des Sparſinns iſt demnach wohl nicht 
zu befürchten. 

Ist denn (das hassenswerte) Groß kapital wirklich 
so ganz unfruchtbar? Hat es nicht auch die Mittel ge- 
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schaffen zu großartigen Fortschritten, die größere 
Früchte für die Menschheit tragen, als der Zins des 
Leihkapitals ausmacht? 

Die Frageſtellung beweiſt nur, daß mammoniſtiſche 
Phraſeologie hier den klaren Blick getrübt hat. 

Das Großkapital hat nicht die Mittel geſchaffen zu groß: 
artigen Fortſchritten, ſondern das Großkapital iſt aus der 
Arbeit gewachſen. Jedes Kapital i ſt aufgeſpeicherte Ar⸗ 
beit. Das Großkapital iſt an ſich unproduktiv, weil eben 
Geld an ſich eine durchaus unfruchtbare Sache iſt. Aus 
Geiſt, Arbeit und vorhandenen und bereits erarbeiteten 
Rohſtoffen oder Bodenſchätzen ſind Werte geſchaffen, Güter 
erzeugt worden, durch Arbeit und nur durch Arbeit. 

Wenn man auf den fetteſten Acker, in das reichſte Koh⸗ 
lenbergwerk noch ſo viel Geld hineinſchüttet, trägt der 
Acker doch kein Korn, ſpeit das Bergwerk von ſelbſt keine 
Kohlen aus. 

Wenn die Menſchen das Geld erfunden haben, ſo iſt das 
ſehr ſinnvoll und verſtändig; denn in jeder komplizierten 
Wirtſchaft bedarf man dieſer (allgemein anerkannten) 
„Anweiſung auf geleiſtete Arbeit“. Aber daß dieſen 
„Geldzeichen“ eine Kraft innewohnen ſoll, ewig aus ſich 
heraus ins Ungeheure zu wachſen — und das tut das Geld, 
wenn es Zins tragen kann —, das iſt's, wogegen ſich unſer 
Innerſtes auflehnt, das iſt's, was das Geld weit hinaus⸗ 
hebt über alle anderen irdiſchen Erſcheinungen, das iſt's, 
was das Geld zum Götzen macht. Und alles das iſt doch 
nur der ungeheuerſte Selbſtbetrug der Menſchheit! Nichts, 
gar nichts vermag das Geld aus ſich ſelbſt. Tiſch, Schrank, 
Kleid, Haus, Werkzeug, kurzum alles um uns hat doch 
irgendeinen Wert; den älteſten Tiſch kann man ſchließlich 
noch einheizen und ſich daran wärmen, aber mit einem 
Zwanzigmarkſchein kann ich gar nichts anfangen, nicht 
einmal ein Stück Käs kann ich drein einwickeln. Erſt nach⸗ 
dem die Menſchen ſinnvollerweiſe übereingekommen ſind, 
zur Erleichterung des Austauſches der Güter zum Ver⸗ 
brauch Anweiſungen auf geleiſtete Arbeit zu ſchreiben, erſt 
damit bekommt das Stückchen Papier Sinn und Witz, und 
es iſt ſehr verſtändig, daß der Bauer für ſein Korn vom 
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Kohlenbergwerk nicht eine Kohle, jondern Geld bekommt, 
alſo eine Anweiſung auf anderweitig geleiſtete Arbeit, 
z. B. Heugabeln, Geſchirr, Pflug und Senſe. Aber damit 
ſoll es aus ſein mit der Macht des Geldes. 


Alſo nicht das Geld hat die großartigen Fortſchritte der 
Menſchheit bewirkt, ſondern die Menſchen ſelbſt haben es 
getan, ihr kühner Geiſt, ihr ſtolzer Wagemut, ihr kluger 
Sinn, die Kraft ihrer Hände, ihre gemeinſame, alſo 
ſoziale fleißige Arbeit. So ſtolz und ſo klar müſſen wir 
ſehen. Die Menſchen ſelbſt waren das, doch nicht die arm⸗ 
ſeligen Stücklein Papier, die die Menſchen erfunden haben 
zur Vereinfachung der Wirtſchaft. 


Die Brechung der Zinsknechtſchaft iſt aber nicht das 
letzte Ziel der neuen Staatskunſt, ſie iſt zwar die ein⸗ 
ſchneidendſte Tat, die einzige Tat, die alle Völker zu eini⸗ 
gen vermag zu einem wahrhaften Völkerbund gegen die 
alle Völker umſpannende Gewaltherrſchaft des Mammonis⸗ 
mus. Aber ſie iſt nicht das Letzte. Dagegen muß die Bre⸗ 
chung der Zinsknechtſchaft allen weiteren Schritten vor⸗ 
ausgehen, weil ſie, wie wir geſehen haben, das Weltübel 
an der Wurzel faßt, und zwar an der Hauptwurzel. 


Erſt wenn die grundlegende Forderung 
nach Brechung der Zinsknechtſchaft erfüllt 
iſt, wird überhaupt erſt der Weg frei zum 
ſozialen Staat. Dies muß klar erkannt werden und 
all den mammoniſtiſchen Gewalten zum Trotz durchgeſetzt 
werden. Ein ſozialiſtiſcher Staat auf mammoniſtiſcher 
Grundlage — der Schrei nach Sozialiſierung iſt weiter 
nichts als der Verſuch, die Vertruſtung aller Induſtrien 
herbeizuführen und überall die Rieſenkonzerne zu bilden, 
auf die natürlich auch in Zukunft wiederum trotz aller 
Vermögensabgaben das Großleihkapital den entſcheiden⸗ 
den Einfluß haben wird — iſt ein Unding und führt mit 
Naturnotwendigkeit zu einem Kompromiß zwiſchen der 
bereits ſtark mammoniſtiſch verſeuchten Sozialdemokratie 
und dem Großkapital. 
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Wir dagegen verlangen radikale Abkehr vom mammo⸗ 
niſtiſchen Staat und einen Aufbau des Staates im wahren 
Geiſte des Sozialismus, in dem die herrſchende Grund⸗ 
idee die Nährpflicht iſt, worin eine alte kommuniſtiſche 
Grundforderung ihre vernünftige und ſinnvolle Befriedi⸗ 
gung finden kann — in der Geſtalt, daß jeder Volks⸗ 
angehörige ſein Anrecht auf den heimatlichen Boden zu⸗ 
geſprochen erhält durch die ſtaatliche Vermittlung der 
wichtigſten Nährgüter. 


Wir fordern ferner als Gerippe für den neuen Staat 
eine Volksvertretung durch die Kammer der Volksbeauf⸗ 
tragten, die auf breiteſter Grundlage zu wählen find, da⸗ 
neben eine ſtändiſche Kammer der Arbeit, den Zentralrat, 
in welcher das werktätige Volk nach ſeiner beruflichen Glie⸗ 
derung und wirtſchaftlichen Struktur zu Worte kommt. 
Schließlich fordern wir die höchſte Verantwortlichkeit für 
die Leiter des Staates. Die Vorausſetzung für all dieſen 
Aufbau aber bleibt die Brechung der Zinsknechtſchaft. 


Mein unerſchütterlicher Glaube, nein mehr noch, mein 
Wiſſen läßt mich klar erkennen, daß die Brechung der 
Zinsknechtſchaft nicht nur erzwingbar iſt, ſondern mit un⸗ 
beſchreiblichem Jubel überall aufgenommen werden wird 
und muß, denn wohlgemerkt: Entgegen allen ſonſtigen 
noch ſo wohlgemeinten Gedanken und Bewegungen und 
Beſtrebungen, die auf Verbeſſerung des Menſchengeſchlech⸗ 
tes hinzielen, verſucht mein Vorſchlag nicht die menſchliche 
Natur zu verbeſſern, ſondern er wendet ſich gegen einen 
Giftſtoff, gegen eine Erſcheinung, die ganz entgegengeſetzt 
dem innerſten Empfinden des Menſchen künſtlich, nein, 
teufliſch erfunden worden iſt, um die Menſchheit krank zu 
machen, um ſie zutiefſt im Materialismus zu verſtricken, 
um ihr das Beſte zu rauben, was ſie hat, die Seele. Da⸗ 
neben geht Hand in Hand die furchtbare, unbarmherzige 
Tyrannei der Geldmächte, für die die Menſchen nur noch 
Zinsſklaven ſind, nur dazu da, um für die Rente, für den 
Zins zu arbeiten. 


Tief erſchüttert erkennen wir die furchtbare Klarheit und 
Wahrheit der alten Bibelweisſagungen, wonach der Ju⸗ 
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dengott Jahve ſeinem auserwählten Volk verheißt: „Ich 
will Dir zu eigen geben alle Schätze der Welt. Dir zu 
Füßen ſollen alle Völker der Erde liegen, und Du ſollſt 
herrſchen über ſie.“ 

Dieſe Weltfrage iſt nun vor Euch allen aufgerollt. Welt⸗ 
fragen werden nicht im Handumdrehen gelöſt, aber die 
Idee iſt klar wie der Tag. And die Tat muß ſorgſam vor⸗ 
bereitet werden, wir müſſen uns darüber klar ſein, daß wir 
dem gewaltigſten Feind, den weltumſpannenden Geld⸗ 
mächten, gegenüberſtehen. Alle Gewalt auf der Gegenſeite, 
auf unſerer Seite nur das Recht, das ewige Recht der ſchaf⸗ 
fenden Arbeit. 

Reicht mir die Hände, Werktätige aller Länder, ver⸗ 
einigt Euch! 
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Der Staatsbankerott — Die Rettung 


Erſter Druck 1919, Joſeph C. Hubers Verlag, Dieſſen vor München 


„Ich ringe mit dem Geſpenſt des Staatsbankerottes“, 
erklärte Staatsſekretär Schiffer 1919 in einer ſeiner 
Finanzreden in Weimar. 

Jawohl, das „Geſpenſt“ des Staatsbankerottes, dem 
ſind unſere Weimarer Machthaber verfallen, ein Geſpenſt 
iſt es, hinter dem nichts ſteckt als die Angſt vor einer ein⸗ 
gebildeten, unwirklichen Erſcheinung. Es erſcheint mir wie 
eine Ironie, daß Herr Schiffer den Staatsbankerott als 
ein „Geſpenſt“ bezeichnet, denn er will damit etwas furcht⸗ 
bar Schreckhaftes bezeichnen, etwas Grauenvolles, und 
doch bringt es gerade der Begriff des Wortes „Geſpenſt“ 
mit ſich, daß es ſich eben nur um etwas handelt, was in 
Wirklichkeit gar nicht exiſtiert. Das „Geſpenſt“ des Staats⸗ 
bankerottes iſt der „Wauwau“ der Kapitaliſten, mit dem 
ſie die Staatsmänner und die betrogenen Völker ſchrecken. 
Das „Geſpenſt“ des Staatsbankerottes iſt der Kinder⸗ und 
Ammenſchreck, mit dem man furchtſame Naturen zuver⸗ 
läſſig das Gruſeln lehren kann, ſo daß ſie nicht wagen, den 
Dingen mit klar ausgeriebenen Augen bei hellem Tages⸗ 
licht ins Geſicht zu ſehen. 

Es bedeutet ein unſagbares Glücksgefühl, wenn man 
nach ſchwerem Traum erwacht, wenn die Geſpenſter ſich 
in nichts auflöſen und heller Tag ins Fenſter blickt. Die 
ſchreckhaften Fratzen, die die Abenddämmerung aus den 
uns umgebenden Gegenſtänden geformt hat, find ver⸗ 
ſchwunden, der Ofen hat gar keine glühenden Augen, er 
ſteht ruhig an ſeinem Platz, der Schrank wächſt nicht ins 
Ungeheure, das über den Stuhl hingeworfene Hemd iſt 
kein unheimliches Geſpenſt, das ſich zu Füßen des Bettes 
hingekauert hat und ſich bald rieſig aufzurichten droht, es 
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iſt alles nichts, es war nur unſere eigene überhitzte Phan⸗ 
taſie, die uns Geſpenſter vorgetäuſcht hat, während ein 
kleiner tapferer Willensentſchluß genügt hätte — der, Licht 
zu machen —, um alle Geſpenſter zu bannen. 

Wie ſteht es nun aber mit dem Staatsbankerott (die⸗ 
ſer geſpenſtiſchen Erſcheinung)? 

In einem jetzt viel geleſenen Buch „Was feder vom 
Staatsbankerott wiſſen muß“ von Fr. Röhr (Th. O. We⸗ 
ber, Hannover) bezeichnet der Verfaſſer den Staats⸗ 
bankerott als „die völlige oder teilweiſe Nichterfüllung der 
vertragsgemäß übernommenen Schuldverbindlichkeiten ſei⸗ 
tens eines Staates ſeinen Gläubigern gegenüber, gleich⸗ 
viel, ob dies aus Zahlungsunfähigkeit oder aus Mangel an 
Zahlungswillen oder aus beiden Urſachen zugleich erfolgt“. 

Dieſe juriſtiſche Definition iſt zweifellos im Rahmen der 
hergebrachten Denkweiſe durchaus richtig, und wenn man 
ſich nicht von den ausgefahrenen Geleiſen der auf dem 
römiſchen Recht beruhenden Denkweiſe losmachen kann, 
wird man jede ſouveräne Anderung an den von einem 
Staate übernommenen Schuldverbindlichkeiten als Staats⸗ 
bankerott bezeichnen können. 

Ganz anders jedoch, wenn man tiefer in das Weſen der 
ſtaatlichen Finanzwirtſchaft eindringt; da erſcheint eine 
Anderung an den Schuldverbindlichkeiten durchaus nicht 
immer als „Bankerott“. 

„Banca rotta“, das zerbrochene Zahlbrett, hat eine üble 
Nebenbedeutung bekommen; es iſt mit dem Begriffe des 
„Bankerottes“ immer der Gedanke verbunden, daß die 
Gläubiger in ihrer Geſamtheit geſchädigt 
werden. Alſo: das Vorhandenſein eines Schadens für die 
Gläubiger iſt meines Erachtens das Kriterium für die be⸗ 
rechtigte Anwendung des Wortes „Bankerott“. Iſt kein 
Schaden entſtanden, bzw. entſteht kein Schaden für die 
Maſſe der Gläubiger, jo kann von einem „Bankerott“ im 
gewöhnlichen Sinn des Wortes nicht geſprochen werden. 

Bedeutet eine „teilweiſe Nichterfüllung vertragsgemäß 
übernommener Schuldverbindlichkeiten ſeitens eines Staa⸗ 
tes“ für die überwältigende Mehrheit der Staatsangehö⸗ 
rigen eine Erlöſung von einem furchtbaren und unerträg⸗ 
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lichen Druck, eine Befreiung der ganzen Volkswirtſchaft 
von unerhörten Steuern: wer möchte es dann noch wagen, 
eine ſolche Staatshandlung als Staatsbankerott zu be⸗ 
zeichnen? 

Eine ſolche Befreiungstat iſt aber die von mir geforderte 
Aufhebung der Zinszahlung aus unſeren Kriegsanleihen 
ſowie aus allen übrigen Schuldverſchreibungen des Rei⸗ 
ches und der Bundesſtaaten unter gleichzeitiger Erklärung 
dieſer Schuldverſchreibungen zu geſetzlichen Zahlungs⸗ 
mitteln oder beſſer noch: der Konvertierung dieſer Schuld⸗ 
titel in zinsfreie Bankguthaben. 

Auf den erſten Blick mag eine Aufhebung der Einzahlung 
der Kriegsanleihen eine ſchwere Schädigung der Anleihe⸗ 
Titelbeſitzer bedeuten und ſomit die Tatſache eines vor⸗ 
handenen Staatsbankerottes gegeben ſein. — Dem iſt aber 
bei näherem Zuſehen durchaus nicht ſo, wie die folgenden 
Ausführungen aufzeigen werden. 

Gerade die Übertreibung und Überſpitzung unſerer ſtaat⸗ 
lichen Anleihewirtſchaft machen uns die Abſurdität, die 
Unſinnigkeit unſerer geſamten ſtaatlichen Finanzwirtſchaft 
erſt klar. 

Einem mammoniſtiſchen Dogma, alſo einem Schwindel 
zuliebe haben wir uns in die Schuldenwirtſchaft verſtrickt. 
Dieſes Dogma lautet: „Wenn der Staat Geld braucht, ſo 
muß er ſich das Geld von den Kapitaliſten pumpen und 
dann brav verzinſen.“ 

Dieſe Gleichſetzung der ſtaatlichen Gemeinſchaft des 
ganzen Volkes mit der Einzelperſon in bezug auf Geld⸗ 
beſchaffung gegen Kredit und Zinſen hat zu der heilloſen 
Zerrüttung unſerer Staatsfinanzen geführt, die von jeder 
geſunden Wirtſchaft nachgerade ſo weit entfernt ſind, daß 
von einem aufgelegten Volksbetrug zu⸗ 
gunſten einer kleinen Gruppe von Groß⸗ 
kapitaliſten geſprochen werden muß. 

Zunächſt möge man ſich die Entſtehung unſerer Kriegs⸗ 
anleihe vergegenwärtigen. 100 Milliarden Kriegslaſten ſind 
auf dem Anleiheweg aufgebracht worden, triumphierten 
unſere Staatsfinanzkünſtler gegenüber dem feindlichen Aus⸗ 
land; 100 Milliarden Kriegsanleihe, jubelte die deutſche 
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Krämerſeele, beweiſen die ungebrochene Wirtſchaftskraft des 
deutſchen Volkes, trotz vier harter Kriegsjahre; mit einer 
Kriegsleiſtung von 100 Milliarden habe ſich die Heimat 
würdig der Frontarmee gezeigt, ſchämte man ſich nicht 
überall auszupoſaunen. 

Die Anlage von Kriegsgewinnen gegen 5% Zins! war 
ein Opfer, eine vaterländiſche Tat von ſo heldenhafter 
Größe, daß den Bankdirektoren die hellen Freudentränen 
über ſo viel Opferſinn des deutſchen Volkes bei jedem 
neuen Siege des General⸗Geldmarſchalls von Havenſtein 
in den Augen ſtanden. 

Was wurde aber auch dem Volke alles Köſtliche erzählt, 
wenn es wieder zahlen ſollte! Eine wahre Sintflut von 
Kriegsanleihepropagandaſchriften brach jedesmal aus den 
Bankſchaltern hervor; Vorträge, Verſammlungen, Pla⸗ 
kate, von erſter Künſtlerhand entworfen, ſorgten dafür, daß 
das Verſtändnis für die Notwendigkeit der Kriegsanleihe⸗ 
zeichnung überall wach wurde. Sogar „alldeutſch“ durfte 
man in dieſen Wochen denken, d. h. wünſchen, daß das 
deutſche Volk ſiegen möchte. 

Kurz, es war ein derart widerlicher Tanz ums goldene 
Kalb (Kalb, weil das deutſche Volk wirklich ein Kalb war), 
ein ſo ekelerregender Mammonskult, ein ſo erniedrigendes 
Spekulieren auf die Profitgier der Maſſen, daß man ſich 


nicht wundern darf, daß gerade die Kriegsanleihepropa⸗ 


ganda im ſchlimmſten Maße zerſetzend auf die ſittliche 
Feſtigkeit des deutſchen Volkes gewirkt hat, wodurch in 
erſter Linie der Zuſammenbruch vorbereitet wurde. 

Dabei war alles, alles reiner Schwindel; ob be⸗ 
wußt, ob unbewußt, es war der größte Volksbetrug aller 
Zeiten. 

100 Milliarden Schulden hatte ſich damit das 
deutſche Volk aufgeladen, und zwar verzinsliche 
Schulden. 5 Milliarden Steuern muß alſo das 
deutſche Volk aufbringen, wenn es ſeine Zinſen zahlen 
will, es muß alſo mit der einen Hand 5 Milliarden geben 
und mit der anderen Hand 5 Milliarden nehmen, das iſt 
da zunächſt der äußere Effekt dieſer köſtlichen Kriegs⸗ 
anleihe. Aber damit erſchöpft ſich die Narretei der Kriegs⸗ 
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anleihe noch lange nicht. Denn es handelt ſich bei dieſer 
Steuer⸗Zinſen⸗Zwickmühle ja nicht um ein Geſellſchafts⸗ 
ſpiel, ſondern um einen ungeheuren Apparat für die 
Steuererhebung und ebenſo um den Apparat für den 
Zinſendienſt, alſo um eine im großen betrachtete rieſen⸗ 
hafte Arbeitsvergeudung von Tauſenden und aber Tauſen⸗ 
den von Beamten, Millionen von Steuererklärungen, 
Schreibereien, Bankverkehr und alles dies — nur um einer 
großen Selbſttäuſchung willen. 

Aber das möchte noch hingehen, obwohl ſich jedes eini⸗ 
germaßen volkswirtſchaftliche Herz dagegen auflehnt, das 
Argſte jedoch kommt noch: die ganze Komödie läuft — be⸗ 
wußt oder unbewußt, ſei einmal dahingeſtellt — auf einen 
ungeheuren Volksbetrug hinaus. Deshalb, weil die über⸗ 
wiegende Maſſe aller kleinen und mittleren Sparer und 
Kapitaliſten nicht nur nichts von ihren ſchönen Zinſen 
haben kann, wie oben aufgezeigt wurde, ſondern weil das 
geſamte werktätige Volk die Steuern aufbringen muß in 
Geſtalt von geradezu grotesken indirekten Steuern! 

Die Sache liegt ſo. Man will offiziell den ganzen Kriegs⸗ 
anleiheſchwindel nicht zugeben und erklären, die Zinſen 
der Kriegsanleihe könnten natürlich nur bezahlt werden, 
wenn Steuern in gleicher Höhe eingehoben werden. Das 
wäre immerhin eine Tat eines ehrlichen Finanzminiſters. 
Nein, man erhebt Steuern auf indirektem Weg in rieſi⸗ 
gem Umfang. Man verſteuert Kohle, Bier, Mineralwaſſer, 
Branntwein, Wein, Tabak, Fahrkarten uſw. in wahn⸗ 
ſinniger Weiſe, nur um der Zinſen willen. Nur um der 
Zinſen willen muß jeder Menſch in Deutſchland frieren 
oder doppelte Kohlenpreiſe zahlen, durſten oder teures 
Bier, Wein, Mineralwaſſer trinken. Damit nicht genug, 
das Erwerbseinkommen wird einer großen Steuer⸗ 
erhöhung unterworfen, alles um der Zinſen willen — und 
ſchließlich ſtellt ſich heraus: es langt nicht! Denn außer den 
ſeſtverzinslichen Kriegsanleihen im Betrag von 100 Mil⸗ 
liarden ſind noch ca. 50 Milliarden in Schatzwechſeln oder 
ſonſtigen kurzfriſtigen Krediten zu verzinſen. In Summa 
alſo 150 Milliarden, die jährlich auf unabſehbare Zeit 7 bis 
8 Milliarden verſchlingen. 
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Es ijt nun tieftraurig, zu ſehen und zu leſen, wie unrett⸗ 
bar unſere Finanzpolitiker dem Zinſenwahnſinn verfal⸗ 
len ſind — ich zitiere im folgenden einen unſerer ausge⸗ 
zeichnetſten Finanzleute, den badiſchen Finanzminiſter 
a. D. Dr. J. Rheinholdt, der in ſeiner ſonſt ſehr leſenswer⸗ 
ten und klaren Schrift: „Die deutſche Finanzwirtſchaft wäh⸗ 
rend des Krieges und die Möglichkeit ihrer Ordnung“ 
ſchreibt, nachdem er die verſchiedenen neuen ausgiebigen 
Kriegsſteuern behandelt hat: „Durch die angeführten Ge⸗ 
ſetzgebungsakte auf dem Gebiete der Finanzen in den 
Jahren 1916, 1917, 1918, die dem Etat für 1918 Mehr⸗ 
einnahmen in Höhe von 4 Milliarden gegenüber den Etats 
von 1914 und 1915 zugeführt haben, iſt es wenigſtens ge⸗ 
lungen, die Zinſen der Kriegsſchuld bis⸗ 
her laufend aus den vorhandenen Ein⸗ 
nahmen zu beſtreiten.“ — Da haben wir's — es 
iſt Gott ſei Dank wenigſtens gelungen, die Zinſen der 
Kriegsſchuld zu beſtreiten, indem 1916 mit Geſetz vom 
12. Juni (R. G.V. 507) der Tabak mit einer Steuererhö⸗ 
hung von 130 Millionen belegt, 

die Frachtunkoſten mit Geſetz vom 17. Juni 1916 
(R. G. V. Bl. S. 555) mit 570 Millionen belegt, 

die Poſt⸗ und Telegraphengebühren mit Geſetz vom 
21. Juni 1916 (R. G. V. Bl. S. 561) um 200 Millionen hin⸗ 
aufgeſchraubt, 

der Warenumſatz mit Geſetz vom 21. Juni 1916 
(R. G. V. Bl. S. 577) mit 250 Millionen belaſtet wurden. 

Das Jahr 1917 brachte dann: 

die Beſteuerung des Perſonen⸗ und Güterverkehrs vom 
8. April 1917 (R. G. V. Bl. S. 329) mit 315 Millionen, 

die Kohlenſteuer vom 8. April 1917 (R. G. V. Bl. Seite 
340) mit 500 Millionen. 

1918 ſchraubte dann weiter die Beſteuerung des 

Warenumſatzes mit Geſetz vom 26. Juli 1918 (R. G. V.⸗ 
Bl. S. 779) in die Höhe, deren Mehrertrag gar auf 1000 
Millionen geſchätzt wird. 

Die Anderung des Reichsſtempelgeſetzes, Geſetz vom 
26. Juli 1918 (R. G. V. Bl. S. 779) iſt auf 210 Millionen 
Ertrag veranſchlagt. 
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Die Weinſteuer, Geſetz vom 26. Juli 1918 (R. G. V. Bl. 
S. 831) ſoll 103,5 Millionen bringen. 

Schaumwein, Geſetz vom 26. Juli 1918 (R. G. V. Bl. 
S. 847) ſoll 12,6 Millionen bringen. 

Mineralwaſſer, Geſetz vom 26. Juli 1918 (R. G. V. Bl. 
S. 849) ſoll 52,5 Millionen bringen. 

Bier, Geſetz vom 26. Juli 1918 (R. G. V. Bl. S. 863) wird 
weiter mit 339,5 Millionen beſteuert. 

Branntwein als 1. Finanzmonopol laut Geſetz vom 
26. Juli 1918 (R. G. V. Bl. S. 887) wird gar auf einen 
Mehrertrag von 800 Millionen angenommen. 


Dieſe ungeheuren Steuern, die, wie man ſieht, faſt aus⸗ 
ſchließlich den Konſum der breiten Maſſe des Volkes be⸗ 
laſten, ergaben aber erſt über 4 Milliarden Steuern, die 
mit Ach und Krach hinreichten, um die Zinſen der Kriegs⸗ 
anleihe zu decken. — „Allerdings“, ſo fährt dann Dr. Rhein⸗ 
holdt fort, „ergaben die Etats für 1916 und 1917 nicht un⸗ 
erhebliche Fehlbeträge um 23 Milliarden... —“ Alſo 
auch das noch! — Und die ſonſtigen eigentlichen Aufgaben 
des Reiches kultureller, wirtſchaftlicher Natur uſw.? 2? 

Aber unbeirrt erklärt der Herr Finanzminiſter dann auf 
derſelben Seite noch: „Zu den 150 Milliarden des heutigen 
Standes der Reichsſchuld dürfen noch viele Milliarden 
hinzukommen, für deren Verzinſung geſorgt 
werden muß.“ — Wenige Seiten ſpäter erklärt Herr 
Dr. Rheinholdt von neuem (S. 69): „Die Kriegsanleihe und 
ihre Verzinſung muß unbedingt den Anleihebedingungen 
entſprechend geſichert bleiben. Geſchähe dies nicht, ſo ginge 
der Kredit des Reiches unwiederbringlich verloren, und zwar 
im Inland wie im Ausland.“ — Da haben wir's wieder: die 
Verzinſung, das iſt das A und das O unſerer Finanzmiſere. 

Daran darf nicht gerüttelt werden; vor der Heiligkeit 
des Zinſes machen alle Finanzminiſter, alle Steuerpoli⸗ 
tiker, alle — nun kommt das Tieftraurige — Sozialiſten wie 
auf Kommando halt! — Herr Scheidemann verkündet an 
jeder Litfaßſäule dem geängſtigten Volk zu deſſen „Be⸗ 
ruhigung“, daß die Sicherheit der Kriegsanleihe keinesfalls 
angetaſtet werden würde. 
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Alſo, Du Großfapital, magſt ruhig ſein!! Deine Zinſen 
bleiben Dir, das Volk iſt dumm genug, beſtochen von den 
Almoſenzinſen, die dem kleinen Anleihezeichner verſprochen 
worden ſind, und läßt ſich direkt und indirekt die unerhör⸗ 
teſten Steuern aufpacken. u was? Wem zum Nutzen? 
Nur zum Nutzen des Groß⸗Leihkapitals!! Die großen Geld⸗ 
gewaltigen können ja ſchließlich auch nicht mehr Bier und 
Schnaps, Tabak, Wein und Selterswaſſer, Salz und Zucker, 
Zündhölzer und Kohlen verbrauchen als der kleine Mann 
aus dem Volk, als der Arbeiter, der Beamte, der Ange⸗ 
ſtellte! Und jo zahlt alſo die große Maſſe des Volkes Mann 
für Mann ebenſoviel wie der vielfache Millionär, nur 
damit der Multimillionär ſeine Kriegsanleihezinſen be⸗ 
kommt. — Der ſchändlichſte, gemeinſte Betrug, der infamſte 
Schwindel iſt die ganze Kriegsanleihewirtſchaft. Ausge⸗ 
heckt zugunſten der Großkapitaliſten. Um dieſes Zweckes 
willen wird nicht nur die Arbeitskraft des ganzen Volkes 
bis aufs Blut ausgebeutet, ſondern noch viel mehr: es iſt 
durch die ſchändlichen Beſtechungsgelder, genannt Kriegs⸗ 
anleihezinſen, der kleine Mann auch noch eingeſpannt 
worden an den Triumphwagen der goldenen Internatio- 
nale, und Herz und Hirn ſind ihm mammoniſtiſch verſeucht 
worden!! 

So ſteht's, das iſt die Wahrheit! Wer wagt etwas da⸗ 
gegen zu ſagen?! Wie Schuppen fällt es uns von den 
Augen, und wir erkennen klar, woher dieſer abgrundtiefe 
Haß, dieſe unbeſchreibliche Wut des erwachten Volkes in⸗ 
ſtinktir herrührt, wenn ſich das Volk auch ſelbſt nicht klar 
darüber iſt, ſondern nur den allgemeinen Druck deſſen 
empfindet, dem ich mit vorſtehenden Ausführungen klaren 
ziffernmäßigen Ausdruck verliehen habe. 

Armes Volk! Armes und betrogenes Volk! 

Alſo bankerott wirſt Du, wenn Du die Zinszahlung 
für die Kriegsanleihen einſtellſt! Iſt's Dir jetzt klar ge⸗ 
worden, warum der Staatsbankerott ein Geſpenſt iſt?! 
Iſt's Dir jetzt klar geworden, warum der Staatsbankerott 
in der von mir vorgeſchlagenen Form der Aufhebung der 
Zinszahlung nicht nur kein Bankerott, ſon⸗ 
dern eine jubeln de Befreiung, ein e 
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Erlöſungaus den Krallen des Mam⸗ 
monis mus iſt ?! 

Brechen wir die Zinsknechtſchaft des 
Geldes, und wir alle, das ganze werk⸗ 
tätige Volk wird frei. 

An den Kriegsanleihen haben wir erkennen können, wie 
die Kriegsanleihewirtſchaft nichts weiter iſt als ein kapi⸗ 
taliſtiſcher Volksbetrug; mit den übrigen Staatsanleihen 
iſt es im Grunde natürlich genau ſo, nur, daß es leichter 
verſchleiert werden konnte. Ich ſpreche hier zunächſt von 
den Eiſenbahnanleihen als den weitaus wichtigſten Staats⸗ 
anleihen, dem Umfange nach. Die Geſamtheit der deut⸗ 
ſchen Staatseiſenbahnen repräſentiert ein Anlagekapital 
von 20 795 Millionen Ende 1916. Alle dieſe Staatsbahnen 
ſind aus Anleihemitteln erbaut bzw. käuflich übernommen 
worden. Alle dieſe Kapitalien, alſo ſagen wir rund 20 Mil⸗ 
liarden, müſſen jahraus, jahrein den Kapitaliſten gegen⸗ 
über verzinſt werden. Jahr für Jahr müſſen unſere Staats⸗ 
bahnen rund 800 Millionen Mark Ertrag abliefern, nur 
um die Zinſen für die Herren Eiſenbahnanleihebeſitzer auf⸗ 
zubringen. 

Ich will mich nicht zu lange bei Einzelheiten aufhalten, 
aber immerhin iſt es intereſſant, zu verfolgen, daß die groß⸗ 
artigen Überſchüſſe der Eiſenbahnen, die z. B. in Preußen 
immer als das „Rückgrat des Staatshaushaltes“ gerühmt 
wurden, gerade ausreichten, um eben die ewige feſte Ver⸗ 
zinſung der Eiſenbahnanleihen zu decken. Manchmal gab 
es ja wohl etwas mehr und blieben einige Millionen Rein⸗ 
überſchuß, aber das Höchſte war die berühmte 7%ige Ver⸗ 
zinſung der preußiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahnen, alſo 
eine Überrente von ca. 3% über die pflichtmäßige Ver⸗ 
zinſung gegenüber den Kapitaliſten. — Dieſes Bild hat ſich 
nun in den letzten Jahren ganz kataſtrophal verſchlechtert; 
der Eiſenbahnhaushalt für 1918 weiſt nach den Angaben 
des preußiſchen Finanzminiſters Simon ein Defizit von 
1300 Millionen auf — alſo eine Unterbilanz, die den Er⸗ 
trägniſſen von zwei guten Friedensjahren gleichkommt. — 
Aber das macht gar nichts, denn die Eiſenbahnanleihen 
ſind ja feſtverzinsliche Papiere, die Zinſen müſſen alſo auf 
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alle Fälle bezahlt werden, gleichviel, woher das Geld 
kommt. Sehr einfach, man wird alſo die Steuerſchraube an⸗ 
ziehen — zu was iſt denn das arbeitende Volk da? Heilig 
iſt nur der Zins, mag darüber der Staat zugrunde gehen, 
d. h.: Wehe, wenn der Staat die Zinszahlung einſtellte, 
das wäre Staatsbankerott, alſo in der mammoniſtiſchen 
Phraſeologie das ſchwerſte Verbrechen, das man ſich den⸗ 
ken könnte, denn es träfe ja die kleinen Rentner, die ihr 
Geld in „mündelſicheren“ Papieren angelegt haben. Nun — 
die kleinen Renten wären den Großkapitaliſten furchtbar 
gleichgültig, wenn ſie nicht ſelbſt noch große Poſten dieſer 
Staatspapiere in Händen hätten. So iſt es ſehr gut, daß 
die kleinen Kapitaliſten dieſe „ausgezeichnet mündelſichere 
Anlage“ beſitzen, denn man kann doch „das Vertrauen der 
Leute nicht enttäuſchen“, die dem Vater Staat „vertrauens⸗ 
voll“ ihre „Sparpfennige“ „anvertraut“ haben. — Wie 
ſchön und edel das klingt, und doch iſt es ein ganz durch⸗ 
triebener mammoniſtiſcher Schwindel — genau wie bei den 
Kriegsanleihen. 

Müßte aus den Einkünften der Eiſenbahnen nicht faſt 
der ganze Reinertrag für die Verzinſung der Eiſenbahn⸗ 
anleihe verwendet werden, ſo würden die Reineinkünfte 
aus dem ſtaatlichen Eiſenbahnbetrieb hinreichen, den größ⸗ 
ten Teil der ſtaatlichen Ausgaben für die geſamte innere 
Verwaltung zu decken, man brauchte alſo ſehr viel weniger 
direkte und indirekte Steuern zu erheben. Auch hier wie⸗ 
der dasſelbe Bild: der kleine und mittlere Kapitaliſt hat 
nicht den geringſten Nutzen von ſeinen ſchönen Zinſen aus 
Anleihetiteln der Staatsbahnen, denn dieſe Zinſen werden 
ihm auf direktem oder indirektem Weg wieder abgenom⸗ 
men; für den Staatsangehörigen, der nicht im glücklichen 
Beſitz ſolcher „mündelſicheren“ Staatspapiere iſt, bedeutet 
die Verzinſung der Eiſenbahnanleihe eine unerhörte Be⸗ 
ſteuerung ſeiner Arbeit zugunſten der Großanleihebeſitzer. 
Nutzen hat nur das Großleihkapital. 

In Bayern liegt die Sache genau ſo, ja noch ungünſtiger, 
weil das Reinerträgnis durch die Kleinbimmellokalbahn⸗ 
politik und die ſchwierigeren Terrainverhältniſſe von vorn⸗ 
herein ungünſtig beeinflußt war. Bei einer Eiſenbahnſchuld 
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von rund 2000 Millionen beträgt die Verzinſung rund 
75 Millionen, die Ablieferungen an die Staatskaſſe betrugen 
vor dem Kriege im Mittel 70 Millionen. Eine rühmliche 
Ausnahme machte das Jahr 1911 mit 93,7 Millionen, wäh⸗ 
rend das Jahr 1918 mit einem namhaften Verluſt abſchließt. 

Die finanziellen Ergebniſſe des bayeriſchen Eiſenbahn⸗ 
betriebes zeigt nachſtehende Tabelle für das Jahrzehnt 
19021911. 


Geſamt⸗ Davon 

Geſamt⸗ Brutlo- : 

einnahm. we Aber⸗ e a n Verluſt 

Millionen ink . ſchuß le er⸗ er rag 

Penſionen zinſung 

1901 166,7 136,4 30,3 37,4 — 74 

1902 169,7 1296 40,1 38,1 2,0 

1903 176,1 1335 | 43,6 40,1 2,5 

1904 | 184,7 | 141,6 43,1 44,2 — 11 

1905 ; 195,1 145,3 49,8 46,5 3,3 

1906 | 208,0 155,1 52,9 47,3 5,6 

1907 213,1 161, | 523,5 48,4 3,1 

1908 | 219,7 170,0 49,7 51,5 — 1,8 

Tilgung 

1909 | 266,4 208,9 57.5 1638u.24 — 8,7 

1910 281,6 1995 82,1 62,9 u. 2,5 16,7 

1911 297,4 303,6 93,7 68,2 u. 2, 6 22 9 


Alſo auch hier ſehen wir wieder das gleiche Bild. Die 
Reinerträgniſſe reichen knapp für die Verzinſung der An⸗ 
leihen: das „Rückgrat unſerer Finanzen“ hat ſeine Schul⸗ 
digkeit getan, wenn es für dieſe Zinſen langt. 

Ganz ebenſo wie in Preußen und in Bayern verhält es 
ſich auch in den übrigen Bundesſtaaten, und nicht viel 
anders ſteht es mit der „allgemeinen Staatsſchuld“, die 
nicht einmal zu ſog. rentierlichen Zwecken aufgenommen 
wurde, ſondern zu ſonſtigen Kulturaufgaben des Staates, 
ſo z. B. Straßenbauten, Wildbachverbauungen, Hoch⸗ 
waſſerdämme, Brückenbauten, Entwäſſerungen uſw. Alle 
derartigen Unternehmungen dienen ſozialen Zwecken, ſie 
haben an ſich und in ſich keinen objektiven Wert. 

Ich höre ſchon längſt die ungeduldige Frage: Ja, wie 
ſoll denn ſonſt der Staat ſeine Bahnen bauen, ſeine 
Straßen, Brücken und ſonſtigen Meliorationen, außer aus 
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Anleihemitteln? Zum Bauen gehört doch Geld, alſo muß 
es der Staat pumpen, und kein Menſch würde dem Staat 
Geld leihen ohne Zinſen! 

In dieſer Frage, in dieſer Meinung, daß der Staat wie 
jeder Habenichts, der ein Geſchäft anfangen will, unbe⸗ 
dingt ſich das Geld dazu pumpen müſſe, in dem unheil⸗ 
vollen Wort „Kredit“ liegt die Tragik unſerer geſamten 
modernen Staatsfinanzwirtſchaft beſchloſſen, und mehr 
noch: die Behauptung, daß niemand ſein Geld ohne Zinſen 
herliehe, daß der Staat alſo verzinsliche Noten drucken 
müſſe, um Geld zu bekommen für ſoziale Unternehmungen, 
hat ihr gut Teil beigetragen zu der mammoniſtiſchen Ver⸗ 
ſumpfung unſeres geſamten Zeitalters. Hier liegen die 
Wurzelfäden für das emporkommende Rentenideal, hier 
liegen die Keime für das unerhörte Wachstum des Groß⸗ 
leihkapitals, hierin liegen die Urſachen für die wirtſchaft⸗ 
liche Verſklavung der werktätigen Bevölkerung. 

Alſo: aus einer irrigen ſtaatlichen Vorſtel⸗ 
lung heraus iſt die unheilvolle Schuldenwirtſchaft ent⸗ 
ſtanden. Aus der Vorſtellung heraus, daß der Staat es 
ebenſo wie eine Einzelperſon nötig hätte, für jede wirt⸗ 
ſchaftliche Unternehmung Kredit in Anſpruch zu neh⸗ 
men. Dieſe Vorſtellung muß als durchaus falſch und gegen 
das Intereſſe der Geſamtheit gerichtet abgelehnt werden. — 
Es iſt in gar keiner Weiſe einzuſehen und begründet, daß 
der Staat, alſo die Geſamtheit der Staatsbürger, es nötig 
hätte, ſich bei einzelnen vermögenden Privatperſonen Geld 
zu pumpen und dieſen Leuten verzinsliche Scheine aus⸗ 
zuhändigen; es iſt durchaus nicht einzuſehen, warum der 
Staat als ſouveräne Verkörperung des ganzen Volkes 
nicht ebenſogut den Baumeiſtern und Lieferanten unver⸗ 
zinsliche Noten aushändigen ſollte, hinter denen — und 
nun kommt der ſpringende Punkt — genau wie hinter den 
verzinslichen Noten in letzter Linie ausſchließlich 
die Arbeitskraft des ganzen Volkes als 
Deckung ſteht. 

Dieſe klare Erkenntnis iſt der Schlüſſel für die ganzen 
jetzigen Verhältniſſe. 

Es mag insbeſondere für den gerade in dieſen Fragen 
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ſich kompetent fühlenden Sachverſtändigen beſonders ſchwer 
ſein, dieſen Grundirrtum einzuſehen bzw. einzu⸗ 
geſtehen, weil es ſich eben um tief eingefreſſene Vorurteile 
handelt. Dem einfachen Mann aus dem Volk und dem 
geſunden Menſchenverſtand wird es aber nicht ſchwer fal⸗ 
len, einzuſehen, daß für die Volksgeſamtheit, die letzten 
Endes immer für die Steuern bzw. Zinſen in irgendeiner 
Form aufzukommen hat, gar kein Anterſchied beſteht, ob 
der Staat verzinsliche Noten oder unverzinsliche Noten 
druckt zur Bezahlung ſeiner ſozialen Aufgaben. D. h. der 
Unterſchied wird ſogar ſofort zugunſten der unverzinslichen 
Noten — alſo der ſogenannten Banknoten — ſprechen, da 
ja der Staat auf dieſem Wege von der unerhörten Be⸗ 
laſtung durch die ewigen Zinſen befreit bleibt. 

Aber der Mammoniſt iſt nicht verlegen und ſchleudert 
mir das furchtbare Wort „Inflation“ entgegen. 

Was iſt Inflation? Die Überſchwemmung des Geld⸗ 
marktes mit papiernen Zahlungsmitteln. Die Bezahlung 
der ſtaatlichen Unternehmungen mit papiernen Zahlungs⸗ 
mitteln ſoll die Wirtſchaft ungünſtig beeinfluſſen. Nun, ich 
bin ſo vermeſſen, zu behaupten, daß auch dies ein echt 
mammoniſtiſcher Schwindel iſt. Auch hier müſſen wir uns 
wieder die urſprüngliche Entſtehung vor Augen halten. 
Sagen wir, der bayeriſche Staat will eine Bahn bauen, 
die 100 Millionen koſtet; dieſe Summe muß vom Landtag 
uſw. bewilligt werden, dann wird eine Anleihe ausgeſchrie⸗ 
ben. Inzwiſchen wird aber die Bahn ſchon gebaut, und der 
Bauunternehmer muß bezahlt werden. Mit was? Mit 
Banknoten. Alſo werden Noten gedruckt. Dann müſſen 
aber auch die verzinslichen Noten gedruckt werden, die 
Anleiheſchuldverſchreibungen, und dazu die Coupons, und 
dieſe Coupons müſſen dann wieder mit Banknoten ein⸗ 
gelöſt werden. Wir ſehen hier eine Papierwirtſchaft — eine 
Inflation —, die bedeutend größer iſt, als wenn man gleich 
direkt den ganzen Betrag in Banknoten gedruckt hätte. 
Warum denn nicht 10 000⸗Mark⸗Scheine drucken? Die 
ſind dann ohnedies ſchon kein Zahlungsmittel im Sinne 
von Kleingeld mehr, die würden eben als Barreſerve ins 
Depot genommen werden oder für größere Überwei⸗ 
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jungen dienen — ganz abgejehen von der Möglichkeit der 
viel einfacheren bargeldloſen Verrechnung. Ich 
habe abſichtlich den etwas umſtändlicheren Beweisweg über 
die gewöhnlichen Noten gewählt, um daran zu zeigen, daß 
von einer „Inflation“ wieder nur als von einem „Geſpenſt“ 
geſprochen werden könnte, um abergläubiſche Staatsmänner 
zu ſchrecken. In Wirklichkeit iſt nämlich die Inflation auf 
dem Anleiheweg viel ſchlimmer, als wenn der Staat auf 
Grund der einmal von der Volksvertretung genehmigten 
Kredite — damit war ja doch das Geld da — 
eben dieſes Geld einfach angewieſen bzw. gedruckt hätte. 
Wir wären damit von vornherein gar nicht in die 
unſinnige ſelbſttrügeriſche Zinſenwirtſchaft hineingeraten, 
aus der wir nunmehr unter allen Umſtänden heraus⸗ 
kommen müſſen. 

Es iſt ganz klar, daß beim Vorhandenſein reichlicher 
Zahlungsmittel dieſe Scheine den Staatsbanken zur Gut⸗ 
ſchrift gebracht worden wären — ſoweit ſie nicht ander⸗ 
weitig Anlage gefunden hätten —, und ſehr bald wäre es 
ſogar ſo weit gekommen, daß für die genehmigten Staats⸗ 
kredite gar keine neuen Scheine mehr hätten gedruckt wer⸗ 
den müſſen, da ja die Staatsbank in ihren Depots ge⸗ 
nügend Scheine liegen hatte und die ſämtlichen „Anleihe⸗ 
titel“ ſchon gar nicht mehr gedruckt werden mußten. 

Damit wäre aber — ganz im Gegenteil zu der von mam⸗ 
moniſtiſcher Seite behaupteten Inflation — eben keine 
Inflation eingetreten und das andauernde Sinken der 
Kaufkraft des Geldes vermieden worden. 

Die Entwertung des Geldes hat ganz genau gleichen 
Schritt gehalten mit dem Anſchwellen unſerer Anleihe⸗ 
titel, und zwar kann dieſe Tatſache wiederum jeder Laie 
an der Entwicklung während des Krieges verfolgen. — Den 
Kriegsanleiheſchwindel haben wir ſchon gebührend be⸗ 
leuchtet, aber er zeigt uns noch mehr: nämlich, daß die 
Geldentwertung genau proportional fortgeſchritten iſt mit 
dem Anſchwellen der Kriegsanleihe — im Durchſchnitt 
können wir heute bei einer ungefähren Verdreifachung der 
Summe der feſtverzinslichen Papiere gegenüber vor dem 
Krieg auch im Mittel eine Verdreifachung aller Preiſe 


92 


feſtſtellen, bzw. ein Sinken des Geldwertes auf /. Da⸗ 
gegen hat die ebenfalls noch nebenbei erfolgte Über⸗ 
ſchwemmung mit Noten durchaus nicht ſo verheerend ge⸗ 
wirkt. Denn die wahnſinnige Notendruckerei, die unſere 
papiernen Zahlungsmittel nahezu verzehnfacht hat, 
hat erſt im vergangenen Jahr (1918) eingeſetzt, wo die 
Preiſe bereits auf das 2½fache geſtiegen waren; ferner 
iſt die Preisſteigerung ſeit dem letzten Jahre keineswegs 
in dem Verhältnis gewachſen wie die Maſſe der papiernen 
Zahlungsmittel, und ſchließlich muß zugegeben werden, daß 
der allergrößte Teil dieſer Scheine theſauriert worden iſt, 
alſo zinslos aufbewahrt wird. 

Man wolle ſich nun einmal vorſtellen, wie die ganze 
Kriegsfinanzierung vor ſich gegangen wäre, wenn man 
gleich gewagt hätte, auf Grund der erfolgten Kriegskredite, 
ſagen wir, 5 Milliarden Scheine zu drucken und damit die 
Kriegslieferungen zu bezahlen. Verzinsliche Anlage in 
größerem Umfang hätten dieſe Beträge nirgends finden 
können, ſomit wären ſie als Bardepots bei den Banken 
eingezahlt worden; eine Aufklärung darüber, gegebenen⸗ 
falls ſogar Strafen gegen Papiergeldhamſtern nur mit 
dem 10. Teil der Anſtrengungen wie für die Kriegsanleihe 
hätten das Geld wieder den öffentlichen Geldinſtituten bzw. 
der Reichsbank zugeleitet, woraus dann auf Grund neu 
zu bewilligender Kredite ſeitens des Reichstages eben von 
neuem die Zahlungen ohne erneutes Notendrucken hätten 
geleiſtet werden können. Ich glaube, es iſt nicht zuviel be⸗ 
hauptet, daß das Reich auf dieſe Weile mit 5—10 Milliar⸗ 
den neuer Noten, im übrigen auf dem Verrechnungs⸗ 
Gutſchriften⸗Weg die ganze finanzielle Kriegsfüh⸗ 
rung hätte bewältigen können. 

Zum Beiſpiel hätte ein Geſetz, wonach alle Kriegs⸗ 
lieferungen nur im Verrechnungswege an die Lieferanten 
bezahlt würden, daß Barabhebungen von den — wegen des 
Krieges — zinsloſen Gutſchriften nur für reine Lohnzah⸗ 
lungen hätten erfolgen dürfen, alle die kataſtrophalen Fol⸗ 
gen unſerer Kriegsanleihewirtſchaft vermeiden laſſen. 

Wir wären damit auf den endlichen geſunden Weg der 
ſtaatlichen Finanzwirtſchaft gekommen. 
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Wir wollen, um das Bild zu runden, uns den weiteren 
Verlauf vorſtellen: Die Kriegsinduſtrie, die kriegsliefern⸗ 
den Bauern und Handwerker bekommen ihre Zahlungen 
für Lieferungen durch Gutſchriftsanzeige irgendeiner Reichs⸗ 
bankſtelle. Löhne uſw. können (kontrolliert) in bar ab⸗ 
gehoben werden, Lieferantenzahlungen werden im Scheck⸗ 
oder Überweiſungs verkehr beglichen, der Reſt, der Gewinn, 
bleibt als zinsloſes Guthaben liegen. Die Kredite, das 
heißt die Schulden des Reiches an die einzelnen Guthaben⸗ 
beſitzer, würden nun zwar auch zu einer ähnlichen Höhe 
angeſchwollen ſein, aber immerhin ohne die zuſätzlichen 
Zinſen. Die interne Verſchuldung, alſo die Verſchuldung 
der Geſamtheit an die einzelnen Guthabenbeſitzer, würde 
aber in keiner Weiſe die Wirtſchaft belaſten können wie die 
Zinſenwirtſchaft. 


Wir haben ſchon im letzten Abſchnitt den Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Anleihewirtſchaft und Geldentwertung ge⸗ 
ſtreift, es iſt aber vielleicht noch nicht genügend klar, 
warum dieſer innere Zuſammenhang beſteht. 

Dieſer innere Grund liegt im urſprünglichen Weſen des 
Geldes begründet. 

Geld iſt ſeiner innerſten Natur nach nichts anderes als 
„Anweiſung auf geleiſtete Arbeit“. 

Die durchaus falſche zuſätzliche Einſchätzung und Bewer⸗ 
tung des Geldes als Kapital, das durch ſein bloßes 
Vorhandenſein arbeitet, das heißt Zinſen trägt, iſt wieder⸗ 
um nichts als ein ganz durchtriebener mammoniſtiſcher 
Schwindel. 

Wir werden uns über die Richtigkeit der obigen Defi⸗ 
nition des Geldes als „Anweiſung auf geleiſtete Arbeit“ 
am beſten klar durch ein ganz einfaches Beiſpiel: Für ſein 
angeliefertes Brotgetreide hat der Bauer von dem Kohlen⸗ 
bergwerk im Tauſchwege nicht 1 Fuhre Kohlen bekommen, 
ſondern Geld, alſo „Anweiſung auf geleiſtete Arbeit“, das 
heißt, er kann ſich um dieſes Geld geleiſtete Arbeit, z. B. 
Pflug, Egge, Senſe, kaufen; der Pflug: und Eggenmacher 
kann ſich ſeinerſeits um die empfangene „Anweiſung auf 
geleiſtete Arbeit“ (Geld) wiederum geleiſtete Arbeit, z. B. 
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Kohlen oder Schmiedeeijen bei dem Bergwerk, kaufen. Wir 
erkennen in dieſem kurzen Kreislauf die unbedingte Rich⸗ 
tigkeit dieſer Definition des Geldes, als „Anweiſung auf 
geleiſtete Arbeit“. Das Geld iſt alſo eine durchaus ſinnreiche, 
in jeder komplizierten Volkswirtſchaft notwendige Erleich⸗ 
terung von Handel und Wandel. Dieſe Eigenſchaft des 
Geldes wird ſo lange nicht tangiert, auch wenn es aufge⸗ 
ſpeichert wird, ſolange ihm nicht die überirdiſche Fähigkeit 
verliehen wird, aus ſich ſelbſt heraus Zinſen zu tragen. 
Erſt mit dem Zinsgedanken iſt das Geld 
zu einer ſelbſtändigen dämoniſchen Macht 
geworden, zu der furchtbaren Gewalt, die 
die Menſchen ausbeutet und ausſaugt, erſt 
das Zinsprinzip hat zur wirtſchaftlichen 
Verſklavung der Völker geführt. 

Geld in ſeiner urſprünglichen Bedeutung und Erfindung 
iſt „Anweiſung auf geleiſtete Arbeit“, ſonſt nichts! — Mit 
dem Zinsbegriff aber iſt das Geld zum irdiſchen Gott ge⸗ 
worden. 

Nach dieſer Definition des Geldes iſt es klar, daß das 
Vorhandenſein von vielen ſolchen „Anweiſungen auf 
geleiſtete Arbeit“ dann die Preiſe der Waren (Waren 
ſind geleiſtete Arbeit) in die Höhe treiben muß, wenn we⸗ 
nige Waren da ſind, wenn alſo das Geldangebot größer iſt 
als das Warenangebot. Das Warenangebot, die Pro⸗ 
duktion, iſt nun in einer Volksgemeinſchaft im großen und 
ganzen betrachtet ziemlich gleichbleibend, ſolange die Be⸗ 
völkerungszahl und damit die Arbeitskraft nicht erheblich 
wächſt oder ſinkt. Dagegen können natürlich die Geld⸗ 
zeichen, dieſe „Anweiſungen auf geleiſtete Arbeit“, beliebig 
vermehrt werden; dies geſchieht am einfachſten mit Hilfe 
der Notenpreſſe. Der Erfolg iſt natürlich der, daß die 
Preiſe aller „geleiſteten Arbeit“ ebenfalls entſprechend 
ſteigen bzw. die Kaufkraft des Geldes ſinkt. Hier haben 
wir nun den direkten Zuſammenhang zwiſchen der Ent⸗ 
wertung des Geldes mit dem urſprünglichen Begriff des 
Geldes. — Das bloße Vorhandenſein von papiernen Noten 
entwertet die Kaufkraft dieſer Noten, denn nur die Ware 
hat inneren Wert, nicht das Geld. Wir können nun ganz 
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genau verfolgen, wie das Anſchwellen unſere papiernen 
„Werte“, unſere „Wertpapiere“ z. B. ſeit dem Jahre 1870, 
zu einer ganz gleichlaufenden Entwertung unſeres Gel⸗ 
des geführt hat, und zwar war es gerade die große 
Maſſe der „verzinslichen“ „Wertpapiere“, die zu dieſer 
Entwertung beigetragen haben; denn die Maſſe der un⸗ 
verzinslichen Noten iſt viel weniger der Ausdruck für die 
Papierwirtſchaft — (bis zum Kriegsbeginn hatten wir nur 
etwa 4 Milliarden Banknoten im Verkehr) — als die aus 
dem Zins⸗ und Kreditwahnſinn geborene Hochflut der feſt⸗ 
verzinslichen Wertpapiere aller Art. 

Nur nebenbei ſei hier bemerkt, daß die Preisſteigerung 
immer erſt wie in einer Welle der Ausgabe der papiernen 
Werte nachgefolgt iſt; hierin liegt das Geheimnis für die 
furchtbare Vermögensumſchichtung in unſerem Volk. 

Die Entwicklung der Überſchwemmung des Marktes 
mit papiernen Zahlungsmitteln aller Art während des 
Krieges und die daraus entſtehende Geldentwertung haben 
wir ſchon im letzten Kapitel beſprochen, zuſammen mit den 
eben gebrachten Ausführungen wird nun wohl volle Klar⸗ 
heit über die hoffnungsloſe Verfahrenheit unſerer ſtaat⸗ 
lichen Geld⸗ und Kreditwirtſchaft beſtehen. 

Aber noch etwas muß beſprochen werden, wo es wieder 
ſehr ſchwer fällt, die „bona fides“ der kapitaliſtiſchen Kreiſe 
nicht zu bezweifeln: das iſt der Umſtand, daß alle kleinen, 
mittleren und auch noch ganz anſehnlichen Vermögen, ſagen 
wir, ſogar bis zu ½ Million, durch die wahnſinnige In⸗ 
flation vollkommen entwertet werden. Immer größer wird 
die Kluft zwiſchen den weltbeherrſchenden Plutokraten und 
der geſamten werktätigen Bevölkerung. Der ganze Mittel⸗ 
ſtand, auch der beſitzende beſſere Bürger, ſinkt in die pro⸗ 
letariſche Schicht hinunter, während die goldene Inter⸗ 
nationale auf ihrem Milliardenthron, der einzig durch den 
Zinſenwahnſinn geſtärkt iſt, ſich anſchickt, die Weltherr⸗ 
ſchaft anzutreten. 

Und wieder wird es uns klar, daß nur die Brechung der 
Zinſenwirtſchaft uns retten kann vor vollkommener wirt⸗ 
ſchaftlicher Verſklavung durch die großen internationalen 
Geldmächte. 
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Flugblatt vom 5. April 1919 


Verfaßt von Dietrich Eckart auf Grund des „Manifeſtes zur 
Brechung der Zinsknechtſchaft“. 


An alle Werktätigen! 


An alle, die arbeiten, ganz gleich, was und wo, wenn 
ſie nur arbeiten! 


An alle vernünftigen Menſchen! 

Kein Beſitz heutzutage, über den nicht gewettert würde. 
Induſtrie, Agrarier, Kirche, Bürger — wer Geld hat oder 
wenigſtens zu haben ſcheint, jeder bekommt ſein Fett ab. 
Nur von einem wird nicht geſprochen, darüber hört 
man nie ein Wort, nie eine Silbe; und es gibt doch 
nichts auf der Welt, was fo ein Fluch der Menſch⸗ 
heit wäre wie dieſes. Ich meine 


das Leihkapital! 


Kennt Ihr es? Gehört hat wohl jeder ſchon davon, aber 
kennen, ſo richtig kennen — ich glaube nicht, daß Ihr es tut. 
Sonſt würdet Ihr noch heute allen Hader vergeſſen und 
hingehen, Arm in Arm, und das Scheuſal erwürgen, eh's 
wieder Morgen wird. 

Ich will es Euch ſchildern in kurzen Umriſſen. Aber hört 
gut zu! Denn wenn irgendeine Aufklärung Euch zu dem 
machen kann, was Ihr erſehnt, nämlich zu freien, zu 
glücklichen Menſchen — nur dieſe vermag es. Keine 
andere als dieſe! 

Das Leihkapital bringt Geld ein ohne Arbeit, 
bringt es ein durch den Zins. Ich wiederhole: ohne daß 
er den Finger zu rühren braucht, vermehrt der Kapitaliſt 
durch Verleihen ſeines Geldes ſein Vermögen. Es wächſt 
von ſelbſt. Noch ſo faul darf einer ſein — wenn 
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er Geld genug hat und es auf Zinſen legt, führt er 
das ſchönſte Leben; und auch ſeine Kinder brauchen nichts 
zu arbeiten, ſeine Enkel, ſeine Urenkel, bis in alle Ewig⸗ 
keit! Wie ungerecht das iſt, wie ſchamlos, fühlt es nicht 
jeder? 

Ins unermeßliche wächſt es, dieſes Leih⸗ 
kapital, durch den Zinſeszins. Nur ein 
Beiſpiel: Anno 1806 ſetzte das Leihgeſchäft 
des Hauſes Rothſchild ein mit den Mil: 
lionen, die ihm der landesflüchtige Kur⸗ 
fürſt von Heſſen anvertraut hatte. Etwas 
über 10 Millionen werden es geweſenſein, 
auf keinen Fall mehr als zwanzig. Heute, 
nach rund 110 Jahren, beträgt das Ver⸗ 
mögen der Rothſchild 40 Milliarden! 


40 Milliarden beſitzt das Haus Rothſchild! 


Nicht Millionen, ſondern Milliarden! Wenn 
das ſo fortgeht, wird es 80 Milliarden im 
Jahr 1935, wird es 160 Milliarden im 
Jahr 1950 und 320 Milliarden im Jahr 
1965 beſitzen. Milliarden! Wie der Wahn 
eines Tollhäuslers klingt das, aber es iſt wahr! Nur 
verwalten brauchen die Rothſchild ihr Vermögen, bloß 
dafür ſorgen, daß es immer hübſch angelegt iſt; arbei- 
ten, wenigſtens was man ſo unter Arbeit verſteht, brauchen 
ſie nicht. 

Wer aber vermehrt ihnen und ihresgleichen das 
Geld in ſo gewaltigem Maße? Irgendwoher muß doch der 
Zins kommen, irgendwo müſſen doch dieſe neuen Milliar⸗ 
den und aber Milliarden in harter Fron erarbeitet 
werden! Wer tut das? Ihr tut das, niemand anders als 
Ihr! Jawohl, Euer Geld iſt es, unter Kummer und 
Sorgen mühſam verdient, das wie magnetiſch angezogen 
hinüberfließt in die Kaſſen jener unerſättlichen Leute! 

Nochmals: das einzige Haus Rothſchild beſitzt 40 Mil⸗ 
liarden. Aber davon hört man nichts, nie ein Wort! 
Immer nur hört man von den Agrariern, von der Schwer⸗ 
induſtrie, von der Induſtrie überhaupt; und einzig und 
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allein auf dieſe Wirtſchaftszweige erſtreckt ſich, mit be⸗ 
täubendem Geſchrei, der Verſtaatlichungsplan unſerer 
führenden Revolutionsmänner! „Nichts andres da zum 
Sozialiſieren!“ trommeln und pfeifen ſie Euch täglich ins 
Ohr, bis Ihr's glaubt und froh ſeid, daß ſich der Edelmut 
ſo um Euch ſorgt. Pfiffig gedacht, muß ich ſagen, und 
pfiffig gemacht. Wißt Ihr, wieviel das Kapital unſerer ge⸗ 
ſamten Induſtrie beträgt? 


Noch nicht 12 Milliarden beträgt das Kapital der | 
gejamten deutſchen Induſtrie! 


Macht Euch dasklar! „Auf allen Gebieten, 
in unſerer Induſtrie für Eiſen und Kohlen, 
für Kleidung und Textilwaren, für Stein 
und Erden, Bergwerke und Schiffahrt, Holz 
und Glas, in unſerem Baugewerbe, in den 
rieſigen chemiſchen Fabriken, in unſerer 
einſt weltbeherrſchenden elektriſchen In⸗ 
duſtrie, in unſeren Maſchinen⸗ und Loko⸗ 
motivfabriken, Werften und Papierfabri⸗ 
ken, in der Transport: und Lebensmittel⸗ 
induſtrie, kurz und gut, in dem unendlich 
weiten Gebiet aller, aber auch aller Indu⸗ 
ſtrien ſtecken noch keine 12 Milliarden!“ 
Gerechnet nach dem glänzenden Stand der Friedenszeit! 
Schon damals aber beſaß 


40 Milliarden das einzige Haus Rothſchild! 


Was mag es wohl heute beſitzen, nach den unge: | 
heuren Zinſen, die ihm der Krieg beſcherte! Sämt⸗ 

liche Agrarier der ganzen Welt dürft Ihr zuſammenfaſſen, 

und ſie erreichen mit ihrem Barvermögen auch nicht 

annähernd die 40 Milliarden der einen Familie 

Rothſchild! 

Solche „Rothſchild“ gibt es aber bei uns eine ganze 
Anzahl: die Mendelsſohn, die Bleichröder, die 
Friedländer, die Warburg, um nur ein paar 
der wichtigſten zu nennen. Und wenn auch keiner von 
ihnen dem gigantiſchen Vorbild es gleichtut, ſo hat doch 
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wohl jeder an Kapitalsrenten mehr zu verzehren als 
unſere ausgeſprochenen Agrarier alle zuſammen! 
Trotzdem aber ſind es gerade die Grundbeſitzer, die wir von 
den „Rettern des Volkes“ immer wieder als die ſchlimm⸗ 
ſten, ja als die einzigen Ausbeuter gebrandmarkt bekom⸗ 
men, während der wahren Blutſauger nie einer Er⸗ 
wähnung geſchieht, auch nicht der leiſeſten! Ab⸗ 
gelenkt werden wir gefliſſentlich auf das weitaus 
geringere Übel, damit wir das Hauptübel nicht jehen, das 
alles verſchlingende Leihkapital; und ſo wird es gehand⸗ 
habt ſeit Marx und Laſſalle bis herauf zu Levien, 
Landauer und Mühſam! Gehen Euch jetzt die Augen 
noch nicht auf? 
Weit über 200 Milliarden Leihkapital 
laſten auf dem deutſchen Volk! 


In welchen Händen ſich das meiſte davon befindet, 
brauche ich es Euch noch zu ſagen? Nicht 100 Mil⸗ 
liarden Kapital in Geſtalt der Kriegs⸗ 
anleihen beſitzt das deutſche Volk, ſondern 
100 Milliarden Schulden hates damit, für 
die es den Leihzins aufbringen muß, durch 
Steuern! Dazu weitere 30 Milliarden 
ungedeckter Schulden, die es ebenfalls zu 
verzinſen hat! Desgleichen 25 Milliarden 
Anleiheſchulden der Staats- und Reichs⸗ 
eiſen bahnen, auch kein Pappenſtiel! Dazu 
noch 12 Milliarden Schuldverſchreibungen 
der Bodenkreditinſtitute und 11 Milliar⸗ 
den Pfandbriefe der Hypothekenbanken, 
wofür das Volk in der Form von teueren 
Mieten die Zinſen bezahlen muß! Und 
ſchließlich hat es noch 6 Milliarden Schuld⸗ 
verſchreibungen der deutſchen Städte und 
Gemeinden zu verzinſen, und wer weiß, was ſonſt 
noch alles! 

Aber nicht nur bei uns, in der ganzen Welt iſt 
es jo! Wohin wir auch ſehen, ſtöhnen die arbei⸗ 
tenden Menſchen unter der Knechtſchaft des 
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Zinſes. Polypenartig erftredt ſich das Leihkapital über 
das Erdenrund und ſaugt am Lebensmark der Völker. 
International hängt es in ſich zuſammen, muß 
es zuſammenhängen, damit es überall, wo ſich die Ge⸗ 
legenheit bietet, neue Nahrung findet. Mit den Mendels⸗ 
ſohn, den Bleichrödern, den Friedländern, den Warburg 
im Bunde ſtehen unſichtbar die Löb, die Schiff, die 
Cahn, die Speyer, die Morgan Amerikas! Wie 
viele es ſind, verriet uns einmal Rathenaus Eitelkeit. 
„300 Männer, die ſich alle untereinander 
kennen, leiten die Geſchicke Europas“, triumphierte er 
vor etlichen Jahren. 


300 Börſenleute beherrſchen die Welt! 


Durch ihr unermeßliches Leihkapital! Alles iſt ihnen 
untertan und gefügig: die Preſſe, die Theater, die 
Kinos, alles, wodurch ſich die öffentliche Meinung be⸗ 
einfluſſen läßt! Auch unſere Fürſten waren es, auch 
unſer Adel war es, weil tauſendfältig mit dieſen „Aus⸗ 
erwählten“ verſippt! Aber das Gold ruht und raſtet nicht; 
freſſen will es unausgeſetzt und ſich mäſten! Aus dem Bo⸗ 
den ſteigt es, in Afrika, in Aſien, immerfort aufs neue und 
kennt nur einen Wunſch: angelegt zu werden, Zins 
zu tragen. „Es lebe der Krieg!“ 

Mögen auch Häuſer und Hütten, Eiſen⸗ 
bahnen und Brücken von Granaten zer⸗ 
ſchmettert in Staub und Aſche ſinken: 
die Hypotheken bleiben beſtehen, die 
Eiſenbahn⸗ und die Staatsſchuld⸗Ver⸗ 
ſchreibungen werden dadurch nicht aus⸗ 
getilgt; ewig müſſen die unglücklichen 
Beſitzer ihrer zerſtörten Wohnſtätten, 
ewig die unglückliche Bevölkerung der 
von den Verwüſtungen des Krieges be⸗ 
troffenen Länder fronen für die Schuld⸗ 
zinſen aus dem Leihkapital! Jubelndſieht 
die goldene Internationale dem tollen 
Treiben der Menſchheit zu; die wahn⸗ 
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Jinnigen Zerſtörungen des Krieges, denen 
Dörfer und Städte, ganze Provinzen zum 
Opfer gefallen ſind, geben die er⸗ 
wünſchte Gelegenheit, neue Schuldver⸗ 
ſchreibungen zu errichten, bis ſchließ⸗ 
lich reſtlos die ganze Menſchheit als 
Zinsſklave der goldenen Internationale 
dient! 


Das iſt die Wurzel des Weltkrieges! 


Das ganz allein! Erkannt wurde das auch ſchon von 
anderen, aber — es blieb dabei. „Zweiundzwanzig Dyna⸗ 
ſtien“, ſchrieb zu Beginn der Revolution das Berliner 
Spartakiſtenblatt „Freiheit“, „ſind gefallen oder klam⸗ 
mern ſich noch verzweifelnd an den bröckelnden Felſen. 
Das waren nur die Puppen! Nun müſſen die Draht⸗ 
zieher heran! Das ſind die Träger des Kapita⸗ 
lismus, die ungekrönten Könige in Börſe und 
Bureau, die wahren Urheber unſeres Unglücks, der 
verbrecheriſchen Politik, die den Weltkrieg heraufbeſchwor!“ 

So klang's einmal, deutlich genug, aber ſeitdem hört 
man nichts mehr davon. Man hört jetzt nur mehr, die 
Könige, die Militärs ſeien es geweſen. Warum wohl der 
Umſchlag? Weil der Kapitalismus inzwi⸗ 
ſchen ſich auch der neuen Bewegung be⸗ 
mächtigt hat, mittels ſeiner Agenten, 
die ſich wunders wie volksfreundlich ge⸗ 
bärden! „Er kommt“, wie der „Vorwärts“ ſich ſchüchtern 
vernehmen läßt, „den Maſſen entgegen, um ſie zu betrügen. 
Er fühlt ſich ſicher — darum iſt ihm die Sozialiſierung nur 
halb ſo ſchlimm. Weiß er doch, daß er Mittel und Wege 
finden wird, ſich durchzuſetzen.“ 

Da habt Ihr es! Betrogen ſollen wir wiederum 
werden, und zwar wiederum durch das Ränkeſpiel 
der Börſe! Dagegen gibt es nur ein Mittel: 


Brechen wir die Zinsknechtſchaft des Leih⸗ 
kapitals! 
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Trauen wir keinem mehr, der an die⸗ 
ſem Alpdrucke der Menſchheit vorbei⸗ 
geſehen hat! Solche Führer find von vornherein 
verdächtig, und ſie würden es doppelt ſein, wenn ſie jetzt, 
nachdem wir wiſſend geworden ſind, plötzlich mit der 
Sprache herausrückten! 


Wir Deutſche, voran wir Bayern, müſſen damit 
beginnen! 


Wir Münchner müſſen damit beginnen! 


Bei uns hat's angefangen mit dem Umſturz! An 
uns iſt es auch, die Revolution ans wahre Ziel zu 
führen, nicht ans falſche, wohin ſie kommen müßte, 
wenn wir uns weiter auf die fremden Geiſter ver⸗ 
ließen! Sagten ſie nicht, es gäbe vorläufig nichts zu 
ſozialiſieren? Nun wißt Ihr es beſſer! 

Ehrliche Leute aus unſerer Mitte 
müſſenzuſammentreten und beraten, 
auf welche Weiſe die Zinsherrſchaft 
gebrochen werden kann! So ſchwer es ſcheint, 
es iſt nicht allzu ſchwer! Hat ja doch ſchon 600 Jahre lang 
das deutſche Volk ohne Zins gelebt! Nur wollen 
und nicht nachlaſſen! Fort mit den Lügnern, 
die nur der Börſe dienen! 


Nur dieſe Revolution iſt die echte! 


Auf zur Tat! Alle Völker wird ſie mit 

fortreißen! Keine andere vermag es! 

Die befreite Menſchheit wird es uns 

brüderlich danken! Uns, den verläſter⸗ 
ten Deutſchen! 
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Billiges Brot oder neue Steuern? 
Brief an den bayeriſchen Miniſterpräſidenten 


Als Flugblatt des „Deutſchen Kampfbundes zur Brechung der Zins⸗ 
knechtſchaft“, Druck von Joſef C. Huber, Dieſſen vor München 


Murnau, den 26. Dezember 1920. 
Sehr geehrter Herr von Kahr! 


Wenn ich mir geſtatte, mich direkt an Ew. Exzellenz zu 
wenden, ſo tue ich dies, weil mir Gefahr auf Verzug zu 
ſein ſcheint. 

Durch die Preſſe geht die Nachricht, daß ſeitens der 
Regierung die Abſicht beſtehe, die bayeriſchen Großwaſſer⸗ 
kräfte „Walchenſeewerk und Mittlere Iſar“ in Aktien⸗ 
geſellſchaften umzuwandeln. 

Ich erhebe lebhaften und leidenſchaftlichen Einſpruch 
gegen dieſe Uberantwortung wichtiger Teile des bayeri⸗ 
ſchen Volksvermögens an das Kapital. Das bayeriſche 
Volk iſt ſehr wohl unter allen Umſtänden in der Lage, 
für die Geſamtheit zins los die bayeriſchen Waſſer⸗ 
kräfte auszubauen. Es beſitzt genügend Arbeitskräfte, ge⸗ 
nügend geſchulte Intelligenz, genügend Bauſtoffe uſw. 
innerhalb ſeiner eigenen Grenzen, um die geſamten bau⸗ 
lichen Anlagen aus eigenem Recht und aus eigener Arbeit 
zu ſchaffen, und es beſitzt genügend Austauſchprodukte, 
um die im Lande nicht zu beſchaffenden Teile der elektri⸗ 
ſchen Ausrüſtung einzutauſchen. 

Es iſt deshalb gar nicht einzuſehen, warum der bayeri⸗ 
ſche Staat dem nach Zinsgenuß gierigen Kapital den Zins⸗ 
eintreiber macht, während er ſelbſt aus eigenem Recht die 
benötigten Zahlungsmittel zins los ſchaffen könnte, 
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ohne ſich wiederum von neuem in die unnötige und un- 
würdige Abhängigkeit vom Kapital zu begeben. 

Wenn es die Staatsregierung zu übernehmen wagt, 
kraft ihrer finanziellen Souveränität die Steuern für dieſe 
Verzinſung der Kapitalien einzutreiben — wenn ſie damit 
bei 8% Verzinſung in ca. 12 Jahren die ganze Bauſumme 
ſchon einmal in Geſtalt der Zinſen eintreiben und an das 
Kapital abführen muß! —, oder aber es zuläßt, daß in 
Form der indirekten Steuern des genau um den Zins⸗ 
betrag verteuerten Stromes das bayeriſche Volk jahraus, 
jahrein die elektriſche Energie aus ſeinen eigenen Waſſer⸗ 
kräften mit dieſem Zinstribut belaſtet bezahlen muß — —, 
dann wäre der Staat auch ebenſogut in der Lage, ſouve⸗ 
rän, aus eigenem Recht, die benötigten Summen für den 
Ausbau der Waſſerkräfte im Wege der Steuer auf Jahre 
hinaus verteilt zu beſchaffen, indem er vorübergehend für 
die Auszahlungen unverzinsliche Gutſcheine der Staats⸗ 
bank ausgibt — aus eigenem Recht und nicht als 
Handlanger des Großkapitals. 

Die Ausgabe unverzinslicher Gutſcheine der Bayeriſchen 
Staatsbank iſt gar nichts Neues, wir hatten ja im ver⸗ 
gangenen Jahr etwa für 120 Millionen Mark dieſer 
Scheine, und zwar zu ganz unproduktiven Zwecken, aus⸗ 
gegeben. Geſchähe aber eine derartige Ausgabe von 
Staatsgeld zu dem ausgeſprochenen Zweck produktiver 
Arbeit, ſo könnte auch vom ſolideſten Begriff der Finan⸗ 
zierung aus kein Einwand dagegen erhoben werden. Der 
Staat würde allerdings zuerſt — während des Baues — 
Papier für geleiſtete Arbeit hergeben, aber dann ſpäter 
geleiſtete Arbeit (elektriſche Energie, Luftſtickſtoff) wieder 
gegen Papier eintauſchen. Ein vollkommen einwandfreier 
Vorgang, den der Staat kraft ſeiner Wirtſchaftshoheit un⸗ 
bedenklich durchführen kann. 

Es iſt dieſe Finanzierung großer ſtaatlicher, ſozialer 
Bautätigkeit nur ein Ausſchnitt aus dem allgemeinen Zins⸗ 
problem. Ew. Exzellenz wiſſen, daß ich ſeit einigen Jahren 
das Zinsproblem in Wort und Schrift zum Gegenſtand 
eingehender Unterſuchungen gemacht habe. Angehörige aller 
politiſchen Parteien ſind in dem von mir gegründeten 
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„Kampfbund zur Brechung der Zinsknechtſchaft“ vereinigt; 
große deutſche Wirtſchaftsverbände, verſchiedene politiſche 
Parteien, eine Reihe hervorragender Politiker, Volkswirt⸗ 
ſchaftler, Bankfachleute ſehen in meinen Forderungen den 
einzigen Ausweg aus unſerem Finanzelend. Es unterliegt 
auch gar keinem Zweifel, daß die Zinsfrage die Kernfrage 
unſeres öffentlichen Geldweſens iſt und damit auch für die 
Führung des Staatshaushaltes; die Zinsfrage iſt aber 
darüber hinaus der Kernpunkt der ſozialen Frage, inſo⸗ 
fern, als die Vergiftung unſeres innerpolitiſchen Lebens 
aus dem berechtigten Unwillen aller mit Kopf und Hand 
Arbeitenden gegen die Nutznießer des reinen Leihkapitals 
herrührt. Und das Zinsproblem iſt darüber noch hinaus 
eine Frage von grundlegender Bedeutung für den ge⸗ 
ſamten weſtlichen Kulturkreis, inſofern, als die ihm ange⸗ 
hörenden Völker zu wählen haben werden zwiſchen Unter⸗ 
gang im bolſchewiſtiſchen Chaos oder Verſumpfung in der 
Verſklavung der Zinsknechtſchaft gegenüber dem Welt⸗ 
wucherkapital der franko⸗anglo⸗amerikaniſchen Hochfinanz. 
Die Brechung der Zinsknechtſchaft iſt die Loſung, ſie iſt 
der ſinnfällige Ausdruck für den in der ganzen Welt toben⸗ 
den Kampf von Arbeit und Leiſtung gegen die Vergewal⸗ 
tigungs⸗ und Ausbeutungstendenz der überſtaatlichen Geld⸗ 
macht. 

„Um die Sicherſtellung der Zinſen aus der deutſchen 
Kriegsſchuld handle es ſich“, erklärte Lloyd George vor 
Spa. — And wer durch die oberflächlichen Kriegsgründe 
hindurchzuſehen vermag, der weiß, daß das unerbittliche 
Geſetz der Zinſen den Weltkrieg geboren hat. Die Gefähr⸗ 
dung der ſicheren Rente für das Weltkapital durch die 
deutſche Arbeit, durch das Deutſchland der Arbeit und 
Leiſtung, durch das Land, in dem noch „undiskontierbare“ 
Werte, wie Beamtentreue, Offiziersehre, Fleiß und Ehr⸗ 
lichkeit, nicht reſtlos dem Geldſack erlegen waren, hat im 
Intereſſe der Errichtung einer Welt⸗Geld⸗Republik die 
Zerſchmetterung dieſes „deutſchen Sozialismus“ — nicht 
Militarismus oder Kaiſerismus uſw. — verlangt. — Das 
deutſche Schwert fürchtete man, aber die ſittlichen Im⸗ 
ponderabilien haßte man. Deshalb wurde die Entſitt⸗ 
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lichung des deutſchen Volkes, die Entnationaliſterung der 
deutſchen Seele mit allen Mitteln betrieben und mit dem 
Verſailler Vertrag gekrönt. In dieſem Sinne iſt für mich 
der Verſailler Vertrag nichts anderes als die Manifeſtation 
der Zinsidee gegenüber einem ganzen Volk, er iſt der 
formal⸗juriſtiſche Mantel für das ungeheure Unrecht der 
Verſklavung der Arbeitskraft eines ganzen Volkes gegen⸗ 
über der überſtaatlichen Finanzgewalt. 

Genau ſo iſt ja auch der Zinsbegriff ganz allgemein eine 
Rechtsvorſtellung, die mit dem Geldbegriff, mit der 
eigentlichen Aufgabe des Geldes — Tauſchmittel, An⸗ 
weiſung auf geleiſtete Arbeit zu ſein — im Grunde recht 
wenig zu tun hat. Daß der Zins eine Eigenſchaft des Gel⸗ 
des ſei, wie manche Volkswirtſchaftler glauben zu machen 
verſuchen, iſt natürlich vollkommen abwegig, Zins hat mit 
Geld ſo wenig und ſo viel zu tun wie die Kropfgeſchwulſt 
mit dem Blutkreislauf. Die rechtliche Sicherung des Zins⸗ 
anſpruches hat zu einer Umfälſchung des Zinsbegriffes 
geführt, über deſſen ſittliche Unhaltbarkeit fi die hervor⸗ 
ragenden Geſetzgeber aller Zeiten und bei allen Völkern 
klar wurden, ſobald das Völkergift des Zinſes jede ſchöp⸗ 
feriſche freie Arbeit der Völker zu unterbinden drohte. Ich 
erinnere an Lykurg, Solon, an die „lex Gemicia“, Juſti⸗ 
nian, Papſt Leo J., Luther, ich verweiſe auf das Zinsverbot 
in der mohammedaniſchen Welt, in der chineſiſchen Welt. 
Widerſtrebt es ſchon unſerem innerſten Rechtsempfinden, 
daß man durch Geld ſich Schuldtitel aller Art erwerben 
kann, die dem Inhaber dieſer Schuldverſchreibungen ein 
praktiſch ewig dauerndes Anrecht auf die Arbeit anderer 
verſchaffen, ſo wird dieſer Rechtsbegriff zum Verbrechen, 
wenn der Staat ſelbſt ſeine Zinshoheit preisgibt an den 
Zinsbegriff. Anſtatt in ſeiner Geldſchöpfungspflicht — in 
ſeinem Rechte, aus eigener Machtvollkommenheit die 
benötigten Zahlungsmittel zu ſchaffen — eines feiner wich⸗ 
tigſten Grundrechte zu wahren, hat er ſich und damit ſeine 
Bevölkerung in die Abhängigkeit des Geldbeſitzes begeben. 
Noch mehr, er iſt dadurch notwendigerweiſe in eine geg⸗ 
neriſche Stellung zum Volke geraten, iſt ſelbſt immer mehr 
in die Abhängigkeit vom Geldſack verſtrickt worden, indem 
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er geradezu der Sachwalter großkapitaliſtiſcher Intereſſen 
geworden iſt im Gegenſatz zu ſeiner natürlichen und ur⸗ 
eigenſten Aufgabe: Sachwalter der Geſamtheit zu ſein. 

Wer könnte es leugnen: heute iſt der Staat mit ſeinen 
Machtmitteln der Zinseintreiber des Kapitals, er iſt un⸗ 
frei — und: ſolange dieſer antiſoziale Zuſtand fortdauert, 
wird der Vorwurf des kapitaliſtiſchen Staates mit Recht 
gemacht werden und eine Beruhigung der innerpolitiſchen 
Spannungen nicht eintreten können. 

Ganz im Gegenſatz zum Ausbeutungsgedanken des Zinſes 
ſteht der Eigentumsbegriff. Wenn Proudhon ſagt: „Eigen⸗ 
tum iſt Diebſtahl“, ſo begeht er damit ein Verbrechen an 
der Kulturmenſchheit, denn Eigentum, Beſitz, Vermögen 
aller Art iſt in ſeinem Weſen niemals Diebſtahl, weil der 
Beſitz goldener und ſilberner Geräte, ſchöner Bilder, 
Grund: und Hausbeſitz, einer ſchönen Bibliothek uſw. nie⸗ 
mals die Arbeitskraft anderer ausbeutet, wie dies das 
Zinskapital tut. Sondern Beſitz iſt die Grundlage aller 
Kultur, Schutz des Eigentums eine der wichtigſten Auf⸗ 
gaben des Kulturſtaates. 

Ich habe dieſe kurze Einſchaltung um deswillen ge⸗ 
macht, weil meine Beſtrebungen gerne von intereſſierter 
Seite als kommuniſtiſch verſchrien werden. Das ſind ſie 
gewiß nicht, im Gegenteil, ſie ſind der Wellenbrecher 
gegen das bolſchewiſtiſche Chaos, weil bei Durchführung 
meiner Forderungen zur Brechung der Zinsknechtſchaft 
die einzig berechtigte Forderung der marxiſtiſch⸗ſozialiſti⸗ 
ſchen Gedankenwelt — die Beſeitigung des arbeitsloſen 
Einkommens — erfüllt und dadurch eine Entgiftung der 
innerpolitiſchen Beziehungen herbeigeführt wird, die 
allein die in Parteien zerriſſene Bevölkerung wieder zu 
einer Volksgemeinſchaft, zu einer wirklichen Schickſals⸗ 
gemeinſchaft eint, die ein gedeihliches ſozialpolitiſches 
Arbeiten überhaupt erſt ermöglichen wird. Zins aber 
iſt Diebſtahl, und die Auslieferung wichtiger bodenſtändi⸗ 
ger Naturkräfte an das Kapital ſtellt ſich nach dem Geſag⸗ 
ten dar als ſtaatliche Beihilfe zur organifierten Beraubung 
des Volkes in einem Falle, in dem gerade der ſoziale, ſtaat⸗ 
liche Ausbau der bayeriſchen Waſſerkräfte das bayeriſche 
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Volk in die Lage verſetzen könnte und follte, ſich eine un⸗ 
erſchöpfliche Wertquelle zu erſchließen und ſich frei zu 
machen von der Tributpflicht gegenüber dem Kapital. 

Hiermit bin ich zum Ausgangspunkt meiner Ausführun⸗ 
gen zurückgekehrt. Mein Brief iſt länger geworden, als ich 
gedacht habe. Ich vermag es trotzdem nicht, die üblichen 
Phraſen der Entſchuldigung anzubringen, denn das hieße 
der Wichtigkeit der Sache Eintrag tun. 

Mich bewegt nicht perſönlicher Ehrgeiz oder der Wunſch, 
von mir und meiner Arbeit reden zu machen, ſondern nur 
die Sorge, daß nicht wieder gutzumachende Beſchlüſſe 
gefaßt werden möchten, durch die dem bayeriſchen Volk 
wieder Werte verlorengehen könnten, die es in ſeinem 
doch nicht zu vermeidenden Kampf um perſönliche Frei⸗ 
heit, in ſeiner geſchichtlichen Aufgabe, wieder zurückzufinden 
zur Volksperſönlichkeit aus eigenem Recht, aufs kräftigſte 
unterſtützen könnten. 

Ich habe mich auch zu dieſem perſönlichen Appell an 
Ew. Exzellenz deshalb veranlaßt geſehen, weil ver⸗ 
ſchiedene Entſchließzungen aus Volksverſammlungen, die 
das Zinsproblem zum Gegenſtand hatten, und die der 
Staatsregierung, der Reichsregierung und den ein⸗ 
ſchlägigen Miniſterien zugeleitet worden waren, über⸗ 
haupt ohne jede Antwort geblieben find. Die Hffentlich- 
keit verſteht es nicht, daß zu dieſer wichtigen Frage ſeitens 
der Regierung nicht Stellung genommen wird, ſondern 
im beſten Fall private Informationen und Gutachten ein⸗ 
gezogen werden bei Kreiſen und Leuten, die zwangs⸗ 
läufig Gegner der Forderungen des „Deutſchen Kampf⸗ 
bundes zur Brechung der Zinsknechtſchaft“ ſein müſſen. 
Für die allgemeine Beurteilung meiner Forderungen iſt 
auch keinerlei Spezialkenntnis auf volkswirtſchaftlichem 
oder finanztechniſchem Gebiet notwendig, da die Löſung 
des Zinsproblems eine Frage allgemein ſittlicher und 
ſozialethiſcher Natur iſt. 

Gottfried Feder. 
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Leitſätze des „Deutſchen Kampfbundes 
zur Brechung der Zinsknechtſchaft“ 
(Gegründet September 1919) 


für den öffentlichen Redeſtreit 
am 4. und 11. April 1921 im Wagnerſaal in München 


Der Deutſche Kampfbund zur Brechung 
der Zinsknechtſchaft 

fordert die Einſtellung des öffentlichen Zinſendienſtes, 

der im Grunde nur eine organiſierte Beraubung des 

Volkes zugunſten des reinen Geldbeſitzes iſt, 
fordert insbeſondere die Rückgewinnung des einer 
Aktiengeſellſchaft (Reichsbank) überantworteten No⸗ 
tenprivilegs (des Rechtes zur Geldſchöpfung) in den 
Machtbereich des Staates durch Verſtaatlichung der 
Reichsbank, 
fordert die Verſtaatlichung der Banken, die ihre 
eigentliche ſoziale Aufgabe, Geldverkehr zu vermit⸗ 
teln, nicht mehr erfüllen, ſondern das Wirtſchafts⸗ 
leben gewalttätig beherrſchen und von aller Arbeit in 
Form hoher Zinſen rückſichtslos Tribut erpreſſen, 
fordert die ausreichende Entſchädigung der kleinen 
Rentner für die durch eine alles verderbende Finanz⸗ 
und Steuerpolitik eingetretene Entwertung der Spar⸗ 
gelder, 
fordert im beſonderen, daß die wirtſchaftliche Frei⸗ 
heit und Zukunft Bayerns nicht aufs Spiel geſetzt 
werde durch Überantwortung unſerer koſtbarſten Natur⸗ 
kraft, der Waſſerkraft, an das Zinskapital, 
fordert, daß der Staat durch Organiſation der ihm 
zur Verfügung ſtehenden Arbeitskräfte den Ausbau 
der Waſſerkräfte aus eigenen Mitteln vornimmt, in⸗ 
dem er kraft der ihm eigenen Finanzhoheit die nötigen 
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Umlaufmittel ſchafft, die durch die entſtehenden Werke 
und ihre Erträgniſſe volle Deckung finden, 

fordert, daß das Volksvermögen und die Steuerkraft 
unmittelbar verwendet werden, um mit ihrer Hilfe 
ertragreiche Werke zu ſchaffen, nicht aber, um ledig⸗ 
lich für das gar nicht notwendige Leihgeld Bürgſchaft 
zu leiſten, 

fordert Einſchränkung der Kapitalaufnahmen bei den 
Aktiengeſellſchaften. Die A.⸗G. ſollen ihre Gewinne 
zu ihrer Betriebsſtärkung verwenden, ſie ſollen nicht 
unerhörte Gewinne ausſchütten, wenn ſie dann doch 
wieder neues Geld aufnehmen müſſen. Neues Geld ſind 
neue Schulden, koſtet neue Zinſen, bedeutet Preis⸗ 
ſteigerung! 


Der Deutſche Kampfbund zur Brechung 

der Zinsknechtſchaft 
verwahrt ſich gegen die Unterſtellung, daß ſeine For⸗ 
derungen „utopiſch“ ſeien, „geeignet ſeien, Beunruhi⸗ 
gung unter das Volk zu bringen“. 
Die finanzielle Geſundung unſerer Volkswirtſchaft 
durch Ausſchaltung des ſtaatlichen Zinſendienſtes iſt 
für die Geſamtheit höchſt erſtrebenswert und nicht 
„utopiſch“. Beunruhigung kann nur von den Geg⸗ 
nern wirtſchaftlicher Geſundung hineingetragen wer⸗ 
den. Selbſt wenn da und dort eigenſüchtige Belange 
verletzt werden ſollten, darf die rettende Tat ſo wenig 
unterlaſſen werden wie eine lebensnotwendige Ope⸗ 
ration wegen der damit verbundenen Schmerzen. 


Der Deutſche Kampfbund zur Brechung 

der Zinsknechtſchaft 
erklärt, daß die ſtaatliche Zinswirtſchaft am dringend⸗ 
ſten der Löſung bedarf, denn die Schäden der verfehl⸗ 
ten ſtaatlichen Finanzpolitik treffen das ganze Volk. 
Hier handelt es ſich um allgemeine ſoziale Belange. 
Die Befriedigung des privaten Kreditbedarfes kann 
nicht etwa durch ſtaatliche Maßnahmen (z. B. ein 
durchgehendes Zinsverbot nach geſchichtlichem Vor⸗ 
bild) geregelt werden, dies muß dem freien Selbſt⸗ 
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beſtimmungsrecht des einzelnen überlaſſen bleiben. 
Es kann ſich nur darum handeln, darauf hinzuwirken, 
daß eine Geldhingabe nur bei übernommener Ver⸗ 
luſtgefahr am Gewinn beteiligt wird, und daß der 
Darleiher nicht bei vollkommener Sicherſtellung über 
die erwachſenden Speſen hinaus auch noch einen dau⸗ 
ernden mühe⸗ und arbeitsloſen Wertzuwachs durch 
feſten Zins bezieht. 


Der Deutſche Kampfbund zur Brechung 
der Zinsknechtſchaft 
erblickt in der Löſung der Zinsfrage nicht nur die 
Vorausſetzung für die Behebung unſeres deutſchen 
Finanzelends, ſondern die Befreiung aller Völker des 
weſtlichen Kulturkreiſes aus ihrer ungeheuren Ver⸗ 
ſchuldung. 


Die Brechung der Zinsknechtſchaft 
iſt das Mittel, um den Rieſenkampf, der in der ganzen 
Welt zwiſchen Arbeit und Kapital tobt, zugunſten der 
Freiheit der Arbeit zu entſcheiden, ohne daß dadurch 
Eigentum, Vermögensbildung durch eigenen Fleiß, durch 
eigene Tatkraft und überragende geiſtige Leiſtungen be⸗ 
ſeitigt oder auch nur untergraben werden müßte. 

Nur durch die Brechung der Zinsknechtſchaft kann eine 
Verſöhnung des heute in Klaſſen zerriſſenen Volkes 
erreicht werden, dadurch, daß ein arbeitsloſes Einkommen 
aus reinem Geldbeſitz unmöglich gemacht wird. 

Die Brechung der Zinsknechtſchaft iſt die wichtigſte ſitt⸗ 
liche Forderung in ſozialer Hinſicht, ſie erhebt ſich in ihrer 
allgemeinen Bedeutung weit über alle Tagesfragen, ſie 
iſt die Löſung der ſozialen Frage, ſie iſt 
der einzige Ausweg aus der furchtbaren Wirrnis der Zeit. 

Die Brechung der Zinsknechtſchaft führt uns aus der 
hochkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsform unter Vermeidung der 
kommuniſtiſchen Form der Entſeelung und Mechaniſierung 
der Arbeit zu der vom Druck der Übermacht des Geldes 
befreiten wahrhaft ſozialen Wirtſchaftsform, 
zum Staate der Arbeit und Leiſtung. 
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Der kommende Steuerftreif 


Aus dem Buche „Der kommende Steuerſtreik“ 
von Gottfried Feder, Diplom⸗Ingen., und Dr. A. Buckeley 
(1921, Verlag Joſef C. Huber, Dieſſen vor München) 


1. Die heutige Lage 


Durch die Annahme des Londoner Altimatums hat der 
Verſailler Friede eine neue öffentlich⸗rechtliche Form ge⸗ 
funden, die vorläufig den Abſchluß des Kampfes des Welt⸗ 
kapitals gegen die deutſche Arbeit bedeutet. 

Die Geldgewaltigen von London⸗City, Paris und Wall⸗ 
ſtreet ſind nun endlich in den erſehnten Beſitz zinstragender 
Rechtstitel, genannt „Wiedergutmachungsfonds“, a, b undo 
gelangt, die ihnen die dauernde Ausbeutung der deutſchen 
Arbeitskraft in aller Form international gültiger Rechts⸗ 
vorſtellungen gewährleiſten. Damit iſt auch der Schleier 
von letzten Zuſammenhängen gezogen, welche die Er⸗ 
klärung geben für Urſache, Zweck und Ziel des Weltkrieges. 

Frankreichs Revanche⸗Idee war gewiß eine der aktiv zum 
Krieg treibenden Urſachen, ebenſo die Großfürſtenpolitik 
in Rußland, aber Frankreich allein hätte niemals den 
Waffengang gewagt, auch in Rußland waren ſehr ſtarke 
Bedenken gegen den Waffengang mit Deutſchland geltend 
gemacht worden. Keiner dieſer aktiven Kriegspolitiker 
hätte ohne die geheime Zuſtimmung der Geld⸗ 
macht in Preſſe und Parlament ſeine Politik verfolgen 
können, ja man darf wohl jagen: verfolgen dürfen, 
wenn die Niederwerfung Deutſchlands nicht im Geſamt⸗ 
plan der Erringung der Weltherrſchaft durch die überſtaat⸗ 
liche Finanzgewalt gelegen hätte. 

Es iſt außerordentlich ſchwierig, ja geradezu unmöglich, 
für die letzten Zuſammenhänge akten mäßige Be⸗ 
weiſe zu führen. Solch aktenmäßige Beweiſe laſſen ſich 
viel leichter führen für beſtimmte Handlungen, für das 
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Beſtehen von Befehlen, Erläſſen, die Mobilmachung be⸗ 
treffend uſw. wie im Suchomlinow⸗Prozeß, im Prozeß 
gegen Prinzip. Aber ſolche Beweisführungen bleiben im⸗ 
mer an den Erſcheinungen hängen und legen niemals die tief⸗ 
ſten treibenden Kräfte bloß, auf die es eigentlich ankommt. 

Beweiskräftig ſind nur die tatſächlichen Schlußergeb⸗ 
niſſe aus dem Weltkrieg. 

Welches iſt nun aber das Schlußergebnis aus dem Welt⸗ 
krieg — auf das es ankommt? Die Niederwerfung Deutſch⸗ 
lands? Der Sieg der Entente? Die deutſche Revolution? 
Die Verjagung der deutſchen Fürſten? Die Bolſchewiſie⸗ 
rung Rußlands? Die ſittliche und wirtſchaftliche Verwahr⸗ 
loſung aller Völker des weſtlichen Kulturkreiſes? 

Das ſind alles nur Vorausſetzungen, gewollte Not⸗ 
wendigkeiten, Begleitumſtände und negative, zerſtörende 
Erſcheinungen — aber keine Ziele. Das hätte alles keinen 
Sinn, wenn es nicht irgend jemand zum Nutzen wäre. — 
Wem zum Nutzen find nun Krieg und 
Revolution, Tod und Not, Phraſe und 
Schwindel, Klaſſen kampf und Bruder⸗ 
mord? N 

Hat etwa der franzöſiſche Bauer etwas davon, daß die 
Entente ſiegte? Bekommt er etwas von der deutſchen 
Kriegsentſchädigung zu ſehen? Iſt etwa der engliſche Ar⸗ 
beiter Nutznießer der wirtſchaftlichen Auspreſſung Deutſch⸗ 
lands, ſind nicht im Gegenteil der engliſche Kohlenbergbau 
und damit der engliſche Bergarbeiter durch die abgepreß⸗ 
ten deutſchen Kohlenlieferungen aufs ſchwerſte gefährdet? 
Hat das deutſche Volk etwas anderes von ſeiner revolutio⸗ 
nären Freiheit als die Ausſicht, langſam erdroſſelt zu wer⸗ 
den? Hat der Arbeiter etwas von der Diktatur ſeiner — 
ſagen wir gleich richtig — Verführer? 

Sehen wir ab von den Schmarotzern an jedem kranken 
Volkskörper, den Wucherern und Schiebern; wer hat wirk⸗ 
lich den Nutzen des Krieges und der Revolution? Etwa 
die revolutionären Regierungen oder deren Leiter? Auch 
ſie nicht. Die Revolution frißt ihre eigenen Kinder: Eisner 
erſchoſſen, Saffe im Irrenhaus, Landauer erſchoſſen, Levine 
erſchoſſen, Liebknecht erſchoſſen, die Luxemburg erſchlagen, 
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Erzberger erſchoſſen, die übrigen haltloſen Kompromißler 
zwangsläufig feſtgefahren in alte eigene oder übernom⸗ 
mene Schuld. 

Haben die Beamten Nutzen? 5—6fuche Gehälter und 
bis 10fache Preiſe. Die Soldaten? Zum Dank für den 
Einſatz ihres Lebens ernten ſie Mißtrauen und Verachtung 
ihrer Volksgenoſſen und leiden bittere Not. 

Künſtler und freie Berufe? Wie leiden ſie alle unter der 
Teuerung! Der geſamte Mittelſtand ſteht vor der Gefahr, 
zerrieben zu werden. Der Rentnerſtand ein ſterbender 
Stand. 

Über aller Arbeit, über allem Beſitz, über jedem Ertrag, 
über jedem Beruf, faſt über jedem einzelnen wirtſchaft⸗ 
lichen Vorgang ſchwebt die Steuer. Wie eine unge⸗ 
heure Drohung erſtickt die Steuer ſchon die Keime jeder 
erfolgreichen wirtſchaftlichen Betätigung. Wagt trotzdem 
kühner wirtſchaftlicher Entſchluß, den Bedarf zu decken, 
dann frißt wie ein gieriges Feuer die Steuer den größten 
Teil des Ertrages weg. Jede Vermögensbildung wird ver⸗ 
hindert, jeder Biſſen Brot iſt beſteuert, jede Reiſe trägt 
vielfache Steuerlaſt; die Grundlage unſerer Volkswirt⸗ 
ſchaft, die Kohle, iſt mit Steuern belaſtet, die das Vielfache 
ihrer Erzeugungskoſten betragen. Jeder Güteraustauſch 
— Zweck und Inhalt der Volkswirtſchaft — iſt mit rieſigen 
Warenumſatzſteuern belaſtet, darüber hinaus ſind noch die 
meiſten Waren und Genußmittel mit Spezialſteuern be⸗ 
laſtet: Tabak, Zucker, Salz, Branntwein, Bier, Limonade, 
Zündhölzer, Glühlampen. So liegt die Steuer wie ein 
grauer, lebentötender Schleier auf aller Wirtſchaft. 

Steuer und Teuerung, das ſind die beiden 
weſentlichſten Merkmale für unſer heutiges wirtſchaftliches 
Leben, Steuer und Teuerung, beide durch ein⸗ 
ander bedingt, jede die andere nach ſich ziehend. 


2. Das Werden und die Folgen 
eines allgemeinen Steuerſtreiks 


Was ſind nun die unausbleiblichen Folgen ſo unerträg⸗ 
licher Bindungen und Laſten? Zunächſt wird das Kabinett 
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der Erfüllung in immer größere Schwierigkeiten geraten, 
in Schwierigkeiten, die eben in der Unerfüllbarfeit der 
Aufgabe liegen. Dieſe Schwierigkeiten könnten dem deut⸗ 
ſchen Volk an ſich gleichgültig ſein, ſolange es ſich nur um 
Perſonenfragen handelt, nicht gleichgültig, wenn mit dem 
Wechſel der Perſonen nur ein immer erhöhter Steuerdruck 
verbunden iſt. Denn darüber müſſen ſich 
Regierung und Volk endlich einmal 
vollkommen klar werden, daß das Hexen⸗ 
Einmaleins der Zinszahlung an das 
Weltkapital — das iſt Sinn, Zweck und 
Inhalt des Verſailler Vertrages — mit 
den bisherigen Mitteln der Steuer un⸗ 
lösbar bleibt, weil eben dieſe ewige 
Zinszahlung den raffinierteften Völ⸗ 
kerbetrug aller Zeiten darſtellt. Wenn 
dieſer Betrug ſich heute auf Rechtstitel ſtützen kann, ſo 
trifft die Verantwortung dafür die Reichsregierung. 

Das Volk ſelbſt und gerade das deutſche Volk in ſeiner 
unendlichen Langmut und Geduld wird allerdings eine 
allgemeine Rechenſchaft von ſeiner Regierung erſt ver⸗ 
langen, wenn es jedem einzelnen im Volk klar geworden 
iſt, daß die unerhörte ſteuerliche Be⸗ 
drückung einzig und allein der Zins⸗ 
zahlung an das Weltkapital dient. Erſt 
dann, wenn es erkannt hat, daß es mit jedem Stück Brot, 
mit jedem warmen Zimmer, mit jeglicher Leiſtung Zinſen 
bezahlt an den Feind — nicht etwa an den Kriegsfeind, 
an den Franzoſen oder Engländer, die im Schützengraben 
ihm gegenübergeſtanden haben, ſondern an den Weltfeind, 
an die überſtaatliche Geldmacht, für die die Regierungen 
des Feindbundes ja auch nur Vollſtrecker ſind, erſt dann 
wird der Trotz wachſen, die Empörung und der Wille zur 
Befreiung; erſt dann, wenn jeder ſieht, daß die eigene Re⸗ 
gierung ihre vornehmſte Aufgabe in der Erfüllung des 
Unerfüllbaren ſieht und damit ſich vom Sachwalter der 
eigenen nationalen Aufgaben, des nationalen Wiederauf⸗ 
baues, von dem immer ſo viel Schönes geredet wird — zum 
Sachwalter und Steuerbüttel des Feindbundes erniedrigt 
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hat, wird der Wille zur Verweigerung der Leiſtungen ent⸗ 
ſpringen, die allein die Befreiung aus ſo unerhörter Zins⸗ 
knechtſchaft verſpricht. 

Man darf ſich den Ausbruch eines allgemeinen Steuer⸗ 
ſtreiks nicht ſo vorſtellen, daß von irgendeiner Stelle die 
Parole hierzu ausgegeben wird und plötzlich auf Kommando 
von dem nächſten Tage ab vom ganzen Volk keine Steuern 
mehr bezahlt werden. Ein ſolches ſpontanes Einſetzen des 
allgemeinen Steuerſtreiks wäre wohl denkbar unter der 
Vorausſetzung, daß der Steuerſtreik planmäßig von langer 
Hand durch irgendeine darauf hinarbeitende Organiſation 
vorbereitet wäre, und daß dann dieſe Organiſation für die 
Ausgabe der Parole durch eine glückliche Verkettung irgend⸗ 
welcher Zeitumſtände einen ganz ſelten gut vorbereiteten 
Boden vorfände. Es iſt aber wenig wahrſcheinlich, daß 
Umſtände eintreten, die ſozuſagen mit einem Schlag dem 
ganzen Volke die Notwendigkeit des Steuerſtreiks zum Be⸗ 
wußtſein bringen. Denn bei der Intereſſeloſigkeit und 
Urteilsloſigkeit weiteſter Kreiſe des Volkes, bei der Zer⸗ 
klüftung in Parteien⸗, Klaſſen⸗ und ſonſtige Gegenſätze 
würde ſelbſt beiſpielsweiſe eine Beſetzung des Ruhr⸗ 
gebietes heute noch nicht ausreichen, um das Volk ge⸗ 
ſchloſſen auf den Plan zu rufen. Der wahrſcheinliche und 
mutmaßliche Ausbruch des Steuerſtreiks wird ſich viel⸗ 
mehr in der oben angedeuteten Art vollziehen: irgendeine 
politiſche oder wirtſchaftliche Gruppe gibt die Parole zum 
Steuerſtreik aus; iſt dieſe Gruppe ſo ſtark, daß die Abwehr⸗ 
mittel des Staates und ſeiner Organe dagegen verſagen 
müſſen, dann führt dies ohnedies naturnotwendig zum 
allgemeinen Steuerſtreik. 

Wie jeder planmäßig aufgenommene Kampf und wie 
jeder andere Streik, hat auch der Steuerſtreik ein be⸗ 
ſtimmtes Ziel. Sobald dieſes Ziel erreicht wäre, beſtünde an 
ſich kein Anlaß mehr zur Fortſetzung des Steuerſtreiks. 

Das Ziel eines allgemeinen Steuerſtreiks wird ſein: Auf⸗ 
lehnung gegen eine ungeſunde, übermäßige, überſpannte 
und lähmende Steuerpolitik, verurſacht durch die allge⸗ 
meine finanzielle Mißwirtſchaft im Land und verurſacht 
durch die unerträglichen und unerſchwinglichen Leiſtungen 
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an den Feind. Der Gegner, der durch den Steuerſtreik 
niedergekämpft werden ſoll, iſt alſo die verfehlte Steuer-, 
Finanz⸗ und Wirtſchaftspolitik. Vielleicht erſcheinen noch 
deutlicher als Gegner ein beſtimmtes Kabinett, eine be⸗ 
ſtimmte Regierung oder beſtimmte parlamentariſche Zu⸗ 
ſtände. Als entfernter und letzter Gegner, der durch den 
Steuerſtreik niedergerungen werden ſoll, erſcheinen die 
ungeſunden und unerfüllbaren Forderungen des Feindes, 
insbeſondere dann, wenn noch der Geſichtspunkt dazu 
kommt, daß dieſer Feind uns zwar einmal den ſogenannten 
Friedensvertrag von Verſailles aufgezwungen hat, dieſen 
als Rechtsgrundlage für unſere Leiſtungen erklärte, daß 
er ſich aber ſelbſt niemals an dieſen Vertrag hält, ſondern 
wiederholte und fortgeſetzte Gelegenheiten benützte, um 
unter allerlei Vorwänden uns neue Laſten aufzubürden. 

Der Steuerſtreik dient alſo ſowohl der Bekämpfung 
innerpolitiſcher als unhaltbar empfundener Zuſtände, als 
auch der Bekämpfung des Feindes von außen an Stelle 
eines Kampfes mit Waffen; der Steuerſtreik iſt deshalb 
mehr als bloße paſſive Reſiſtenz; er iſt in ſeiner Wirkung 
ein Angriff auf die Funktion des Staates als Steuer⸗ 
| eintreiber und Scherge des Feindes. 

Es fragt ſich alſo, wann und von welchem Augenblick an 
das Ziel des Steuerſtreiks als erreicht gilt, und was dann 
zu geſchehen hat, um wiederum in normale Verhältniſſe 
zu gelangen, bzw. ob es überhaupt möglich iſt, aus ſol⸗ 
chen durch einen Steuerſtreik heraufbeſchworenen Zu⸗ 
ſtänden noch einen Ausweg zu finden. 

Dabei muß freilich vorweg betont werden, daß das 
Wort von den „durch einen Steuerſtreik heraufbeſchwore⸗ 
nen Zuſtänden“ irreführend iſt; denn die Zuſtände, 
welche den Steuerſtreik heraufbeſchworen haben, ſind 
die Arſachen für die Vernichtung der Volkswirtſchaft und 
105 5 des Staates und nicht der Steuer⸗ 
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Die durch einen länger andauernden allgemeinen 
Steuerſtreik eintretenden Zuſtände laſſen ſich zuſammen⸗ 
faſſend nach folgenden Gruppen darſtellen: 
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a) Wirkungen auf das Staatsgetriebe 

Wie bereits geſchildert, wird der Staat alle ſeine Abwehr⸗ 
maßnahmen gegen den Steuerſtreik darauf einſtellen, daß 
er ſich, das heißt ſeine Organe und Funktionäre, am Ruder 
erhält, mit anderen Worten, daß er den Behördenapparat 
und die Autorität der Behörden aufrecht halten und durch⸗ 
halten kann. Wie weit dies gelingt, das hängt eben von der 
Wirkung, Ausdehnung und Dauer des Steuerftreifs ab. 
Weil der Staatsbehördenapparat für das Volk die Ver⸗ 
ſinnbildlichung der verfehlten Staatsmaßnahmen darſtellt, 
weil dieſer Staatsapparat aus Steuermitteln vorweg be⸗ 
zahlt werden muß, wird alſo ein Steuerſtreik eine ſtarke 
Kluft zwiſchen allem, was Behörde iſt, einerſeits und 
zwiſchen dem Volk andererſeits ziehen, bzw. die bereits 
beſtehende Kluft ins Ungeheuerliche vertiefen. Daß die 
mutmaßliche Folge das Schwinden jeder Autorität der 
Behörden ſein wird, darf man mit ziemlicher Sicherheit 
annehmen. Die meiſte Ausſicht, Autorität aufrechtzuer⸗ 
halten, bleibt für die Außenſtellen beſtehen, aber nur dort, 
wo eine umſichtige, verſtändige, volkstümliche Perſönlich⸗ 
keit an der Spitze einer Behörde ſteht. Es wird vielleicht 
gehen, wie es bei der durch die Revolution hervorgerufe⸗ 
nen Auflöſung der Heeresverbände ging: Wo ein miß⸗ 
liebiger Offizier an der Spitze eines kleineren Truppen⸗ 
verbandes ſtand, führten die Soldatenräte das Regiment; 
wo es aber Offiziere gab, die ſich den inneren Reſpekt der 
Mannſchaft zu verſchaffen gewußt hatten, konnten dieſe 
ihre Kompagnie oder ihre Abteilung bis in die Heimat ge⸗ 
ordnet zurückführen. Wo alſo an einer Verwaltungsſtelle 
ein Oberamtmann auch in ſolchen Zeiten auf Grund ſeiner 
bisherigen Tätigkeit ſich die Autorität zu erhalten vermag, 
wird er noch einigen Einfluß innerhalb ſeines Bezirkes 
ausüben und dort halbwegs geordnete Zuſtände aufrecht⸗ 
erhalten können; wo aber ein mißliebiger, ſchikanöſer, un⸗ 
duldſamer oder bureaukratiſcher Beamter an einem Poſten 
ſteht, der ihn ſtändig mit dem Volk in Fühlung bringt, da 
wird ſich in ſolchen Zeitläuften die Autorität der Behörde 
ſehr bald erledigt haben. Die Zentralſtellen werden zwar 
nach wie vor Verordnungen an die Anterbehörden hinaus⸗ 
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geben, fie werden aber bald von außen hören, daß den Ver⸗ 
ordnungen keine Folge mehr verſchafft werden kann. 


b) Wirtſchaftliche Folgen 

Weil es zu den erſten Abwehrmitteln des Staates ge⸗ 
hörte, ſich durch fortgeſetzte Tätigkeit der Notenpreſſe über 
Waſſer zu halten, träte eine ungeheure Verſchlech⸗ 
terung der Valuta ſchon durch die bloße Über⸗ 
ſchwemmung mit papiernen Zahlungsmitteln ein. Aber 
auch die Tatſache des Steuerſtreiks als ſolche allein müßte, 
börſenmäßig gedacht, den Kredit des Staatsweſens er⸗ 
ſchüttern. Die Valuta müßte alſo in kürzeſter Zeit weiter 
ſtark ſinken; damit wäre jede Einfuhr, die nicht Tauſch⸗ 
handel iſt, wiederum unmöglich gemacht. Für das inlän⸗ 
diſche Geſchäftsleben als ſolches beſtünde an ſich keine 
Notwendigkeit, die Produktion einzuſchränken. Da im Ge⸗ 
genteil mit Rückſicht auf die ſchlechte Valuta das ganze 
Volk aus den eigenen Erzeugniſſen des Inlands ernährt 
werden müßte, wäre es wiederum notwendig, die Innen⸗ 
produktion auf das höchſte Maß anzuſpannen, die Güter⸗ 
erzeugung auf die ſogenannten lebensnotwendigen Güter 
einzuſtellen und die Erzeugung von nicht lebensnotwendi⸗ 
gen Gütern oder von Luxusbedarf zu beſchränken. 

Soweit produzierende Tätigkeit in Frage kommt, ginge 
dieſe im großen und ganzen in geordneten Bahnen weiter. 
Weil der Streik ſich erklärtermaßen gegen die Papiergeld⸗ 
wirtſchaft des Staates richtet, verweigerte das Volk die 
Annahme der papiernen Zahlungsmittel und wickelte das 
Geſchäftsleben ſich vorwiegend auf dem Tauſchwege ab. 

Damit wäre auch die Tätigkeit der Banken zu einem 
großen Teile brachgelegt. Wohl hätten Aktien und Wert⸗ 
papiere an ſich noch dieſelben Sachwerte hinter ſich wie 
früher; dieſe Sachwerte hätten tatſächlich ſogar eine größere 
Bedeutung, weil das reine Papiergeld als Teilbeſtand des 
Volksvermögens ſeinen Wert verloren hätte. Aber die 
Umſatzmöglichkeit der Aktien, die Kursfähigkeit, das Spe⸗ 
kulieren in Kurſen und Deviſen würde erſchwert, bzw. es 
hörte von ſelbſt auf. 
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Von dem Zeitpunkt an, da der Steuerſtreik jo weit vor⸗ 
geſchritten iſt, daß die ſtaatlichen Papierſcheine nicht mehr 
als Zahlungsmittel vom Volk angenommen werden, daß 
ſie vielmehr als wertlos gelten, hat der Steuerſtreik nach 
dieſer Richtung hin ſein Ziel erreicht: Bekämpfung 
der Finanzpolitik des Staates. 


c) Innerpolitiſche Wirkungen 

Eine der ſchwerſten Belaſtungsproben für die politiſche 
Reife der Deutſchen iſt, wenn man ihnen zumutet, zur 
Frage der deutſchen Einheit Stellung zu nehmen. Die 
Phraſe: „Das letzte, was uns aus dem Zuſammenbruch 
geblieben iſt, ſei die Einheit des Deutſchen Reiches“, be⸗ 
herrſcht und verwirrt bei faſt allen politiſchen Parteien die 
Köpfe, ſo daß auf dieſem Boden ſich Rechts⸗ und Links⸗ 
parteien zu treffen ſcheinen. Scheinen, weil in Wirk⸗ 
lichkeit jeder etwas anderes darunter verſteht. 

Der „reichstreue“ Rechtsparteiler denkt bei dem Begriff 
„Einheit des Reiches“ an die gebietende Machtſtellung des 
Bismarckſchen Reichsbaues, deſſen Wiederaufrichtung er 
zurückerſehnt; dabei vergißt er ganz, daß das heutige Reich 
etwas grundſätzlich anderes iſt als das, was ihm vor⸗ 
ſchwebt, wenn er ſich für die Erhaltung der Einheit des 
Reiches einſetzt. 

Die „reichstreue“ Sozialdemokratie denkt bei der „Ein⸗ 
heit des Reiches“ an die Aufrechterhaltung bzw. Verbrei⸗ 
terung ihres Beſitzſtandes an Miniſterſeſſeln, des Reichs⸗ 
präſidentenpoſtens und an die Abwehr alles deſſen, was 
als „reaktionär“, „bayeriſch“, „föderaliſtiſch“, „junkerlich“ 
uſw. die „Einheit des Reiches“ gefährden könnte. 

Die „reichstreuen“ Demokraten ſind die treuherzigen und 
gutgläubigen Deutſchen, die da glauben, die heutige De⸗ 
mokratie mit Vaterlandsliebe vereinigen zu können. Der 
„Demokrat“ denkt bei ſeiner „Einheit des Rechtes“ an das 
Ideal der 1848er, an die erſehnte Befreiung aus vormärz⸗ 
licher Kleinſtaaterei und Polizeiwillkür und überſieht dabei 
nicht anders als der Rechtsparteiler, daß die heutige De⸗ 
mokratie der Weimarer Verfaſſung nur die verſteckte Herr⸗ 
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ſchaftsform der Plutokratie nach dem Muſter der weſtlichen 
Demokratien iſt. 

Für den ruhigen Beobachter beſteht aber die heutige 
Einheit des Reiches nur in einem rückſichtsloſen Zentralis⸗ 
mus in Berlin, der ausſchließlich geldmächtigen und händ⸗ 
leriſchen Intereſſen dient. Mit dem Wohl des deutſchen 
Volkes hat dieſe „Einheit des Reiches“ gar nichts zu tun. 

Wenn wir dieſe grundſätzlichen kurzen Vorbemerkungen 
hier angebracht haben, ſo geſchah dies aus dem Grunde, 
weil wir uns verpflichtet fühlen, bei unſerer Unterſuchung 
über den kommenden Steuerſtreik an der heiklen Frage 
nicht vorbeizugehen: o b, und wenn welche 
Einflüſſe ein allgemeiner Steuerſtreik 
auf den Beſtand des Reiches haben 
könnte? ö 

Daß dieſe Frage kommen wird, iſt klar, und zwar wird 
ſie geſtellt werden in der Form der Behauptung oder des 
Vorwurfes: daß ein Steuerſtreik den Beſtand des Reiches 
zerſtörte. Gerade weil wir dieſe Bedenken und Vorwürfe 
vorausſehen, müſſen wir mit aller Entſchiedenheit darauf 
hinweiſen, daß die Folgen von irgendwelchen Urſachen 
nicht die Schuld an weiteren Folgen treffen können. Nicht 
der Bauer iſt an den Prügeln „ſchuld“, die der erwiſchte 
Kartoffeldieb bezieht, ſondern der vollführte oder beab⸗ 
ſichtigte Diebſtahl hat dem Dieb die Prügel eingetragen. 
Ebenſowenig iſt der Steuerſtreik daran ſchuld, wenn der 
Beſtand des Reiches gefährdet oder zerſtört wird, ſondern 
das unerträgliche Steuerſyſtem iſt die Urſache, die den 
Steuerſtreik nach ſich ziehen muß, weil ſonſt an den 
Steuern, aber nicht am Steuerſtreik Volk und 
Wirtſchaft zugrunde gehen muß! 

Freilich richtet ſich der Steuerſtreik gegen die Reichs⸗ 
regierung — aber dieſe Reichsregierung iſt eben nicht gleich⸗ 
zuſetzen mit dem „Deutſchen Reich“, geſchweige denn mit 
dem deutſchen Volk. Aufs deutſche Volk aber kommt es an, 
nicht auf die ſogenannte „Einheit des Reiches“, unter der 
man eben heute nicht retroſpektiv das alte, verſunkene 
machtvolle Bismarckreich meinen darf, auch nicht das Ideal 
des Vorkampfes deutſcher Einheit aus den 1848er Jahren, 
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ſondern verſtehen muß: die Einheitsfutterkrippe des Par: 
teibonzentums und die bequeme Ausbeutungszentrale in 
Berlin für die überſtaatlichen Geldmächte. Darin beſteht 
heute die Einheit des Reiches. 

Wenn man dieſe Erkenntnis feſthielte bei politiſchen Ent⸗ 
ſcheidungen, löſten ſich von ſelbſt alle die Schwierigkeiten 
bei Fragen nach der Tunlichkeit des „Feſthaltens am 
Reichsgedanken“, von „Opfern für das Reich“. Das Wohl 
des Vaterlandes ſteht hoch über allen Verfaſſungsfragen, 
hoch über dem „Einheitsgedanken“, hoch über wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkten und vor allen Dingen hoch, hoch 
über händleriſchen und geldmächtlichen Intereſſen. 

Hat überhaupt die Einheit der Steuereintreibung und 
Verwaltung etwas mit der Einheit des deutſchen „Vol⸗ 
kes“ zu tun? 

Gehören unſere deutſch⸗öſterreichiſchen Brüder nicht 
tauſendmal inniger zum deutſchen Volk als die deutſchen 
Staatsbürger jüdiſchen Glaubens? Sind die Schieber und 
Wucherer, auch wenn ſie von Geburt Deutſche und ihrem 
Kinderglauben nach Chriſten ſind, durch ihre täglichen Be⸗ 
ſuche auf den deutſchen Großbanken und Börſen wichtiger 
für das Deutſchtum als die wegen ihres Deutſchtums 
ſchwerverfolgten Deutſchen in den Sudetenländern in 
Tſchechien, in Polen und in den anderen fremdſtaatlichen 
Gebieten?? Beſteht die Einheit eines Volkes 
nicht viel mehr in der Einheit feiner 
Sprache, ſeiner Sitte, ſeiner Kultur, ſei⸗ 
ner Tradition, in der Einheitſeines Welt⸗ 
bildes, ſeiner Raſſe? 

Ob alſo die ſogenannte Einheit des Reiches durch einen 
Steuerſtreik zerriſſen oder gefährdet wird, ſteht und fällt 
mit der Beantwortung der Frage, ob man die beſtehende 
und nach Annahme der neuen Steuern mit voller Wucht 
einſetzende Ausplünderung des deutſchen Volkes durch 
die Berliner Zentralregierung für nützlich oder ſchädlich 
hält. 

Selbſt wenn wirklich ein allgemeiner Steuerſtreik einen 
Zerfall der Berliner Einheit bedeutete (wenn wir ſelbſt 
dieſe als falſch nachgewieſene Frageſtellung benützen), iſt 
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noch lange nicht gejagt, daß damit das deutſche Volk in 
ſeiner inneren völkiſchen Einheit Schaden leiden müßte. 

Ein wirklicher Neuaufbau des Deutſchen Reiches ver⸗ 
langt jedenfalls als unbedingte und unerläßliche Voraus⸗ 
ſetzung die radikale Befreiung von einer 
geradezu tödlichen Form der ſtaatlichen 
Finanz⸗ und Steuerwirtſchaft. 


d) Außenpolitiſche Folgen 

Auch die Wirkung eines allgemeinen Steuerſtreikes auf 

das Ausland muß in einer theoretiſchen Erörterung der 
Möglichkeit und Wahrſcheinlichkeit des Steuerſtreikes unter⸗ 
ſucht werden. 
Wir ſind ja heute in Deutſchland leider jo weit, daß keine 
Frage von Belang mehr geſtellt werden kann ohne die be⸗ 
ſchämende Frage: Was werden der Feind und das Aus⸗ 
land dazu ſagen? 

Der Feind hat am Steuerſtreik zwei widerſprechende 
Intereſſen: Zunächſt muß der Feind befürchten, daß er in⸗ 
folge des Steuerſtreiks die von Deutſchland erwarteten 
Zahlungen nicht bekommt. Dieſe Anſicht wird ihn an⸗ 
ſtacheln, ſein möglichſtes gegen die Ausbreitung des 
Steuerſtreiks zu tun. Aber der Feind wird nicht deshalb 
die erwarteten Zahlungen von Deutſchland nicht bekom⸗ 
men, weil das Volk gegen die Steuern ſtreikt, ſondern er 
wird ſie nicht erhalten aus inneren Notwendigkeiten her⸗ 
aus, weil die Leiſtung der aufgelegten Zahlungen das 
Menſchenmögliche überſchreitet, und weil weder die Feinde 
noch das deutſche Volk die Macht beſitzen, Unmögliches 
möglich zu machen. Es wird alſo lediglich davon abhängen, 
ob bei Ausbruch des deutſchen Steuerſtreiks die feindlichen 
Regierungen das Verfehlte und Unmögliche der Auflagen 
an Deutſchland einſehen oder nicht. Zur Zeit beſtehen noch 
keine Anzeichen dafür, daß eine ſolche Einſicht bei unſeren 
Feinden Platz griffe. 

Eine förmliche Kriegserklärung Frankreichs an Deutſch⸗ 
land iſt nicht zu erwarten. Sie wäre auch ein Anſinn und 
überflüſſig. Denn wir leben ohnedies noch in fortgeſetztem 
Kriegszuſtand mit Frankreich, nur mit dem Anterſchied, 
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daß wir nicht mehr mit militäriſchen Waffen uns wehren 
können. Das Volk ſelbſt aber weiß und empfindet, daß all 
die fortgeſetzten Rechtsbrüche des Feindes nichts anderes als 
Kriegshandlungen darſtellen. Die Anterſtützung der pol⸗ 
niſchen Umtriebe in Oberſchleſien, die Sanktionen, die 
Zuſammenziehung der Truppen im Ruhrgebiet, mit der 
Bereitſchaft, jederzeit einzurücken, die Beſetzung mit ihren 
unerhörten Auflagen, endlich die ſelbſt dem Verſailler 
Vertrag, noch mehr aber dem Grundſatz vom „Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Völker“ hohnſprechende, auf Er⸗ 
droſſelung der deutſchen Wirtſchaft abzielende „Teilung“ 
Oberſchleſiens: — das iſt alles fortgeſetzter Krieg, nur 
Krieg nicht mit Waffen, ſondern Krieg mit Demütigungen 
und mit wirtſchaftlicher Ausbeutung. Dieſe Art des 
Krieges wird dann mit allen Mitteln, die bereits an⸗ 
gedeutet wurden, fortgeſetzt werden. 


3. Der Ausweg 

Nicht der Steuerſtreik, ſondern die Finanzpolitik des 
Reiches muß demnach alle die Folgen auslöſen, die in den 
vorangehenden Abſchnitten geſchildert wurden. Finanz⸗ 
politik iſt zwar zu eng gefaßt; denn es laſſen ſich eben die 
verſchiedenen Arten Politik nicht voneinander trennen. 
So hat die ungenügende Politik während des Krieges die 
Erfolge der militäriſchen Kriegführung aufgehoben und 
ins Gegenteil verkehrt, die Zaghaftigkeit und Halbheit der 
inneren Politik hat die innere Feſtigkeit des deutſchen 
Volkes zermürbt und zu den kataſtrophalen Folgen in der 
äußeren Politik geführt. Das Dokument und der Befähi⸗ 
gungsnachweis, das heißt der Unfähigkeitsnachweis für 
unſere Geſamtpolitik heißt: Friede von Verſailles. 

Daß der Dilettantismus in der Staatsführung in der 
Nachkriegszeit noch weiter um ſich gegriffen hat, liegt vor 
aller Augen. Ihren fühlbarſten Ausdruck aber findet die 
Geſamtpolitik der deutſchen Regierung in den Steuer⸗ 
laſten, die dem deutſchen Volk in ſeiner Geſamtheit auf⸗ 
gebürdet werden. 

Mit dieſen Feſtſtellungen haben wir aber, wie ſchon be⸗ 
merkt, die letzten Gründe noch keineswegs erſchöpft, die zu 
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der heutigen unlösbar ſcheinenden Verwirrung geführt 
haben. Dazu führt uns erſt die Feſtſtellung: wem zum 
Nutzen die ganze unheilvolle Politik 
ausgeſchlagen iſt. 
Die Zinsbarmachung aller Völker des 
[Erdkreiſes iſt Ziel und Zweck des Welt⸗ 
krieges geweſen. Wie weit die Großgeldmacht 
dieſem Ziel nahe gekommen ift, ſei durch eine kurze ÜUber⸗ 
ſicht gezeigt, die die Verſchuldung der wichtigſten Staaten 
des weſtlichen Kulturkreiſes umfaßt. Ich ſtütze mich dabei 
auf die Angaben des bekannten großen engliſchen ſtatiſti⸗ 
ſchen Jahrbuches für das Jahre 1921. 
Ihe Statesman Year-Book gibt die Verſchuldung 
Englands — alſo des engliſchen Volkes an das Kapital 
— an für den 31. März 1921 auf 7 537 200 000 Pfund 
Sterling mit einem Zinſendienſt von 349,6 Millionen 
Pfund Sterling. 
Die Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
ſamerika ſchulden nach der gleichen ſtatiſtiſchen Quelle 
am 31. März 1920 24 297 918 411 Dollar (24 Milliarden 
297 Millionen 918 411 Dollar), eine Rieſenſumme, die 
das ſiegreiche amerikaniſche Volk als Siegesfrucht der alles 
beherrſchenden Geldmacht verzinſen muß. 
Frankreich ſchuldet an innere und äußere Staats⸗ 
gläubiger 285 Milliarden 883 Millionen Frank, die 
das Volk zu verzinſen hat — an die gleiche überſtaatliche 
Finanzgewalt, der wir und die anderen Völker zinspflichtig 
geworden ſind durch eine grundſätzlich verfehlte Finanz⸗ 
politik. 
Italien bezahlt ſeinen „sacro egoismo“ mit einer 
öffentlichen Schuld von rund 72 Milliarden Lire. 
Kanada mit feiner Bevölkerung von 7206 643 Men: 
ſchen — alſo ungefähr ſoviel wie Bayern — iſt an das 
Kapital verſchuldet mit 3 014 483 774 Dollar. 
Auſtralien muß aus ſeinen 5,2 Millionen Ein⸗ 
wohnern die Zinſen für eine öffentliche Schuld von 
381 415 317 Pfund Sterling herausholen! 
Die Sieger haben es alſo auch nicht 
veſſer Überall ſehen wir die gleiche Erſcheinung einer 
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uferloſen Verſchuldung der Völker an das internationale 
Finanzkapital, das überall die Regierungen der Völker in 
den Zinſendienſt für ſeine Intereſſen eingeſpannt hat. 

Wir brauchen uns dabei gar nicht vorzuſtellen, daß etwa 
die ſämtlichen Finanzminiſter auf Beſtechungen hin be⸗ 
ſtimmten Anträgen der Großkapitaliſten Folge leiſteten. 
Die Grundlage für ihr Verhalten bildet vielmehr eine tief 
und feſt eingewurzelte Rechtsvorſtellung, die geradezu 
Gemeingut der weſtlichen Welt geworden iſt, die Rechts⸗ 
vorſtellung, daß jede Art von Geldbeſitz ein Anrecht auf 
einen andauernden Zufluß aus der Arbeit anderer — den 
Zins — in ſich ſchließe. 

Hierin liegt die ungeheure Bedeutung des Zinsproblems 
— und deshalb iſt die Löſung des Zinsproblems die erſte 
und wichtigſte Aufgabe für die ganze Welt. Mit national⸗ 
ökonomiſchen Schulmeinungen kommt man dem Welt⸗ 
problem des Zinſes auf keine Weiſe nahe. Die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Rechtfertigungen für das Zinsnehmen ſind 
überhaupt keine Begründungen für den Zins, ſondern nur 
die Wiedergabe von oft recht fadenſcheinigen Begründungs⸗ 
verſuchen der intereſſierten Kreiſe. Ferner, und das iſt der 
wichtigere Geſichtspunkt für unſere geſamte Betrachtung, 
beſchäftigt ſich die Volkswirtſchaft in ihren Ausführungen 
über den Kapitalzins faſt nur mit dem Privat⸗ 
kredit und den daraus fließenden Ver⸗ 
hältniſſen der Gläubiger und Schuldner 
untereinander, nicht aber mit der 
modernen Form des Staatskredites. 

Es iſt hier nicht der Raum für eine längere Auseinander⸗ 
ſetzung mit der zünftigen Nationalökonomie. Für uns 
handelt es ſich um die wirtſchaftliche Exiſtenzfrage für alle 
Völker des weſtlichen Kulturkreiſes, bei denen eben gerade 
die Rechtsvorſtellung des Zinſes zu der ſogenannten hoch⸗ 
kapitaliſtiſchen Kredit⸗ und Zinswirtſchaft geführt hat, 
deren Folgen wir nun vor uns ſehen. Daß dieſe Folgen 
unheilvoll und unhaltbar ſind, ſollte nach den oben ge⸗ 
brachten Ziffern der internationalen Verſchuldung aller 
am Krieg beteiligten Völker keines weiteren Beweiſes 
bedürfen. Dieſe Erkenntnis rechtfertigt allein für ſich ſchon 
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den Schluß, daß die betriebene Finanzpolitik — die Geld⸗ 
bedürfniſſe der Staaten auf dem Anleiheweg zu decken — 
falſch war. Ebenſo falſch, wie überhaupt die Gleichſetzung 
des Staates mit dem privaten Geldſucher, mit der die 
Verteidiger der ſtaatlichen Finanzpolitik immer wieder 
operieren, grundſätzlich falſch iſt. Stimmte die Parallele: 
Privater gleich Staat, ſo müßte auch der Private umgekehrt 
in der Lage ſein, für ſich — Steuern auszuſchreiben, 
etwa in ſeiner Nachbarſchaft, um ſeinen Geldbedarf zu 
decken, oder für ſich ein Geſetz zu machen und ſeinen 
unbequemen Nachbar zum Tod zu verurteilen oder zu 
enteignen — alles Funktionen, die zwar dem ſouveränen 
Staat zuſtehen, aber niemals dem Privaten. 

Gerade der Gedanke an die Machtvollkommenheit des 
Staates bei der Einhebung von Steuern zeigt, daß der 
Staat eben ſehr wohl andere Möglichkeiten beſitzt, ſeinen 
Geldbedarf zu decken, als der Private, daß der Staat keines⸗ 
wegs auf den Anleiheweg angewieſen iſt wie der Private. 

Außerdem beſitzt der Staat in ſeiner Münzhoheit und in 
ſeinem Recht der Geldſchöpfung auf Grund von Genehmi⸗ 
gungen durch die Volksvertretung eine weitere Möglich⸗ 
keit, ſeinen Geldbedarf auf zinsloſem Weg zu decken. 

Die Erinnerung an die ja ebenfalls ſchon oft betätigte 
Souveränität der Staaten bei erklärten gänzlichen oder teil⸗ 
weiſen Staatsbankerotten lehrt uns, daß der Staat auch dieſe 
Möglichkeit hat, ſich aus eigener Machtvollkommenheit und 
ohne jede Schadenerſatzpflicht ſeiner Schulden zu entledigen. 

Ausdieſen Erkenntniſſen wachſen natür⸗ 
lich undeinfach die Vorſchläge, die geeignet 
ſind, das Chaos zu löſen und für die Zu⸗ 
kunft neue Wege zu zeigen. 

Eine zweifache Aufgabe muß dabei 
jeder wirklich durchgreifende Reform⸗ 
vorſchlag erfüllen: erſtens die Abbür⸗ 
dung und Auflöſung der beſtehenden 
Zinspflicht unter möglichſter Schonung 
des Wirtſchaftslebens und zweitens die 
Finanzierung neuer großer ſtaatlicher 
Aufgaben auf zinsloſer Grundlage. 
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Das „erſtens“ und „zweitens“ iſt nicht ſo zu verſtehen, 
daß in zeitlicher Folge zuerſt die Beſeitigung auf Auf⸗ 
löſung der heute beſtehenden Zinsknechtſchaft erfolgt ſein 
müßte, damit dann die Finanzierung ſtaatlicher Aufgaben 
auf zinsloſer Grundlage erfolgen könnte. Im Gegenteil 
beſtehen Anzeichen dafür, daß unſere Vorſchläge für die 
Finanzierung großer Werke auf zinsloſer Grundlage ſchon 
längſt Wirklichkeit geworden ſein werden, während ſich die 
Staaten noch immer damit abquälen, ihren Zinsverpflich⸗ 
tungen durch immer wahnſinnigere Steuern nachzu⸗ 
kommen. 

Wenn heute — wie ſich Lord Churchill in ſeiner letzten 
großen Rede in Dundee ausdrückte — das Zinseintreiben 
„zur ſtaatlichen Hauptinduſtrie“ geworden iſt, ſo wird uns 
damit nur von einer Stelle beſtätigt, die bei allen Völkern 
gehört wird, daß wir mit unſeren Feſtſtellungen dieſes Zu⸗ 
ſtandes ſchon immer recht gehabt haben. 

Wenn durch eine grundſätzlich verfehlte Finanzpolitik 
alle Völker in die Zinsknechtſchaft verſtrickt worden ſind, 
lautet die natürliche und einfache Forderung dagegen: 
Aufhebung dieſer Zinsknechtſchaft durch 
Einſtellung des ſtaatlichen Zinſen⸗ 
dienſtes. 

Unſere erſte Forderung lautet daher: Einſtellung des 
Zinſendienſtes bei allen feſtverzinslichen Schuldverſchrei⸗ 
bungen des Reiches, der Bundesſtaaten und aller Selbſt⸗ 
verwaltungskörper, insbeſondere der Kriegsanleihen, der 
Reichsſchatzwechſel uſw. Die ſämtlichen Schuldtitel werden 
den Eigentümern als zinsloje Bankguthaben weitergeführt. 

Die zweite Grundforderung lautet: Der Staat be⸗ 
ſtreitet die Koſten von Neuſchöpfungen (Ausbau der Waſ⸗ 
ſerkräfte, Kanalbauten uſw.), ſoweit die Mittel nicht un⸗ 
mittelbar aus Steuerleiſtungen geſchöpft werden können, 
durch die Ausgabe unverzinslicher Staatskaſſenſcheine. Dieſe 
Geldſcheine werden aus den Erträgniſſen der Neuanlagen 
wieder eingelöſt. 

Wie im einzelnen finanz⸗ und banktechniſch die Am⸗ 
wandlung der verſchiedenen Anleihepapiere in Bankgut⸗ 
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haben durchgeführt werden ſoll, dies darzuſtellen kann nicht 
Aufgabe dieſer Schrift ſein. Daß aber auch ſolche Vor⸗ 
ſchläge durchaus nicht dilettantiſch oder utopiſch ſind, geht 
daraus hervor, daß einer der angeſehenſten Bankfachleute, 
der verſtorbene Hamburger Hypothekenbankdirektor Ben⸗ 
dixen, dieſe Maßnahme für die Kriegsanleihe gefordert 
und hierfür in ſeinem Aufſatze im „Bankarchiv“ vom 1. De⸗ 
zember 1919 einen durchgearbeiteten Geſetzentwurf vorge⸗ 
legt hat. 

Dieſe beiden Forderungen ſind die logiſche Konſequenz 
aus den gewonnenen Erkenntniſſen. Ohne Künſtelei, ohne 
Umſchweife wachſen dieſe beiden Vorſchläge zur Geſundung 
aus der richtigen Diagnoſe des Krankheitserregers — des 
Zinſes — hervor. 

An der Tatſache der Zinsknechtſchaft aller Völker des 
weſtlichen Kulturkreiſes kann nach den mitgeteilten Ziffern 
der Staatsſchulden bei Freund und Feind nicht gerüttelt 
werden, ebenſowenig an der dadurch bewieſenen Tatſache, 
daß der Zinſendienſt die weitaus wichtigſte Staatsaufgabe 
geworden iſt, wie das Steuermachen und Eintreiben die 
Hauptbeſchäftigung der Parlamente und Regierungs⸗ 
organe. Gegen dieſe furchtbare Tatſache gibt es nur eine 
Antwort: Befreiung von der Zinsknecht⸗ 
ſchaft! N 

Clauſewitz ſagt einmal: Im Kriege iſt alles einfach, aber 
das Einfache iſt höchſt ſchwierig. In dieſem ſchwerſten 
Krieg, den die Menſchheit um die Freiheit und Würde 
der Arbeit zu führen hat, iſt ebenfalls die vorſtehende Ant⸗ 
wort höchſt einfach, aber die Durchführung höchſt ſchwierig. 
Nicht ſchwierig wegen der zu ergreifenden Maßnahmen, 
ſondern wegen der unbeſchränkten Machtmittel des Geg⸗ 
ners. 

Die Zinsloserklärung der feſtverzinslichen Staatspapiere 
unter gleichzeitiger Umwandlung in zinsloſe Bankgut⸗ 
haben iſt ſo einfach und leicht wie die Verordnung irgend⸗ 
eines anderen Geſetzes. Jedenfalls viel leichter als der 
Vollzug irgendeines Steuergeſetzes. Schwierig iſt nur die 
Überwindung der Widerſtände der an den heutigen Zu⸗ 
ſtänden Intereſſierten. 
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Die Zahl der an den heutigen Zuſtänden wirklich In⸗ 
tereſſierten iſt an ſich verſchwindend klein, groß iſt nur die 
Zahl der Mitläufer, die vermeintlich aus dem Zinſen⸗ 
dienſt des Staates Nutzen ziehen. 

Die klare Erkenntnis der wirklichen Verhältniſſe wird 
dadurch verſchleiert, daß neben den wenigen Groß⸗Leih⸗ 
kapitalbeſitzern, die prozentual die weitaus größte Maſſe 
der Zinspapiere in ihrem Beſitze halten, viele Millionen 
mittlerer und kleiner Kapitaliſten (Kapitaliſten iſt für 
dieſe Leute eigentlich nicht der richtige Ausdruck, denn 
es handelt ſich dabei um die Beſitzer von Spargeldern) 
ihre Erſparniſſe ebenfalls in zinstragenden Wertpapieren 
angelegt haben. Dieſe Leute haben kleine Zinsbeträge aus 
ihren Wertpapieren zu erwarten; vor dieſer angenehmen 
Tatſache nun vergeſſen ſie, daß ſie dieſe Zinſen — weil eben 
der Staat nur geben kann, was er ſeinen Bürgern wieder 
in irgendeiner Form abnehmen muß — ſelbſt bezahlen 
müſſen durch direkte oder — damit man es noch weniger 
merken ſoll — indirekte Steuern. Aber nicht nur die eigenen 
Zinſen müſſen von den Zinsempfängern ſelbſt bezahlt 
werden, auch ein gut Teil der an die Groß⸗Leihkapital⸗ 
beſitzer abzuführenden Zinſen muß von den kleinen Zins⸗ 
nehmern mitbezahlt werden. 

Die Not dieſer Kleinrentner und Penſtoniſten über⸗ 
ſchreitet bei der heute bereits eingetretenen und noch immer 
weitergehenden Geldentwertung jedes Maß. An ſich 
muß nun allerdings einmal rund herausgeſagt werden, 
daß der Rentnerſtand volkswirtſchaftlich betrachtet keine 
Berechtigung hat, und unter der heutigen Wirtſchaftsform 
iſt auch tatſächlich der Rentnerſtand ein ſterbender Stand 
geworden, und Tauſende von Eltern haben es aufgeben 
müſſen, ihren Lieblingen einen gefüllten Geldſack zu hinter⸗ 
laſſen, von dem die Kinder ohne Arbeit und Mühe von 
den Zinſen — alſo von der Arbeit anderer — leben könnten. 
Dies iſt gut ſo. Es war höchſte Zeit, daß mit dem Renten⸗ 
ideal einmal gründlich aufgeräumt wird. Man ſoll fleißig 
ſein und was lernen, jparen, ſoviel man kann, und niemand 
hat etwas dagegen, wenn man dann im höheren Alter die 
Früchte ſeines Fleißes in Ruhe und Würde genießen kann. 
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Aber die Umwandlung der Erſparniſſe in Zinspapiere war 
ein Krebsſchaden unſerer Volkswirtſchaft geworden. Der 
Zinsgedanke hatte ſich ſo tief in das Rechtsbewußtſein un⸗ 
ſeres Volkes eingefreſſen, daß es gerade als unverant⸗ 
wortlich angeſehen wurde, „das Kapital anzugreifen“ und 
mehr als die Zinserträgniſſe zu verbrauchen. Gedanken, 
woher eigentlich dieſe Zinſen kämen, machte ſich gemein⸗ 
hin niemand. Die durch das Vorhandenſein der Staats⸗ 
papiere immer gebotene Gelegenheit, jeden überflüſſigen 
Tauſendmarkſchein in ein zinstragendes Papier umzu⸗ 
wandeln, ließ dieſe merkwürdige Eigenſchaft des Geldes, 
„Zinſen zu tragen“, als etwas ganz Natürliches erſcheinen, 
als eine dem Gelde geradezu eigentümliche Eigenſchaft — 
aus ſich ſelbſt heraus zu wachſen. 

So ſehr entgegengeſetzt dieſes „Ausſichſelbſtheraus⸗ 
wachſen“ des Geldes allen irdiſchen Erſcheinungen war, 
ſo wurde das Zinstragen doch geradezu zum unumſtöß⸗ 
lichen Dogma der letzten Jahrzehnte. Wir ſagen nicht zu⸗ 
viel, daß in dieſer Tatſache, in dieſem widerſpruchslos hin⸗ 
genommenen Phänomen des zinstragenden Geldes geradezu 
der Kern des modernen kapitaliſtiſchen 
Syſtems geſucht werden muß. 

Die Verſeuchung unſerer wirtſchaftlichen Anſchauungen 
durch das Zins⸗ und Rentenideal hat in jeder Weiſe nach⸗ 
teilig auf die ſozialen Inſtinkte der Menſchen eingewirkt. 
Wem es gelang, einen Haufen Geld zuſammenzubringen, 
ſo daß er von den Zinſen bequem leben konnte, der hörte 
auf zu arbeiten, der war jeder Sorge um die Erhaltung 
ſeines Beſitzes enthoben, für den machte der Staat den 
Zinseintreiber. Für den galt nicht mehr das Dichterwort: 
„Was du ererbt von deinen Vätern, erwirb es, um es zu 
befigen.“ Mit dem Rentenideal ſchied der Rentier aus dem 
Kreiſe ſeiner ſchaffenden Volksgenoſſen. Dies iſt das grund⸗ 
ſätzlich den Leihkapitalbeſitz von jeder anderen Form des Be⸗ 
ſitzes Unterſcheidende. Kein Bauer, kein Großgrundbeſitzer, 
kein Gewerbetreibender, kein Induſtrieller kann ſich hin⸗ 
ſetzen und andere für ſich arbeiten laſſen, ſie alle müſſen ſich 
rühren, fleißig ſein, den Acker beſtellen, arbeiten, fürſorgen 
für Rohſtoffe und Abſatz, und je größer die Unternehmung, 
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je größer der Beſitz wird, deſto mehr wird der Beſitzer 
zum höchſt verantwortlichen Verwalter ſeines Beſitzes im 
Intereſſe der Geſamtheit wie in ſeinem eigenen. Keinem 
anderen Beſitz fällt der Ertrag ſo ohne Mühe in den Schoß 
wie dem Beſitzer feſtverzinslicher Papiere — der Zins. 
Wie eine furchtbare Strafe für die Nutznießer des Renten⸗ 
ideals trifft dieſe nun die völlige Entwertung ihrer 


Zinſen und ihrer Kapitalien. Nicht als Strafe im bürger⸗ 


lichen Sinn, ſondern gewiſſermaßen metaphyſiſch als 
Strafe für eine verkehrte antiſoziale Geiſtesverfaſſung ſind 
die Millionen der kleinen und mittleren Rentner um Ka⸗ 
pital und Zinſen betrogen. 

Die Hilfe für dieſe um ihre Erſparniſſe Betrogenen hat 
nun aber nicht zu erfolgen als eine ebenſo unwürdige wie 
ausſichtsloſe Bettelei, ſondern als durchgreifende ſtaatliche 
Hilfsaktion. Dieſe Hilfsaktion kann nur in der Weiſe er⸗ 
folgen, daß die Kleinrentner und diejenigen, die durch den 
beſtehenden verſchleierten Staatsbankerott — denn ſo und 
nicht anders muß die ſtaatlich betriebene bzw. verurſachte 
Geldentwertung bezeichnet werden — um ihr Einkommen 
betrogen ſind, ihre Schuldverſchreibungen an den Staat 
abliefern und der Staat dafür eine auskömmliche, dem 
geſunkenen Geldwert entſprechende Rente auf Lebens⸗ 
dauer feſtſetzt. Durch eine derartige Hilfsaktion könnte den 
Kleinrentnern durchgreifend geholfen werden, unendliches 
Elend gemildert und gleichzeitig der Staat von einer 
dauernden Zinszahlung befreit werden. Denn mit dem 
Tode des Rentenbeziehers wäre eben auch für den Staat 
die Schuld erloſchen. Eine ſolche Hilfe für die Kleinrentner 
und die dieſen gleichzuſetzenden Bürger wäre nichts anderes 
als ein an ſich ſelbſtverſtändlicher Akt ſozialer Gerechtigkeit. 
Über die Durchführbarkeit kann gar kein Zweifel beſtehen, 
wenn man ſich an die ungeheuren Summen erinnert, die 


ſich unſere Regierung verpflichtet hat an den Feind zu be⸗ 


zahlen. And die ſittliche Pflicht, unſere eigenen Volks⸗ 
genoſſen nicht verhungern zu laſſen, ſteht trotz aller unter⸗ 
ſchriebenen und abgepreßten Verträge viel höher als die 
Vertragstreue unerſättlichen und rachgierigen Feinden 
gegenüber. Anter Berückſichtigung der eben geſchilderten 
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ſozialen Hilfsaktion für die am empfindlichſten getroffenen 
Opfer einer verkehrten Finanzpolitik ſowie einer grund⸗ 
ſätzlich falſchen Auffaſſung vom Sparen dem Rentenideal 
zuliebe bleibt daher die einzige Rettung, der 
einzige Ausweg aus dem ſonſt unent⸗ 
wirrbaren finanziellen wirtſchaftlichen 
und moraliſchen Chaos die Aufhebung des 
Zinſendienſtes aus allen feſtverzinslichen 
Schuldverſchreibungen der Staaten und 
ähnlichen Papieren. 

Für Deutſchland iſt die Verweigerung einer Zins⸗ 
zahlung aus den Wiedergutmachungspapieren Lebens⸗ 
bedingung. Es braucht damit noch nicht einmal eine Wei⸗ 
gerung der Wiedergutmachung verbunden ſein, eine ſolche 
liegt auf der Seite der Siegervölker durchaus im Rahmen 
des Rechtsbewußtſeins des Siegers, der eben kraft ſeines 
Sieges das Recht hat, Sühne und Schadenerſatz zu ver⸗ 
langen für wirklich angerichteten Schaden. Ein Wieder⸗ 
aufbau Nordfrankreichs liegt aber im Bereich der Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit Deutſchlands: eine ſolidariſche Wieder⸗ 
aufbauarbeit der am Krieg beteiligten Völker würde ſogar 
eine ſegensreiche und willkommene Arbeitsgelegenheit für 
ganz Europa bedeuten; aber eine Zinszahlung, die weit 
größer iſt als die Wiederaufbaukoſten, iſt für alle Be⸗ 
teiligten gleich verhängnisvoll. Denn wenn auch die welt⸗ 
beherrſchenden Geldmächte noch ſo viel Zinſen einſtecken, 
deshalb bekommt kein vertriebener nordfranzöſiſcher Be⸗ 
wohner ſein zerſtörtes Heim wieder aufgebaut, und die 
ungeheure Zinſenlaſt des franzöſiſchen Steuerzahlers wird 
um keinen Centime kleiner. Aber alle trifft das gleiche 
Unheil der Entwertung ihrer Erſparniſſe durch eine allge⸗ 
meine Geldentwertung, mit der die Steigerung des Ein⸗ 
kommens nirgends Schritt hält. Gewaltig und allbeherr⸗ 
ſchend ſteigt nur die Macht des überſtaatlichen Kapitals zu 
weltbeherrſchender Größe auf. 

Eine Befreiung von der Weltherrſchaft mammoniſtiſcher 
Gewalten iſt nicht nur eine völkiſche, wirtſchaftliche und 
finanzielle Notwendigkeit, ſie iſt auch eine Notwendigkeit 
von allerhöchſter ſittlicher Bedeutung. 
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Ob unter einſichtiger Mitarbeit der derzeitigen Nutz⸗ 
nießer des hochkapitaliſtiſchen Syſtems oder gegen die⸗ 
ſelben, wird die Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft erfolgen mit Naturgewalt. Meiſtern 
können ja heute die mammoniſtiſchen Weltbeherrſcher die 
Weltwirtſchaftskriſts ſchon lange nicht mehr. Eine Herr⸗ 
ſchaft, die auf grundſätzlich falſchen Rechtsvorſtellungen 
aufgebaut iſt, läßt ſich eben auf die Dauer nicht halten, 
ſie muß zuſammenbrechen. 

Die Vorſpiegelung, daß der Staat zur Befriedigung 
feines Geldbedarfes ſich unbedingt an das Großkapital 
wenden müſſe, wofür er Zinſen zu bezahlen hätte, iſt eine 
bewußte Irreführung mit dem beabſichtigten und faſt ge⸗ 
lungenen Endzweck, die Regierungsgewalt in den aus⸗ 
ſchließlichen Dienſt der Geldmächte zu preſſen. Aber eben 
an der Widernatürlichkeit dieſes Zuſtandes wird die Herr⸗ 
ſchaft der Geldmächte über die Staaten und Völker zer⸗ 
brechen. 

Dieſe Herrſchaft wird um ſo eher zerbrechen, je eher 
mutiger Entſchluß wagt, die Finanzierung eines großen 
Werkes auf zinsloſer Grundlage vorzunehmen. 

Damit kommen wir zum zweiten Vorſchlag, der den Weg 
zeigt, wie in Zukunft die Wiederkehr ſo verkehrter ſtaat⸗ 
licher Finanzpolitik vermieden werden kann. 

Der Staat beſtreitet die Koſten für Neu⸗ 
ſchöpfungen (Ausbau von Waſſerkräften, 
Eiſenbahn und Kanalbauten uſw.), ſoweit 
die Mittel hierfür nicht durch direkte 
Steuern aufgebracht werden können, durch 
die Ausgabe unverzinslicher Staatskaſ⸗ 
ſenſcheine. 

Wir halten uns für verpflichtet, dieſen Vorſchlag an 
einem recht ſinnfälligen Beiſpiel zu erklären. 

Das uns Bayern am nächſten liegende Beiſpiel — die 
Erſchließung unſerer Waſſerkräfte — iſt um deswillen be⸗ 
ſonders geeignet, weil der hier vorliegende Fall mutatis 
mutandis auf jede große Neuſchöpfung anwendbar iſt. 

Wir ſtellen gegenüber: Wie es gemacht wurde 
und Wie es gemacht hätte werden ſollen. 
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Der Ausbau der bayeriſchen Waſſerkräfte verurſacht 
einen Koſtenaufwand von ungefähr 800 Millionen Mark 
heutiger Währung. Zu dieſem Zwecke wurde eine Aktien⸗ 
geſellſchaft gegründet. Dieſe Aktiengeſellſchaft beſteht aber 
nur aus einigen Staatsbeamten und Kommiſſaren, ſo daß 
wir es eigentlich mit einer Scheingründung des Staates 
zu tun haben. Das Kapital dieſer Aktiengeſellſchaft iſt faſt 
ganz vom Staate gegeben worden. Selbſtverſtändlich ſind 
auch die ſogenannten „D“⸗Banken beteiligt. Das Aktien⸗ 
kapital beträgt 50 bzw. 75 Millionen Mark. 

Dieſe Aktiengeſellſchaft ſchreibt nun unter der Garantie 
des Staates eine Rieſenanleihe aus von 800 Millionen 
Mark. Dieſe Anleihe wird zum Kurſe von 98% ausge⸗ 
geben und mit 4½% verzinſt und ſoll in ungefähr 63 Jah⸗ 
ren mit 1½% getilgt werden, beginnend mit dem Jahre 
1926, dem Jahre, in dem man die Werke in Betrieb zu 
nehmen hofft. So wurde es beſchloſſen und durchgeführt 
trotz rechtzeitiger Gegenvorſchläge. 

Wir müſſen uns nun fragen: Was koſten uns jetzt unſere 
bayeriſchen Waſſerkräfte? 

Zunächſt einmal ſind die geſchätzten Fa 

koſten aufzubringen mit 800 000 000 M. 
Dann kommt die Verzinſung der ge⸗ 

liehenen 800 Millionen bis zum Jahre 

1926, während der Bauzeit zu 


4½% ; . 180000000 „ 
und ſchließlich die Verzinſung während 
der vorgeſchriebenen Tilgungszeit . . 712 000 000 „ 


Das find zuſammen: 1 692 000 000 M. 
Rechnen wir ferner nur eine ſechs⸗ 
prozentige Dividende auf das einge⸗ 
zahlte Aktienkapital von 50 + 75 = 
125 Millionen Mark, ſolange die Til⸗ 
gung dauert, alſo 37 Jahre, ſo ſind dies 


weitere . 277500000 „ 
So ergibt dies aer nl 551955 
Summe . . . 1969 500 000 M. 


Dies iſt aber die allergünſtigſte Annahme. 
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Wir wollen da gar nicht ſtreiten über ein Hin und Her 
von ein paar hundert Millionen, nachdem der bayeriſche 
Staat mit der vorgenommenen Finanzierung auf dem 
Anleiheweg auf alle Fälle weit über eine Milliarde her⸗ 
ſchenkt. Verſchenkt an die Großkapitaliſten, die ſo freund⸗ 
lich ſind, dem armen bayeriſchen Staat ihre überflüſſigen 
Millionen — denn ſonſt könnten ſie dieſe Millionen ja 
nicht herleihen — gegen 4½% Zins zu pumpen. 

Wenn, wie ganz beſtimmt zu erwarten, die vorgeſehenen 
Baukoſten bei weitem nicht ausreichen, müſſen natürlich 
neue Anleihen aufgenommen werden, und an eine Til⸗ 
gung iſt gar nicht zu denken; dann koſten die bayeriſchen 
Waſſerkräfte eben dem bayeriſchen Volke Jahr für Jahr 
ſo viel Zinſen, daß man davon alle fünf Jahre ein neues 
Walchenſeewerk bauen könnte. Der Ausbau der bayeriſchen 
Waſſerkräfte iſt bei der betriebenen hochkapitaliſtiſchen Fi⸗ 
nanzierung eigentlich gar kein Vermögenszuwachs für das 
bayeriſche Volk, ſondern nur eine willkommene Gelegen⸗ 
heit zur Unterbringung von 800 Millionen flüſſiger Gel⸗ 
der gegen guten und unbedingt ſicheren Zins für das Groß⸗ 
kapital. Deshalb muß ja auch der bayeriſche Staat — das 
heißt in dieſem Fall der bayeriſche Steuerzahler — die un⸗ 
beſchränkte Haftung für Kapital und Zinſen 
(ſtehe Ausſchreibungsbedingungen) übernehmen. Es iſt 
alſo ganz gleich, ob die Werke wirklich Strom liefern 
können, oder ob ein Naturereignis, z. B. ein Erdbeben, die 
Werke zerſtört, oder ob die Werke halb fertig bleiben: die 
Kapitaliſten bekommen ihre Zinſen, und ſei es aus eigens 
für dieſen Zweck ausgeſchriebenen Steuern. 

Wir müſſen auch noch beſonders darauf hinweiſen, daß 
der bayeriſche Staat mit der Ausgabe der 800 Millionen 
neuer Wertpapiere tatſächlich 800 Millionen ſchön bedruck⸗ 
ten Papiers in den Verkehr bringt, das wegen ſeiner be⸗ 
ſonderen Sicherheiten, mit denen es ausſtaffiert iſt, min⸗ 
deſtens ebenſo gut wie gewöhnliches neues Papiergeld iſt. 
Der glückliche Beſitzer von einigen Millionen Waſſerkraft⸗ 
obligationen kann ſich damit kaufen, was er will. Ob er 
dieſe Waſſerkraftobligationen direkt in Zahlung gibt oder 
eine kleine bankgeſchäftliche Transaktion dazwiſchenſchiebt, 
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tft für die freie Betätigung der Kaufkraft des Betreffenden 
auf Grund ſeines Beſitzes von Waſſerkraftobligationen ganz 
belanglos. 

Zuſammengefaßt haben wir bei dem Ausbau der baye⸗ 
riſchen Waſſerkräfte folgendes vor uns: der bayeriſche 
Staat pumpt 800 Millionen, dieſe verzinſt er und will ſie 
tilgen. Das koſtet mindeſtens 2 Milliarden. Der Ausbau 
der Waſſerkräfte koſtet alſo nicht 800 Millionen, wie der 
geduldige Steuerzahler annimmt, ſondern er muß ent⸗ 
weder durch teure Strompreiſe oder gar durch Steuern für 
den Ausbau der bayeriſchen Waſſerkräfte über 2 Mil⸗ 
liarden berappen. Der Steuerzahler hat außerdem die 
Geſamtgarantie zu übernehmen gegenüber dem Kapita⸗ 
liſten, die Waſſerkräfte ſind nicht etwa freier Beſitz des 
bayeriſchen Volkes, ſondern ſind ausdrücklich dem „Geld⸗ 
geber“ verpfändet. Die Bayern bekommen aus ihren 
bayeriſchen Waſſerkräften nicht etwa billigen Strom, ſon⸗ 
dern der elektriſche Strom koſtet durch die Zinspflicht ca. 
3—4mal mehr, als die wirklichen Erzeugungskoſten des 
Stromes betragen; d. h. die Gehälter und Löhne ſämt⸗ 
licher bei den „Staatlichen Waſſerkraftwerken“ beſchäftig⸗ 
ten und bedienſteten Arbeiter, Schleuſenwärter, Ingenieure, 
Techniker, Kaufleute, Verwaltungsbeamten, Elektrotech⸗ 
niker, des Bureauperſonals uſw., ferner die Ausgaben für 
alles im Laufe eines Jahres benötigte Schmiermaterial, 
Putzwolle, Sicherungen, die Reparaturarbeiten uſw. betra⸗ 
gen nur den dritten oder vierten Teil der jährlichen Zin⸗ 
ſen! Überdies gibt der Staat noch ein paar Waggons neuer 
Wertpapiere aus, um einem dringenden Bedürfnis abzu⸗ 
helfen. 

Das Ganze nennt man im Jargon hochkapitaliſtiſcher 
Denkweiſe: „eine beſonders glückliche Finanzierung auf 
der breiten Baſis einer gemeinſchaftlichen Grundlage“. 

Nun zu unſerm Vorſchlag: 

Klarer, logiſcher Verſtand muß ſich ſagen: Die Werke 
werden doch von unſeren bayeriſchen Ingenieuren pro⸗ 
jektiert, ſie werden von dieſen gebaut, bayeriſche Arbeiter, 
bayeriſche Unternehmer führen die Arbeiten in jahre⸗ 
langer, ſchwieriger und fleißiger Arbeit durch, bayeriſche 
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Verwaltungsbeamte oder Kaufleute haben die Werke ſpä⸗ 
ter zu verwalten, und das ganze bayeriſche Volk hat durch 
die Genehmigung ſeiner Volksvertreter ſeinen Willen kund⸗ 
getan, die bayeriſchen Waſſerkräfte auszubauen. Noch 
mehr: das bayeriſche Volk in ſeiner Geſamtheit hat ſich 
bereit erklärt, die benötigten Kredite für den Bau zu be⸗ 
willigen. Warum alſo — fo fragen wir — ſtellt der Staat 
nicht aus eigenem Recht und aus eigener Machtvollkom⸗ 
menheit die benötigten Zahlungsmittel zur Verfügung auf 
Grund der genehmigten Kredite? Wenn der Staat ſchon 
für 800 Millionen gut ift — den Kapitaliſten gegenüber —, 
warum gibt er dann nicht ſtatt der „verzinslichen“ 800 Mil⸗ 
lionen neuer Papierſcheine (der Waſſerkraftobligationen) 
un verzinsliche Gutſcheine der Bayeriſchen Staats⸗ 
bank aus? Davon, daß er gleich ebenfalls 800 Millionen 
neuer Staatskaſſenſcheine ausgeben ſollte, kann natürlich 
gar keine Rede ſein, denn die braucht er ja gar nicht gleich. 
Zur Bezahlung der Arbeiter und Unternehmer brauchte 
er im erſten Jahr vielleicht 40—50 Millionen, alſo einen. 
Betrag, den die geſamtbayeriſche Wirtſchaft in keiner Weiſe 
als Inflation ſpürte. Im folgenden Jahr wären dann ſchon 
wieder ſehr viele dieſer Millionen durch die Bahnen des 
Geldverkehrs in die ſtaatlichen Kaſſen zurückgefloſſen, und 
es brauchte, wenn überhaupt, nur ein viel kleinerer Zuſatz⸗ 
betrag im zweiten und den folgenden Jahren in Verkehr 
gebracht zu werden. Dabei iſt noch gar nicht an die Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit der bargeldloſen Überweiſung gedacht, die 
jede inflationiſtiſche Einwirkung von vornherein ausſchal⸗ 
tete. In Wirklichkeit kann überhaupt von einer Inflation 
ſchon deshalb nicht geſprochen werden, weil im vorliegen⸗ 
den Fall den ausgegebenen Geldſcheinen neugeſchaffene 
Werte gegenüberſtehen, nicht wie bei unſerer derzeitigen 
Regierungsfinanzkunſt — nichts! 

Man hat ſich in den letzten Jahren wirklich nicht geſcheut, 
Geld aus Papier zu machen. An eine „Deckung“ 
dieſes Papiergeldes hat man vielleicht — mit Grauſen — 
gedacht, aber nichts dafür getan. Und nun, wo eine hervor⸗ 
ragende wirtſchaftliche Kraftquelle erſchloſſen werden ſoll, 
ſollte die Ausgabe von ein paar Millionen neuer Gut⸗ 
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ſcheine, hinter denen eine vollwertige Deckung ſteht — 
„inflationiſtiſch“ ſein? Solche Einwände mag man dem 
armen, verängſtigten Steuerzahler gegenüber machen, aber 
keinem, der den unerhörten Schwindel hochkapitaliſtiſcher 
Anleihepolitik klar durchſchaut. 

Als der bayeriſche Revolutionsſtaat im November 1918 
ſehr viel Geld brauchte, da konnte er auf einmal Geld 
drucken aus eigener Machtvollkommenheit, ungefähr 120 
Millionen völlig ungedeckten Papiergeldes wurden ausge⸗ 
geben, die verſchiedenen Gemeinden Bayerns gaben ihr 
Kriegsnotgeld aus: insgeſamt 138 Millionen, lauter „un⸗ 
gedecktes“ Geld zu ganz unproduktiven Zwecken. Das war 
inflationiſtiſche Geldpolitik. Man hat eine ſolche Finanz⸗ 
politik nun allerdings nicht als das Ideal hingeſtellt — 
aber man hat ſte gemacht. 

Die Deckung des geſamten Staatsbedarfes mit Hilfe der 
Notenpreſſe iſt reiner Finanzbolſchewismus. Räterußland 
iſt mit dieſer angeblich antikapitaliſtiſchen Geldpolitik in die 
vollkommene und rettungsloſe Abhängigkeit vom Groß⸗ 
kapital geraten. Nirgends iſt es für das Großkapital leich⸗ 
ter, wirtſchaftliche Konzeſſionen aller Art zu erhalten. 
Oſterreich hat mit viel Erfolg feinen Finanzbolſchewis⸗ 


mus betrieben, auch dort werden alle Staatsbedürfniſſe 


mit der „Notenpreſſe“ gedeckt. Die Folge iſt auch hier eine 
unerhörte Verarmung des Mittelſtandes, eine raſende 
Geldentwertung und die Auslieferung alles nationalen 
Beſitzes an das ausländiſche Großkapital. Daß die finan⸗ 
zielle Verſklavung Oſterreichs an das Ausland über den 
Weg des Auslandskredites noch nicht weiter vorgeſchritten 
iſt, hat ſeinen Grund in dem Fehler jeder Staatsautorität, 
die dem internationalen Kapital Garantie bieten könnte 
für den richtigen Eingang der Zinſen. Es iſt dabei aber 
äußerſt bemerkenswert, daß auch in Sſterreich für die Er⸗ 
bauung der großen Elektrizitätswerke vom Finanzbolſche⸗ 
wismus des Notendruckens abgegangen wird und man ſich 
für die Schaffung großer produktiver Werke an die be⸗ 
währten Methoden weſteuropäiſcher hochkapitaliſtiſcher 
Anleihepolitik hält. 

Bei uns in Deutſchland, dem Land der Halbheiten und 
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Kompromiſſe, dem Lande, in dem neben gewaltigſter 
Kraftentfaltung und Energie ſich erbärmlichſte Schwach⸗ 
heit und Charakterloſigkeit breit macht, in dieſem Deutſch⸗ 
land, das dem Ausland nicht mit Anrecht als die euro⸗ 
päiſche Sphinx vorkommen muß, iſt es auch auf finan⸗ 
ziellem Gebiet am allerverworrenſten. Im Anterbewußt⸗ 
ſein hat man noch das Gefühl, daß die Bedürfniſſe des 
Staates nach dem alten friderizianiſchen Rezept nur aus 
Gemeinſchaftsleiſtungen an den Staat zu decken ſeien: 
deshalb betreibt man das Steuermachen mit ſo viel In⸗ 
brunſt. Um aber nicht altmodiſch zu ſein, hat man dem 
Finanzbolſchewismus ſo ausgiebig gehuldigt, daß wir 
heute im Beſitze von rund 90 000 000 000.00 Mark ſchön 
bedruckten Papiergeldes ſind, hinter dem praktiſch keinerlei 
Deckung ſteht. Außerdem hat man noch weit über 
300 000 000 000.00 Mark feſtverzinslicher Schulden ge⸗ 
macht, ferner bemüht man ſich der Schonung längſt er⸗ 
kannter Irrlehren zuliebe um die Vollſozialiſterung des 
deutſchen Beſitzes durch uferloſe Steuerprojekte mit dem 
Erfolg, den Alfr. Lansburgh im Auguſtheft der „Bank“ 
folgendermaßen umſchrieben hat: „Die Verſuchung zur 
Steuerdefraudation wächſt nicht nur im gleichen Verhält⸗ 
nis zur Schwere der Steuer, ſondern noch viel ſchneller als 
dieſe, ſobald die in hergebrachten Eigentumsbegriffen be⸗ 
fangenen Beſitzerkreiſe (1) die Steuer nicht mehr als ge⸗ 
rechten Beitrag zur nationalen Koſtendeckung, ſondern als 
— gewollte oder ungewollte — Enteignung empfinden.“ 
Nur im Vorbeigehen möchten wir auf die Einſtellung 
Lansburghs zum Eigentumsbegriff hinweiſen, denn wir 
haben uns dieſen Satz nicht wegen der zutreffenden Be⸗ 
merkung über die geſunkene Steuermoral notiert, ſondern 
wegen der Bemerkung über die „in hergebrachten 
Eigentums begriffen befangenen Be⸗ 
ſitzerkreiſe“. Wir fragen uns natürlich, welche 
neuen Eigentumsbegriffe „ohne Befangenheit im her⸗ 
gebrachten Eigentumsbegriff“ Herr Lansburgh in Zukunft 
wohl in Geltung ſehen möchte. Anſeres Erachtens gibt es 
überhaupt nur einen eindeutigen Begriff vom Eigentum, 
der in einfachen Köpfen ſich etwa in die Worte faſſen läßt: 
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„Was mein tft, iſt mein.“ Die Antitheſe marxiſtiſcher Prä⸗ 
gung, wonach, wie Proudhon ſagt, „Eigentum Diebſtahl 
iſt“, hat ſich heute in vielen Köpfen umgeformt in die 
Worte und leider auch in die Tat: „Was dein iſt, iſt mein.“ 
Wie weit dieſer weitverbreitete moderne Eigentumsbegriff 
vergeiſtigt und ſublimiert und an Rathenauſche Organiſa⸗ 
tionsformen angeglichen iſt bei Herrn Lansburgh, ver⸗ 
mögen wir nicht zu ſagen. 

Es galt im vorſtehenden dem immer wieder erhobenen 
Einwand, die Ausgabe neuer Staatskaſſenſcheine bedeute 
Inflation, von vornherein zu begegnen. Wir haben nach⸗ 
gewieſen: 

erſtens, daß von einer „Inflation“ überhaupt keine Rede 
ſein kann, wenn gleichzeitig neue Werte geſchaffen werden; 

zweitens, daß durch den Druck der Waſſerkraftobliga⸗ 
tionen ja ebenfalls neue Papierwerte geſchaffen werden, 
die für die Beſitzer „Kaufkraft“ haben; 

drittens, daß bei der üblichen Geldbeſchaffung auf dem 
Anleiheweg auf jeden Fall viel mehr neues Papier ge⸗ 
druckt wird, als wenn nur die laufenden Bedürfniſſe für 
den Bau durch neue Notenausgabe gedeckt werden müſſen; 

viertens, daß nur ein ganz geringer Bruchteil des Ge⸗ 
ſamtbedarfes wirklich in neuen Noten ausgegeben werden 
müßte, da der Großteil der Zahlungen bargeldlos erfolgen 
könnte; 

fünftens, um welch ungeheure Summen durch die Er⸗ 
bauung aus Anleihemitteln die großen Kraftwerke ver⸗ 
teuert werden; 

ſechſtens, daß die übliche Form der Finanzierung auf 
dem Anleiheweg gleichbedeutend iſt mit der Auslieferung 
der wertvollſten nationalen Kraftquellen an das Leih⸗ 
kapital: Nicht die Geſamtheit hat den Nutzen aus der Ar⸗ 
beit ihrer Ingenieure und Arbeiter, aus den Bodenſchätzen 
und Waſſerkräften, ſondern die Verbraucher müſſen den 
Strom oder die Erzeugniſſe daraus, wie Stickſtoff, durch 
die Zinspflicht um ein vielfaches verteuert bezahlen; 

ſiebtens, daß die Geſamtheit für alle dieſe Tribute an 
das Großleihkapital noch ausdrücklich die Garantie über⸗ 
nommen hat. 
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Nur wenn man ſich alle dieſe Punkte vor Augen hält, 
kann man ſich ein Bild machen von der geradezu unglaub⸗ 
lichen Verfahrenheit unſerer finanziellen Verhältniſſe. 

Auch für dieſen unſeren zweiten Vorſchlag gilt, daß deſ⸗ 
ſen große Einfachheit und Klarheit ſeine Durchführung 
nicht deshalb erſchwert, weil ſie an ſich ſchwierig wäre, 
ſondern weil die Widerſtände, die aus intereſſierter Gegner⸗ 
ſchaft, aus Denkfaulheit und Bequemlichkeit herrühren, 
ſo unendlich ſchwer zu überwinden ſind. 

Gerade weil wir das wiſſen, haben wir bei der Begrün⸗ 
dung dieſes Vorſchlages etwas weiter ausgeholt, und zwar 
gerade in der Richtung nach Aufdeckung der Trugſchlüſſe 
in den beſtehenden Vorſtellungen. 

Es iſt ſonnenklar, daß nur eine ſolche Staatsfinanzver⸗ 
waltung als geſund gelten kann, welche die laufenden Aus⸗ 


gaben für Verwaltung, Rechtspflege, Kunſt und Wiſſen⸗ 


ſchaft, Landesverteidigung uſw. aus laufenden Einkünften 
ſchöpft — alſo aus den Überſchüſſen der werbenden Staats⸗ 
betriebe und aus Steuern —, während die Koſten für Neu⸗ 
ſchöpfungen, ſoweit ſie nicht durch beſondere Umlagen auf⸗ 
gebracht werden können, aus eigener Machtvollkommen⸗ 
heit auf Grund der Bewilligung durch die Volksvertretung 
nach gewiſſenhafteſter Prüfung der Notwendigkeit und 
Zweckdienlichkeit durch die Ausgabe von ſtaatlichen Gut⸗ 
ſcheinen zinslos gedeckt werden. 

Der Begriff dieſer „Geldſchöpfung aus eigenem Recht“ 
möge durch ein Beiſpiel aus dem täglichen Leben noch kurz 
erläutert werden. Im kleinen Kreiſe untereinander be⸗ 
kannter Geſchäftsleute reißt jemand, der von einem an⸗ 
deren eine Lieferung erhalten hat, aus ſeinem Notizbuch 
ein Blatt Papier heraus und ſchreibt darauf: Gutſchein 
über 100 Mark und unterzeichnet dieſen Gutſchein mit 
ſeinem Namen. Der Empfänger wird in der Lage ſein, 
dieſen Gutſchein im Kreiſe der Bekannten ſo gut wie bares 
Geld weiterzugeben. Im Nachbarort wird man allerdings 
dieſen Schein nicht für Geld annehmen. Was hat dieſer 
Gutſcheinſchreiber getan? Er hat „Geldſchöpfung getrieben 
aus eigenem Recht“. Das ſo geſchaffene Wertzeichen hat 
allerdings nur eine ſehr beſchränkte Umlaufmöglichkeit, 
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fie beſchränkt ſich auf den „Hoheitsbereich“, in dieſem Fall 
nennt man es Bekanntenkreis des Betreffenden. 

Wenn eine Gemeinde in ihrer Geldnot ſchöne Zettel 
drucken läßt mit dem Zahlungsverſprechen darauf über 
50 Pf., 1, 5 und 10 Mark und darunter die Namen des 
Bürgermeiſters und einiger Stadt⸗ oder Gemeinderäte 
ſetzt, wird dieſes Geld, wie wir alle aus der Kriegszeit 
wiſſen, von jedermann ebenſo genommen wie das Reichs⸗ 
geld. Was hat ſo eine Gemeinde betrieben? Geldſchöp⸗ 
fung aus eigenem Recht. Auch hier iſt wiederum 
der Hoheitsbereich beſchränkt auf das Weichbild der Stadt 
oder der Gemeinde. 

Wenn ein Staat wie Bayern — wie das ja geſchah — 
von ſeiner Staatsbank Staatskaſſengutſcheine ausgibt, hat 
er damit auch nichts anderes getan als Geldſchöpfung 
betrieben aus eigenem Recht. Der Hoheitsbereich die⸗ 
ſes Geldes war in dieſem Fall das ganze Land Bayern. 

Eine ſolche Geldſchöpfung iſt nun in allen Fällen nur 
dann zuläſſig, wenn hinter dem Zahlungsverſprechen, hin⸗ 
ter dem Gutſchein die Sicherheit der Umwandlung in ein 
wirkliches Sachgut ſteht, ſei es alſo, daß der einzelne oder 
die Gemeinde ihre Gutſcheine einlöſt in irgendeiner Lei⸗ 
ſtung oder Lieferung (indem z. B. die Gemeinde das Not⸗ 
geld als Zahlung für gelieferten elektriſchen Strom oder 
für Gas und Waſſer annimmt), oder daß der Staat dieſes 
Geld aus den Erträgniſſen ſeiner Einrichtungen oder Werke 
einlöſt oder an ſeinen Kaſſen an Zahlungs Statt annimmt, 
daß er alſo für den gelieferten Strom oder Stickſtoff die 
Waſſerkraftgutſcheine in Zahlung nimmt oder die Eiſen⸗ 
bahnfahrkarten damit bezahlen läßt, alſo Transportarbeit 
leiſtet oder Briefe befördert. Wenn eine ſolche Erfüllung 
hinter den Papierſcheinen ſteht, und ſoweit eine ſolche 
Erfüllung auch durchgeführt wird, iſt eine ſolche Geld⸗ 
ſchöpfung aus eigenem Recht unbedingt zuläſſig und auch 
kaufmänniſch einwandfrei, ſo einwandfrei wie irgendein 
Schuldverſprechen, die Übernahme einer Wechſelſchuld oder 
eine terminmäßige Zahlungsweiſe. 

Eine ſolche „Geldſchöpfung“ kann gar nicht verboten 
werden, wie es der neue Erlaß der Reichsregierung ver⸗ 
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ſucht, der die Ausgabe von Notgeld verbietet. Dieſes Ver⸗ 
bot läßt den Wiſſenden ſehr tief blicken, denn es zeigt die 
Reichsregierung in vollendeter Abhängigkeit von den ein⸗ 
ſeitigen Intereſſen des Großleihkapitals, deſſen ganze 
Macht auf der Aufrechterhaltung des Zinſenwahnes ſteht. 
Wenn erſt die Erkenntnis Gemeingut geworden iſt, daß 
der Staat ſeine Machtmittel nicht dazu hat, für die Ver⸗ 
zinſung der Milliarden des Großleihkapitals zu ſorgen, 
wird das Geld wieder viel mehr ſeinem eigentlichen Zweck 
als Betriebsmittel der Wirtſchaft zugeführt werden. Das 
Geld wird dann aus ſeiner beherrſchenden Rolle verdrängt 
und wieder zum Diener der Wirtſchaft werden, als welcher 
es erfunden und geſchaffen worden iſt. Dann wird es auch 
jedem fleißigen und tüchtigen Menſchen, jeder Induſtrie 
wieder viel leichter werden, ſich Betriebsgeld zu beſchaffen 
für Erweiterungen und Vervollkommnungen der Betriebe, 
weil der reine Geldbeſitzer nicht mehr einfach ſich Staats⸗ 
papiere kaufen kann, die ihm ſicheren Zins abwerfen, ſon⸗ 
dern, wie ein anderer Wirtſchafter — will er ſein Geld 
nicht nur als unverzinsliches Schatzgeld oder Spargeld im 
Kaſten liegen haben — für ſein Geld Anlage ſuchen muß, 
dieſes Geld riskieren muß, ſelbſt es anbieten muß in Kon⸗ 
kurrenz mit den ungeheuren Summen, die nach Aufhe⸗ 
bung des ſtaatlichen Zinſendienſtes Anlage ſuchen werden, 
indem ſie ſich gegenſeitig in ihren Forderungen bei den⸗ 
jenigen, die unternehmungsluſtig neue Werke errichten, 
unterbieten. 

Wir werden ganz im Gegenteil zu der oft ausgeſpro⸗ 
chenen Befürchtung, daß nach Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft niemand mehr ſein Geld herleihen werde, erleben, 
daß die Deckung des Geldbedarfes niemals leichter und 
billiger zu bewerkſtelligen ſein wird als unter dem An⸗ 
gebotszwang, dem der Geldbefiß unterliegen wird, wenn 
die Hochburg des modernen Kapitalismus, der Zinſenwahn⸗ 
ſinn des Staats, aufgehoben iſt. 

Aus dieſem Grunde wird es nicht notwendig ſein, ein 
allgemeines Zinsverbot auch für Private zu erlaſſen, wie 
wir es aus der mittelalterlichen Geſchichte kennen. Solche 
allgemeine Zinsverbote waren zu ſtarke Eingriffe in das 
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Selbſtbeſtimmungsrecht des einzelnen, als daß fie nicht 
immer wieder durchbrochen und umgangen worden wären. 
Es ſoll jedem unbenommen bleiben, den, der ihm durch 
ein Darlehen die Aufmachung eines Geſchäftes, die Grün⸗ 
dung einer Fabrik uſw. ermöglicht hat, an ſeinem Gewinne 
teilnehmen zu laſſen. Das betrifft private Abmachungen. 

Ziel und Zweck der von uns vorgeſchlagenen Staats⸗ 
finanzreform kann nicht ſein, das Zinsproblem durch ein 
allgemeines Zinsverbot zu löſen, dem privaten Geldbedarf 
dadurch eine billige oder zinsloſe Geldquelle zu erſchließen, 
ſondern nur, die Vorausſetzungen zu ſchaffen für eine der 
Gütererzeugung vorteilhafte Geſtaltung des Geldmarktes 
als Nebenwirkung der Hauptaufgabe: der Befrei⸗ 
ung von Staat und Volkaus der Zinsknecht⸗ 
ſchaft gegenüber der überſtaatlichen Fi⸗ 
nanzgewalt. 

Als Ergänzung der zwei großen Grundforderungen iſt 
als dritte Maßnahme für Deutſchland die Verſtaat⸗ 
lichung der Reichsbank zu betreiben. Es iſt hier 
nicht der Platz, dies im einzelnen zu begründen und darauf 
hinzuweiſen, daß es an ſich ſchon ein ſtarkes Stück iſt und 
auf die Unwiſſenheit und Sorgloſigkeit der Bevölkerung be⸗ 
rechnet, daß die „Reichsbank“ trotz ihres Namens keine 
Staatsbank, ſondern eine Aktiengeſellſchaft iſt, der vom 
Staat neben anderen beſonderen Bevorzugungen insbe⸗ 
fondere das Notenprivileg übertragen worden iſt. 

Noch iſt es nicht zu ſpät, denn es iſt nie zu ſpät für die 
Umkehr. Aber die Umkehr muß entſchloſſen und ohne Halb⸗ 
heit geſchehen, wenn nicht eine allgemeine moraliſche, wirt⸗ 
ſchaftliche und ſtaatliche Verſumpfung den Untergang Eu⸗ 
ropas beſiegeln ſoll. 
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Sehnſucht und Hoffnung 


Einleitung zur erſten Auflage der Schrift „Der deutſche Staat 

auf nationaler und ſozialer Grundlage“ 1923, Deutſch⸗völkiſche 

Verlags buchhandlung, München, jetzt Heft 35 der „National⸗ 
ſozialiſtiſchen Bibliothek“, 43. bis 47. Tauſend 


Voll Sehnſucht und ſtarker Hoffnung blicken wir in die 
Zukunft. Deutſchland wird leben, Deutſchland kann nicht 
untergehen. Wie von den übermächtigen Geburtswehen 
einer neuen Zeit iſt Deutſchland geſchüttelt. Die grauen⸗ 
vollen Schlacken eigener Schuld ſowie die fremden Pei⸗ 
niger werden abfallen und mit gewaltigem Ruck ab⸗ 
geſchüttelt werden, und Deutſchland wird an der Spitze der 
Völker ſchreiten. j 

Wäre nicht jo viel Leid und Not mit Zuſammenbruch 
und Untergang verbunden, ſo könnten wir mit einem ge⸗ 
wiſſen Glücksgefühl an den Schöpfungstagen einer neuen 
Zeit teilnehmen. Wenn wir den Blick über die Niederungen 
des Tages, über die Wirrnis der Gegenwart erheben, 
ſo ſehen wir allenthalben kraftvolles Wollen, ernſte Arbeit, 
geniale Intuition. Die deutſche Seele regt ihre Schwingen 
zu neuem Höhenflug. 

Gewaltig ſind heute die Aufgaben, größer und ſchwerer 
denn jemals in der ſo leidvollen Geſchichte der Deutſchen. 

So gilt es, die zweifache Aufgabe zu löſen: Staat und 
Wirtſchaft zu erneuern — etwa nicht nur „wieder aufzu⸗ 
bauen“, ſondern ihnen neue Geſtalt zu geben. Neue Ge⸗ 
ſtaltung dadurch auch für das Kultur⸗ und Geiſtesleben 
unſeres Volkes. 

Die alte deutſche Sehnſucht nach einem einigen 
Deutſchland muß endlich Wirklichkeit werden, ein 
neues Wirtſchaftsrecht wird entſtehen und die 
grauenhafte zinskapitaliſtiſche Wirtſchaftsform wegfegen. 
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So umfaſſend und übergewaltig find die Aufgaben, die 
unſer harren. Ernſt und mahnend ſteht der Geiſt der Ver⸗ 
gangenheit hinter uns; in Ehrfurcht vor dem geſchichtlich 
Gewordenen, auf dem feſten Grunde beſter deutſcher Tra⸗ 
dition, fußend auf urariſcher Weisheit, müſſen Volk und 
Staat, Wirtſchaft und Kultur neu geſchaffen werden. 

Da müſſen die Werkleute ſich ihrer ungeheuren Ver⸗ 
antwortung bewußt ſein, doch ſind ſie getragen von der 
Hoffnung des ganzen Volkes — nach Freiheit! 

Die nationalſozialiſtiſche Idee iſt aber viel mehr als nur 
Rückkehr oder Umkehr in alte, vätergewohnte Sitte, ſie 
zerbricht die Ketten der marxiſtiſchen Staats⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsform, ſie kämpft als erſte und entſchloſſenſte be⸗ 
wußt den ſchwerſten Kampf gegen die mammoniſtiſchen Ge⸗ 
walten, gegen die weltumſpannende Macht des alljüdiſchen 
Imperialismus, gegen den Geiſt der Raffgier, der Ichſucht 
und der Gleichgültigkeit. 

Ihre kraftvollſte, willensſtärkſte und zielbewußteſte Vor⸗ 
kämpferin findet dieſe allgemeine große deutſche Frei⸗ 
heitsbewegung in der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei. Die Partei hat ihre Ziele in einem kurzen 
Programm niedergelegt, das ſchlagwortartig die grund⸗ 
ſätzlichen Forderungen der Bewegung in 25 Sätzen 
zuſammenfaßt. Alfred Roſenberg, der Hauptſchriftleiter 
des „Völkiſchen Beobachters“, des Kampfblattes der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung Großdeutſchlands, hat 
in dankenswerter Weiſe die Programmpunkte einzeln in 
einer kurzen Schrift erläutert. An Hand dieſer Schrift iſt 
es wenigſtens möglich, Freunden und Feinden zu ſagen, 
was die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei will. 
Dagegen fehlt in dem Schrifttum des Nationalſozialismus 
noch eine umfaſſendere Arbeit, die Rechenſchaft ablegt 
über die politiſchen und wirtſchaftlichen Vorſtellungen, von 
denen der Nationalſozialismus ausgeht, welche Wege in 
ſtaatspolitiſcher Hinſicht er einzuſchlagen gedenkt, um zu 
ſeinem Endziel zu gelangen, dem nationalſozialiſtiſchen 
deutſchen Staat, zum Staat der Arbeit und Leiſtung. 
Dieſe Aufgabe will die vorliegende Schrift erfüllen. Wir 
werden alſo Ausgangspunkt, Weg und Ziel des National- 
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ſozialismus zu beleuchten haben, wir werden zeigen, wor⸗ 
in ſich der deutſche nationalſozialiſtiſche Staat weſentlich 
von dem beſtehenden Staat unterſcheiden wird, welche 
Gebiete im weſentlichen unberührt bleiben werden, auf 
welchen Gebieten es erhebliche Reformen geben wird, und 
wo grundſätzlich neue Wege zu gehen ſein werden. 

Wir werden neue Wege ſuchen und zeigen müſſen für 
das öffentliche Leben, beſonders für die ſtaatliche Finanz⸗ 
politik, für die Behandlung der Raſſenfrage und die damit 
zuſammenhängenden Fragen. Wir werden uns ferner 
grundſätzlich auseinanderzuſetzen haben mit ſchon laut⸗ 
gewordenen gegneriſchen Einwendungen, Verdrehungen 
und Lügen. 

Gewaltig groß iſt die Aufgabe, die wir uns geſtellt 
haben, und dennoch nur ein kleiner Ausſchnitt aus dem 
Geſamtbereich von Deutſchlands Erneuerung. 

Vergeblich wäre alles Mühen, wenn nicht todbereite 
Entſchloſſenheit und ein unbändiger Führerwille die Vor⸗ 
ausſetzungen ſchafft für die Wirkſamkeit der Ideen. 

Nutzlos verſchwendet wäre ſtärkſter Wille, wenn wir 
nicht unverrückbar ein klares Bild im Herzen trügen davon, 
wie dieſer deutſche Staat — wie Deutſchland, unſer Väter⸗ 
und Kinderland, ausſehen fol nach unſerem Wil⸗ 
len — nach unſerem Sieg! 


München⸗Murnau, im September 1923. 
Gottfried Feder. 
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Bekanntmachung 
im „Völkiſchen Beobachter“ vom 9. November 1923 


Bis zur geſetzlichen Regelung des ge⸗ 
ſamten Geld⸗ und Kreditweſens werden 
alle Banken und ſonſtigen Geldinſtitute 
ihres privatrechtlichen Charakters ent⸗ 
kleidet und unter Staatsaufſicht geſtellt. 
Jede Veränderung oder Verſchiebung der 
Vermögensbeſtände wird beſtraft. 


Das Finanzkomitee: 
gez. Gottfried Feder. 


Das zufällige Zuſammentreffen, daß ich am Tage des 
abends erfolgten „Hitlerputſches“ auf der Münchener 
Bank war, wo ich meine durch die Inflation 
bis auf Bruchteile entwerteten Erſpar⸗ 
niſſe liegen hatte, um dieſes lange vorher angeforderte 
Depot abzuholen, das aber dann nicht völlig bereitgelegt 
war und das ich darum nicht mitnahm, 
veranlaßte meine Gegner und die Gegner unſerer Be⸗ 
wegung, mir ſelbſt, der die oben gebrachte Bekannt⸗ 
machung herausgegeben hatte, „Schiebung“ und ähn⸗ 
liches vorzuwerfen. Ich war gezwungen, mehrere Klagen 
deshalb zu führen, und werde ſie auch weiterhin immer 
wieder führen, wenn dieſer Vorwurf, der in meiner Per⸗ 
ſon zugleich unſere Bewegung treffen ſoll, gegen mich er⸗ 
hoben wird. 

Anläßlich eines der neueſten Urteile in einer dieſer Kla⸗ 
gen brachte der „Völkiſche Beobachter“ (vom 8. Septem⸗ 
ber 1932) folgende Ausführungen: 
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Endgültige Erledigung einer dreiften Lüge: 
Das „verſchobene“ Bankguthaben des Pg. Feder. 


Vor einiger Zeit wurde Gottfried Feder, trotzdem das 
Nürnberger Marxiſtenblatt, die „Fränkiſche Tagespoſt“, 
bereits wegen der unſterblichen Lüge vom „verſchobenen 
Bankguthaben“ Feders verurteilt worden war, zur Ab⸗ 
wechſlung mal von den Schwarzen verleumdet, die den 
gleichen bereits als ſolchen gebrandmarkten Schwindel von 
dem „beiſeitegebrachten“ Bankdepot in dem der Bayer. 
Volkspartei naheſtehenden Sebaldusverlag, G. m. b. H., 
Nürnberg, in einer Broſchüre des Abgeordneten der Bayer. 
Volkspartei Troßmann ganz unverfroren wieder⸗ 
holten. Dieſer Verlag ſcheute ſich nicht, gerade dieſe Lüge 
als Lockmittel für den Abſatz des Buches in zahlkoſen 
Proſpekten zu verwerten. 


Nun iſt den Leuten endlich der Mund geſtopft worden. 


Unterm 2. Juni d. J. fällte die IV. Zivilkammer des 
Landgerichtes Nürnberg⸗Fürth 


in Sachen 


Gottfried Feder, vertreten durch Rechtsanwalt 
Dr. J. Müller I, Nürnberg, 


gegen 
1. Sebaldus verlag, G. m. b. H., Nürnberg, 
2. K. Troßmann, M. d. R., Nürnberg, Goetheſtraße, 


das Endurteil, wonach den Beklagten bei Meidung einer 
Geldſtrafe in unbeſchränkter Höhe oder Haftſtrafe bis zu 
6 Monaten verboten wird, die ehrenrührigen Behauptun⸗ 
gen bezüglich der angeblichen Abhebung des Bankdepots 
am 8. November 1923 weiterzuverbreiten. Es wird ferner 
den Beklagten bei Meidung der gleichen Strafen ver⸗ 
boten, die Behauptungen, die in dem Buch „Hitler und 
Rom“ auf Seite 142, 143, 144 ſtehen, weiterzuverbreiten. 

Damit findet eine ungeheuerliche Lüge ihr Ende, deren 
Niedertracht beiſpiellos daſteht. Wie erinnerlich, wurde 
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von Gottfried Feder als dem von Adolf Hitler bei dem 
Umſturz im November 1923 ernannten Finanzminiſter 
in der Nacht vom 8. auf 9. November 1923 ſofort ein 
Erlaß herausgegeben, der zur Unterbindung von Bank⸗ 
und Börſenwucher ſowie Schiebungen die ſämtlichen Ban⸗ 
ken und Bankgeſchäfte unter Staatsaufſicht ſtellte. In 
dem Erlaß war ausdrücklich auch die Verſchiebung von 
Vermögenswerten unterſagt. Irgendwelche Eingriffe oder 
Beſchlagnahmen vermögensrechtlicher Art waren damit 
nicht verbunden. Ein reiner Zufall fügte es, daß Gottfried 
Feder im Verfolg einer mit ſeinem Bankhaus geführten 
Korreſpondenz und als Ergebnis des damals durch die 
kataſtrophale Geldentwertung eingetretenen Vermögens⸗ 
ſchwundes den kümmerlichen Reſt ſeiner Wertpapiere ab⸗ 
heben wollte und dieſe Abhebung, zu der er von ſeiner 
Bank ausdrücklich aufgefordert worden war, gerade auf 
den 8. November fiel. Jedem anſtändig denkenden Men⸗ 
ſchen muß es von vornherein klar ſein, daß irgendwelche 
urſächlichen Zuſammenhänge zwiſchen den beiden Ereig⸗ 
niſſen nicht beſtehen. Dies hinderte natürlich die marxi⸗ 
ſtiſche und ſchwarze Preſſe keineswegs, ſeit 8 Jahren dar⸗ 
aus ein Kabinettſtück zur Diffamierung des Pg. Feder zu 
machen, indem man immer wieder behauptete, er habe, 
um ſein eigenes Vermögen vor der von ihm beabſichtigten 
Beſchlagnahme zu retten, ſeine Papiere noch ſchnell bei 
ſeiner Bank abgeholt oder abholen wollen und habe damit 
gegen feine eigenen Grundſätze, die er in der Öffentlichkeit 
vertritt, verſtoßen. 

Das Nürnberger Gericht hat in einer 20 Seiten langen 
Urteilsbegründung nach eingehender Verhandlung, die 
durch zahlreiche Schriftſätze vorbereitet war, eindeutig und 
klar zum Ausdruck gebracht, daß die von dem Bayeriſchen 
Volkspartei⸗Abgeordneten Troßmann aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen nicht wahr ſeien. Das Gericht weiſt beſonders 
darauf hin, daß aus den Akten des Volksgerichtes ein⸗ 
deutig hervorgehe, daß der Beſuch Feders in ſeinem 
Bankhauſe lediglich eine Folge der mit dem Bankhaus 
bereits ſeit Wochen geführten Korreſpondenz geweſen ſei, 
das Depot ſei gekündigt worden mit der ausdrücklichen 
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Begründung, weil Feder mit den berechneten Speſen und 
Proviſionen nicht einverſtanden war, da er dieſe für 
ungeheuerlich hielt. Dieſe Tatſachen ſind von dem Inhaber 
des Bankhauſes ſowie von dem dienſttuenden Bank⸗ 
beamten unter Eid beſtätigt worden. Das Arteil führt 
wörtlich folgendes aus: N 
„Das Gericht hat ſich durch die Briefe vom 10. und 
26. Oktober 1923 und durch die Mitteilung vom 29. Ok⸗ 
tober überzeugt, daß der Kläger die Papiere nur ab⸗ 
heben wollte entſprechend ſeinem mehrfach vorher ge⸗ 
äußerten Verlangen. Gegen eine Verſchiebung ſpricht 
weiter, daß Feder auch den Teil der ihm zur Verfügung 
ſtehenden Wertpapiere nicht abgehoben hat. Vor allem 
aber überſieht die beklagte Partei, daß es ſich bei der 
Bekanntmachung des Finanzkomitees nicht um eine 
Beſchlagnahme der bei den Banken verwahrten Wert⸗ 
papiere handelt; unter Strafe iſt nur geſtellt die Ver⸗ 
änderung und Verſchiebung der Vermögensbeſtände. 
In die Eigentumsrechte der Beſitzer von Wertpapieren 
wurde mit der Bekanntmachung nicht eingegriffen. Es 
handelt ſich nur um eine Maßnahme, die anläßlich des 
Umſturzes der Verhältniſſe ergriffen wurde, um Er- 
ſcheinungen, wie Kapitalflucht uſw., zu verhindern. 
Nach dem erwähnten Programm der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Deutſchen Arbeiterpartei hatte der Kläger für ſeine 
privaten Wertpapiere nichts zu befürchten. 


Ein Beweis der beklagten Partei, daß Feder die Pa⸗ 
piere mit Rückſicht auf die Stellung der neuen Regie⸗ 
rung zu den in privatem Beſitz befindlichen Wertpapieren 
abheben wollte, kann gegenüber dieſen eindeutigen 
Feſtſtellungen nicht mehr geführt werden.“ 


Alle weiteren Kombinationen, ja ſelbſt die Frage, ob 
Feder von dem bevorſtehenden Umſturz etwas gewußt 
habe, kommen daher für die Beurteilung des ganzen Falles 
gar nicht mehr in Betracht, denn gleichviel, ob das Depot, 
das früher ein großes Vermögen repräſentierte, noch 
einen Endwert von ein paar tauſend Mark gehabt hatte 
oder inmitten der grauenvollen Inflation als gänzlich ent⸗ 
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wertet anzuſehen war; auf keinen Fall kann eine Be⸗ 
ziehung konſtruiert werden zwiſchen der — ja noch nicht 
einmal durchgeführten Abholung des Depots — und der 
von Feder verfügten Bekanntmachung über die Stellung 
der Banken unter Staatsaufſicht. Vermögensrechtliche Ein⸗ 
griffe oder Beſchlagnahmen durch die Verfügung waren 
nicht beabſichtigt geweſen. Gottfried Feder hatte keine 
Kenntnis von den Abſichten Adolf Hitlers für den Abend 
des 8. November 1923. In dem großen Hitlerprozeß iſt 
ausdrücklich feſtgeſtellt worden, daß nur ganz wenige mili⸗ 
täriſche Mitarbeiter Hitlers von dem Putſch Kenntnis 
hatten. Irgendeine, die perſönliche Ehre Gottfried Feders 
beeinträchtigende Handlungsweiſe kann alſo auf gar keinen 
Fall gefolgert werden. 


Die Lüge von der Depotabhebung Feders iſt damit end⸗ 
gültig erledigt. 
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Gründung von 
ſozialen Bau- und Wirtſchaftsbanken 
zur Behebung der Wohnungsnot 


Erſter Druck im „Preſſedienſt der Nationalſozialiſtiſchen 
Freiheitspartei“ vom 7. Juni 1924 


Die, Fraktion der Nationalſozialiſtiſchen Freiheitspartei 
hat im Reichstag am 28. Mai 1924 folgenden Geſetz⸗ 
entwurf eingebracht: 

Der Reichstag wolle beſchließen, folgendem Geſetzentwurf 
die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu erteilen: Entwurf 
eines Geſetzes, betr. die Grundlagen für ſo⸗ 
ziale Bau⸗ und Wirtſchaftsbanken zur Be⸗ 
hebung der Wohnungsnot. 

Der Reichstag hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das 
mit Zuſtimmung des Reichstages hiermit verkündet wird: 

Art. I. Die Länder werden ermächtigt, die Genehmigung 
zur Errichtung je einer ſozialen Bau⸗ und Wirtſchafts⸗ 
bank zur Behebung der Wohnungsnot zu erteilen. 

Art. II. Für dieſe Bau⸗ und Wirtſchaftsbanken gelten 
die machfolgenden grundlegenden Beſtimmungen: 

8 1. Die Bau⸗ und Wirtſchaftsbanken (B. W. B.) find 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts. Die Rechtsperſönlich⸗ 
keit wird nach den beſtehenden Geſetzen durch die Landes⸗ 
zentralbehörden verliehen. 

§ 2. Die B. W. B. haben die Aufgabe, zur Verminderung 
des Wohnungselends und zur Belebung der Bautätigkeit 
oder zu anderen volkswirtſchaftlich wertvollen Zwecken 
Darlehen durch Ausgabe wertbeſtändiger, ſachwertig ge⸗ 
deckter, auf Goldmark lautender Inhaberpapiere (Baubank⸗ 
ſcheine) oder bargeldloſe Kredite zu gewähren. 
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§ 3. Die Höhe der innerhalb einer Baubank bereit: 
zuſtellenden Geſamtmittel unterliegt der Genehmigung 
durch den Reichsaufſichtsrat (ſ. .) der Bau⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsbanken. 

§ 4. Die Ausgabe der in $ 3 benannten Kaſſenſcheine 
oder Kredite darf nur derart und in ſolcher Rechtsform 
erfolgen, daß die Summe der jeweils ausgegebenen und 
in Kurs befindlichen Kaſſenſcheine und beanſpruchten 
Kredite durch Sachpfänder vollwertig gedeckt iſt (erſt⸗ 
ſtellige dingliche Sicherheiten, insbeſondere Reallaſten, 
Hypotheken, Sachpfänder, Sicherheitsübereignungen u. ä.). 
Aus den Erträgniſſen der zu ſchaffenden Bauten oder ſon⸗ 
ſtigen Anternehmungen muß die Rückzahlung bzw. Wieder⸗ 
einziehung der gewährten Beihilfen innerhalb der verein⸗ 
barten Friſten, längſtens innerhalb fünfzig Jahren ge⸗ 
ſichert ſein. 

$ 5. Als Grundlage und Reſerven ſollen Mittel, die zur 
Bekämpfung der Wohnungsnot bereitgeſtellt ſind oder 
dieſen Zwecken zugeführt werden ſollen, insbeſondere die 
hierfür verfügbaren Teile der Mietzinsſteuer der B. W. B., 
zur Verfügung geſtellt werden. 

§ 6. Die von der B. W. B. ausgegebenen Kaſſenſcheine, 
welche auf Beträge von 1, 2, 3, 5, 10, 20, 50 und 100 Gold⸗ 
mark lauten, tragen folgende Aufſchrift: 

„Die Geſamtheit aller in Verkehr gegebenen Kaſſen⸗ 
ſcheine der .. B. W. B. iſt vollwertig und für dauernd ge⸗ 
ſichert gedeckt durch die Geſamtſumme aller zugunſten der 
. . . B. W. B. errichteten Pfänder und Sicherheiten aller 
Art (Reallaſten uſw.). Es werden alljährlich wenigſtens 
2 v. H. der ausgegebenen Scheine eingezogen. Soweit die 
Einziehung nicht auf dem Wege der Rückzahlungen und 
Tilgungen durch die Schuldner an die B. W. B. erfolgt, 
werden die Reſtbeträge der jährlich einzuziehenden Scheine 
durch Veröffentlichung im ... aufgerufen. Die Ein⸗ 
lieferer der aufgerufenen Scheine erhalten den Nennbetrag 
in Gold und goldwertigen Zahlungsmitteln unter Zu⸗ 
grundelegung des Verrechnungswertes von ... Gramm 
Feingold für 20 Mk. 
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Die Ausgabe der Deckung und die Wiedereinziehung 
ſämtlicher von der B. W. B. ausgegebenen Scheine unter⸗ 
liegt der laufenden Kontrolle des Reiches gemäß Geſetz 
vom 

§ 7. Die Geſamtheit der für die bewilligten Beihilfen 
zugunſten der... B. W. B. eines Landes errichteten Pfän⸗ 
der und Sicherheiten bildet einen einheitlichen Deckungs⸗ 
verband derart, daß alle errichteten Pfänder und Sicher⸗ 
heiten geſamthändiſch für die Geſamtſumme aller jeweils 
in Kurs befindlichen Kaſſenſcheine der beanſpruchten 
Kredite haften. 

Über ſämtliche Beſtandteile und Rechte des Deckungs⸗ 
verbandes einer. .. B. W. B. wird bei dieſer ein öffent⸗ 
liches Buch geführt. In dieſes Buch bzw. die einzelnen 
Teile desſelben iſt jedermann die Einſicht zu geſtatten, der 
ein rechtliches Intereſſe daran glaubhaft macht. 

§ 8. Die B. W. B. vereinbart die Höhe und Raten einer 
Darlehensbewegung, die vom Schuldner zu leiſtenden 
Sicherheiten und Pfänder ſowie über die Höhe der Raten 
und Rückzahlungen und die ſonſtigen allgemeinen Bedin⸗ 
gungen mit dem Geſuchſteller von Fall zu Fall das Rechts⸗ 
verhältnis. Dabei iſt vorzuſehen, daß von den Schuldnern 
die Rückzahlungen in Kaſſenſcheinen der B. W. B. oder in 
goldwertigen, wertbeſtändigen Zahlungsmitteln zu erfolgen 
haben, welche dem Sinne der in $ 6 angeführten Einlöſe⸗ 
verpflichtung entſprechen. 

Das mit dem Geſuchſteller zu vereinbarende Rechtsver⸗ 
hältnis muß den Beſtimmungen des Geſetzes und den ſon⸗ 
ſtigen von den zuſtändigen Stellen erlaſſenen Auflagen und 
Vorausſetzungen entſprechen. 

Die B. W. B. iſt berechtigt, Zuſchläge oder Vergütungen 
für die Verwaltungskoſten bei der Hingabe der Beihilfen 
und für die jährlichen Einzüge zu bedingen. 

Die Kaſſenſcheine der B. W. B. werden an allen 
Staatskaſſen des betr. Landes und den dortſelbſt befind⸗ 
lichen Reichskaſſen in Zahlung genommen und gegeben. 

§ 9. Die Fälſchung von Kaſſenſcheinen der B. W. B. wird 
mit denſelben Strafen geahndet wie Fälſchungen oder Miß⸗ 
brauch ſtaatlicher Zahlungsmittel. 
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Art. III. Die B. W. B. unterſtehen der ſtändigen und 
laufenden Kontrolle und Aufſicht des Reiches. Es wird 
hierzu ein Reichsaufſichtsrat der Bau⸗ und Wirtſchafts⸗ 
banken beſtellt. Dieſer beſteht a) aus dem Präſidenten, der 
vom Reichspräſidenten ernannt wird, b) aus zwei Direk⸗ 
toren, von denen der eine durch den Reichsfinanzminiſter, 
der andere durch den Reichswirtſchaftsminiſter benannt 
wird, c) aus 4—8 Beiräten, die vom Reichstage für deſſen 
Dauer delegiert werden. 

Der Reichsaufſichtsrat hat ſeinen Sitz in München. 


Begründung 
1. Allgemeines 


1. Deutſchland hat zur Zeit mehr als zwei Millionen 
Wohnungsloſe. Das Wohnungselend herrſcht vorwiegend 
in den Städten. Teilweiſe ſind unter der ſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung 10—15 v. H. wohnungslos. (München hat 27 000 
wohnungsloſe Familien.) 

Die Bautätigkeit liegt vollſtändig danieder; in Ver⸗ 
bindung damit ſind Ziegeleien, Kalkwerke und andere bau⸗ 
ſtofferzeugende Betriebe ſowie die geſamten Bauneben⸗ 
gewerbe beſchäftigungslos. 

Alle für die Bautätigkeit erforderlichen Rohſtoffe ſind in 
Deutſchland ausreichend vorhanden: Holz, Ton, Steine, 
Kalk, Glas, Eiſenblech uſw. 

Millionen von Arbeitsloſen belaſten Staat und Ge⸗ 
meinden mit ungeheuren Summen. 

Das Bild iſt alſo: Auf der einen Seite ſind alle Bau⸗ 
ſtoffe und Baumaterialien zur Erſtellung von Häuſern 
und Bauten vorhanden, auf der anderen Seite ſind Tau⸗ 
ſende von Arbeitskräften unbeſchäftigt, dazu ein ungeheures 
Wohnungselend. Wie kommt es, daß man nicht in der 
Lage iſt, den Arbeiter zum Bauſtoff zu bringen und daraus 
Häuſer zu bauen? 

2. Als Grund für das Stilliegen der Bautätigkeit wird 
angeführt, daß das Kapital für eine richtige Belebung des 
Baumarktes fehle, weil das Kapital anderweitig rentablere 
und ausſichtsreichere Anlagemöglichkeit habe. 
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Anbeſtreitbare Tatſachen find: Durch die Zwangs⸗ 
mieten im Zuſammenhang mit den ungeſund verteuerten 
ſtädtiſchen Einrichtungen, wie Straßenreinigung, Müll⸗ 
abfuhr, Kaminkehrerlöhne u. ähnl., iſt der Hausbeſitz tat⸗ 
ſächlich ſozialiſiert worden, der frühere mittelſtändiſche 
Hausbeſitzer hat nur noch förmliche Beſitzmittel mit der 
Verpflichtung, als Inkaſſobeamter für Steuern zu funk⸗ 
tionieren, ſeines früheren Kapitalwertes iſt er beraubt 
worden. Ebenſo ſind die früheren Hypothekgläubiger, 
darunter beſonders die Mündel, die ihr Geld in mündel⸗ 
ſicheren Hypothekpfandbriefen angelegt haben, durch dieſe 
Art der Sozialiſierung des Hausbeſitzes um ihre Ver⸗ 
mögenswerte gebracht worden; m. a. W., das in Häuſern 
inveſtierte Kapital wurde vernichtet und entwertet. Wer 
heute fremdes Kapital auf erſte Hypothek von Hypothe⸗ 
kenbanken durch beſonders günſtige Amſtände bekommen 
kann, muß dafür 15—20 v. H. pro anno Zinſen zahlen. 
Da der Preis des Kurantengeldes zur Zeit 100—120 
v. H. pro anno beträgt, fanden ſich nur beſchränkte Kapi⸗ 
talmengen zur Anlage in dem unrentierlichen Grund⸗ 
beſitz, um jo mehr, als die im Grundbeſitz angelegten Gel⸗ 
der offen der Steuerbehörde erſichtlich ſind und die Ka⸗ 
pitalswelt die Befürchtung hat, daß dieſer ſichtbare Beſitz 
auch in Zukunft beſondere ſteuerliche Belaſtungen und Er⸗ 
ſchwerungen erfahren könne. 

3. In den vorausgegangenen Jahren verſuchte man die 
Wohnungsnot dadurch zu vermindern, daß man aus 
öffentlichen Mitteln erhebliche Zuſchüſſe für Kleinwoh⸗ 
nungsbauten gab. Weder Reich noch Länder noch Ge⸗ 
meinden ſind heute weiter in der Lage, beachtliche Mittel 
für ſolche nicht rückzahlbare Zuſchüſſe aufzuwenden. 

Vom volkswirtſchaftlichen und finanzpolitiſchen Stand⸗ 
punkt aus iſt und war dieſes Zuſchußweſen verfehlt. Solche 
Zuſchüſſe ſtellten in Wirklichkeit Schenkungen an ver⸗ 
einzelte wenige Volksgenoſſen auf Koſten der Allgemein⸗ 
heit dar, ohne daß mit dieſer Verſchleuderung öffentlicher 
Gelder ein irgendwie fühlbarer Effekt in der Wohnungs⸗ 
notbekämpfung erzielt worden wäre. 

Es iſt vorgekommen, daß die Beſitzer ſolcher aus öffent⸗ 
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lichen Mitteln erbauten Häuſer unter Umgehung der vor- 
geſehenen Einſchränkungen ſich nicht unbeträchtlichen Ge⸗ 
winn aus ihrem Beſitztum zu verſchaffen vermochten. 

Jedenfalls hat ſich gezeigt, daß durch dieſe Zuſchuß⸗ 
wirtſchaft eine fühlbare Belebung des Wohnungsmarktes 
nicht herbeigeführt werden kann. 

4. Eine der Haupturſachen für dieſe zu wenig fühlbare 
Behebung der Wohnungsnot war mit der Umſtand, daß 
man nur Eigenwohnungen oder Eigenheime zu errichten 
trachtete, bzw. nur ſolche öffentlich förderte. Es iſt gewiß 
eine erſtrebenswerte Sache, Arbeiter, Angeſtellte oder 
ſonſtige Leute aus dem Volke anzuſiedeln und ſie dadurch 
an die Scholle zu binden und ſie bodenſtändig zu machen. 
Es bleibt nach wie vor eine ſoziale Aufgabe, dieſe Be⸗ 
ſtrebungen zu fördern, ſoweit als die Verhältniſſe dies 
geſtatten. Dies liegt aber ausſchließlich auf ſozialem Ge⸗ 
biete. 

Soweit es ſich um die Bekämpfung des Wohnungs⸗ 
elends als ſolches handelt, muß betont werden, daß in der 
Bereitſtellung von Wohnungen das Heilmittel liegt, un⸗ 
bekümmert darum, ob Eigenheim oder Mietwohnung. Im 
Zuſammenhalt mit den nun einmal gegebenen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen muß ausdrücklich betont werden, daß 
die Belebung des Miethausbaues neben der Schaffung 
von Eigenheimen unerläßlich erſcheint, wenn eine fühl⸗ 
bare Abhilfe der Wohnungsnot herbeigeführt werden ſoll. 
Für Hunderttaufende von Arbeitern, Angeſtellten, Be⸗ 
amten eignet ſich ein Eigenheim überhaupt nicht, weil 
dies fie nur in ihrer Bewegungsfreiheit hemmen würde. 
Viele der nun einmal an die Großſtadt gebundenen Be⸗ 
rufe und darin tätigen Menſchen ſollen ohne Schwierig⸗ 
keiten ihr Domizil und ihre Wohnung ändern können, 
wenn ſie anderweitig ein beſſeres Fortkommen, eine 
beſſere Verwertung ihrer Arbeitskraft erreichen können. 
Für Tauſende iſt gewiß ein eigenes Häuschen oder ein 
Eigenheim in einem Genoſſenſchaftsbau das Ziel ihrer 
Träume; Zehntauſende anderer aber finden ihre Lebens⸗ 
freude in anderen Dingen. Zehntauſende ſollen nicht nur 
dauernd für die Abzahlung eines Eigenheimes ſparen, ſei 
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es, daß fie ihre entbehrlichen kleinen Mittel für Wande⸗ 
rungen in die Natur, für Ferienaufenthalte oder für 
andere Dinge verwenden wollen. 

Das ſoziale Wohnungselend als ſolches muß beſeitigt 
und bekämpft werden. Dafür genügt und iſt erforderlich 
die Bereitſtellung einer ausreichenden Zahl von Woh⸗ 
nungen. Wenn unter dieſem Geſichtspunkt mit den gleichen 
Mitteln eine weſentlich erhöhte Zahl von Mietwohnungen 
erſtellt werden kann, iſt dies vorzuziehen gegenüber einer 
beſchränkten Zahl von Eigenheimen. 

5. Als Ausgangspunkt für die Belebung des Woh⸗ 
nungsmarktes muß darum angeſehen werden: die private 
Initiative anzuregen dadurch, daß für den kleinen und den 
mittleren Mann die Erbauung eines Hauſes wiederum 
eine ausſichtsreiche, ſich für ihn rentierende Sache wird, 
die ihm einen Anſporn gibt, gerade für dieſe Sache ſeinen 
Sparbetrieb oder ſein verfügbares kleines oder mittleres 
Kapital zu verwenden. Im Privateigentum, in der Aus⸗ 
ſicht, ein Haus zu bauen oder einen größeren Häuſer⸗ 
komplex zu erwerben, ihn allmählich ſchuldenfrei zu 
machen, um den Kindern und der Familie einen Ver⸗ 
mögenswert zu ſichern und zu hinterlaſſen, darin liegt von 
jeher der Anſporn für die Bereitſtellung von einer ge⸗ 
nügenden Zahl von Mietwohnungen. Nur wenn man dieſe 
Vorausſetzungen wieder lebendig macht, kann der Woh⸗ 
nungsnot beigekommen werden. 

Die öffentliche Hand eignet ſich grundſätzlich wenig für 
die Erbauung und Inſtandhaltung von Miethäuſern; die 
Erfahrung lehrt, daß ſolche Häuſer nur zu leicht verkom⸗ 
men und verwahrloſt werden, weil jenes private perſön⸗ 
liche Intereſſe fehlt, das der einzelne kleine und mittlere 
Hausbeſitzer an ſeinem Objekte hat. Der im eigenen Haus 
wohnende Hausbeſitzer iſt erfahrungsgemäß eine unbe⸗ 
zahlte Arbeitskraft, die täglich und ſtändig für die Inſtand⸗ 
haltung des Hauſes ſorgt und tätig bleibt. 

Genoſſenſchaftliche gemeinnützige Bauunternehmungen ſind 
erſtrebenswert und ſollen nach wie vor gefördert werden. 
Wo die Verhältniſſe dies angezeigt erſcheinen laſſen, ſoll 
auch der gemeindliche Hausbau angeregt werden. Betont 
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aber jei wiederholt an dieſer Stelle, daß Privateigentum 
und Privatbeſitz die natürlichſte Grundlage und die häu⸗ 
figſte Form des Hausbeſitzes ſind und bleiben müſſen, wenn 
man nicht durch Experimente, wie die verfehlte Soziali⸗ 
ſierung der Häuſer durch die verfloſſene Zwangswirtſchaft 
eines war, den Volkskörper ſchädigen will. 


2. Die ſoziale Baubank 


1. Mit Rückſicht auf die wirtſchaftlichen Verſchieden⸗ 
heiten der einzelnen Länder ſoll es in das Belieben der 
Länder geſtellt bleiben, ob ſie eine ſoziale Bau⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsbank errichten wollen; nur für den Fall, daß dies 
geſchieht, ſollen die vom Reiche gegebenen Grundlinien 
für die Ausgabe der Baubank⸗Kaſſenſcheine und deren 
Deckung maßgebend ſein müſſen. Auch aus praktiſchen 
Gründen iſt eine derartige Dezentraliſation nötig und 
wünſchenswert. Der vorgeſehene Reichsaufſichtsrat ſoll 
durch ſeine Zuſammenſetzung und ſeine Tätigkeit das 
Organ ſein, welches eine gleichmäßige Handhabung des 
Baubankweſens in den einzelnen Ländern und in der 
Offentlichkeit die notwendige Gewähr dafür ſchafft, daß 
die im Geſetz vorgeſehenen Garantien für die Baubank⸗ 
Kaſſenſcheine auf das ſtrengſte eingehalten werden. 

2. Als Träger für die einzelnen Baubanken erſcheinen 
eigens hierfür geſchaffene Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts. Dieſe Rechtsform iſt gegenüber den Rechtsformen 
einer Aktiengeſellſchaft oder einer Genoſſenſchaft deshalb 
vorzuziehen, weil an der öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft 
kein privates Intereſſe irgendwelcher Art beteiligt iſt. 
In den zu erlaſſenden Ausführungsbeſtimmungen wird 
vorgeſehen werden, daß im Falle des Aufhörens der Rechts⸗ 
perſönlichkeit der B. W. B. deren Reſtvermögen dem Staate 
anheimfällt. Durch die Verleihung des Rechtscharakters 
einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts wird die B. W. B. 
über die Geſellſchaften des privaten Rechts hinausgehoben. 
Es wird ihren Kaſſenſcheinen dadurch eine über das ein⸗ 
fache übliche Privatrecht hinausgehende Bedeutung ver⸗ 
liehen. 
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3. Der Kaſſenſchein der B. W. B. ift ein Inhaberpapier 
im Sinne des BGB. Sein Zweck iſt, zu kurſieren, alſo: 
die Stelle eines Zahlungsmittels zu verſehen, ohne geſetz⸗ 
liches Zahlungsmittel zu ſein. Der Kaſſenſchein lautet auf 
Gold. 

Es wird kein Kaſſenſchein ausgegeben, für den nicht 
vorher Deckung vorhanden iſt. Wenn z. B. eine Bau⸗ 
genoſſenſchaft ein Haus mit 10 kleinen Wohnungen zu 
einem Geſamtpreis von 80 000 Goldmark bauen will (die 
Wohnung zu 8000 M.), ſo muß die Genoſſenſchaft vor⸗ 
weg 20 000 Goldmark in Grund und Boden aus Einzah⸗ 
lungen der Mitglieder oder aus ſonſtigen gemeindlichen 
Zuſchüſſen aufgebracht haben, m. a. W. die B. W. B. wird, 
von beſonders gelagerten Ausnahmen abgeſehen, Kaſſen⸗ 
ſcheine erſt dann an einen Geſuchſteller hinausgeben, 
wenn dieſer bereits einen entſprechenden und belaſteten 
Wert in Höhe von etwa 25 v. H. des geſamten Bauauf⸗ 
wandes zur Verfügung hat. In obigem Beiſpiel wird die 
B. W. B. aus dem vorhandenen Grundſtückswert und den 
baren Mitteln einen Betrag von 20000 M. Baubank⸗ 
Kaſſenſcheinen hinausgeben gegen vorherige dringliche Ver⸗ 
pfändung der bereits vorhandenen Werte. Mit den ſo erhal⸗ 
tenen Mitteln wird der Bau weitergeführt, bis eine dritte 
und endlich die vierte Rate gegeben werden kann. Das 
Schlußbild iſt, daß zuletzt ein Bauwerk von 80 000 M. Ge⸗ 
ſtehungskoſten vorhanden ift, wofür 60 000 M. B. W. B.⸗ 
Scheine ausgegeben wurden, für welche auf das Grund⸗ 
ſtück eine erſtſtellige Reallaſt in dieſer Höhe eingetragen iſt. 
Es ſind alſo die Scheine durch die Sachwerte voll gedeckt, 
die Deckung iſt eine größere, als je die Banknoten in der 
Friedenszeit gedeckt waren. (In Wirklichkeit wird übrigens 
ein weſentlicher Teil der Kreditgewährungen ſich bargeld⸗ 
los abſpielen.) 

Für die Bauzeit, alſo bis zur Fertigſtellung des Bau⸗ 
werkes, laſſen ſich überdies auch noch anderweitige vor⸗ 
übergehende Sicherungen bedingen und beſchaffen, z. B. 
Bürgſchaften, Hinterlegungen von Wechſeln oder Werten, 
Sicherheitsübereignungen u. ä. Allgemeine Anweiſungen 
hierfür zu geben iſt Sache der Ausführungsbeſtimmungen. 
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Bei geeigneter Handhabung und genügend vorſichtiger Ge⸗ 
ſchäftsgebarung durch die Leitung der B. W. B. kann immer 
Vorſorge getroffen werden, daß genügende Deckungen auch 
während der Bauzeit vorhanden bleiben. Zur weiteren 
Deckung, insbeſondere zur Beſchaffung der erſten Betriebs⸗ 
mittel und der erſten Sicherheiten und für die Zukunft 
ſollen als Reſervefonds die Länder von Anfang an die 
B. W. B. mit irgendwelchen entſprechenden Werten ausſtat⸗ 
ten, z. B. durch die Zuführung der für Bauzwecke beſtimm⸗ 
ten Mietzins⸗Steuererträge. 

Solche von den Ländern hierfür verwendeten Mittel 
brauchen nicht flüſſig gemacht zu werden; ſie dienen zunächſt 
nur als Bereitſtellungen und zur Erhöhung der Sicherheit 
und der Ausſtattung der B. W. B. für die Anfangszeit. 


4. Der Kreislauf der Kaſſenſcheine. Die an die Bau⸗ 
herren hinausgegebenen Kaſſenſcheine werden von dieſen 
zur Zahlung der Bauunternehmer, Baumaterialien und 
der Löhne verwendet. Von dort fließen ſie ins Publikum. 
Der Hausbeſitzer bedingt ſich von ſeinem Mieter bzw. die 
Genoſſenſchaft von ihren Mitgliedern, daß die Mietzinſen 
in Baubank⸗Kaſſenſcheinen zu leiſten ſind. Die Mieter be⸗ 
ſchaffen ſich dieſe Baubank⸗Kaſſenſcheine aus dem Verkehr. 
Der Hausbeſitzer bzw. die Genoſſenſchaft zahlt jährlich 
bzw. vierteljährlich an die B. W. B. die vereinbarten Raten 
in Baubank⸗Kaſſenſcheinen zurück (dieſe Rückzahlungen ſind 
Amortiſationen), werden alſo im Geſamtbetrag der Schuld 
abgeſchrieben. Bei einer Rückzahlungspflicht in Höhe von 
5. v. H. ſind die Häuſer in 20 Jahren abgezahlt. (Für die 
Unkoſten der Bank ſelbſt erhebt dieſe bei der erſten Hin⸗ 
gabe einen kleinen, einmaligen Abzug und bei den jähr⸗ 
lichen Rückzahlungen für die damit verbundenen Abſchrei⸗ 
bungs⸗ und Buchungskoſten einen Aufſchlag von etwa 
½ v. H.) 

5. Aus dieſen bei der B.W. B. eingehenden Rückläufen 
bewirkt die B. W. B. die geſetzmäßigen, den Verträgen mit 
den Bauherren entſprechenden Wiedereinziehungen der 
B. W. B.⸗Scheine. Bei bargeldloſem Umlauf vermindert 
ſich um die jährlichen Rückzahlungen, die dann gleichfalls 
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bargeldlos oder in Form von anderen Zahlungsmitteln 
geleiſtet werden, der Geſamtbetrag der ausgegebenen 
Gutſchriften und entſprechend der Geſamtbetrag der im 
Buch eingetragenen Sicherheiten um die Geſamtſummen 
der getätigten Rückzahlungen. 

Fällt es dem Rückzahlungspflichtigen ſchwer, aus dem 
allgemeinen Verkehr ſich B. W. B.⸗Scheine zu beſchaffen, 
ſo kann die Rückzahlung in üblichen, auf den Goldkurs um⸗ 
gerechneten Zahlungsmitteln erfolgen, worauf dann dieſe 
Beträge an neue weitere Darlehensnehmer an Stelle von 
Baubank⸗Kaſſenſcheinen ausgegeben werden. Dann iſt der 
Effekt derſelbe, wie wenn die rückzahlungspflichtigen Be⸗ 
träge in Baubank⸗Kaſſenſcheinen eingezahlt und ein gleicher 
Betrag in neuen Sicherheiten in Baubank⸗Kaſſenſcheinen 
ausgegeben worden wäre. 

Die auf dem Baubank⸗Kaſſenſchein vorgeſehene Ver⸗ 
pflichtung, Baubank⸗Kaſſenſcheine aufzurufen, um ſie 
gegen Gold» oder goldwertige Zahlungsmittel umzu⸗ 
tauſchen, tritt alſo praktiſch bei geordnetem Geſchäftsgang 
nicht ein. Praktiſch kann dieſe Verpflichtung nur akut wer⸗ 
den dann, wenn Rückzahlungen nicht in der vorgeſchriebe⸗ 
nen Höhe eingehen würden, wenn alſo die Schuldner ihren 
Verpflichtungen nicht nachkommen. Für ſolche in der Pra⸗ 
xis ganz ſeltenen Fälle müßten aus den von den Ländern 
von Anfang an zur Verfügung geſtellten Reſerven die 
entſprechenden Einlöſungen erfolgen. Es iſt Sache der 
Ausführungsbeſtimmungen und der Verträge mit den 
Darlehensnehmern, darin entſprechende Bedingungen und 
Klauſeln vorzuſehen, durch die einzelne Verluſte auf die 
Geſamtheit der Darlehensnehmer abgewälzt werden kön⸗ 
nen und von dieſen auszugleichen ſind. 

Praktiſch werden ſolche Ausfälle nur ein ſehr kleiner 
Prozentſatz des Geſamtumlaufes ſein, der leicht durch 
ſonſtige Maßnahmen wettgemacht werden kann (genoſſen⸗ 
ſchaftlicher Einkauf von Baumaterialien). Die in B. W. B.⸗ 
Scheinen enthaltene Verpflichtung zur Einlöſung auf⸗ 
gerufener Scheine in Gold tritt alſo praktiſch nicht oder nur 
in ganz ſeltenen Ausnahmefällen ein. Dieſe Formulierung 
des Aufdrucks bringt aus dem Publikum die abſolute gold⸗ 
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wertige Sicherheit zum Bewußtſein, die hinter den B.W.B.: 
Scheinen ſteht. 


3. Der volkswirtſchaftliche Wert dieſer 

Einrichtung liegt darin, daß durch die 

Schaffung der B. W. B. es möglich wird, 
ausgiebig und billig zu bauen. 

1. Ein einfaches Rechenbeiſpiel macht dies klar. Man 
rechne auf die Kleinwohnungen einen Baupreis von 
8000 M. 

a) Sollen dieſe 8000 M. wie bisher üblich aufgebracht 
werden dadurch, daß 3000 M. an erſtſtelliger Hypothek 
durch Hypothekenbanken beſchafft werden, und daß aus 
Mitteln des Reiches oder der Öffentlichkeit eine zweite 
Hypothek in Höhe von 3000 M. gegen einen mäßigen 
Zins von 15 v. H. gegeben wird, ſo erfordern dieſe Be⸗ 
träge eine jährliche Verzinſung, die Bauhypothek zu nur 
15 v. H. gerechnet, von 450 plus 450 gleich 900 M. Auch in 
dieſem Beiſpiel müſſen dann weitere 2000 M. in Grund 
und Boden oder in ſonſtigen Mitteln von den Bauherren 
bzw. Wohnungsinhabern ſelbſt aufgebracht ſein. Dieſe 
900 M. jährliche Laſten ſind nur die Kapitalverzinſung. 
Dazu iſt dann noch der jährliche Betrag für ſtädtiſche Ein⸗ 
richtungen, Inſtandhaltung, Reparaturen uſw. mit 200 M. 
anzuſetzen. Eine ſolche Kleinwohnung koſtet alſo den In⸗ 
haber auf dieſem Wege jährlich 1100 M. Mietzins, ein 
Betrag, den kein Menſch für eine Kleinwohnung zahlen 
kann. Dabei iſt unberückſichtigt, daß Staat oder Offent⸗ 
lichkeit an ſich nicht in der Lage ſind, Hypothekengeld gegen 
5 v. H. zu verleihen, ſolange ſie ſelbſt in den Etats Anter⸗ 
bilanzen haben, bzw. teures Geld für anderweitige Zwecke 
aufnehmen müſſen. 

b) Werden für 6000 M. Baubank⸗Kaſſenſcheine gegeben, 
und wird eine Rückzahlung von 5 v. H. vereinbart, ſo ſind 
dafür jährlich 300 M. aufzubringen. Dazu 300 M. Inſtand⸗ 
haltungskoſten. Die Wohnung iſt ſohin um 33 v. H. billiger 
als die nach Ziffer a finanzierte. 

2. Ein weiterer volkswirtſchaftlicher Wert liegt darin, 
daß der kleinere und der mittlere Mann durch die Möglich⸗ 
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keit, B. W. B.⸗Darlehen zu erhalten, angeregt werden, 
ſeien es kleine oder mittlere Kapitalien für Bauzwecke an⸗ 
zulegen. Es wird auf dieſe Weiſe das Geld von der nutz⸗ 
loſen unproduktiven Spekulation abgezogen und der 
ſchaffenden Arbeit zugeführt. 

Alle Volkskreiſe werden auf dieſe Weiſe zur Belebung 
der Bautätigkeit herangezogen. Insbeſondere können auch 
mittlere und größere Unternehmungen veranlaßt werden, 
Baugrund und erſte Kapitalien zugunſten ihrer Arbeiter 
zur Verfügung zu ſtellen. 

Es bleibt Sache des Auſſichtsrates und der in dieſem 
dargeſtellten, vom Parlament gewählten Kontrollinſtanz, 
laufende Anweiſungen zu geben und dafür zu ſorgen, daß 
die Wohltat der B. W. B.⸗Darlehen allen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten entſprechend zugänglich gemacht und zugeteilt 
werde. 

4. Einwendungen 

1. Der Einwand der Inflation. 

Es wird eingewendet werden, die Ausgabe dieſer 
B. W. B.⸗Scheine wirke inflatierend. Dieſer Einwand iſt 
unzutreffend. Inflation entſteht nur dort, wo zuſätzliche 
Kaufkraft in außergewöhnlich hohem Maße durch unge⸗ 
deckte Geldzeichen geſchaffen wird; kleine, nicht nennens⸗ 
werte Überſchreitungen einer Deckung haben an ſich noch 
nie eine Inflation geſchaffen. Nur wenn die Ausgabe un⸗ 
gedeckter Geldzeichen in erklecklichem Maße erfolgt, ent⸗ 
ſteht die Inflation. Hier iſt jedes Geldzeichen von Anfang 
an gedeckt, es wird grundſätzliche Kaufkraft überhaupt 
nicht geſchaffen. 

2. Die B. W. B.⸗Kaſſenſcheine würden den Zahlungs⸗ 
mittelmarkt überſättigen und dadurch auch auf die ſonſti⸗ 
gen Geldzeichen des Staates ſchädlich einwirken. 

Dieſer Einwand iſt unzutreffend. Der Betrag der aus⸗ 
zugebenden B. W. B.⸗Scheine wird für jedes Land durch 
das Aufſichtsorgan von Anfang an beſchränkt. 

Überdies kann bei der derzeitig herrſchenden Zahlungs⸗ 
mittelnot es nur wohltätig wirken, wenn durch die B. W. B.⸗ 
Scheine und die gleichzeitige Belebung des Baumarktes 
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eine größere Geldflüſſigkeit einſetzt. Je nach der Lage des 
Zahlungsmittelmarktes kann die B. W. B. angewieſen wer⸗ 
den, einen größeren oder geringeren Teil ihrer Darlehen 
in Baubankſcheinen bzw. in bargeldloſen Gutſchriften ab⸗ 
zugeben. Für den Anfang iſt der Prozentſatz der in Kurs 
kommenden Baubankſcheine ein ſo geringer, daß er gegen⸗ 
über den ſonſtigen allgemeinen Zahlungsmitteln überhaupt 
nicht in Betracht kommt. 

3. „Die B. W. B.⸗Scheine würden vom Publikum nicht 
angenommen.“ Wenn man bedenkt, daß das Publikum die 
ungedeckten Billionenſcheine trotz der Kenntnis der man⸗ 
gelnden Deckung nimmt, daß das Publikum jedes Notgeld 
der Städte kritiklos hinnahm, daß es Kaſſenſcheine der 
Reichsbahn, ja während der Zahlungsmittelknappheit des 
Vorjahres alle möglichen Geldſurrogate der Banken und 
einzelner Firmen hinnahm, ſo iſt dieſem Einwand von 
Anfang an jede Berechtigung abzuſprechen. Hier handelt es 
ſich aber um ein vollwertig gedecktes Geld. Es bedarf nur 
der entſprechenden Aufklärung durch die zur Verfügung 
ſtehenden Stellen und Organiſationen, um das Geld ohne 
Schwierigkeit einzuführen. Überdies haben Behörden und 
Städte Möglichkeiten genug an der Hand, um dafür zu 
ſorgen, daß nicht einzelne Firmen die Annahme des Geldes 
ablehnen. Jedes Baugeſchäft wird lieber einen Auftrag zur 
Ausführung erhalten und Zahlung in Baubankſcheinen 
annehmen als ſtilliegen. 

Klärt man erſt das Publikum noch darüber auf, daß dieſe 
durch Sachwert gedeckten Geldſcheine und deren Kurs⸗ 
fähigkeit die Wohnungsnot heben, dann wird das Publikum 
dieſe Scheine willig annehmen, um ſo mehr, als es in den 
Scheinen die Garantie dafür hat, daß dieſe keiner Inflation 
ausgeſetzt ſind, bzw. daß dieſe Scheine von einer etwa kom⸗ 
menden Inflationswelle nicht erfaßt werden, weil ſie auf 
Gold lauten und die volle ſachwertige Deckung hinter ſich 
haben. 

5. Rechtliches 

1. Die Sicherheiten ſind in der Form der Reallaſt auf 

Grundſtücke einzutragen. Die Reallaſtverpflichtung beſteht 
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darin, daß aus dem Grundſtück bzw. aus den Satzungen 
desſelben jährlich die beſtimmte Summe Baubank⸗Kaſſen⸗ 
ſcheine abgeliefert werden müſſen. Die Reallaſt wird zahlen⸗ 
mäßig der Höhe nach feſtgeſtellt auf das erhaltene Geſamt⸗ 
darlehen. 

Dieſe Form enthebt die B. W. B. der ſonſtigen Bindungen, 
wie ſie für Hypothekenbanken und ähnliche beſtehen. 

2. Das öffentliche Buch des Deckungsverbandes dient 
als Nachweis dafür, daß und durch welche Objekte die 
Geſamtſumme der kurſierenden Baubankſcheine bzw. Gut⸗ 
ſchriften gedeckt ſind. 

Nähere Vorſchriften über die Ausgeſtaltung und Hand⸗ 
habung des öffentlichen Buches zu erlaſſen, iſt Sache der 
Ausführungsbeſtimmungen. Es ſoll kein umſtändliches, 
ſchwerfälliges Verfahren geſchaffen werden. Es genügt, 
wenn in dem Buch eingetragen iſt: Grundſtück und Eigen⸗ 
tümer, Nachweis der geleiſteten Sicherheiten, Summen 
der gewährten Darlehen, Höhe der jährlich zu leiſtenden 
Rückzahlungen, tatſächlich erfolgte Abzahlung. Alles übrige 
wird in den Anlagen zum öffentlichen Buch geſammelt; in 
den Anlagen ſind alſo beizufügen: die entſprechenden 
Grundbuchauszüge, notarielle Inſtrumente, Vertrag mit 
dem Darlehensnehmer uſw. 

3. Die Kontrolle hat den Zweck und erſchöpft ſich darin, 
die Einhaltung der im Geſetz gegebenen Vorſchriften zu 
ſichern. Sie dient alſo vor allem für die Kontrolle der 
Deckungen und der Rückzahlungen und iſt damit dem 
Publikum eine Gewähr dafür, daß keine Bauſcheine ohne 
Deckung ausgegeben werden, und daß der Einzug im Sinne 
des Geſetzes erfolgt. 

Der Aufſichtsrat bedient ſich für den Vollzug der Kon⸗ 
trolle ſelbſtverſtändlich entſprechender Hilfsorgane, wie Re⸗ 
viſoren, Kontrolleure uſw. 


Schlußbemerkung 


Die Wohnungsnot und der Stillſtand des Baumarktes 
ſind eines der Hauptübel der heutigen Zeit. Auf dem 
üblichen und früheren Weg des Privatkapitals können 
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dieſe Schäden nicht behoben werden. Darum bleibt nichts 
anderes übrig, als das Übel mit neuen, ausgiebigen 
Mitteln zu bekämpfen. Ein Schaden aus der Einführung 
der B. W. B. kann nicht erfolgen, da man jederzeit in der 
Lage iſt, die Tätigkeit der B.W. B. wieder einzuſtellen. 

Schenkungen und Zuſchüſſe an einzelne Private aus all⸗ 
gemeinen Mitteln verſchlechtern nur die allgemeine Volks⸗ 
wirtſchaft und finanzielle Situation, da jede derartige 
Fehlmaßnahme ihre Rückwirkungen auf das Ganze aus⸗ 
löſt. Die B. W. B. belaſtet den Staat nicht im geringſten, 
ſie gibt ihm die Möglichkeit, Wohnungen in ausgiebigem 
Maße zu bauen. Darum iſt es Notwendigkeit, den Ländern 
die Gelegenheit zur Schaffung der B. W. B. zu geben. 
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Der Dawespaft 


Aus Heft 7 der „Nationalſozialiſtiſchen Bibliothek“ (1928) und 
aus den „Stenographiſchen Berichten über die Verhandlungen 
des Reichstags“ (II. Wahlperiode, 1924) 


Das Völkerrecht umſchreibt in allgemein gültiger 
Form den Begriff der Souveränität eines Staatengebil⸗ 
des, indem es feſtlegt, welche unbeſchränkten Hoheitsrechte 
einem Staat eignen müſſen, falls man von ihm als einem 
ſouveränen Staat, alſo von einem Staat, der 
in freiem, unbeſchränktem Beſitz ſeiner Hoheitsrechte iſt, 
ſprechen kann. 

Die Zahl der Hoheitsrechte iſt fünf: die Ge⸗ 
bietshoheit, die Militärhoheit, die Fi⸗ 
nanzhoheit, die Verwaltungs⸗ und Ver⸗ 
kehrshoheit und die Juſtizhoheit. 

Fehlt nur eines dieſer Rechte, oder iſt es beſchränkt, ſo 
kann man von einem ſolchen Staate ſchon nicht mehr als 
von einem vollkommen ſouveränen Staat ſprechen. Wir 
denken hier an die alte Türkei, die, obwohl „Kaiſerreich der 
Ottomanen“ benannt, die bekannten „Kapitulationen“ 
mit den Großmächten einzugehen gezwungen war, die ihre 
Juſtizhoheit beeinträchtigten. Danach wurden die Ange⸗ 
hörigen fremder Staaten der türkiſchen Gerichtsbarkeit 
entzogen und derjenigen der Konſulate unterſtellt. Immer⸗ 
hin verfügte die Türkei im übrigen, ſo ſehr man ſich in den 
achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts über den 
„kranken Mann am Bosporus“ luſtig machte, vollkommen 
über ihre Grenzen, hatte ihr eigenes Militär, die von frem⸗ 
den Mächten völlig unabhängige innere Verwaltung, war 
vollkommen unabhängig in bezug auf das Rechtsverfahren 
über ihre eigenen Untertanen und trotz ihrer überaus ſtar⸗ 
ken Verſchuldung an das Ausland im vollen Beſitz ihrer 
Finanzhoheit. 


171 


Weſentlich eingeengter in ſtaatsrechtlicher Hinſicht als die 
Türkei war dagegen vor dem Kriege das „Kaiſerreich“ In⸗ 
dien, das trotz Aufrechterhaltung der äußeren Form eines 
„Kaiſerreichs“ doch nur im Grunde eine Kolonie 
Englands war. Das Militär war in allen wichtigen Be⸗ 
fehlsſtellen von Engländern beſetzt, die Hauptverwaltungs⸗ 
ſtellen ebenfalls, überall ſaßen neben einheimiſchen Für⸗ 
ſten die engliſchen Reſidenten, die Würde des Kaiſers von 
Indien war mit dem engliſchen Königshauſe verbunden, 
der ſogenannte Vizekönig von Indien war ein Engländer. 
Ein Land wie das Königreich Bayern beſaß als Bundes⸗ 
ſtaat des Deutſchen Reiches im Vergleich mit Indien bedeu⸗ 
tend mehr ſtaatspolitiſche Freiheiten und Hoheitsrechte, 
ja, dieſe waren im Grunde bis auf gewiſſe freiwillige 
bundesſtaatliche Abmachungen mit dem Reiche vollkom⸗ 
men. Bayern hatte ſein eigenes Militär, ſeine eigene 
Münze, ſeine eigene Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ und Verkehrsver⸗ 
waltung, ſeine eigene Juſtizverwaltung, beſaß als ſouve⸗ 
räner Staat ſeine außenpolitiſchen Vertretungen und ein 
fouveränes Staatsoberhaupt. Nur für den Kriegsfall war 
dem Deutſchen Kaiſer der Oberbefehl übertragen, und über 
das Münzweſen, über die Einheit der Rechtspflege uſw. 
waren mit Preußen und den übrigen Bundesſtaaten 
reichsgeſetzliche Abmachungen getroffen worden. 

Das Deutſche Reich, das durch Blut und Eiſen 
nach ſiegreichem Feldzug im Spiegelſaal von Verſailles 
am 18. Januar 1871 von dem größten politiſchen Genie 
der Deutſchen, dem Fürſten Bismarck, proklamiert worden 
war, trat als jüngſte und kraftvolle Großmacht neben die 
älteſten ſouveränen Staaten Europas, neben England, 
Rußland, Oſterreich, Frankreich, Italien. (Neben dieſen 
ſechs Großmächten bezeichnete man dann bekanntlich die 
Preſſe als die ſiebente, nachdem ſie Napoleon bereits zur 
fünften Großmacht erklärt hatte.) 

Im Vollbeſitz ſeiner Hoheitsrechte entfaltete ſich Deutſch⸗ 
land in wenigen Jahrzehnten nach Erringung der ſtaat⸗ 
lichen Einheit auch zu einem Wirtſchaftsfaktor allererſten 
Ranges, ließ die älteren Reiche weit hinter ſich und 
ſchickte ſich an, England auch noch im Welthandel und im 
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Weltverkehr zu überflügeln. Fürwahr ein Aufſtieg in kur⸗ 
zer Zeit, wie ihn der Erdkreis noch nie geſehen! 

Die ſchimmernde Wehr des deutſchen Heeres, die Stahl⸗ 
koloſſe unſerer Marine ſchützten die deutſchen Grenzen und 
folgten der deutſchen Handelsflagge. Eine muſtergültige 
innere Verwaltung, eine vorbildliche Rechtspflege, ein 
muſterhaftes Eiſenbahn⸗ und Verkehrsweſen und ein ſau⸗ 
beres Geldweſen waren der Stolz der Deutſchen, der Neid 
aller Nachbarn, aber auch der Neider und Dunkelmänner 
im Innern. 

Dieſem nordiſch beſtimmten Reiche galt der Haß der 
ganzen Welt. Weltfreimaurerei und Weltjudentum, die 
Weltgeldmacht, Englands Handelsneid, die Revanche⸗ 
gedanken Frankreichs, Rußlands Expanſionsdrang fanden 
ſich, verbunden durch Neid und Haß, zuſammen zum 
Kampf gegen dieſes Deutſchland der Arbeit und 
Leiſtung, der Ordnung und Sauberkeit, der Pflicht⸗ 
erfüllung und des unermüdlichen Fleißes, gegen das Land, 
in dem es noch undiskontierbare Werte gab: Beamten⸗ 
und Offiziersehre, Anbeſtechlichkeit, Opferſinn, Treue, 
Stolz und Mut. 

Sechsundzwanzig Staaten führten Krieg, und der 
deutſche Sieg hing trotz der gewaltigen Übermacht, trotz 
aller Not und aller Entbehrungen an einem Faden, und 
der äußere Feind hätte es nicht vermocht, Deutſchland mi⸗ 
litäriſch niederzuringen, wenn nicht im Innern die marxi⸗ 
ſtiſche Revolution dem Feind Hilfe geleiſtet hätte. 

Es war notwendig, an dies hier zu erinnern, einesteils 
um zu zeigen, daß es ſich bei dieſem Krieg um viel mehr 
drehte als nur um irgendeine Provinz oder um rein 
dynaſtiſche Intereſſen, andernteils um den furchtbaren 
Abſturz in ſtaats⸗ und völkerrechtlicher Beziehung klar vor 
Augen zu führen, den Unterſchied zwiſchen einſt und jetzt, 
und ſchließlich auch um die rein nüchterne, abſtrakte, völker⸗ 
rechtliche Betrachtung mit Blut und Leben zu erfüllen. 
Denn wir haben als deutſche Menſchen nicht „voraus⸗ 
ſetzungsloſe“ Wiſſenſchaft zu treiben, ſondern alles vom 
deutſchen Geſichtspunkt aus zu betrachten. 
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So angejehen gewinnt der Dawespakt weit über 
den Rahmen ſeiner wirtſchaftlichen Forderungen hinaus 
weltpolitiſche ſtaats rechtliche Bedeu⸗ 
tung von allergrößtem Ausmaß. Ja, für den⸗ 
jenigen, der wirklich den Dingen tiefer auf den Grund 
geht, iſt der Dawespakt von noch größerer politiſcher Be⸗ 
deutung als ſelbſt der Verſailler Vertrag. Dieſer 
war der Verſuch, der Dawespakt iſt die 
Vollendung der völligen politiſchen 
Entrechtung und der wirtſchaftlichen 
Ausplünderung Deutſchlands. 

Mit der Annahme des Dawespaktes 
am 29. Auguſt 1924 durch eine verblen⸗ 
dete und verbrecheriſche Reichstags⸗ 
mehrheit hat Deutſchland aufgehört, 
ein ſouveräner Staat zu ſein. 

Gebiets⸗ und Militärhoheit waren ſchon 
durch den Waffenſtillſtand und das Verſailler Diktat zer⸗ 
ſchlagen, aber immer noch ſtand Deutſchland als Wirt⸗ 
ſchaftsmacht faſt unerſchüttert da; keine Fabrik war zer⸗ 
ſtört, Arbeitswille und Fleiß ungebrochen. Nun aber raubte 
der Dawespakt reſtlos dem Deutſchen Reiche ſeine Fi⸗ 
nanzhoheit in bezug auf das Münzweſen; die Reichs⸗ 
bank wurde entſtaatlicht und der Kontrolle der deutſchen 
Regierung entzogen, die Verkehrshoheit wurde preis⸗ 
gegeben, die deutſchen Staatseiſenbahnen wurden entſtaat⸗ 
licht, der ſtaatlichen Aufſicht entzogen und zu einer Domäne 
der überſtaatlichen Geldmächte herabgewürdigt, die innere 
Verwaltungshoheit wurde aufs ſchwerſte beein⸗ 
trächtigt durch die Aufſtellung fremdländiſcher Kom⸗ 
miſſare über Zölle und über das Aufkommen wichtiger 
Steuern. Die deutſche Regierung mußte ſich zu jeder Art 
von Auskünften über alle deutſchen Verhältniſſe ver⸗ 
pflichten. Schnüffelkommiſſionen bereiſten das ganze 
Land, keinen Tank, kein Flugzeug, kein 
ſchweres Geſchütz darf Deutſchland mehr 
beſitzen, während die ganze Welt in Waf⸗ 
fen ſtarrt und aberwitzige Rüſtungen vornimmt. 
Die deutſche Juſtizhoheit iſt ebenfalls zum lee⸗ 
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ren Begriff geworden, da große Landesteile unter 
fremder Militärgerichtsbarkeit ſtehen und Schandurteile 
an deutſchen vaterlandliebenden Männern vollzogen wer⸗ 
den. Der Schrei der Entrüſtung, der ganz Deutſchland bei 
dem Mord an Albert Leo Schlageter durchhallte, fand höch⸗ 
ſtens höhniſche Kommentare in der feindlichen Preſſe. Tag 
für Tag bringt die deutſche Preſſe Schandurteile der feind⸗ 
lichen Gerichte an deutſchen Männern und Frauen; von 
Rechtsſicherheit für Leib, Leben und Eigentum iſt keine 
Rede mehr. 

Fürwahr ein Abſturz aus ſtolzeſter Höhe und Machtfülle 
in tiefſtes Elend und kläglichſte Ohnmacht. Ein Volk von 
Helden und fleißigen Arbeitern der Stirn und Fauſt fügt 
ſich fremdem Diktat, mürbe gemacht und müde. Ein Par⸗ 
lament, das einſt der Ausdruck kraftvollſten nationalen 
Willens war, wird zum Tummelplatz der erbärmlichſten 
und feigſten Inſtinkte. Mit falſchen Darſtellungen und 
tönenden Phraſen benebelt die Regierung ſich ſelbſt und 
die Parteien. Die nationale Oppoſition der National⸗ 
ſozialiſten wird mit wütendem Gekeif und giftigem Geifer 
überſchüttet. Der Dawespakt erhält Geſetzes⸗ 
kraft in Deutſchland. 


Die Regierungserklärungen vom Sonnabend, dem 
23. Auguſt 1924, in der 22. Sitzung liegen vor mir; ich 
entnehme den Stenographiſchen Berichten, Band 381 der 
II. Wahlperiode 1924 (S. 772 ff.), die ausſchlaggebenden 
Sätze der führenden Männer der damaligen Reichs⸗ 
regierung. 

Reichskanzler Dr. Marx (Zentrum) verlieſt vor voll⸗ 
beſetztem Haus folgendes: 

„Die Reichsregierung tritt vor Sie hin, um Ihnen das 
Ergebnis der Londoner Konferenz vorzulegen und Ihre 
Zuſtimmung zu den Londoner Beſchlüſſen ſowie zu den 
zu ihrer Durchführung erforderlichen Geſetzen zu erlangen. 
Die in London gefaßten Beſchlüſſe beſtimmen, in welcher 
Weiſe das Gutachten der Sachverſtändigen ſeine Durch⸗ 
führung finden ſoll. 

Das Gutachten der Sachverſtändigen hat die Reichs⸗ 


175 


regierung in ihrer an die Reparationskommiſſion gerich⸗ 
teten Erklärung als geeignete Grundlage (!) für 
die Löſung der Reparationsfrage angenommen.“ 

Marx fährt dann fort: Wohl hätten ſich große und ernſte 
Bedenken geltend gemacht, es handle ſich um tief ein⸗ 
greifende Anderungen, aber man wolle Rede und Antwort 
ſtehen über das, was in London in ſchwerer, verant⸗ 
wortungsvoller Arbeit erzielt worden ſei, und wörtlich: 
„Wir rühmen uns nicht eines ()) Erfolges, den wir in 
London errungen hätten.“ Marx nimmt dann den eng⸗ 
liſchen Miniſterpräſidenten in Schutz und fährt fort: „Ich 
lege Wert auf die Feſtſtellung, daß der in der Preſſe er⸗ 
hobene Vorwurf, daß die deutſche Delegation zu London 
vor ein Altimatum geſtellt oder ihr ein Diktat vorgelegt 
worden ſei, durchaus unbegründet iſt. (Lachen und Zuruf 
bei den Nationalſozialiſten: Um jo ſchlimmer!) Die 
Beſchlüſſe der Londoner Konferenz ſind für Deutſchland 
zweifellos eine ſchwere Belaſtung. Aber dennoch ſtellen ſie 
gegen den bisherigen Zuſtand einen Fortſchritt dar und 
dienen dem von uns allen angeſtrebten Ziele: der Wieder⸗ 
erſtarkung der deutſchen Wirtſchaft und der Wiederherſtel⸗ 
lung der deutſchen Freiheit insbeſondere in den beſetzten 
Gebieten.“ (Lebhaftes Bravo und Zuſtimmung der Mitte. 
Andauernde Unruhe bei den Nationalſozialiſten.) 

Marx machte dann einige allgemeine Ausführungen 
über die politiſche Lage und muß ſogar bezüglich des 
Punktes, mit dem man dem deutſchen Volke gegenüber 
immer wieder die Notwendigkeit der Annahme des 
Dawesplanes begründete — die ſofortige Räumung des 
widerrechtlich beſetzten Gebietes —, eingeſtehen: „Es iſt 
uns nicht gelungen, die alsbaldige mili⸗ 
täriſche Räumung der nach unſerer Über- 
zeugung vertragswidrig beſetzten Ge⸗ 
biete innerhalb einer vom ganzen Volk 
erwarteten kurzen Friſt zu erreichen.“ 
Trotzdem erklärt der Reichskanzler als echter Locarneſe, 
„daß auf der Londoner Konferenz zum erſten Male 
ſeit Kriegsende wieder ein Geiſt der Verſtändigung 
(lautes Lachen und anhaltender Lärm bei den National⸗ 
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ſozialiſten) und der ernſthafte Wille zur friedlichen Rege⸗ 
lung der traurigen Kriegshinterlaſſenſchaft lebendig waren“. 

Marx appelliert dann an das Gewiſſen der Abgeord⸗ 
neten des deutſchen Volkes, daß ſie die Durchführung 
des Sachverſtändigenplanes nicht hindern möchten, und 
ſchließt mit der unerhörten Behauptung: „Eine Ablehnung 
des Londoner Vertrages bedeutet zunächſt jedenfalls die 
Vernichtung all der Hoffnungen, die das deutſche Volk und 
insbeſondere unſere Brüder im beſetzten Gebiet hegen. 
Induſtrie und Landwirtſchaft werden noch weiter als 
bisher unter der ſtändig zunehmenden Kreditnot zu leiden 
haben. Ob bei unſerer blutleeren Wirtſchaft unſere müh⸗ 
ſam bisher gehaltene Währung nicht neuem Verfall ent⸗ 
gegentreiben wird, iſt eine bange Frage. Die Zunahme 
der Arbeitsloſigkeit und die allgemeine Not unter den 
breiten Maſſen des Volkes aber ſind eine ſichere Folge der 
Ablehnung (!). Auf den beſetzten Gebieten wird der 
furchtbare militäriſche Druck weiterlaſten, und die Ab⸗ 
ſchnürung der Bevölkerung wird aufrechterhalten wer⸗ 
den ... Eine ungeheure Verantwortung laſtet jetzt auf 
dem Reichstag. Seine Entſcheidung wird nach meiner in⸗ 
nerſten Überzeugung Segen oder Fluch bedeuten!“ 

Alſo „Segen“ bedeutet die Annahme des Dawespaktes 
nach der Meinung des Herrn Marx, Reichskanzlers von 
Zentrums Gnaden. Das deutſche Volk, die Zentrums⸗ 
wähler mögen ſich für die „Segnungen“ des Dawespaktes 
bei Herrn Marx bedanken. 

Nach Marx ſprach Finanzminiſter Dr. Luther. Er hat 
ſich zur Aufgabe gemacht, klarzulegen, was geſchähe, falls 
dem Dawespakt nicht zugeſtimmt würde, er ſtellt ſich ganz 
„aufs Bangemachen“ ein und führt aus: die Erwerbs⸗ 
loſigkeit habe zugenommen, die Handelsbilanz ſei in ſtei⸗ 
gendem Maße paſſiv, die Steuern ſeien zu hoch, trotzdem 
aber würden die Einnahmen des Reiches bei Nichtannahme 
des Londoner Vertrages zurückgehen, die Ausgaben des 
Reiches würden ſich nicht vermindern, ſondern vermehren. 
Der mangelnde Kredit im deutſchen Wirtſchaftsleben for⸗ 
dere gebieteriſch die Annahme des Dawespaktes, ohne ihn 
würde die Kreditnot auf das Höchſte ſteigen, den Bauern 
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würden die kurzfriſtigen Kredite gekündigt werden, das 
Geſamtbild könne nur eine außerordentliche Verſchärfung 
der Kreditnot und ſteigende Arbeitsloſigkeit ſein. 

Luther ſcheut ſich nicht zu ſagen, um auch noch die 
Schrecken der Inflation als Eideshelfer herbeizurufen: 
„Erwähnen will ich nur ausdrücklich, daß der Ausweg 
einer neuen Inflation durchaus unmöglich iſt. Wir können 
nicht zum zweitenmal in Deutſchland künſtliches Geld 
machen. Als wir zum erſtenmal durch die Inflation künſt⸗ 
lich Geld gemacht haben (Zuruf von den Nationalſozia⸗ 
liſten: waren Sie Verbrecher), war Deutſchland im Ver⸗ 
hältnis zu heute noch reich.“ 

.. o zwingt uns der geſamte Zuſtand unſerer Wirt: 
ſchaft zur Annahme der Londoner Abmachungen.“ (Sehr 
wahr! bei der D. V. P., dem Zentrum, bei den Demokra⸗ 
ten und den Sozialdemokraten; Lachen und Zurufe von 
den Nationalſozialiſten.) 

„Die deutſche Delegation hat Punkt für Punkt darum 
gerungen (), die Abmachungen für Deutſchland ſo trag⸗ 
bar wie möglich zu geſtalten. Es iſt nach dieſer Richtung 
auch manches erreicht worden, das bei ſachlicher Betrach⸗ 
tung nicht überſehen werden kann.“ Dieſe Behauptung iſt 
eine glatte Unwahrheit; denn nichts, gar nichts wurde in 
London erreicht, wie ja auch der Reichskanzler mit erſtaun⸗ 
licher Ehrlichkeit in ſeiner Rede zugegeben hat. 

Luther fährt fort: „Auf der anderen Seite iſt gewiß, 
daß nur bei Annahme der Londoner Abmachungen un⸗ 
ſerer Wirtſchaft die Erleichterungen verſchafft werden kön⸗ 
nen, nach denen ſie mit Recht verlangt, nämlich die An⸗ 
paſſung unſeres Steuerſyſtems an die wirtſchaftlichen und 
ſozialen Notwendigkeiten und ein fühlbarer Ab⸗ 
bau der Eiſenbahntarißfe.“ (J) 

Luther fährt fort und macht Stimmung für die 800⸗ 
Millionen⸗Anleihe: „Sobald das Londoner Abkommen 
angenommen iſt, ſind die Grundmauern für die Anleihe 
errichtet.“ (Mit anderen Worten: Wenn erſt der Deutſche 
Reichstag dem deutſchen Volke die goldenen Ketten um⸗ 
gelegt hat, dann wird auch die weitere Verſchuldung der 
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deutſchen Wirtſchaft keine Schwierigkeiten machen.) Er 
ſchließt dann mit dem Bekenntnis ſeiner ſchönen Seele: 
„Ich wage es auch, der Hoffnung Ausdruck zu geben, daß 
das deutſche Volk, wenn es zäh arbeitet und tapfer ſpart 
(Lachen bei den Nationalſozialiſten und bei den Deutſch⸗ 
nationalen), auf der Grundlage des Londoner Abkommens 
(Zuruf von den Nationalſozialiſten: Ein herrliches Wort! — 
Andauerndes Lachen). — Ich wage es auch, der Hoffnung 
Ausdruck zu geben, daß das deutſche Volk, wenn es zäh 
arbeitet und tapfer ſpart (Bravo! im Zentrum, bei den 
Demokraten. Zuruf von den Nationalſozialiſten: Sagen 
Sie es noch einmal, ſonſt glaubt es keiner!), auf der 
Grundlage des Londoner Abkommens, unter lebens⸗ 
würdigen Bedingungen, endlich, endlich ſeinen Wieder⸗ 
aufſtieg beginnen wird.“ 

Als dritte der politiſchen Grazien ergreift dann unſer 
„vielgeliebter“ Außenminiſter Dr. Streſemann das Wort, 
um in langen Ausführungen, dafür aber in deſto belang⸗ 
loſeren Worten die „Vorteile“ der Annahme zu ſchildern, 
und ruft höhnend zu den Nationalſozialiſten hinauf: „Wie 
lange haben Sie geſagt, daß der Poincarismus niemals 
in Frankreich ſeine Herrſchaft aufgeben würde! Nun, ſo 
muß ich Ihnen aber das eine erwidern, daß das Londoner 
Programm und der Londoner Pakt kein Ausfluß poincari⸗ 
ſtiſcher Geiſter find!“ (Zuruf: Sehr naiv!) Streſemann 
ſchließt dann: „Ich bin überzeugt, London iſt nicht der 
Schluß, London kann der Anfang ſein, der Anfang einer 
Entwicklung, von der Macdonald geſagt hat, daß ſie das 
Ende der nationalen Iſolierung, den Anfang eines Zu⸗ 
ſammenwirkens der Völker auf gleichberechtigter Baſis 
zeigt. Nehmen Sie dieſe Grundlage, damit Sie künftigen 
deutſchen Regierungen die Möglichkeit geben, Deutſchland 
auf dieſer Grundlage einer guten Zukunft entgegenzu⸗ 
führen.“ (Lebhafter Beifall bei den Mittelparteien. — 
Ziſchen bei den Nationalſozialiſten. — Erneuter ſtürmiſcher 
Beifall bei den Mittelparteien.) 

Es muß hier noch bemerkt werden, daß die Regierung, 
und zwar die Herren Reichskanzler Dr. Marx, Reichs⸗ 
finanzminiſter Dr. Luther und Dr. Guſtav Streſemann vor 
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Befragung des Reichstages, allerdings geſtützt auf die 
Zuſtimmung der Regierungsparteien und der Zuſtim⸗ 
mung der Sozialdemokratie ſicher, nach London gegangen 
waren und ſich, ohne auch nur die geringſten Verbeſſe⸗ 
rungen aus dem Dawesplan erreichen zu können, wie 
Schulbuben haben nach Hauſe ſchicken laſſen mit dem Be⸗ 
fehl, die Genehmigung des Reichstages zum Dawespakt, 
ohne daß die geringſte Anderung an demſelben vorge⸗ 
nommen würde, beizubringen. Die Regierung, an der 
Spitze der Reichspräſident Ebert, war auch feſt entſchloſſen, 
unter allen Umſtänden am 30. Auguſt den Pakt zu unter⸗ 
zeichnen und den Reichstag, falls er Schwierigkeiten ma⸗ 
chen ſollte, aufzulöſen. Für alle Fälle hatte Ebert das 
Dekret zur Auflöſung dem Reichskanzler ausgefertigt. Und 
das nennt die Demokratie „Volkswillen“. 


Am 25. Auguſt begann dann im Reichstag die große 
Tragikomödie der Beſprechung der Regierungs⸗ 
erklärung, verbunden mit der erſten Beratung des 
Bankgeſetzes, des Privatnotenbankgeſetzes, des Münz⸗ 
geſetzes und der Geſetzentwürfe, betreffend Liquidierung 
des Umlaufes an Rentenbankſcheinen, Induſtriebelaſtung, 
Deutſche Reichsbahngeſellſchaft, Londoner Konferenz, Auf⸗ 
bringung der Induſtriebelaſtung, Perſonalverhältniſſe bei 
der Deutſchen Reichsbahngeſellſchaft (Stenographiſche Be- 
richte, S. 795 ff.). Man ſieht, ein ungeheures Programm. 
In fünf Tagen mußten die Geſetze durchgepeitſcht werden. 

Den Reigen der Debatte eröffnete der damalige Frak⸗ 
tionsführer der Deutſchnationalen, Exz. Dr. Hergt. Er 
führte u. a. folgendes aus: 

„Wir Deutſchnationalen glauben an die ewige Gerechtig⸗ 
keit. Wir haben die ſchwerſten Bedenken: an die Stelle 
des Blutjoches tritt die Tretmühle der Arbeit. Nichts von 
freiwilliger Unterſchrift Deutſchlands ... Nichts von einer 
Verſklavung, die wir ſelber durch unſere Unterzeichnung 
auf uns genommen hätten. Wir lehnen natür⸗ 
lich alle Geſetze ab, einſchließlich des 
Schlußabkommens.“ Er ſagte dann: „Hier 
ſtehe ich, ich kann nicht anders!“ 
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Auf dieſe Phraſen aber folgte der ſchamloſe, nieder⸗ 
trächtige Verrat der damals größten Partei: 48 deutſch⸗ 
nationale Abgeordnete ſtimmten dem Eiſenbahngeſetz zu, 
für das eine Zweidrittelmehrheit erforderlich war, und 
verhalfen ihm ſo zur Annahme und damit auch den übrigen 
Geſetzen. Die Deutſchnationalen trifft alſo die volle Ver⸗ 
antwortung für die Annahme der Dawesgeſetze. 

Von der Sozialdemokratie, für die Hilfer⸗ 
ding ſprach, konnten wir nichts anderes erwarten als 
kaum verhüllte Freude über das Abkommen und begei⸗ 
ſterte Zuſtimmung. Der „Vorwärts“ vom 30. Auguſt 
ſchrieb: „Die Annahme der Dawesgeſetze 
iſt, rein ſachlich geſehen, ein unge⸗ 
heurer Erfolg der ſozialdemokratiſchen 
Politik.“ 

Für das Zentrum ſprach Prälat Dr. Kaas. Die 
Kommuniſten ſchickten eine ihrer bekannten Ver⸗ 
treterinnen holder Weiblichkeit vor: Frau Golke, be⸗ 
kannter unter ihrem früheren Namen Ruth Fiſcher. 
Sie iſt heute wie manch anderer als „Verräter an der 
Arbeiterklaſſe“ von ihrer Partei abgeſägt worden. Sie 
transit gloria mundi! 

Dr. Curtius erklärte für die Deutſche Volks⸗ 
partei: „Wir werden einſtimmig die Regierungsvorlage 
annehmen.“ ö 

Erkelenz, der Sprecher der Demokraten, äußerte 
ſich ähnlich. Dr. Pfleger von der Bayeriſchen 
Volkspartei ſagte zwar der Regierung die üblichen 
Anfreundlichkeiten, doch wie immer in gepflegter Form. 
Selbſtverſtändlich ſtimmte man aber dann geſchloſſen für 
die Geſetze. 

Dr. Bredt, der Führer der Wirtſchaftspartei, 
bereitete die Zuſtimmung ſeiner Partei mit dem hübſchen 
Satze vor: „Wir betrachten dieſes Dawesgutachten nicht 
als Medikament, das uns wieder geſund macht, wir be⸗ 
trachten es als das Mittel, das dem Kranken die Kraft 
gibt, die ſchwere Kriſe zu überſtehen.“ 

Abgeordneter Kunze von den Deutſchſozialen 


181 


erklärte: „Wir Deutſchſozialen halten jeden für einen Ber: 
brecher, der dieſes Gutachten unterſchreibt.“ 

Außer den Kommuniſten, die im letzten Grunde nur als 
Gegenſpieler der Sozialdemokraten gegen das Abkommen 
waren, vertraten einzig und allein die 
Nationalſozialiſten die entſchiedene und 
klare Oppoſition. Als Redner der National⸗ 
ſozialiſten ſprach ich ſelbſt, der damalige ſtellvertretende 
Vorſitzende unſerer Nationalſozialiſtiſchen Fraktion, zum 
Bankgeſetz, Abgeordneter Rahl zum Eiſenbahngeſetz und 
in der dritten Leſung Graf Reventlow zur Auslands⸗ 
anleihe und Räumungsfrage. 

In meiner Rede am 26. Auguſt 1924 habe ich unſeren 
Standpunkt vor aller Welt klargelegt. Ich gebe dieſe Rede 
nach den Stenographiſchen Berichten (S. 895—900). 

„Durch die Politik der ganzen letzten Jahre zieht ſich ein 
charakteriſtiſcher Zug hindurch: ein Zug der Knechtſeligkeit. 
Unſere ſogenannte deutſche Regierung hat es bereits ſo 
weit gebracht, daß ſie jeden neuen Fußtritt mit verbind⸗ 
lichem Lächeln quittiert. 

Über den Ehrenpunkt, über die Kriegsſchuldfrage, zu 
ſprechen, verbietet der Wunſch, den ſmarten Geſchäfts⸗ 
mann zu markieren. Weltwirtſchaftlich will man eingeſtellt 
ſein, rein weltpolitiſch und geldtheoretiſch, und da erweckt 
natürlich die Aufrollung der Schuldfrage immer die pein⸗ 
lichſten Empfindungen, man möchte am liebſten dieſe un⸗ 
zeitgemäßen Sentimentalitäten nicht mehr berühren, man 
möchte über dieſe unangenehmen Dinge, die doch auch 
längſt in der Vergangenheit liegen, hinweggehen. Dabei 
vergißt man leider, daß für unſere ſmarten Geſchäftsträger 
vor allem notwendig geweſen wäre, ſich über die wichtigen 
geſchäftlichen Dinge in London Klarheit zu verſchaffen. 
Ich meine die Feſtſtellung der Endſumme der deutſchen 
Leiſtung, wenn man ſchon entſchloſſen iſt, zu leiſten. Aber 
auch davor ſcheut man zurück. Auch hier iſt wieder die 
Knechtſeligkeit das Leitmotiv der Politik. Man glaubt 
wahrſcheinlich, noch eine Maſche zum Entſchlüpfen in dem 
goldenen Netz zu finden, das man dem deutſchen Volke 
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über den Kopf jtülpt. Aber man hat immerhin 30 000 Mark 
Gehalt — für einen Sklavenaufſeher eine recht gute Be⸗ 
zahlung. 

Ein weiterer Punkt, der in London unbedingt hätte zur 
Sprache gebracht werden müſſen, iſt die Aufrechnung der 
bisherigen Leiſtungen des deutſchen Volkes. Ich erinnere 
daran, daß zwiſchen den Angaben der deutſchen Regierung 
und den Abrechnungen der Reparationskommiſſion ein er⸗ 
heblicher Widerſpruch klafft. Die deutſche Regierung gibt 
bekanntlich die deutſchen Leiſtungen auf über 40 Milliarden 
an; die Reparationskommiſſion will nur von 8 Milliarden 
etwas wiſſen. Meine Herren, glauben Sie, daß das etwa 
der Löſung diente am Ende der jetzt auf 37 Jahre bezif⸗ 
ferten Leidenszeit des deutſchen Volkes, wenn wir dann 
erſt darüber ſtreiten müßten, wie groß eigentlich die bis⸗ 
herigen Leiſtungen geweſen ſind? Ich begreife nicht, wie 
man im Auswärtigen Ausſchuß ſagen konnte, die End⸗ 
ſumme und die bisherigen Leiſtungen gehörten nicht zu⸗ 
ſammen. Die Vorausſetzung für die Feſtſtel⸗ 
lung der Endſumme iſt doch die vor⸗ 
angehende Feſtſtellung, was bisher gelei⸗ 
ſtet worden iſt. 

Die Situation für Deutſchland war gar nicht ſo ſchlecht, 
bevor wir nach London gingen. Die Gewaltpolitik Frank⸗ 
reichs hatte ſich offenſichtlich feſtgefahren; es hatte ſich 
erwieſen, daß das Bajonett als Kohlenſchaufel nicht zu ge⸗ 
brauchen iſt. Dazu kam nun die beſtändige Sorge der Welt⸗ 
finanz, es möchte die franzöſiſche Gewaltpolitik die größte 
Zinſenfabrik, das größte Ausbeutungsobjekt der Welt, das 
Ruhrgebiet, doch noch zerjtören und womöglich vollſtändig 
lahmlegen. Hätte eine deutſche Politik richtig verſtanden, 
die gegenſätzlichen Intereſſen der franzöſiſchen Weltpolitik 
gegen die ſchleichende Vergewaltigungspolitik der Welt⸗ 
finanz auszuſpielen, ſo hätte die Londoner Konferenz ganz 
gewiß andere Wendungen nehmen können. 

Wir können in der Entwicklung der Nachkriegszeit drei 
ganz klare Stufen unterſcheiden: das Verſailler Diktat, das 
Londoner Ultimatum und nun — den Dawesplan. Das 
Verſailler Diktat iſt in ſeinem ſkrupelloſen Ausbeutungs⸗ 
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willen von allen Regierungen als unerfüllbar bezeichnet 
worden und iſt trotzdem von Scheidemann bis Streſemann 
nach Kräften erfüllt worden — (Zuruf von der Deutſchen 
Volkspartei: Unrichtig!) — um die Unerfüllbarfeit zu er⸗ 
weiſen, nicht wahr? Es iſt dies ein ganz charakteriſtiſches 
Zeichen für dieſe neudeutſche Gehirnkrankheit, die Er⸗ 
füllungsparalyſe. Das Verſailler Diktat war aufgebaut 
auf der Lüge von der deutſchen Schuld am Kriege. Daran 
möchte man jetzt nicht mehr gern rühren, und deshalb ver⸗ 
meidet man in London, dieſe Frage aufzurollen. Dabei 
weiß die übrige Welt ganz genau, daß Deutſchland keines⸗ 
wegs aktiv ſchuld am Kriege geweſen iſt. Aber man läßt es 
auf ſeiten der neomarxiſtiſchen Regierungen gerne dabei 
bewenden, denn es gingen der deutſchen Offentlichkeit ſonſt 
die Augen darüber auf, daß man viel mehr von der Schuld 
der Neomarxiſten an dieſem Frieden ſprechen müßte. Wäh⸗ 
rend des Krieges hieß die Erfüllungspolitik Verſtändi⸗ 
gungspolitik, und jetzt glaubt man offenbar, von der reinen 
Erfüllungspolitik in eine Verſtändigung über die Erfül⸗ 
lung eintreten zu müſſen. 

Auf der anderen Seite war die Situation ſchon längſt 
klar geweſen, und man hat verſucht, auf den verſchiedenen 
Konferenzen in Genua, in Paris, in Spa, in Oſtende eine 
unverfänglichere Form zu finden, und erreichte dies auch 
in der zweiten Stufe im Londoner Diktat. Dort iſt die 
deutſche Schuld am Kriege umgewandelt worden in feſt⸗ 
verzinsliche Kriegsſchulden. Das war die zweite Stufe der 
Verelendung Deutſchlands. Deutſchland mußte ſich ver⸗ 
pflichten, eine Weltelendsanleihe aufzunehmen in drei 
Titeln: a) von 12 Milliarden, b) von 35 Milliarden, c) von 
85 Milliarden, zuſammen 132 Milliarden. Ich bemerke, 
daß das ſchon eine Verſchlechterung war gegenüber den 
Beſtimmungen des Verſailler Diktats, in dem nur 120 Mil⸗ 
liarden vorgeſehen ſind. Man hat dem deutſchen Volke auch 
erzählt, das Londoner Ultimatum ſei doch ein Fortſchritt, 
genau ſo, wie man einen neuen Fortſchritt konſtruieren zu 
können glaubt durch den Dawesplan. 

Aber auch dieſe zweite Stufe iſt den Herren der Welt⸗ 
finanz noch nicht ſicher genug erſchienen. Es hat ſich immer 
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noch gehandelt um Schuldverſchreibungen zwiſchen Staat 
und Staat. Die Kriegsbeute war privatkapitaliſtiſch für die 
Herren der Weltfinanz noch nicht genügend geſichert. Es 
kam dann das franzöſiſche Zwiſchenſpiel, daß ſich der biſſige 
franzöſiſche Köter auf deutſches Land geſtürzt hat, und nun 
war die Frage für die Weltfinanz: Wie reißen wir dem 
franzöſiſchen Imperialismus dieſe Beute, dieſe Pfänder 
wieder aus den Zähnen? Das mußte natürlich ſehr vor⸗ 
ſichtig gemacht werden, und es bedurfte eines ganz ge⸗ 
waltigen Drucks der Weltfinanz, von Wallſtreet auf Frank⸗ 
reich, um Frankreich gefügig zu machen. Ich erinnere an 
den Frontalangriff der Weltfinanz gegen den franzöſiſchen 
Franken, ich erinnere daran, wie in dieſem unerhört inter⸗ 
eſſanten Kampfe zwiſchen Löwe und Schlange, zwiſchen 
Poincaré und Wallſtreet, Poincaré in die Knie geſunken 
iſt und abtreten mußte. Und nun war die Bahn frei, den 
dritten Schritt zu tun, den Schritt der Mobiliſierung und 
der techniſchen Durchführung der deutſchen Kriegslaſten 
ausſchließlich zugunſten der Weltfinanz. Jetzt war der 
Weg frei für die große Drehung und Schie⸗ 
bung. ‚Drehung' ſagte wohl Herr Streſemann in der 
Regierungserklärung über den Dawesplan. 

Herr Streſemann hat auch in einem ſehr bemerkens⸗ 
werten Wahlvortrag in Deſſau mit der ihm eigenen bom⸗ 
baſtiſchen Rhetorik zu Beginn feiner Rede erklärt: „Ich 
ſtehe unbedingt auf dem Primat der ſtaatspolitiſchen Not⸗ 
wendigkeiten vor den wirtſchaftspolitiſchen Forderungen.“ 
Und fünf Minuten ſpäter hat er in der gleichen Rede von 
derſelben Stelle aus erklärt: Als ſeinerzeit in Neuyork 
von dem Amerikaner Hughes der Plan auftauchte, man 
müßte die Geſchicke der Welt aus den Händen der Staats⸗ 
männer nehmen und in die der Bankiers legen, da haben 
wir ſofort dieſem Plan zugejtimmt.' Sie ſehen alſo, daß 
unſer charaktervoller Außenminiſter es auch anders kann. 
Aus der Drehung der Weltgeſchichte iſt die 
größte Schiebung der Weltgeſchichte gewor⸗ 
den, die größte Schiebung, die ein Zeichen iſt für die voll⸗ 
kommene Ratloſigkeit, Hilfloſigkeit und Knechtſeligkeit der 
deutſchen Regierung. 
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Ebenſo betrogen wie das deutſche Volk find aber die an⸗ 
dern, die ſogenannten Siegervölker. Auch ſie tragen alle 
die gleichen Laſten, wie es ſo ſchön auf Seite 1 des Dawes⸗ 
plans heißt: Verhältnismäßig genau ebenſo ſchwer müſſen 
ſie belaſtet ſein wie irgendeine der in der Kommiſſion ver⸗ 
tretenen Mächte. Meine Herren, es gibt nur einen Herrn 
in der Welt heute: das iſt das Großleihkapi⸗ 
tal. Deſſen Segen zu erflehen, iſt unſere Delegation nach 
London gereiſt. Erfüllungswillen im Herzen, aber keinen 
nationalen Stolz, keine Kraft, keinen Willen, keine Würde 
und keine Ideen. Bedingungslos wollen ſie das Sach⸗ 
verſtändigengutachten annehmen, ohne jedes taktiſche Ge⸗ 
ſchick ſind ſie an dieſe Aufgabe herangetreten. Gewiß wäre 
es möglich geweſen, im deutſchen Volke eine Reſonanz 
gegen den Dawesplan zu ſchaffen, um wenigſtens eine 
Verhandlungsbaſis zu ſchaffen. Aber wenn einer kommt 
und ſofort ſagt: Ich bin bereit, alles anzunehmen, dann iſt 
es gar nicht möglich, daß er noch irgend etwas herausholt. 
Man faßt ſich wirklich an den Kopf: iſt es Dummheit oder 
Verbrechen, oder iſt es vielleicht auch eine gewiſſe Ver⸗ 
antwortungsmüdigkeit? 

Vielleicht iſt es Verantwortungsmüdigkeit, die ſich ſehnt 
nach den ſtarken Männern aus dem Auslande, nach den 
Kommiſſaren, vor denen bekanntlich der Durchſchnitts⸗ 
deutſche immer ſo ungeheuren Reſpekt hat. 

Wie ſchön und bequem iſt es nun, daß man endlich eine 
Bibel für die Wirtſchaft' (ſo nannte Streſemann den 
Dawesplan) gefunden hat, den Dawesplan, die all die 
ſchwierigen Fragen zu löſen verſpricht, die Stabiliſierung 
der Währung, die Aufſicht über die Steuern, den Betrieb 
der deutſchen Eiſenbahn, die Kontrolle der Zölle, die 
Ausgabe der deutſchen Banknoten, die Einführung der 
Goldwährung, die Einkäufe und Bezahlungen der Sach⸗ 
lieferungen. Alle dieſe Dinge werden in dieſem „Tal⸗ 
mud der Wirtſchaft“ aufs ſchönſte im Sinne und im 
Intereſſe des Leihkapitals vorgetragen. Einen Fehler hat 
allerdings dieſe Löſung: Das ſchaffende deutſche 
Volk wird in ſchwerſte Lohnſklaverei ge⸗ 
zwungen, Deutſchland in einen Zucht⸗ 


186 


hausſtaat umgewandelt, und das Deutſche 
Reich hört auf, ein ſouveräner Staat zu 
ſein. 

Ich habe ſchon vorhin erwähnt, daß die Bankiers die Ge⸗ 
ſchicke der Welt in die Hand genommen haben. Es iſt ganz 
natürlich, daß das erſte und wichtigſte Inſtrument der Aus⸗ 
beutung Deutſchlands ein Bankinſtitut ſein muß. Ich muß 
es mir leider verſagen, bei der Kürze der Zeit, die für 
dieſe wichtige Frage zur Verfügung geſtellt iſt, im ein⸗ 
zelnen auf dieſe Dinge einzugehen, und kann deshalb nur 
im Vorbeigehen die weſentlichen Geſichtspunkte berühren. 

Das Bankgeſetz verfügt in Artikel I, daß die Reichsbank 
in eine Privataktiengeſellſchaft umgewandelt werden ſoll. 
Meine Herren, welche ſittlichen Verpflichtungen hat der 
Privatkapitaliſt ausländiſcher Provenienz gegenüber den 
Belangen des deutſchen Volkes? Gar keine! Dann Ar⸗ 
tikel II. Das Kapital der Deutſchen Reichsbank ſoll auf 
400 Millionen feſtgeſetzt werden, die durch die Anleihe auf⸗ 
zubringen ſind. Es iſt bemerkenswert, daß die Begründung 
zu dieſem Geſetz davon ſpricht, daß die Sachverſtändigen 
gefunden hätten, die finanzielle Lage der Reichsbank ſei 
geſund. Ich begreife nicht, warum ſie eine Sanierung und 
eine Verwäſſerung ihres Kapitals auf 400 Millionen 
braucht, nachdem ſie in geſundem Zuſtand die Geldpolitik 
des Deutſchen Reiches hat beſorgen können. Aber man er⸗ 
hofft ſich offenbar daraus gewaltige Gewinne. 

Beſonders charakteriſtiſch iſt folgendes: Das Kapital, das 
die Altaktionäre der Reichsbank für den Beſtand der Aktiva 
der Reichsbank bekommen, wird auf nur 90 Millionen Gold 
feſtgeſetzt. Es iſt bezeichnend, wie verſchämt und mit einer 
ganz unglaublichen — mir fällt gerade kein parlamen⸗ 
tariſcher Ausdruck dafür ein — man die Verhandlungen 
zwiſchen Reichsbank und dem Reich begründet hat. 180 Mil⸗ 
lionen iſt die Summe, um die das Deutſche Reich die ge⸗ 
ſamten Aktiva der Reichsbank auf Grund des beſtehenden, 
heute noch gültigen Bankgeſetzes hätte übernehmen können, 
und zwar Papiermillionen! Es ſteht hier klipp und klar: 
‚Das Reich erklärte jedoch, daß es in dieſer Angelegenheit 
nicht in unbilliger Weiſe handeln konnte. Man hat 
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aber ſehr wohl unbillig handeln können, indem man 
die Kriegsanleihezeichner und die Beſitzer 
der Staatsanleihen reſtlos um ihr gutes 
Geld betrogen hat. Da hatte man kein Gefühl dafür, 
Treu und Glauben wiederherzuſtellen. Aber wenn es ſich 
darum handelt, den ausländiſchen Kapitaliſten ein gewal⸗ 
tiges Geſchenk zu machen, dann freilich kann man nicht 
‚in unbilliger Weiſe handeln!! 

Es iſt ja auch ſchließlich begreiflich, nachdem der Prä⸗ 
ſident der Reichsbank im Dawesplan 
(auf Seite 85) eine ganz offenſichtliche Be⸗ 
ſtechung bekommen hat. In dem Dawesplan ſteht 
nämlich: Der erſte Präſident ſoll der Prä⸗ 
ſident der Reichsbank ſein. Es iſt alſo 
gar nicht zu verwundern, daß ſich die 
Herren, die die Verhandlungen mit dem 
Deutſchen Reich geführt haben, doch bei 
ihrem zukünftigen Auftraggeber, den 
Herren der Weltfinanz, erkenntlich zeigen 
wollten (Abgeordneter Becker von der Deutſchen 
Volkspartei: Welcher Tiefſtand der Diskuſſion! Pfui!). 
Ich finde es unerhört, daß eine deutſche Regierung über⸗ 
haupt ein derartiges Inſtrument annimmt, in dem ſo etwas 
ſteht. Das iſt Tiefſtand, daß eine deutſche Regierung wagt, 
dem deutſchen Volke ſo etwas zu bieten. Das iſt ein nicht 
zu übertreffender Tiefſtand deutſcher Staatsmoral. Wie Sie 
wiſſen, werden im Generalrat der ſogenannten Deutſchen 
Reichsbank zur Hälfte Ausländer ſitzen. Der Wahl⸗ 
vorſchlag wird durch eine Finanzautorität des 
Auslandes, die zu hören iſt, geprüft und gebilligt. Der 
Kommiſſar muß ein Ausländer ſein. Der Mann, der 
in Zukunft darüber befinden wird, wieviel Geld der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft an Umlaufmitteln zur Verfügung geſtellt 
werden ſoll, wird ein Ausländer ſein. Er wird die 
Banknotenausgabe kontrollieren. Warum? Damit die 
Reparationslaſten in voller Höhe dauernd vollwertig ein⸗ 
getrieben werden können. 

Ich muß nun beſonders noch alle die Illuſionen, die 
Illuſionsballons, die immer wieder von der Mitte bezüglich 
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der erwarteten großen Kredite aufſteigen, etwas zurück⸗ 
dämmen. Was ſagt der Dawesplan über die Aufgaben 
dieſer neuen Bank? Auf Seite 87 ſteht klipp und klar, daß 
die Bank keine Darlehen oder Vorſchüſſe gewähren ſoll, 
die durch unbeweglichen Beſitz, Bergwerke, Öffelder, 
Aktien oder Regierungsſchuldverſchreibungen gedeckt ſind. 
Keinerlei Kredit darf dieſe Bank geben für die deutſche 
Offentlichkeit; die deutſchen Länder, die deutſchen Ge⸗ 
meinden oder ſonſtige Verwaltungseinheiten können kei⸗ 
nerlei Darlehen von dieſer Bank bekommen. Wie kann man 
uns da immer vorreden, der kommende Kredit ſei das, was 
uns zwinge, nun endlich dem Dawesplan zuzuſtimmen?! 
Nur das Reich bekommt einen Lauſekredit von 100 Mil⸗ 
lionen, der aber am Ende des Jahres immer abgedeckt 
ſein muß. 

Der Dienſt für die Reichsfinanzverwaltung wird von 
der neuen Bank durchgeführt, ſagt Ziffer X des Sachver⸗ 
ſtändigengutachtens. Das Direktorium iſt ermächtigt, dem 
Reich von Zeit zu Zeit Vorſchüſſe zu gewähren im Betrage 
von 100 Millionen Mark. Dabei müſſen ſämtliche Finanz⸗ 
operationen der ganzen deutſchen Regierung durch dieſe 
neue Bank geleitet werden. Ein Goldſtrom muß durch die 
Kaſſen dieſer Bank fließen. Trotzdem ſteht hier: In An⸗ 
betracht dieſer Vorteile ſollen das Reich und ſeine Finanz⸗ 
verwaltung alle ihre in⸗ und ausländiſchen Bankgeſchäfte 
durch Vermittlung der Bank ausführen‘ Alſo zu den 
Vorteilen, die nicht das Reich hat, ſon⸗ 
dern die Bank, kommt der weitere Vor⸗ 
teil für die Bank, daß das Reich alle 
feine Geſchäfte durch die Bank durch⸗ 
leiten muß. Außerdem kommt hinzu, daß die ganzen 
Gelder für das Reparationskonto hindurchgeführt werden 
müſſen. Alſo ein neuer Goldſtrom ergießt ſich in die Kaſſen 
dieſer neuen Bank. 

Ich habe ſchon erwähnt, daß der Bank das ausſchließliche 
Recht der Notenausgabe verliehen iſt, und daß dieſes Recht 
ein glattes Geſchenk von mindeſtens 1 Milliarde Mark be⸗ 
deutet. Denn die vorſchriftsmäßige Deckung iſt ja nur auf 
40 Prozent feſtgeſetzt, alſo was darüber hinaus an Papier⸗ 
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ſcheinen gedruckt wird, iſt ein glattes Geſchenk an die Bank. 
Dieſe Banknoten werden nur im Wege des verzinslichen 
Kredits herausgegeben an die deutſche Wirtſchaft. Man 
ſchenkt dieſer neuen Bank, der Bank der 
Weltjuden, ein ungeheures Privileg, ein 
Privileg auf 50 Jahre. Alſo über die 37 
Jahre, auf die ſichäußerſtenfalls die Laſten 
vertragsgemäß erſtrecken ſollen, hinaus 
verpflichtet ſich eine deutſche Regierung, 
noch weitere dreizehn Jahre das deutſche 
Volk in finanzpolitiſcher Sklaverei zu 
halten. 

Intereſſant wäre noch, auf die Gewinnverteilung ein⸗ 
zugehen. Man erwartet naturgemäß aus dieſer glänzenden 
finanzpolitiſchen Transaktion geradezu fabelhafte Gewinne, 
Gewinne, die nicht erſchöpft ſind mit den mit acht Pro⸗ 
zent garantierten Zinſen für die Aktionäre. Darüber 
hinaus wird noch von den erſten 50 Millionen, die er⸗ 
zielt werden, die Hälfte zugunſten der Aktionäre ausge⸗ 
ſchüttet. Das find weitere ſechs Prozent mit 25 Millionen. 
Von den weiteren 50 Millionen ſollen die Aktionäre noch⸗ 
mals den vierten Teil bekommen, das ergibt weitere drei 
Prozent. Man rechnet alſo jetzt ſchon mindeſtens mit einer 
Verzinſung von 17 Prozent für die Aktionäre dieſer Bank. 
Das iſt ein glänzendes Geſchäft für das Leihkapital. Und 
nicht um der ſchönen blauen Augen des Herrn Marx oder 
ſonſtiger Regierungsmänner willen iſt dieſes Geſchäft ge⸗ 
macht worden. 

Ich muß mir leider verſagen, auf die anderen Dinge noch 
einzugehen. Ich will nur darauf hinweiſen, daß es be⸗ 
zeichnend iſt, daß neben dieſem Bankgeſetz 
auch noch das Eiſenbahngeſetz ſteht, daß 
man hiermit die zwei weſentlichſten Ho⸗ 
heitsrechte des deutſchen Volkes preis⸗ 
gibt an die Weltfinanz. Gerade dieſe beiden 
Dinge müſſen unbedingt im Staatsbereich erhalten blei⸗ 
ben; denn es handelt ſich hier um ausgeſprochen ſouve⸗ 
räne Rechte des Volkes. Und wenn der Herr Reichs⸗ 
kanzler immer wieder hilf⸗ und ratlos die Frage nach an⸗ 
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deren Wegen ausgeſprochen hat, die wir ihm zeigen joll: 
ten, nach anderen Wegen, als ſie im Dawesplan vorge⸗ 
zeichnet ſind, ſo möchte ich verſuchen, hierauf kurz eine 
Antwort zu geben. Die erſte Tat ergibt ſich aus der 
jetzt gegebenen Kritik. Eine Selbſtverſtändlichkeit für 
jede deutſche Regierung müßte fein, nicht die Ent⸗ 
ſtaatlichung, ſondern die Verſtaatlichung 
des Geldweſens durchzuführen, die Verſtaatlichung 
durch die Errichtung einer wirklich deutſchen Staatsbank 
und nicht die Preisgabe des deutſchen Notenprivilegs an 
eine Privataktiengeſellſchaft. Glauben Sie denn, Herr 
Reichskanzler, daß Ihnen die Hyänen der Weltfinanz die 
Gelder deshalb geben, weil Sie es ſind, und nicht, weil 
es ein glänzendes Geſchäft iſt? So ſchenkt man Rechte her, 
obwohl man doch in der Lage wäre, ſelbſt etwas zu ſchaf⸗ 
fen. Es muß ja doch alles von uns ſelbſt geſchaffen werden. 
Niemand hilft uns dazu. Nur den Rahm ſchöpfen die 
andern ab. 

Meine Herren von der Regierung! Ich 
warne Sie bei der Meidung einer ſpäteren 
Anklage wegen Hoch⸗ und Landesverrats, 
die deutſche Finanzhoheit und die deutſche 
Verkehrshoheit preiszugeben. Was bleibt nach 
Annahme des Dawesplanes noch übrig von der deutſchen 
Souveränität? Die Gebietshoheit, die Militärhoheit, die 
Finanzhoheit, die Verwaltungs⸗ und Verkehrshoheit und 
die Juſtizhoheit umſchreiben einen ſouveränen Staat. 
Die Gebietshoheit wird ſeit Jahren von Frankreich mit 
Füßen getreten. Kaum wagt es die deutſche Regierung, 
die Anrechtmäßigkeiten der Ruhrbeſetzung noch zu kenn⸗ 
zeichnen. 

Die Militärhoheit iſt gefliſſentlich preisgegeben worden. 
Erzberger hat ſeinerzeit ſogar die Ziffer von 200 000 Mann 
auf 100 000 Mann heruntergeſetzt, wahrſcheinlich um eine 
gute Note bei der Weltfinanz zu bekommen. Das Heer iſt 
gerade noch ſtark genug, um im Innern die Ordnung auf⸗ 
rechtzuerhalten. 

Die Finanzhoheit wollen Sie nunmehr knechtſelig den 
Statthaltern des Weltgewiſſens darbringen und rauben 
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damit dem deutſchen Volke eines feiner wichtigſten Hoheits⸗ 
rechte, ohne die ein Aufſtieg nicht mehr möglich erſcheint. 

Sie geben weiter preis die deutſchen Eiſenbahnen und 
liefern die deutſche Verkehrshoheit aus, ſo daß eine 
deutſche Machtpolitik nicht mehr möglich iſt. Sie wiſſen 
ja, daß ein Franzoſe deutſcher Eiſenbahnkommiſſar werden 
ſoll. Sie machen damit Deutſchland zu einer 
Sklavenkolonie und erniedrigen ſich ſelbſt zu Skla⸗ 
venhaltern im Dienſte der Finanzbanditen von Wallſtreet, 
London und Paris. Haben Sie kein Gefühl für den Fluch, 
der Sie begleitet, wenn Sie wirklich nach London zur end⸗ 
gültigen deutſchen Unterſchrift gehen? Wenn wir nur 
1000 Deutſche wären — wir haben ſchon 5 Millionen 
hinter uns —, dann hätten wir allein, die wir dieſen 
Teufelsſpuk durchſchauen, das Recht und die Pflicht, da⸗ 
gegen zu proteſtieren. Wir werden nicht ruhen 
und raſten, bis dieſe Schande und dieſe 
Knechtſchaft von uns genommen iſt. Die ein⸗ 
zige Möglichkeit, mit der Sie nach London 
gehen können, iſt dieſe. 


(Redner zerreißt den Dawespakt.) 
Ich gebe hier folgende Erklärung ab: 


1. Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitspartei ſieht in der 
beabſichtigten Auslieferung der deutſchen Finanzhoheit 
durch die Bankgeſetze den Schlußſtein für die finanzpoli⸗ 
tiſche Verſklavung des deutſchen Volkes. Nicht ausländiſche 
Bankiers, nicht ausländiſche Anleihen werden uns helfen, 
ſondern nur der Aufbau eines ſtraffen ſtaatlichen Zentral⸗ 
noteninſtituts, frei von jeder privatkapitaliſtiſchen Ver⸗ 
ſklavung. 

2. Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitspartei ſieht den 
einzig möglichen und gangbaren Weg, die innerpolitiſche 
Kreditkriſis zu beſeitigen, in der Durchführung einer ſozial 
gerechten Aufwertung der alten Verbindlichkeiten. Auf 
dieſe Weiſe erreichen wir eine Wiederaufrichtung des Spar⸗ 
beſitzes, der die Grundlage des geſamten inneren Geld⸗ 
und Kreditverkehrs geweſen war. 
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3. Die Nationalſozialiſtiſche Freiheitspartei ſteht grund⸗ 
ſätzlich auf der Anerkennung des Privateigentums, ſoweit 
es ehrlicher Arbeit und Leiſtung ſeine Entſtehung verdankt. 
Nur Atopiſten und Volksbetrüger können Abſchaffung des 
Privateigentums als Mittel zur Volkswohlfahrt anpreiſen. 
Dagegen iſt allen arbeitenden Volksgenoſſen die Möglich⸗ 
keit zu einer tatſächlichen Werksbeteiligung, die erdient 
werden muß, zu eröffnen. 

Nur durch Erfüllung dieſer Grund⸗ 
forderungen ſozialer Gerechtigkeit kann 
eine Entgiftung der innerpolitiſchen Ver⸗ 
hältniſſe angebahnt werden, die innere 
Wirtſchaftgeſunden und damit die Voraus⸗ 
ſetzung für äußere Freiheit geſchaffen wer⸗ 
den.“ 


Zum Eiſenbahngeſetz ſprach dann unſer ver⸗ 
ſtorbener Abgeordneter Rahl (S. 962 ff.). Er kenn⸗ 
zeichnete die Gründe, die zur Vergeſellſchaftung der Reichs⸗ 
bahn führen, als lediglich aus dem habgierigen Macht⸗ 
bewußtſein der Franzoſen entſtanden, die nicht nur die 
politiſche, ſondern auch die wirtſchaftliche Macht über 
Deutſchland gewinnen wollen. Wohin dieſe Vergeſell⸗ 
ſchaftung führt, hat der Sozialdemokrat Hilfer⸗ 
ding bereits im Jahre 1921 ausgeſprochen. Er betonte: 
Wenn die Eiſenbahnen in die Hände eines 
ausländiſchen kapitaliſtiſchen Konſor⸗ 
tiums kämen, ſo wäre dies eine voll- 
ſtändige Preisgabe der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft. Es wäre dies die denkbar ſchärfſte, 
gefährlichſte Art der Kontrolle der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft. Rahl weiſt dann ausführlich auf 
die Gefahren dieſer Kontrolle in wirtſchaftlicher Hinſicht 
hin und macht darauf aufmerkſam, wie ſich wohl die 
Mobilmachung unter der Aufſicht eines fremden Kom⸗ 
miſſars vollzöge, wenn wir einmal genötigt wären, uns 
zur Wehr zu ſetzen. Er tadelt ſcharf die unverſchämten 
Ausführungen des Dawespaktes, in denen von den Eiſen⸗ 
bahnbeamten behauptet wird, daß ſie an Größenwahn 
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litten und ſich nicht nach der Dede jtreden wollten. Rahl 
bedauert, daß es Herr Streſemann nicht für nötig gefunden 
hat, dieſe unerhörten Beleidigungen des Beamtenkörpers, 
der fleißig und pflichttreu, berufsfreudig bis zum äußerſten 
iſt und unter deſſen Leitung und Verwaltung die deutſche 
Eiſenbahn glänzend funktioniert hat, gebührend zurück⸗ 
zuweiſen, wie es ſeine Pflicht geweſen wäre. Abgeordneter 
Rahl ſtreift noch die Tarifpolitik und bemerkt dann: 
„Der ganze Ausblick dieſes Geſetzes iſt ſo außerordentlich 
trübe, daß wir darüber nur erſchreckt ſein können, und 
beſonders müſſen wir erſchrecken, wenn wir die Perſonal⸗ 
beſtimmungen betrachten.“ (Wie dieſe ſich ausgewirkt 
haben, hat ſich ja gerade in der letzten Zeit in den 
furchtbaren Eiſenbahnkataſtrophen gezeigt!) Rahl erklärt 
dann: „Wir werden das Geſetz geſchloſſen 
ablehnen“, und jagt weiter: „Wenn uns hier 
mit verſchiedenen Möglichkeiten gedroht 
wird, um vielleicht den Entſcheid zu 
korrigieren, ſo ſage ich: Wir ſind über die 
Möglichkeiten alle im klaren.“ 

Graf Reventlow (1040 ff.) betonte zunächſt, daß 
die Regierung, ihre Organe und ihre Parteien gefliſſent⸗ 
lich die Offentlichkeit mit Details beſchäftigt haben, um 
das Weſentlichſte zu verſchleiern. Als die Argonauten, 
die deutſchen Delegierten, nach London fuhren, wurde 
ihnen von vornherein von den Nationalſozialiſten kein 
günſtiges Prognoſtikon geſtellt, und ſie brachten in der 
Tat kein auch noch ſo kleines Stückchen des Goldenen 
Vließes mit nach Hauſe. Das Gutachten wurde geradezu 
mit einem „ruere in servitium“, mit einem Sichſtürzen 
in die Knechtſchaft, freudig und begeiſtert aufgenommen. 
Aber die Verſklavung hat man verſtanden vor dem 
Volke ängſtlich zu verbergen. Die Hauptpunkte berührte 
man nicht, es wurde auch nicht von der Rhein⸗ und 
Ruhrbeſetzung, von der Schuldlüge, auf der ſich der Ver⸗ 
ſailler Vertrag und dann auch der Dawespakt aufbauten, 
geſprochen. Die ſogenannte Bibel der Wirtſchaft 
iſt nichts weiter als die Wirtſchaftsbibel des 
in Amerika konzentrierten Weltjuden⸗ 
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tums. Sie hat ihr vollkommenes Analogon in dem Satz 
des Alten Teſtaments: „Du ſollſt alle Völker freſſen!“ Das 
erſte dieſer Völker iſt Deutſchland. Der engliſche General 
Allen ſagt: „Wenn die Deutſchen alle ſich in dieſem Gefühl 
(daß ihnen Anrecht geſchieht) einigen ſollten, dann wird, 
wie entwaffnet ſie auch ſein mögen, keine Macht der Welt 
die eiſerne Kette noch weiter feſthalten und ihre Sprengung 
verhindern können, wenn das ganze deutſche Volk ſich ent⸗ 
ſchloſſen auflehnt.“ Das bedeutet keinen Krieg, ſondern die 
Gewalt des ſittlichen Willens zur Freiheit, die unwider⸗ 
ſtehliche Kraft der aus dem Innern kommenden Auf- 
lehnung. Es iſt geradezu frevelhaft, den Dawespakt, 
dieſes Dokument der Verſklavung, als den Weg zur Frei⸗ 
heit zu bezeichnen, wie dies Dr. Marx und Dr. Streſe⸗ 
mann getan haben. Der Dawesbericht, ſo höflich glatt, 
oft ſüßlich moraliſch er ſpricht, iſt kein Dokument des 
Friedenswillens. Er iſt der Krieg mit anderen Mitteln: 
durch die Phraſe, die Suggeſtion und den Betrug uns willen⸗ 
los zu machen, um allmählich jeden nationalen und deut⸗ 
ſchen Willen in den Maſſen des deutſchen Volkes zu töten. 


Am Freitag, den 29. Auguſt, fanden die Schlußabſtim⸗ 
mungen über die Dawesgeſetze ſtatt. 

Selten war die Atmoſphäre derart mit Spannung ge⸗ 
laden wie an dieſem Tage. Ging es doch um das Schickſal 
unſeres Volkes. Überall ſtanden Gruppen beiſammen und 
beſprachen die Möglichkeiten. Immer wieder kehrte die 
Frage: „Wie werden die Deutſchnationalen ſtimmen?“ 
Denn von ihnen, als der ſtärkſten Partei, hing das Schickſal 
der Dawesgeſetze ab, da eine Zweidrittelmehrheit für das 
Geſetz über die Entſtaatlichung der Reichsbahn als ein 
verfaſſungänderndes erforderlich war. Da ſie „deutſch“ 
und „national“ ſein wollen, konnte man natürlich nicht 
annehmen, daß ſie für das Geſetz der Verſklavung 
Deutſchlands ſtimmen würden, um ſo weniger, als die 
Erklärungen ihrer Redner unzweideutig beſagten, daß ſie 
alle Geſetzesvorlagen ablehnen würden. Aber es ſchien 
etwas durchgeſickert zu ſein, und ſo war die Spannung 
groß. Würden ſie feſtbleiben oder umfallen? Das war die 
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große Frage, deren Für und Wider lebhaft in den Wandel⸗ 
gängen des Reichstages erörtert wurde. 

Geſetz um Geſetz wurde vorgelegt und von der kom⸗ 
pakten einfachen Mehrheit, beſtehend aus den Regierungs⸗ 
parteien (Deutſche Volkspartei, Zentrum, Bayeriſche Volks⸗ 
partei, Demokraten), unter freiwilliger Unterſtützung der 
Sozialdemokraten und der Wirtſchaftspartei angenommen. 
Dagegen ſtimmten die Kommuniſten und Deutſchnationa⸗ 
len, die vier Kunzemänner und ſelbſtverſtändlich wir Na⸗ 
tionalſozialiſten. Das Stimmenverhältnis war 262 
Stimmen mit „Ja“ und 172 Stimmen mit „Nein“. Die 
Deutſchnationalen konnten ſich alſo die Oppoſition leiſten, 
ſie waren ſicher, daß die Geſetze auch ohne ihre Zuſtim⸗ 
mung angenommen werden würden! Aber die Notwendig⸗ 
keit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit für das Reichs⸗ 
bahngeſetz ſetzte nun die Deutſchnationalen in die peinlichſte 
Verlegenheit. Nun mußten ſie „Farbe“ bekennen im wahr⸗ 
ſten Sinne des Wortes! 

Die Abſtimmungskarten ſind mit den Namen der ein⸗ 
zelnen Abgeordneten verſehen, die Ja⸗Karten ſind weiß, 
die Nein⸗Karten rot, während die blauen Karten Stimm⸗ 
enthaltung bedeuten. 

Die Abſtimmung begann. Die Urnen, in welche die 
Stimmzettel hineinzulegen find, werden von den Dienern 
herumgetragen. Die Spannung des ganzen Hauſes war 
auf das höchſte geſtiegen. Alle Augen ſahen nach den Bän⸗ 
ken der Deutſchnationalen — doch ſtehe, überall waren 
die roten Zettel mit „Nein“ in den Händen der Abgeord⸗ 
neten zu ſehen. Mehrere Abgeordnete zeigten recht offen⸗ 
ſichtlich ihre Zettel zu den Bänken der Sozialdemokraten 
hinüber und hinauf zu den Galerien. Alſo doch — ſte lehnen 
das Geſetz ab — ſie bleiben feſt! 

Doch was war denn das? — Da vorn fällt im letzten 
Augenblick doch eine weiße Ja⸗Stimmkarte in die Urne! 
Dort auch! Da wieder — und immer mehr! Schäbigerweiſe 

hatten dieſe Heuchler bis zum letzten Augenblick die weiße 
bun gere unter der roten Nein⸗Karte verborgen gehalten, 
um ſie im letzten Augenblick mit gaukleriſcher Gewandtheit 
in die Urne zu werfen. 
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Sieh dort! — der Enkel des Altreichskanzlers, der junge | 


Fürſt Otto v. Bismarck — auch er gibt ſoeben die weiße Ja⸗ 
Karte ab für den Dawespakt — und — mir fährt 
ein Stich durchs Herz, auch der greiſe Großadmiral — Tir⸗ 
pitz — der Schöpfer der deutſchen Flotte — ſtimmt dem 
Schandgeſetz zu! 

Die Abſtimmung iſt geſchloſſen 

Die Stimmen werden gezählt: Es ſind insgeſamt 
441 Stimmen abgegeben, davon 314 mit „Ja“ und 127 
mit „Nein“. 

Das Geſetz iſt angenommen! 

Neunundvierzig Deutſchnationale haben 
ihre Stimme für das Schandgeſetz gegeben. 

Ihre Namen verdienen der Weltgeſchichte überliefert zu 
werden. Es ſind die Abgeordneten: Bachmann, Baecker 
(Berlin), Dr. Barth, Bazille, Behrens, Biener, Fürſt Otto 
v. Bismarck, Chriſt, Döbrich, Domſch (Dresden), Dorſch 
(Heſſen), Dr. v. Dryander, Fleſcher, Dr. Gereke, Glaſer, 
Dr. Hanemann, Hänſe, Hartwig, Hartz, Dr. Hoetzſch, Hülſer, 
Julier, v. Kemnitz, Dr. v. Keudell, Dr. Klönne, Koch (Düſ⸗ 
ſeldorf), Krüger⸗Hoppenrade, Lambach, Dr. Lejeune⸗Jung, 
Leopold, Lindner, Dr. Maretzky, Graf Merveldt. D. Mumm, 
Neuhaus (Düſſeldorf), Paul, Dr. Reichert, Freiherr v. Richt⸗ 
hofen (Breslau), Rippel, Sachs, Schröter (Liegnitz), Siller, 
Dr. Spahn Göln), Freih — », Stauffenberg. D. Strath⸗ 

Im Namen der 9 Nationalſozialiſtiſcen Fraktion gab dann 
Herr v. Graefe die Erklärung ab: 

Die Fraktion der N. S. F. hält den heutigen 
Tag, den zehnjährigen Gedenktag des 
ruhmreichen Sieges bei Tannenberg, an 
dem heute 314 als Vertreter des deutſchen 
Volkes gewählte Männer und Frauen die 
deutſche Staatsſouveränität, die deutſche 
Volkswirtſchaft, ja das deutſche Volk ſelbſt 
dem Zugriff des internationalen Groß⸗ 
kapitals unter dem Beifallklatſchen feind⸗ 
licher Diplomaten ausgeliefert haben, 
für den ſchwärzeſten Tag der deutſchen Ge⸗ 
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ſchichte ſeit dem 9. November 1918. Wir ſtel⸗ 
len mit Entrüſtung und Schmerz feſt, daß 
dieſe Stunde nur dadurch möglich war, daß 
etwa die Hälfte einer Fraktion, die ſich 
deutſch und national nennt, ſich an dieſer 
Tat der Verblendung in letzter Minute be⸗ 
teiligt hat. Sie hat in erſter Linie die Ver⸗ 
antwortung für all die furchtbaren Folgen 
zu tragen. Das deutſche Voll aber möge 
endlich erkennen, in welche Hände es in 
ſeiner Gleichgültigkeit und Gutgläubig⸗ 
keit ſein Schickſal gelegt hat. 

Man kann ſich denken, wie außerordentlich unangenehm 
den „Jaſagern“ dieſe mannhaften Worte waren. Durch 
ſtändigen Lärm und dauernde Schlußrufe ſuchte man ſie zu 
verhindern und Herrn v. Graefe zu veranlaſſen, abzu⸗ 
brechen. Selbſtverſtändlich gelang ihnen das nicht. Herr 
v. Graefe brachte dann noch ein Mißtrauensvotum gegen 
die Regierung ein, welches aber, wie man ſich denken kann, 
abgelehnt wurde. 

Der Vorhang fiel über dem Schlußakt dieſes in der Ge⸗ 
ſchichte aller Völker und Zeiten einzig daſtehenden Vater⸗ 
landsverrats. 
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Finanztechniſche Grundfragen 


Erſter Druck im „Völkiſchen Sprechabend“, herausgegeben von 
ans Weberſtedt und Otto Lehmann (Sprechabend 
11. Oktober 1924) 


Die Quantitätstheorie des Geldes ſteht heute noch bei 
den meiſten Finanzpolitikern in hohem Anſehen. Beſon⸗ 
ders der derzeitige Finanzminiſter Dr. Luther iſt ein 
ſtarrer Verfechter der engen und ſtrengen Quantitäts⸗ 
theorie. Dieſe Theorie beſagt, daß die umlaufende Papier⸗ 
geldmenge in einem ganz beſtimmten Verhältnis zur Gü⸗ 
termenge der Volkswirtſchaft ſteht und auf dieſem Stande 
erhalten werden muß, wenn nicht — Inflation eintreten 
ſoll. 

Eine Verdoppelung des umlaufenden Papiergeldes oder 
Hartgeldes habe die Folge, daß die Preiſe ſich verdop⸗ 
peln müßten. Anders ausgedrückt: Falls nicht neue Werte 
geſchaffen werden, dagegen einſeitig die Menge der ſtaat⸗ 
lichen Geldzeichen vermehrt wird, hat man inflatoriſche 
Wirkungen zu erwarten. Ein Staat alſo, der ſeinen Geld⸗ 
bedarf nicht durch Steuereinkünfte oder aus ſonſtigen Ein⸗ 
nahmequellen zu decken vermag und ſeine Zuflucht zur No⸗ 
tenpreſſe nimmt, treibt inflatoriſche Finanzpolitik, treibt 
Inflation. Er verſündigt ſich an der Quantitätstheorie 
des Geldes. 

Dies iſt ungefähr der Sinn und Inhalt der ſogenannten 
Quantitätstheorie des Geldes. 

Die Geſchehniſſe der letzten Jahre liegen nun ſcheinbar 
ganz in der Beweisrichtung für dieſe Theorie. Der Staat 
deckte ſeinen Geldbedarf durch uferloſen Banknotendruck 
und zerſtörte damit Währung und Wirt⸗ 
ſchaft. Ein derartig kraſſer Anſchauungsunterricht iſt ge⸗ 
eignet, Trugſchlüſſe begreiflich erſcheinen zu laſſen. Ein 
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folder Trugſchluß iſt die Quantitätstheorie des Geldes im 
engeren Sinne. Sie iſt falſch. Sie iſt falſch, 
weil das umlaufende Papiergeld keineswegs auch nur 
annähernd alle Forderungstitel und Geldſurrogate um⸗ 
faßt, die genau ebenſo wie das bare Geld auf die Güter 
der Wirtſchaft bezogen werden müſſen, da ſie den Beſitzer 
ſolcher Rechtstitel und Geldſurrogate genau ebenſo wie 
den Bargeldbeſitzer inſtand ſetzen, die Erzeugniſſe der 
Wirtſchaft zu kaufen. 

Die Quantitätstheorie des Geldes zieht deshalb nur 
einen Teil der Kaufkraft in Rechnung. Aber darauf 
kommt es ja gerade an, wieviel Kaufkraft den Er⸗ 
zeugniſſen der Wirtſchaft gegenüberſteht. 

Um dieſen Zuſammenhängen zwiſchen Kaufkraft und 
Wirtſchaftggütern näherzukommen, müſſen wir uns ein⸗ 
mal die finanztechniſche Mechanik einer geſamten Volks⸗ 
wirtſchaft vor Augen halten. 

Auf die Aktioſeite einer Volkswirtſchaft haben wir zu 
ſetzen alle Sachgüter, und zwar: 


IJ. Das Staats vermögen, beſtehend aus Eiſen⸗ 
bahnen, Poſten, Telegraphen, Forſten, Bergwerken, Staats⸗ 
gebäuden uſw. 

II. Vermögen der Selbſtverwaltungskör⸗ 
per, beſtehend aus ſtädtiſchem Haus⸗ und Grundbeſitz, 
Elektrizitätswerken, Gas⸗ und Waſſerwerken, Straßenbah⸗ 
nen, Markthallen, Krankenhäuſern uſw. 

III. Privatvermögen, beſtehend aus Grund und 
Boden, Fabrikbeſitz, ſtädtiſchem und ländlichem Hausbe⸗ 
ſitz, Mobilien und all den ungezählten in Privatbeſitz be⸗ 
findlichen Gebrauchs⸗ und Verbrauchsgegenſtänden. 


Es kommen ferner hinzu die Vorräte der wirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe der Induſtrie, Landwirtſchaft uſw. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß dieſe Ver⸗ 
mögensbeſtandteile, die den geſamten Sachgüterbeſitz einer 
Nation umſchreiben, als die Geſamtaktiven des National⸗ 
vermögens anzuſprechen ſind. Dieſen Aktiven gegenüber 
ſtehen aber ſehr große Schuldverbindlichkeiten. 
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Dem Staatsvermögen gegenüber ftehen die 
Staatsſchulden, aljo die Eiſenbahnanleihen, die 
Reichs⸗ und Staatsanleihen, Kriegsanleihen uſw. — dem 
Vermögen der Verwaltungskörper ſtehen gegenüber die 
Schulden der Städte, Kreiſe und Gemein⸗ 
den, alſo die ſtädtiſchen Anleihen, die Kreisanleihen, die 
Diſtrikts⸗ und Gemeindeanleihen. 

Dem geſamten Privatvermögen von Induſtrie, 
Handel und Landwirtſchaft ebenſo, der Privatbevölkerung 
ſtehen gegenüber die ſämtlichen Privatſchulden in 
Form der Hypotheken auf Haus⸗ und Grundbeſitz, in 
Form von Induſtrieobligationen und ſonſtiger Form von 
Schuldverſchreibungen. And ſchließlich haben wir noch auf 
die Paſſivaſeite zu ſetzen das Geld, das heißt das um⸗ 
laufende Papiergeld, das den Austauſch und Einkauf der 
Güter vermitteln ſoll. 

Es kann nun keinem Zweifel unterliegen, daß die oben 
einzeln genannten Paſſiva der Volkswirtſchaft, die For⸗ 
derungsanſprüche auf die Volkswirtſchaft ſind, 
ebenſo wie das Bargeld dem Beſitzer Kaufkraft ver⸗ 
leihen. Es müſſen alſo alle derartigen verzinslichen oder 
unverzinslichen Kaufkrafturkunden in einem beſtimmten, 
näher zu unterſuchenden Verhältnis zu den Gütern der 
Wirtſchaft ſtehen. 

Der Beſitzer von ſoundſo viel Millionen Reichsanleihe⸗ 
Pfandbriefen oder ſonſtigen Effekten iſt doch ganz ebenſo 
kaufkräftig wie der Beſitzer von Papiergeld. Beide 
können in gleicher Weiſe ihre Wünſche bei dem Einkauf von 
Gütern der Wirtſchaft ohne weiteres befriedigen. Ob ein 
bankgeſchäftlicher Zwiſchenakt eingeſchaltet wird durch Ver⸗ 
kauf der Effekten oder ob dieſe Effekten direkt in Zahlung 
gegeben werden, iſt natürlich ganz gleich. 

Es muß hier nachgetragen werden, daß auch die ſtrenge 
Quantitätstheorie einen gewiſſen Einfluß der Amlaufs⸗ 
geſchwindigkeit des Geldes einräumt. Auch im Rahmen 
der engen Qualitätstheorie iſt es ſchon klar, daß durch 
die Annahme dieſes Faktors eine ſehr große Anſicherheit 
bezüglich der ſtrengen Gültigkeit der Quantitätstheorie des 
Geldes eintreten muß. 
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Ein weiterer Faktor iſt die Verſchiedenartigkeit bzw. 
Veränderlichkeit der Zahlungsſitten. 

Erkennen wir aber, daß außer dem Bargeldbeſtande 
einer Volkswirtſchaft auch die ſämtlichen oben angeführten 
Papierwerte und Wertpapiere in ihrer Eigenſchaft als 
Kaufkraft auf die Güter der Geſamtwirtſchaft bezogen 
werden können und müſſen, ſo iſt es klar, daß dieſe enge 
Quantitätstheorie mit ſo viel Fehlerquellen behaftet iſt, daß 
wir ſie jetzt ſchon als falſch bezeichnen dürfen. Berückſich⸗ 
tigen wir noch, daß der geſamte Zahlungsverkehr bei 
faſt allen größeren Summen ausſchließlich durch Zuhilfe⸗ 
nahme von Wechſeln, Schecks und insbeſondere durch bar⸗ 
geldloſe Überweiſung erfolgt, jo wird ganz klar, daß die 
oben geſchilderte, im erſten Augenblick einleuchtende Quan⸗ 
titätstheorie falſchſe in muß. 

Gewiß kann nicht beſtritten werden, daß eine uferloſe 
und unſinnige Vermehrung der papierenen Zahlungsmit⸗ 
tel auf das Tauſend⸗ und Millionenfache den größten 
Einfluß auf die Kaufkraft der Währungseinheit, der Mark, 
haben muß. Bei unſerer augenblicklichen, theoretiſch 
grundlegenden Betrachtung dürfen wir aber eine derartig 
irrſinnige Periode nicht mit hereinziehen. Wir müſſen zu⸗ 
nächſt feſtſtellen, daß alle die angeführten Schuldmittel 
zuzüglich des baren Geldes, zuzüglich der Geldſurrogate, der 
Wechſel und Schecks der Geſamtwirtſchaft für den Aus⸗ 
tauſch der Güter — und das iſt doch der Sinn der Wirt⸗ 
ſchaft — zur Verfügung ſtehen. Eine richtige Quantitäts⸗ 
theorie müßte alſo zum mindeſten alle dieſe Kaufkraft⸗ 
faktoren berückſichtigen. 

Sie muß ferner, wie oben erwähnt, berückſichtigen die 
Amlaufsgeſchwindigkeit und die Zahlungsſitten, um ein 
einigermaßen klares Bild über die Wirkung der Ver⸗ 
mehrung der papierenen Zahlungsmittel auf die Preiſe 
zu gewinnen. 

Jedenfalls darf als Ergebnis jetzt ſchon feſtgeſtellt wer⸗ 
den, daß die enge Quantitätstheorie, die nur das um⸗ 
laufende Papiergeld mit den Gütern der Wirtſchaft in Be⸗ 
ziehung ſetzt, unmöglich richtig ſein kann. 
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Wenn wir ziffernmäßig nach den Angaben von Stein 
mann, Bucher, Helfferich und Ballod das deutſche National⸗ 
vermögen vor dem Kriege mit etwa 250 —350 Milliarden 
annehmen durften, ſo ſtünden dieſem Geſamtnational⸗ 
vermögen, das ſich aus den oben angegebenen Sach⸗ 
gütern zuſammenſetzt, gegenüber die ebenfalls oben an⸗ 
gedeuteten Schuldverbindlichkeiten, deren ungefähre ziffern⸗ 
mäßige Summe ſich wie folgt ergibt: 


Die Reichsanleihen. . . rund 5 Milliarden Mark 
Die Staatsanleihen der Länder rund 15 = 5 
Die Eiſenbahnſchuld . . rund 18 5 gr 
Die Schulden der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper t rund 6 35 1 
Die Obligationsſchuld der Induſtrie 
rund 6 


Die privaten Schuldverbindlichkeiten, 
hauptſächlich in Form der Hypo⸗ 
thekenpfandbriefe .. rund 11 


Summa: 61 Milliarden Mark 


Hinzukommen noch die Privathypotheken, deren Höhe 
nicht genau zu ermitteln iſt. 

Ferner gibt es keine einwandfreien Statiſtiken über die 
hypothekariſche Belaſtung. Die Angaben von Damaſchke 
mit 80 Milliarden Hypotheken ſind jedenfalls weit, weit 
übertrieben. Wenn die ſämtlichen hypothekariſchen Be⸗ 
laſtungen, die durch alle deutſchen Bodenkreditinſtitute, 
Landſchaftskaſſen, Hypotheken⸗ und Wechſelbanken ver⸗ 
mittelt worden ſind, nur etwa 11 Milliarden betragen 
haben, ſo iſt es höchſt unwahrſcheinlich, daß mehr als 
20 Milliarden außerdem noch in Privathypotheken angelegt 
geweſen ſein ſollen. 

Es iſt indes für die vorliegende Unterſuchung nicht ſo 
weſentlich, ob dieſe Zahl genau ſtimmt, es handelt ſich viel⸗ 
mehr darum, daß wir in der Hand des deutſchen Publikums 
eine ungefähre Geſamtſumme von rund 80 Milliarden 
Wertpapieren ſehen, die dem einzelnen Beſitzer Kaufkraft 
in der gegebenen Höhe verleihen. 
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Nun iſt es zweifellos und ſoll hier gleich nachdrücklich be⸗ 
tont werden, daß dieſe Kaufkraft nur potentiell iſt, daß ſie 
nicht dauernd auf dem Markte iſt. Aber dieſe Kaufkraft 
kann jeden Augenblick effektiv werden, ſich als Käuferin 
auf dem offenen Markt betätigen. 

Auf jeden Fall iſt der Beſitz von ſolchen Wertpapieren 
die Grundlage für faſt alle größeren Transaktionen, für 
das Herausſchreiben von Schecks ſowie für die Anweiſun⸗ 
gen auf bargeldloſem Wege. 

Wir bezeichnen dieſe Wertpapiere als das „Groß⸗ 
geld“ der Volkswirtſchaft und haben damit einen ſehr 
zutreffenden Ausdruck gefunden für die Funktionen dieſer 
Effekten in der Wirtſchaft. 

Der geſamte Zahlungsmittelverkehr, vor allen Dingen 
der Großverkehr ſpielt ſich faſt ausſchließlich auf dieſem 
Beſitz des Großgeldes der Wirtſchaft ab. 

Im Immobilienverkehr iſt es beſonders klar. Der Käu⸗ 
fer eines Hauſes oder eines Grundſtückes hat ganz gewiß 
praktiſch niemals mit 10⸗ oder 20⸗Mark⸗Stücken oder ⸗Schei⸗ 
nen bezahlt. Er hat entweder ſeinen Beſitz an Wertpapie⸗ 
ren ganz oder nur teilweiſe an Zahlungs Statt für ein 
Haus hingegeben, oder er hat auf Grund derartigen Be⸗ 
ſitzes auf bargeldloſem Wege mit Wechſel oder Scheck ſeine 
Schuld beglichen. 

Ebenſo ſpielte ſich der ganze Zahlungsverkehr in Hand⸗ 
werk und Induſtrie doch in der Hauptſache auf dem Beſitz 
von Bankdepots ab. Nur wer Bankguthaben oder Effekten 
im Treſor hatte, der konnte auf dem Rücken dieſer 
Kreditunterlagen Schecks oder Zahlungsanwei⸗ 
ſungen herausſchreiben. 

Nun iſt aber dieſe Gegenüberſtellung keineswegs ſo auf⸗ 
zufaſſen, als ob hier ein feſtes Verhältnis beſtünde 
zwiſchen der Geſamtſumme dieſer Kaufkraftunterlagen 
und dieſer Zahlungsmittelſurrogate einerſeits und der 
Geſamtmenge der Güter der geſamten Volkswirtſchaft 
andererſeits. Es kann lediglich ganz allgemein geſagt 
werden, daß ſelbſtverſtändlich gewiſſe Beziehungen zwi⸗ 
ſchen beiden Seiten unſerer volkswirtſchaftlichen Bilanz 
beſtehen, daß jedoch dieſe Beziehungen im Sinne der 
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Quantitätstheorie ſich ziffernmäßig nicht genau fallen 
laſſen. Wichtig iſt nur noch, daß die von uns als Gro ß⸗ 
geld bezeichnete Geſamtſumme der Wertpapiere zu dem 
eigentlichen als Geld angeſprochenen Kleingeld der 
Wirtſchaft in einem Verhältnis ſtand, daß das geſamte 
Großgeld unvergleichlich viel größer war als das geſamte 
Kleingeld. Wir müſſen ferner noch erkennen, daß das ge⸗ 
ſamte Bargeld im weiteſten Umfange durch den bargeld⸗ 
loſen Zahlungsverkehr erſetzt bzw. ausgeſchaltet werden 
kann. Die Bewegung in dieſer Richtung, beſonders von 
ſeiten der Poſtſcheckämter, läuft ja darauf hinaus, den Ge⸗ 
brauch des Bargeldes auf ein Minimum einzuſchränken. 

Praktiſch iſt es durchaus denkbar, den Bedarf an um⸗ 
laufenden Zahlungsmitteln auf den reinen Kleingeld⸗ 
verkehr zu beſchränken, alſo für den Einkauf des täglichen 
Lebens, für Fahrkarten, Lohnzahlungen uſw. 

Alle anderen Zahlungen können praktiſch bargeldlos oder 
durch Geldſurrogate bzw. Schecks oder unter Rechnungs⸗ 
verkehr erledigt werden. 

Es iſt dies auch als Veränderung der Zahlungsſitten an⸗ 
zuſprechen, wenn die Form der direkten Zahlung mit Bar⸗ 
geld oder Papiergeld erſetzt wird durch den bargeldloſen 
Zahlungsverkehr. In einer gefeſtigten Volkswirtſchaft bleibt 
der Wert des Geldes als Kaufkraft der Währungseinheit 
ſchließlich unverändert, gleichviel ob vorübergehend einmal 
mehr oder weniger Papiergeld im Umlauf, ob mehr oder 
weniger größere Geldtransaktionen getätigt werden. Ganz 
anders wird ſelbſtverſtändlich das Verhältnis, wenn, 
wie in Zeiten uferloſer Papiergeldwirtſchaft, einſeitig die 
Papiergeldmenge in immer ſteigendem Maße vermehrt 
wird. In Zeiten friedlicher Wirtſchaft galt ganz gewiß der 
Grundſatz: Mark iſt Mark. Man konnte ſich durch 
Hingabe Münchener oder Bremer Stadtanleihe, von Eiſen⸗ 
bahn⸗ oder Reichsanleihen ein Haus, Gütervorräte uſw. 
allerorts kaufen. Die Mark war ſtabil. 

In der Inflationszeit ergab ſich nun eine merkwürdige 
Verſchiebung zwiſchen den Wertpapieren und dem Papier⸗ 
geld. Während im Frieden die Wertpapiere ein Vielfaches 
des Papiergeldes ausmachten, verſchob ſich mit ſteigender 
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Inflation dieſes Verhältnis ganz außerordentlich zuun⸗ 
gunſten der auf Mark lautenden verzinslichen Papier⸗ und 
ſonſtigen Schuldforderungen, und immer noch hielt die 
Regierung an der Fiktion: Mark iſt gleich Mark 
feſt, obgleich ſchon längſt die Wirkung der außerordent⸗ 
lichen Vermehrung der Zahlungsmittel eingetreten war, 
die ſich in wahnſinniger Preisſteigerung ausdrückte. 

Auf der einen Seite war alſo das umlaufende Papier⸗ 
geld in ganz ungewöhnlichem Maße vermehrt, auf der 
anderen Seite war die Kaufkraft der auf Mark lautenden 
Effekten bis auf Null geſunken. 


Der früher ſo gewaltige Block der Wertpapiere und 
Effekten ſchrumpfte in ſeiner Kaufkraft gegenüber der un⸗ 
endlichen Maſſe an Papiergeld zu Null zuſammen. 

Die Inflation feierte ihren Triumph, und Hand in Hand 
damit ging die Zerſtörung der Währung, der 
Wirtſchaft, des Großgeldes der Bevölke⸗ 
rung, desgeſamten Sparbeſitzes der Nation. 

Eine weitere Folge war die unerhörte Kreditkriſis 
der darauffolgenden Monate. Als Auswirkung der In⸗ 
flationszeit kam die Zerſtörung des geſamten Sparbeſitzes, 
des geſamten Effektenbeſitzes. Sie kam den Betroffenen 
während der Inflation nicht ſo ſehr zum Bewußtſein, erſt 
die „Stabiliſierung“ ließ das angerichtete Unheil 
klar werden. Auf einmal hatte niemand mehr „Geld“, 
d. h. die Privatleute hatten alle ihre Erſparniſſe verloren, 
ſie waren plötzlich verſchwunden, nichts mehr war da! 

Die Landwirtſchaft war zwar dadurch plötzlich 
ihre Hypotheken losgeworden, war aber gleichzeitig um 
ihr geſamtes in Kriegsanleihen und Pfandbriefen uſw. 
angelegtes Betriebsvermögen betrogen und auf die Auf⸗ 
nahme ungeheurer Kredite angewieſen. 

Die Induſtrie hatte zwar auf der einen Seite den 
Nutzen der Abwälzung ihrer hypothekariſchen Schuldver⸗ 
bindlichkeiten, auf der anderen Seite war auch ſie aller 
ihrer Kreditunterlagen beraubt. 

Die Währungsſtabiliſierung durch Einführung der Ren⸗ 
tenmark wurde überall als beſondere Großtat gefeiert. 
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In Wirklichkeit lag hierzu nicht die geringſte Urſache vor. 
Denn tatſächlich war die ſogenannte Stabiliſierung nur die 
Sichtbarmachung unſerer Verarmung. 

Die Relation: Eine Rentenmark iſt gleich einer Billion 
Papiermark, ſie ſtabiliſiert den vollkommenen Verluſt des 
ganzen deutſchen, auf Mark lautenden Beſitzes der Hypo⸗ 
thekengläubiger und Sparer. 

Bekanntlich tut ſich Herr Finanzminiſter Dr. Luther ſehr 
viel zugute auf dieſe Stabiliſierung. 

In ſeiner Broſchüre „Feſte Mark — ſolide Wirtſchaft“ 
verſteigt er ſich zu der Bemerkung: „Dieſe Stabiliſterung 
und Stillegung der Notenpreſſe war eine Großtat, wie 
wir ſie nur ſelten in der Weltgeſchichte finden.“ Des weite⸗ 
ren ſagt Herr Dr. Luther: „Man iſt dem raſenden Auto⸗ 
mobil der Geldentwertung in die Speichen gefallen und 
hat es nach wenigen Rucken, die es noch machte, zum Still⸗ 
ſtand gebracht.“ 

Es wäre nun ganz ſchön, wenn dieſe Behauptung 
Dr. Luthers von der Stillegung der Notenpreſſe der Wahr⸗ 
heit entſpräche. Bedauerlicherweiſe muß aber feſtgeſtellt 
werden, daß dieſe Behauptung des Herrn Finanzminiſters 
eine glatte Lüge iſt. Am 15. November 1923 betrug der 
Umlauf an papierenen Zahlungsmitteln 93 Trillionen. 
Bis zur Mitte des Jahres 1924 hat man aber dieſe Tril⸗ 
lionen nahezu verzehnfacht. Im Juni 1924 betrug der 
Stand des umlaufenden Papiergeldes in Geſtalt von Bil⸗ 
lionenſcheinen 810 Trillionen. Damit nicht genug. 
Außerdem iſt auch noch bekanntlich die Kleinigkeit von 
2300 Millionen Gold mark an Rentenmarkſcheinen ge⸗ 
druckt worden. 

Von einer Stillegung der Notenpreſſe ſeit dem Nopem⸗ 
ber 1923 kann alſo mit nichten die Rede ſein. Im Gegen⸗ 
teil, noch niemals iſt eine tollere Inflation betrieben wor⸗ 
den wie ſeit dem November 1923. 

In einem Geſpräch, das ich Ende Juni 1924 mit dem 
Reichsfinanzminiſter hatte, hat mir Dr. Hans Luther auch 
zugegeben, daß die Rentenmark „materiell“ Inflation ſei. 

Da zeigt ſich nun das „Wunder“ der Rentenmark. 
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Tatſächlich aber hatte weder die ungeheuerliche neue 
Inflation durch die Ausgabe von 810 Trillionen oder die 
Rentenmark irgendwelche inflatoriſche Wirkung. 

Wie läßt ſich dieſes Wunder erklären, das allein ſchon 
für ſich ein Beweis für die Richtigkeit meiner oben auf⸗ 
geſtellten Behauptung iſt, die enge Quantitätstheorie 
des Herrn Dr. Luther und der offiziellen Nationalökonomie 
ſei falſch? 

Warum iſt ſie in vorliegendem Falle falſch? 

Weil die vorangegangene Inflations⸗ 
periode das geſamte Großgeld der 
deutſchen Volkswirtſchaft vernichtet hat, 
weil durch dieſe Vernichtung des deutſchen Spar⸗ und 
Kapitalbeſitzes eine ungeheuerliche Notlage in der deutſchen 
Geſamtwirtſchaft entſtanden iſt. So war es ſelbſtverſtänd⸗ 
lich möglich, ſowohl die 810 Trillionen als auch die 2300 
Millionen Rentenmark in den Verkehr zu bringen, ohne 
daß dadurch auch nur die geringſte inflatoriſche Wirkung 
ausgelöſt werden konnte. 

Das Großgeld der Wirtſchaft hatte ja ein Mehrfaches 
dieſer Summe betragen, und dieſes Mehrfache war, wenn 
auch nicht in vollem Umfang als effektive Kaufkraft, ſo 
doch dauernd als potentielle Kaufkraft in der deutſchen 
Wirtſchaft vorhanden und wirkſam geweſen. 

Dieſe klare und einfache Erkenntnis 
löſt und erklärt das „geprieſene“ Wun⸗ 
der der Rentenmark. Es iſt eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit, kein Wunder, und niemand kann behaupten, daß 
ein erheblich größeres Kontingent an Rentenmarkſcheinen 
irgendwie gefährlich auf die Markſtabiliſierung hätte wir⸗ 
ken können. 

Das ängſtliche Feſthalten an den 2,3 Milliarden Renten⸗ 
mark war nichts als ein Ausfluß der engſtirnigen Angſt⸗ 
lichkeit und finanzpolitiſchen Unfähigkeit unſeres derzei⸗ 
tigen Finanzminiſters. 

Dieſe unglückſelige Verſtändnisloſigkeit hatte aber nun 
die zweifache grauenhafte Wirkung auf die deutſche Wirt⸗ 
ſchaft. Auf der einen Seite vervollſtändigte ſie den 
ungeheuerlichen Raub des Stoates 
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ſſen der Hypotheken⸗ 
arer, auf der ande ⸗ 
ren Seite entzog ſie der deutſchen 

Wirtſchaft ihr Großgeld, ihre Kredit- 
unterlagen. Sieſtürzte Millionen und 
aber Millionen fleißiger Menſchen 
in das bitterſte Elend und brachte gleich⸗ 
zeitig unſere geſamte Landwirtſchaft 
und Induſtrie in die allerſchwerſte Kredit⸗ 
kriſis und damit in die Fangarme des Fi⸗ 
nanzkapitals. 

Niemals noch war die Übermacht des reinen Leih⸗ 
kapitals über die ſchaffende Arbeit vollkommener als heute, 
zu keiner Zeit war die deutſche Wirtſchaft mehr mürbe, 
mehr zu Tode gehetzt als in dieſer Periode der glorreichen 
Markſtabiliſierung des Dr. Luther. 

Die dritte Steuernotverordnung vom 
14. Februar 1924 hat dieſes Verbrechen 
der Inflation mit all den daraus ſich 
ergebenden Folgen ſtabiliſiert und le⸗ 
galiſiert. 


an den Erſparni 
gläubiger und Sp 


14 Feder, Finanz⸗ u. Wirtſchaftspolltit 209 


Nationalſozialiſtiſche Bibliothek 


Begründet 1927, bisher 45 Hefte 


Vorwort zum erſten Heft: 
„Das Programm der N. S. D. A. P.“ (400.—450. Tauſend 1932) 


Der Parteitag 1926 in Weimar hat die Herausgabe 
einer Schriftenreihe gewünſcht, die in kurzen, grundlegen⸗ 
den und programmatiſchen Abhandlungen alle wichtigen 
Gebiete unſeres geſamten politiſchen Lebens behandeln 
ſollte. Dieſe Hefte ſollen ein ganz einheitliches und ge⸗ 
ſchloſſenes Bild davon geben, wie ſich der Nationalſozialis⸗ 
mus zu den verſchiedenen Aufgaben unſeres öffentlichen 
Lebens ſtellt, und wie er die Mängel und Fehler zu be⸗ 
ſeitigen gedenkt. 

Es handelt ſich alſo darum, grundlegend zu prüfen, 
„Wie es ſteht“, dann wiſſenſchaftlich zu erforſchen, 
„Woher es kam“, um dann, ſchöpferiſch aufbauend, 
Antwort zu geben auf die Schickſalsfrage: „Was nun?“ 
Neue Wege im Staatsleben, in Geldweſen und Wirt⸗ 
ſchaft zu zeigen, das mußte Hauptaufgabe dieſer Hefte 
ſein; dadurch ſollen und müſſen ſich dieſe Arbeiten von den 
ſonſt üblichen Schriften unterſcheiden, die aus lauter Wiſ⸗ 
ſenſchaftlichkeit gar nicht wagen, über die rückſchauende 
Sichtungsarbeit des „Hiſtorikers“ hinauszugehen, oder vor 
„Objektivität“ und „Sachlichkeit“ jede Meinung zu Wort 
kommen laſſen. 

In dieſem Chaos einen „rocher de bronce“ aufzurich⸗ 
ten, aus eingehenden Studien klare Erkenntniſſe zu for⸗ 
men, um daraus einen einheitlich politiſchen Willen zu 
bilden, iſt die Aufgabe dieſer Schriften⸗ 
reihe. 
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Aus dieſem Grunde iſt es einleuchtend, daß alle Schrif⸗ 
ten bei aller Freiheit im einzelnen unabänderlich 
und unerſchütterlich die wenigen großen Grund⸗ 
gedanken des Nationalſozialismus klar und deutlich er⸗ 
kennen laſſen müſſen. 

Adolf Hitler hat mich mit der Herausgabe der Schriften⸗ 
reihe beauftragt. Dieſe Hefte ſollen das amtliche 
Schrifttum der Partei bilden. 

Dem diesjährigen Parteitag übergebe ich als erſtes Heft 
„Das Programm der N. S. D. A. P.“. Unjerem Führer Adolf 
Hitler ſage ich noch beſonderen Dank für die Durchſicht der 
Handſchrift. 


Murnau a. Staffelſee, im Auguſt 1927 


Aus dem Vorwort zur vierten Auflage 


Mit ſcharfer Betonung hat Adolf Hitler auf der Reichs⸗ 
führertagung am 31. Auguſt d. J. (1928) erklärt: „Pro⸗ 
grammatiſche Fragen beſchäftigen die Füh⸗ 
rertagung nicht, das Programm liegt feſt, 
und niemals dulde ich, daß an den pro⸗ 
grammatiſchen Grundlagen der Geſamt⸗ 
bewegung gerüttelt wird.“ Dieſer entſcheidenden 
Erklärung des Führers ſchließe ich mich mit vollem Her⸗ 
zen an, denn nichts iſt gefährlicher für den Beſtand und 
die Stoßkraft einer politiſchen Bewegung unſerer Art, 
als wenn an ihrer feſten Grundlage, dem Programm, 
nachträglich negative Kritik geübt wird oder Auseinander⸗ 
ſetzungen darüber ſtattfinden. 

Wer in der Judenfrage, in unſerem Kampf gegen die 
Hochfinanz, gegen Dawespakt und Verelendungspolitik oder 
in anderen programmatiſchen Fragen nicht mit unſeren 
unverrückbar feſtgelegten Wegen und Zielen übereinſtim⸗ 
men zu können glaubt, wer durch Völkerbund oder Locarno, 
wer durch Kompromiſſeln und Feigheit die Freiheit der 
deutſchen Nation erkaufen“ zu können glaubt, der hat 
eben bei uns nichts zu ſuchen, der ſteht außerhalb der 
N. S. D. A. P.; fein privates Beſſerwiſſen, welches ſich in wei⸗ 
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ſen Reden und ſchriftlichen Ergüſſen oft recht aufdringlich 
zu äußern pflegt, lehnen wir durchaus ab. 

Ferner lehnen wir ab die „Zwar⸗Aberer“, die „zwar“ 
im allgemeinen zuſtimmen, „aber“ immer ein „Aber“ be⸗ 
' zügli irgendwelcher Punkte bereit haben. 

Anders iſt es, wenn etwa ein Programmpunkt zu Miß⸗ 
deutungen durch Außenſtehende oder gehäſſiger Aus⸗ 
deutung durch politiſche Gegner ausgeſchlachtet wird, wie 
es bereits geſchehen iſt. Hier wird und muß ein Kommen⸗ 
tar ganz offiziell gegeben werden. 

So hat der Artikel 17 der 25 Programmpunkte, heraus⸗ 
geriſſen aus ſeinem Zuſammenhange, eine böswillige Miß⸗ 
deutung und gehäſſige Anterſtellung durch unſere Gegner 
gefunden. Adolf Hitler hat daher auf meinen Vorſchlag 
am 13. April 1928 nachſtehende Erklärung zu Punkt 17 
abgegeben: 

Erklärung 


Gegenüber den verlogenen Auslegungen des Punk⸗ 
tes 17 des Programms der N. S. D. A. P. von ſeiten un⸗ 
ſerer Gegner iſt folgende Feſtſtellung notwendig. 

Da die N. S. D. A. P. auf dem Boden des Privateigen⸗ 
tums ſteht, ergibt ſich von ſelbſt, daß der Paſſus „Un- 
entgeltliche Enteignung“ nur auf die Schaffung geſetz⸗ 
licher Möglichkeiten Bezug hat, Boden, der auf unrecht⸗ 
mäßige Weiſe erworben wurde oder nicht nach den 
Geſichtspunkten des Volkswohles verwaltet wird, wenn 
nötig, zu enteignen. Dies richtet ſich demgemäß in erſter 
Linie gegen die jüdiſchen Grundſpekulationsgeſell⸗ 
ſchaften. 

München, den 13. April 1928. 


gez. Adolf Hitler. 


Es kann ſelbſtverſtändlich gar keine Rede davon ſein, 
daß die N. S. D. A. P. den deutſchen Grundbeſitz in Stadt 
und Land in ſeinen wohlerworbenen Eigentumsrechten 
beſchränkt, wie es im letzten Wahlkampf in gehäſſiger 
Unterſtellung vom Landbund, der Bauernpartei und den 
Deutſchnationalen behauptet wurde. Keine Partei treibt 
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eine klarere und zielſicherere Bodenpolitik als gerade wir 
Nationalſozialiſten. Aus Sinn und Geiſt unſeres Geſamt⸗ 
programms geht mit abſoluter Deutlichkeit hervor, daß es 
ſich nur um eine Enteignung ſolchen deutſchen Grundes 
und Bodens handeln kann, der, beſonders während der 
Inflation, von ausländiſchen oder inländiſchen Schiebern 
und Wucherern, meiſt Juden, den deutſchen Beſitzern oft 
um ein ſogenanntes Butterbrot abgegaunert worden iſt, 
oder auch um ſolchen Großgrundbeſitz, der nicht im Dienſte 
der Allgemeinheit zur Volksernährung verwaltet wird. 

Es iſt die Aufgabe der Nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Bibliothek, im Laufe der Zeit über alle Ge⸗ 
biete des öffentlichen Lebens, die durch unſer Programm 
berührt werden, grundlegende Abhandlungen im Geiſte un⸗ 
ſeres Programms zu bringen. 

Sie iſt die geiſtige Waffenſchmiede für unſeren Be-f 
freiungskampf. 


Murnau am Staffelſee, im September 1928. 
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Gewinnbeteiligung 


Erſter Druck in „Volk und Gemeinde“, Monatsblätter für Na⸗ 
tionalſozialismus und Gemeindepolitik, herausgegeben von 
Ing. Rudolf Jung, Troppau, 1929, Folge 8 


1. Das Problem 


Es iſt kennzeichnend, daß in der Sozialdemokratie die 
Forderung nach Gewinnbeteiligung eines der am ſchärf⸗ 
ſten umſtrittenen Probleme iſt. Der Kapitalismus hat das 
Problem längſt in ſeinem Sinne gelöſt. Der Inhaber 
einer Aktie oder eines Anteilſcheines von 
irgendeinem Unternehmen iſt gewinn⸗ 
beteiligt an dem Ertrag des Unterneh- 
mens ohne jegliche Mühe und Arbeit. 
Das Geld allein „arbeitet für ihn“. Gerade dieſe Form 
der Gewinnbeteiligung iſt es ja, die zu den größten 
und ſchreiendſten Ungerechtigkeiten geführt 
hat, ja, geradezu zu einer Trennung von Kapital 
und Arbeit. 

Ohne daß der Kapitaliſt auch nur zu wiſſen braucht, wo 
die Produktionsſtätten liegen, von denen er Aktien, Kuxe, 
Anteilſcheine uſw. beſitzt, ohne daß er irgendwie für dieſes 
„ſein“ Unternehmen tätig zu fein braucht, ohne daß er 
das geringſte Intereſſe an der Qualität, volkswirtſchaft⸗ 
lichen Notwendigkeit oder Güte der Produkte hat, ohne 
daß er ſich im geringſten um die ſozialen Verhältniſſe, 
hygieniſchen und ſanitären Vorkehrungen im Intereſſe der 
dort beſchäftigten Arbeiter zu kümmern braucht — iſt 
er, der Kapitaliſt, der Aktionär, Kux⸗ oder 
Anteilſcheinbeſitzer, der allein Gewinn⸗ 
berechtigte. 
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Daß ein derartiges Syſtem die ſchärfſte Kritik in 
moraliſcher und ſozialer Hinſicht herausfordern muß, iſt 
wohl klar. Daß aber auch die Hauptaufgabe jeder Produk⸗ 
tionsſtätte — Steigerung des Ertrages, dauernde Ver⸗ 
beſſerung der Produktion — darunter leiden muß, iſt eben⸗ 
falls klar. Gerade hier zeigt ſich der Kapitalismus in ſei⸗ 
ner verhängnisvollen Auswirkung. 

Für den Kapitaliſten allerdings gibt es ja gar nichts 
Bequemeres und Angenehmeres als dieſe Form der Aus⸗ 
beutung der Arbeitskraft aller an der Produktion Be⸗ 
teiligten. 

Es liegt daher nichts näher, als daß man die Forderung 
aufſtellt nach Beſeitigungdesarbeits⸗ undmühe⸗ 
loſen Einkommens des reinen Kapitalbe⸗ 
ſitzes und beſtrebt iſt, den Gewinn der Unter: 
nehmungen denjenigen zuzuführen, die die⸗ 
ſen Gewinn erarbeiten. Die Sozialdemokratie hat 
dafür einfach die Formel geprägt: „Nieder mit dem Ka⸗ 
pitalismus!“ Die Richtung, in der ſich indes dieſe For⸗ 
derung auswirkte, ging keineswegs gegen die verderbliche 
zinskapitaliſtiſche Form des Aktienrechtes, ſondern richtete 
ich höchſt einſeitig gegen den Unternehmer, der im Beſitze 
der Produktionsmittel ſei, die ihm einen ungerechtfertigten 
Gewinn zufließen ließen. Dieſer ſollte ſozialiſiert werden. 
Hier zeigt ſich wiederum ganz unverhüllt, daß es der So⸗ 
zialdemokratie keineswegs um die Beſeitigung einer offen⸗ 
ſichtlichen und grauſamen Ungerechtigkeit zu tun iſt, ſon⸗ 
dern um die Leugnung der Perſönlichkeit und der daraus 
fließenden Verdienſte. Nicht gegen das kapitali⸗ 
ſtiſche Syſtem, ſondern gegen die hochwer⸗ 
tige Perſönlichkeit, den Unternehmer, den 
Wirtſchafts führer, richtete ſich der marxi⸗ 
ſtiſche Kampf. Derjenige, der die Erfindung macht, das 
Riſiko auf ſich nimmt, der die Arbeit organiſiert, der neue 
Märkte erſchließt, gilt der Sozialdemokratie als der Aus⸗ 
beuter, gegen den fie die Haß⸗ und Neidinſtinkte der Maſ⸗ 
ſen mobil macht. 

Die Triebfeder für die marxiſtiſche Gewinnbeteiligungs⸗ 
forderung iſt alſo nicht ſozialethiſch fundiert, ſondern ein 
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Ausfluß der Mobiliſierung niedrigſter Inſtinkte bei den 
Maſſen. 

Auf dieſe Weiſe ſchwebt die im Grunde auf ſo hoher 
ethiſcher Stufe ſtehende Forderung nach gerechter 
Wertverteilung dauernd in der Gefahr, ent⸗ 
weder kapitaliſtiſchoder marx⸗ſozialiſtiſch 
verzerrt zu werden, um ſo mehr, als dieſe Forde⸗ 
rung egoiſtiſchen Inſtinkten entgegenkommt, ja, ihnen ent⸗ 
ſpringt. Die Forderung nach Gewinnbeteili⸗ 
gung, wie wir Nationalſozialiſten ſie auf- 
faſſen, muß ſich alſo in gleicher Weiſe von 
kapitaliſtiſchen wie marxiſtiſchen Schlacken 
rein halten. Es wird freilich nicht ganz leicht 
fein, in der Praxis dieſe beiden Klippen 
immer zu vermeiden. Dies erſcheint überhaupt nur 
möglich, wenn die allgemeinverbindliche Richtlinie „Ge⸗ 
meinnutz vor Eigennutz“ eingehalten wird. 

Ich habe wiederholt auf die außerordentlichen 
Schwierigkeiten einer perſönlichen und direkten Ge⸗ 
winnbeteiligung hingewieſen. Die Formulierung: „Wir 
fordern Gewinnbeteiligung“, macht es dem Geſetzgeber 
zunächſt einmal zur Pflicht, den Begriff „Wir“ klar zu 
umreißen. Sind die „Wir“ die in den einzelnen Betrieben 
beſchäftigten Arbeiter, Angeſtellten und Beamten, oder deckt 
ſich das „Wir“ mit der Geſamtheit aller Schaffenden, oder 
iſt das „Wir“ beſchränkt auf die Nationalſozialiſten bzw. 
auf den nationalſozialiſtiſchen Staat, der als Vertreter der 
Geſamtheit einen Anteil an dem Gewinnertrag der Pro⸗ 
duktion fordert? Von dem übergeordneten Standpunkt 
der Brechung der Zinsknechtſchaft aus muß die perſönliche, 
direkte Gewinnbeteiligung im Sinne etwa der Einführung 
von Arbeiteraktien abgelehnt werden. Dieſe wird 
mit Vorliebe von kapitaliſtiſcher Seite vertreten, beſonders 
dann, wenn ſozialiſtiſche Eingriffe drohen. Man wirft 
da lieber den biſſigen Kötern ein Stück hin, um das fie 
ſich zanken können, wobei aber dem Großkapitaliſten unbe⸗ 
nommen bleibt, ſeinen Raub, wenn auch etwas vermindert, 
weiterzubeziehen. 
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2. Wann iſt Gewinnbeteiligung berechtigt? 


Wir müſſen uns grundſätzlich darüber klar ſein, daß 
eine Gewinnbeteiligung nur dann ſittlich 
und wirtſchaftlich berechtigt iſt, wenn der⸗ 
jenige, der den Anſpruch auf Gewinnbetei⸗ 
ligung erhebt, auch durch beſondere perſön⸗ 
liche Leiſtung zu dem Gewinn beigetragen 
hat. Es würde grundlegend dem ſozialen Gerechtigkeits⸗ 
empfinden widerſprechen, wenn ſchlechthin jeder Taglöhner, 
der irgendeine Verladearbeit verrichtet, der als Portier im 
Eingang ſitzt, der Säuberungs⸗ und Reinigungsarbeiten 
in den Fabrikräumen pflichtmäßig auszuführen hat, auch 
derjenige, der im Rahmen der Geſamtproduktion eine be⸗ 
ſtimmte gleichbleibende Arbeit zu verrichten hat, der die 
Kraftmaſchinen zu bedienen hat oder Rohſtoffe zu ver⸗ 
teilen oder zuzubringen hat, von dieſer ſeiner Tätigkeit 
behaupten wollte, daß ſie irgendwie auf das Betriebs⸗ 
ergebnis und damit auf den Gewinn des Geſamtunter⸗ 
nehmens irgendwie weſentlichen Einfluß hätte. Wohl muß 
und kann von derartigen Tätigkeiten Fleiß und Gewiſſen⸗ 
haftigkeit verlangt werden, die dann auch durch eine ent⸗ 
ſprechende Entlohnung abgegolten werden müſſen. Ebenſo⸗ 
wenig wäre es berechtigt, derartige Tätigkeiten zu unter⸗ 
ſchätzen, da ſie alle unentbehrlich ſind. Nur ſind ſie nicht 
vongleicher Wichtigkeit für den wirtſchaft⸗ 
lichen Ertrag eines Anternehmens. Ob Meier, ob 
Huber die eingelaufenen Kohlenwaggons in die Bunker 
einſchaufelt, iſt für den Ertrag des Unternehmens ganz 
belanglos. Es iſt aber gar nicht belanglos, ob der 
techniſche Direktor eine glückliche, arbeiterſparende Kon⸗ 
ſtruktion erſinnt, ob ein Chemiker ein neues Präparat er⸗ 
findet, das den Umſatz gewaltig ſteigert, oder ob ein kauf⸗ 
männiſcher Direktor eine falſche Kalkulation aufmacht. Der⸗ 
artige „geiſtige Leiſtungen“ ſind für den Erfolg oder Miß⸗ 
erfolg eines Unternehmens von ausſchlaggebender Bedeu⸗ 
tung. Davon hängt Gewinn oder Verluſt eines Unterneh⸗ 
mens ab. Es iſt gewiß wichtig, daß das techniſche Perſonal 
mit innerer Anteilnahme ſeine beſten Kräfte einſetzt und 
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da und dort Verbeſſerungen vorſchlägt, ebenſo daß die Be⸗ 
triebsführer dauernd einer allgemeinen Leiſtungsſteigerung 
ihre Aufmerkſamkeit widmen in den ihnen unterſtellten Tei⸗ 
len — aber trotzdem können dieſe im einzelnen wertvollen 
und den Ertrag ſteigernden Maßnahmen nicht das End⸗ 
ergebnis des Geſamtunternehmens jo weſentlich beeinfluf- 
ſen, daß man auch aus dieſen beſonderen Leiſtungen einen 
rechtlichen Anſpruch auf den Gewinn des Geſamtunterneh⸗ 
mens ableiten könnte. Es iſt ſehr wohl denkbar, daß eine 
Reihe vorzüglicher techniſcher Verbeſſerungen in einem Teil 
des Betriebes von einem Ingenieur oder Werkmeiſter erdacht, 
angeordnet und durchgeführt werden, während eine mangel⸗ 
hafte oder ungeſchickte Reklame der Vertriebsabteilung auf 
der einen Seite die Verbeſſerung vollkommen illuſoriſch macht, 
wie ja auch die Möglichkeit gegeben und leider nur zu oft der 
Fall war, daß eine ſinkende Konjunktur auch die genialſten 
Verbeſſerungen zunichte macht und ein Unternehmen um 
ſeinen Gewinnanteil bringt, wie es umgekehrt gar nicht 
einzuſehen iſt, warum ein gleichgültiger oder uninter⸗ 
eſſierter techniſcher Beamter, der nur eben ſeine Bureau⸗ 
ſtunden abſitzt, an dem Gewinn teilhaben ſoll, der ledig⸗ 
lich durch eine glänzende propagandiſtiſche Taktik des 
Reklamechefs oder techniſche Verbeſſerungen in einer ande⸗ 
ren Produktionsſtätte oder gar durch geniale Neuordnung 
des Geſamtbetriebes erzielt worden iſt. Man ſieht, daß 
hier die außerordentlich zahlreichen prak⸗ 
tiſchen Schwierigkeiten zu großen Angerech⸗ 
tigkeiten führten, ſo daß man mit äußerſter Zu⸗ 
rückhaltung das ganze Problem unterſuchen muß. 
Am wenigſten werden derartig komplizierte Fragen durch 
Schlagworte gelöſt. Es erſcheint durchaus richtig und bil⸗ 
lig und angezeigt, daß für beſondere Leiſtungen auch eine 
beſondere Vergütung gewährt werde. Wie oft ſind, um 
hier auf einige Extreme nach der anderen Seite hinzu⸗ 
weiſen, die genialſten Erfinder als arme Teufel zugrunde 
gegangen, wie oft zieht den Nutzen aus einer techniſchen 
Leiſtung nicht der Ingenieur oder Werkmeiſter, der ſie er⸗ 
dacht hat, ſondern ein geriſſener Kapitaliſt, der eine ſolche 
Verbeſſerung „finanziert“! Und trotzdem wohnt der 
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Forderung nach Gewinnbeteiligung ein 
tiefer ſittlicher Kern inne, ſolange und in⸗ 
ſofern die Gewinn beteiligung demjenigen 
zufließt, der den Gewinn durch ſeine Lei⸗ 
ſtung in der Hauptfſache erzeugt hat. 

Wie oft verkünden wir: Der nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Staat muß ein Staat der Arbeit 
und Leiſtung ſein! Im Mittelpunkt ſteht für uns 
der Wert der Perſönlichkeit. Nicht die Maſſe 
ſchlechthin und nicht der einzelne ſchlechthin hat Anſprüche 
zu ſtellen, ſondern jedem das Seine nach ſeinem Fleiß 
und nach ſeiner Tüchtigkeit. Eine Gewinnbeteiligung kann 
alſo nur unter dieſen übergeordneten Geſichtspunkten im 
nationalſozialiſtiſchen Geiſte liegen. 


3. Wer hat Anſpruch? 


Der Kreis des Anſpruchsrechts auf Ge⸗ 
winn beteiligung kann logiſcherweiſe nicht 
größer ſein als der Bereich, in dem der ein⸗ 
zelne tätig iſt und auf deſſen Arbeitsergeb⸗ 
nis er durch ſeine Leiſtung und ſeine Tüch⸗ 
tigkeit Einfluß nehmen kann. Ein einfacher 
Metalldreher zum Beiſpiel hat m. E. zweifellos einen Ge⸗ 
winnbeteiligungsanſpruch an ſeiner Werkſtätte, wenn die 
Werkſtätte durch geſchickte Handgriffe, die er ſelbſt erſon⸗ 
nen hat, die Leiſtung — den Ertrag — ſeiner Werkſtätte 
nicht unerheblich ſteigert. Ebenſo hat der Faſſadenmaurer, 
der das Doppelte ſchafft wie ſein Kollege nebenan, zwei⸗ 
fellos einen Anſpruch auf den Gewinn, den ſeine Maß⸗ 
nahmen im Rahmen des Geſamten abwerfen. Je höher 
freilich Rang und Stellung des einzelnen in einem Werk 
Beſchäftigten iſt, deſto höher iſt auch ſchon die feſte Ent⸗ 
lohnung, das Gehalt des Betreffenden, und darin iſt im 
allgemeinen die Gewinnbeteiligung bereits inbegriffen. 
Deshalb iſt er ja Direktor oder Betriebsingenieur, damit 
er unabläſſig Verbeſſerungen — im Dienſt am Gan⸗ 
zen — erſinne, anordne und durchführe. 
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Verlangte ein ſolcher Direktor oder Betriebsingenieur 
für jede einzelne, doch in ſeinem Dienſt ſtehende Verbeſſe⸗ 
rung beſondere Gewinnbeteiligung, ſo ſtünde das in 
ſchroffem Gegenſatz zum Pflichtgedanken. 
Man verlangt ja vom ſtaatlichen oder kommunalen Be⸗ 
amten, von vornherein auf Gewinnbeteiligung zu ver⸗ 
zichten. Wohin käme man, wenn die amtlichen Ober⸗ 
regierungsräte und Eiſenbahnpräſidenten, ſämtliche Wa⸗ 
genſchieber und Werkſtättenarbeiter an einem der Allge⸗ 
meinheit dienenden Verkehrsunternehmen, wie es die 
Staatseiſenbahnen waren, gewinnbeteiligt ſein wollten? 

Zweifellos liegt in der Gewinnbeteili⸗ 
gung ein gewaltiger Anſporn für jegliche 
Arbeit. Zweifellos vermöchte eine gerechte Gewinn⸗ 
beteiligung oder beſſer geſagt: Wertverteilung den Er⸗ 
tragreichtum weſentlich zu ſteigern. Aus die⸗ 
ſem Geſichtspunkt der Ertragsſteigerung heraus muß die 
Gewinnbeteiligung in poſitivem Sinne irgendwie gelöſt 
werden. 


4. Bisherige Gewinnbeteiligungsverſuche 


Die Verſuche, die Arbeiter am Gewinn der gewerb⸗ 
lichen Unternehmen zu beteiligen, in denen ſie beſchäftigt 
find, gehen zurück bis in den Anfang des vergangenen 
Jahrhunderts. Beſonders in England und Frankreich ſind 
verſchiedene Verſuche in dieſer Richtung gemacht worden, 
die zum Teil nach kurzer Friſt wieder aufgegeben worden 
find. Böhmert, J. St. Mill, Leroy⸗Beaulieu und andere 
haben dieſes „Lohnſyſtem“ als ein durchgreifendes Mittel 
zur Beſſerung der Verhältniſſe zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer geprieſen. Eine „Löſung“ der ſozialen Frage 
darin zu ſehen, geht natürlich viel zu weit. Um Anhalts⸗ 
punkte zu gewinnen, hat bereits im Jahre 1878 Profeſſor 
Böhmert eine Umfrage veranſtaltet über die gemachten 
Erfahrungen. 1883 hat das franzöſiſche Miniſterium des 
Innern eine Enquete veranſtaltet. Im Jahre 1900 fand 
ſogar in Paris ein internationaler Kongreß zur Förderung 
der Gewinnbeteiligung ſtatt. Aus der Fülle dieſer Verſuche 
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können indes nur verhältnismäßig wenige angeführt wer- 
den, die Anſpruch erheben können, von wirklichem Wert zu 
ſein. Wirklich bewährt hat ſich eine gewiſſe Form der Ge⸗ 
winnbeteiligung nur in der Fiſcherei, und zwar beſonders 
in der Seefiſcherei und beim Walfiſchfang. Die Geſell⸗ 
ſchaften, die naturgemäß die Mannſchaften der verſchie⸗ 
denen Fiſchereikähne und Seefiſche nicht beaufſichtigen kön⸗ 
nen, beteiligen die Fiſcher am Gewinn. Dieſe werden durch 
die Ausſicht auf Gewinn neben ihrem feſten Lohn zu 
größerem Fleiß, zu Sorgfalt und Diſziplin angeregt. (Es 
ſei hier aber gleich bemerkt, daß es ſich hier um einen ganz 
ſelbſtverſtändlichen Vorgang handelt und um Verhältniſſe, 
wo es ſich um einen engbegrenzten Perſonenkreis mit einer 
engbegrenzten Aufgabe handelt, deren Erfüllung ausſchließ⸗ 
lich dieſem Perſonenkreis obliegt.) 

Auch in der Landwirtſchaft haben Ver⸗ 
ſuche mit Gewinnbeteiligung ſtattgefunden, die 
zum Teil von günſtigem Erfolg begleitet waren, die aber 
alle mehr oder weniger ihre Wurzel in der doch mehr 
patriarchaliſchen Betriebsweiſe der Landwirtſchaft fanden. 
So hat der bekannte Volkswirt H. v. Thünen eine regel⸗ 
rechte Anteilswirtſchaft der auf ſeinem Gute Tellow in 
Mecklenburg beſchäftigten Dorfbewohner eingeführt. Danach 
erhielt jeder der etwa 20—30 Arbeiter ſeines Gutes ein 
Halb vom Hundert des Mehrertrages, der über eine be⸗ 
ſtimmte, von ihm feſtgelegte Summe hinausging (18 000 
Mark). Die dadurch ſich ergebenden Beträge wurden nicht 
bar ausbezahlt, ſondern zur Sparkaſſe gebracht. Sie ſollten 
den Berechtigten vom 60. Lebensjahr an zur Verfügung 
ſtehen, um ihnen ein ſorgenfreies Alter zu ſichern. Das 
Syſtem ſoll ſich bewährt haben. Es erloſch natürlich an dem 
Tage, da das Gut im Jahre 1896 verkauft wurde. Auch 
bei dieſem Fall ſteht wohl zu erwarten, daß der ſoziale 
Sinn und die Fürſorge im patriarchaliſchen Sinne des 
Arbeitgebers für ſeine Arbeiter das eigentlich ausſchlag⸗ 
gebende Moment waren für den Wirtſchaftsfrieden zwiſchen 
Gutsherrſchaft und den Dorfbewohnern. Neuerdings hat 
der Reichslandarbeiterbund gleitende Löhne mit Gewinn⸗ 
beteiligung empfohlen. 
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In Induſtrie und Handel müſſen wir von vorn⸗ 
herein die Form der Gewinnbeteiligung außer Betracht 
laſſen, die ſich auf Tantiemen, Gratifikationen und beſon⸗ 
dere Zuwendungen an höhere Beamte und Angeſtellte 
beſchränkt. Hierfür ſind einwandfreie und durchaus zweck⸗ 
mäßige Formen bei den verſchiedenſten Geſellſchaften längſt 
gefunden worden und haben ſich bewährt. Es darf aber 
nicht überſehen werden, daß es ſich hierbei keineswegs um 
Gewinnbeteiligung handelt, die im Sinne einer allgemeinen 
und direkten Gewinnbeteiligung aller produktiv Beſchäf⸗ 
tigten läge. Dieſe Form der Gewinnbeteiligung wird 
beſſer durch den Ausdruck Leiſtungszulagen oder 
Prämien gekennzeichnet. Es ſtehen derartige Leiſtungs⸗ 
zulagen meiſt auch nicht in einem direkten Prozentual⸗ 
verhältnis zu dem erzielten Reingewinn des geſamten 
Unternehmens. 

Im übrigen iſt aber gerade die Großinduſtrie 
mit ihren Tauſenden von Handarbeitern, ihren ſcheinbaren 
oder wirklichen Gewinnen das Ziel derjenigen, die irgend⸗ 
welche Formen der Gewinnbeteiligung erſtreben. Es muß 
auffallend erſcheinen, daß die Zahl der Verſuche keines⸗ 
wegs in einem richtigen Verhältnis zur gewaltigen Zahl 
der Unternehmungen ſteht, und daß von bekanntgewordenen 
Verſuchen, die wiederum meiſt dem beſonderen ſozialen 
Verantwortungsbewußtſein des betreffenden Werkes, Be⸗ 
figers oder Leiters ihre Entſtehung verdanken, nur die 
allerwenigſten wirklich poſitive Ergebniſſe aufzuweiſen 
haben. Es läßt ſich ſehr genau verfolgen, daß von wirk⸗ 
lichem Nutzen für die Steigerung des Ertragsreichtums nur 
da geſprochen werden kann, wo es ſich um beſondere Qua⸗ 
litätsarbeit handelt. Bekannt iſt das Unternehmen 
des franzöſiſchen Gebäudemalers Leclaire, der im Jahre 
1843 bereits ſeine Maler, Anſtreicher, Tapezierer und 
Dekorateure am Geſchäftsgewinn beteiligte. Es handelt ſich 
hier um einen verhältnismäßig beſchränkten Perſonenkreis 
mit ausgeſprochenen Qualitätsleiſtungen in einem hand⸗ 
werklichen Betriebe. In größerem Ausmaße finden wir 
einen ähnlichen Verſuch bei der Fabrik für Heizvorrichtun⸗ 
gen und Küchengeräte Dequenne und Co., die bis zu 1600 
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Arbeiter beſchäftigte. Die im Jahre 1876 eingeführte Ge⸗ 
winnbeteiligung wurde in der Hauptſache zur Errichtung 
großartiger Wohlfahrtseinrichtungen verwandt (Arbeiter⸗ 
wohnhäuſer, Konſumeinrichtungen, Verſicherungskaſſen, 
Kinderbewahranſtalten, Bibliotheken uſw.). 

In England iſt ein bekannter Fall der des Steinkohlen⸗ 
bergwerks Briggs Son und Co., Weſtyorkſhire, wo nach 
endloſen Arbeitsſtreitigkeiten im Jahre 1865 durch Ein⸗ 
führung einer gewiſſen Gewinnbeteiligung ein beſſeres 
Verhältnis hergeſtellt wurde. Briggs wandelte ſein Anter⸗ 
nehmen in eine Aktiengeſellſchaft um, behielt zwei Drittel 
der Aktien für ſich und verteilte den Reſt unter die An⸗ 
geſtellten. Kurze Zeit arbeitete dieſes Syſtem zur Zu⸗ 
friedenheit, wurde aber dann ſehr bald Anlaß zu neuen 
Streitigkeiten und wurde wieder aufgehoben. In Eng⸗ 
land wurden von 1865 bis 1920 insgeſamt 330 Fälle 
derartiger Gewinnbeteiligungsverſuche bekannt. Davon iſt 
mehr als die Hälfte (192) wieder aufgegeben worden. Die 
noch beſtehenden verteilen ſich auf Gaswerke (36), kauf⸗ 
männiſche Betriebe (26), Nahrungsmittel und Getränke 
(16), Maſchinen⸗ und Schiffbau (14), Weberei (17), Buch⸗ 
druck (13), Landwirtſchaft (8), Bank und Verſicherung (5), 
Baugewerbe (3), alſo auf eine im Verhältnis äußerſt ge⸗ 
ringe Zahl von Betrieben. Maximal erreicht die 
Gewinnanteilsquote einen Betrag in Höhe 
von etwa zwei Wochenlöhnen. In Deutſchland, 
wo es rund 20 000 Aktiengeſellſchaften und 50 000 G. m. b. H. 
neben ein paar hunderttauſend offenen Handelsgeſellſchaf⸗ 
ten und Einzelfirmen gibt, war im Jahre 1922 bei 29 Unter⸗ 
nehmungen eine Gewinnbeteiligung durchgeführt; 66 Unter⸗ 
nehmungen hatten die Gewinnbeteiligung wieder auf⸗ 
gegeben. In 13 beſtand Kapitalbeteiligung und nur in 
16 Betrieben eine Gewinnbeteiligung im eigentlichen Sinne. 
13 davon hatten das Thünenſche Prinzip aufgenommen, 
wonach der Gewinnanteil nicht ausbezahlt, ſondern zur 
Sparkaſſe gebracht wurde, um bei Eintritt des Greiſen⸗ 
alters, bei Austritt oder bei Tod ausgezahlt zu werden. 
Die kombinierte Gewinn⸗ und Kapitalsbeteiligung, wie 
ſie in Amerika und Großbritannien verhältnismäßig am 
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meiſten geübt wird, iſt in Deutſchland nur ein einziges Mal 
zu verzeichnen. In wenigen Fällen war die Geſamtheit 
der Arbeiter kollektiv am Unternehmen beteiligt. Der den 
Arbeitern eingeräumte Anteil war indes nicht ſehr erheb⸗ 
lich, und von einer wirklichen Ertragsſteigerung konnte 
aus dieſem Grunde nicht die Rede ſein. Es war mehr eine 
Folge der ſozialiſtiſchen Revolution, die manche Unter⸗ 
nehmer veranlaßte, zur Beſchwichtigung der Arbeiter 
ihnen einen Teil ihres Gewinnes zu verſprechen. Ge⸗ 
ſchichtlich bekannt iſt in Deutſchland der Fall des Meſſing⸗ 
werkes Borchardt, Berlin, wo nach Abzug einer ſechs⸗ 
prozentigen Vorzugsdividende auf das Kapital der Reſt⸗ 
gewinn zur Hälfte auf Unternehmen und Beſchäftigte 
verteilt wurde. Schon nach fünf Jahren wurde dieſes 
Syſtem aber wieder aufgegeben, da die Hoffnung auf den 
geringfügigen Anteil zu wenig Anreiz für ein zähes Feſt⸗ 
halten der Höchſtleiſtung des einzelnen Arbeiters bot und 
günſtiger Ein⸗ und Verkauf, mit anderen Worten: die 
Konjunktur von viel ausſchlaggebenderer Bedeutung für 
die Geſtaltung des Reingewinnes war. Sonſt ſind nur 
noch in der Halleſchen Maſchinenfabrik und in der Jalouſie⸗ 
fabrik Freeſe, Berlin, Verſuche mit Gewinnbeteiligung ge⸗ 
macht worden. 

Zum Schluß ſeien noch die Zeiß⸗Werke erwähnt, in 
welchen Ernſt Abbe, der ſpätere Allein⸗Inhaber, ohne die 
grundſätzlichen Bedenken gegenüber der Gewinnbeteiligung 
zu verkennen, eine Lohn⸗ und Gehaltsnachzahlung je nach 
den Erträgniſſen der einzelnen Geſchäftsjahre ausgezahlt 
hat. In guten Geſchäftsjahren iſt dieſe Lohn⸗ und 
Gehaltsnachzahlung auch durchgeführt worden. Auch hier 
darf nicht überſehen werden, daß der Schwerpunkt der 
ſozialfürſorgeriſchen Maßnahmen auf anderem Gebiete 
lag, indem Ernſt Abbe zunächſt und als wichtigſte Vor⸗ 
ausſetzung für dauerndes Gedeihen ſeiner Werke große 
Geldmittel für wirtſchaftliche Vorarbeiten bereitgeſtellt 
hat, ſo daß Zeiß ſeinen Weltruf als optiſche Anſtalt immer 
aufrechterhalten konnte. Daß er ferner für die Aſſanierung 
der Stadt Jena und beſonders der Arbeiterviertel Großes 
geleiſtet und im übrigen durch Errichtung von Arbeiter⸗ 
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ſiedlungen für die Volksgeſundung und Gejunderhaltung 
der Arbeiterſchaft in großzügigſter Weiſe geſorgt hat. Trotz⸗ 
dem war auch hier ſofort Unfriede da, als unter den Ein⸗ 
flüſſen des Krieges und der Revolution die Gewinne des 
Unternehmens ausblieben und keine „Lohnnachzahlung“ 
erfolgen konnte. Jena gehörte zu den röteſten Kommuniſten⸗ 
neſtern Deutſchlands. 

In Amerika iſt die Gewinnbeteiligung rein kapitaliſtiſch 
aufgezogen. Der amerikaniſche Stahltruſt bietet ſeinen Be⸗ 
ſchäftigten Kleinaktien an. 


5. Gewinnbeteiligung 
als Produktionsſteigerung? 


Für das Problem der Gewinnbeteiligung 
kommen praktiſch zwei Geſichtspunkte in 
Betracht. Nämlich, ob man durch die Einführung einer 
Gewinnbeteiligung die Produktion ſteigern will, 
oder ob man durch Gewinnbeteiligung ſozialethiſch 
im Sinne einer Erleichterung der Organi⸗ 
ſierung und Leitung des Unternehmens 
durch Weckung gegenſeitigen Vertrauens 
wirken ſoll. 

Eine Steigerung der Geſamtproduktion als Zweck der 
Gewinnbeteiligung kann nur dann erwartet werden, wenn 
die einzelnen Arbeiter über genügend Einſicht in 
den Geſamtbetrieb verfügen, in die Schwierig⸗ 
keiten betriebstechniſcher, kommerzieller, ja ſogar poli⸗ 
tiſcher Natur, was natürlich in den wenigſten Fällen zu 
erwarten iſt. Ferner iſt von ausſchlaggebender Bedeutung 
die betriebliche Eigenart des einzelnen Unternehmens. In 
Großbetrieben, die den weltwirtſchaftlichen Konjunktur⸗ 
ſchwankungen unterliegen, die durch Konzern⸗ und Truſt⸗ 
bildung die Preiſe feſtlegen, bei denen alles darauf an⸗ 
kommt, daß die Betriebseinrichtungen immer auf modern⸗ 
ſtem Stand erhalten werden, die unter dauernder Be⸗ 
triebskontrolle auf wiſſenſchaftlicher Grundlage ſtehen, kön⸗ 
nen auch die größten Anſtrengungen einzelner fleißiger 
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Arbeiter auf das endgültige Produktionsergebnis keinerlei 
irgendwie nennenswerten Einfluß nehmen. Der einzelne 
Arbeiter am Hochofen oder im Walzwerk kann unmöglich 
die betrieblichen, kaufmänniſchen, techniſchen, kommunalen 
und ſteuerpolitiſchen Faktoren überblicken, und könnte er 
das, müßte die erdrückende Fülle all dieſer Faktoren auf 
ſeinen Arbeitseifer eher lähmend als fördernd wirken. Es 
kommt noch hinzu, daß gerade bei Großbetrieben mit 
großen Arbeitermaſſen die anteilsmäßigen Gewinnquoten, 
ſelbſt in guten Jahren, außerordentlich gering ſind, daß ſie 
nur in Ausnahmefällen 7 v. H. der Lohnſumme erreichen, 
meiſt aber unter 5 v. H. bleiben. Die Hoffnungen, die man 
an die Wirkung der Gewinnbeteiligung auf die Produk⸗ 
tionsſteigerung ſetzt, beruhen meiſt auf Unkenntnis der 
Grundverhältniſſe. Unvergleichlich viel wirkſamer für die 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage des Einzelunter⸗ 
nehmens könnten Abmachungen wirken, die auf den eng⸗ 
ſten Wirkungsbereich des Arbeiters ſelbſt abgeſtellt ſind. 
Wenn z. B. ein Arbeiter vor dem Kriege bei 50 Pf. 
Stundenlohn im Akkord 80 Pf. bis 1 Mk. verdienen 
konnte, was z. B. bei Akkordmaurerarbeit die Regel war, 
er alſo in 300 zehnſtündigen Arbeitstagen ſtatt 1500 Mk. 
2400 Mk. verdienen konnte, iſt ein derartiges Syſtem 
zweifellos für die Steigerung der Arbeitswilligkeit und 
damit für die Ertragsſteigerung von weit größerer Be⸗ 
deutung als ſelbſt eine Gewinnbeteiligung, die 10 v. H. 
des Lohnes ausmachte; ganz abgeſehen davon, daß auch bei 
entgegenkommendſter Geſtaltung das Gefühl des Über⸗ 
vorteiltwerdens bei den Arbeitern beſtehen bliebe. 


6. Sozialethiſche Wirkungen 
der Gewinnbeteiligung? 

Soll das ſozialethiſche Moment als Haupt⸗ 
zweck der Gewinnbeteiligung angeſehen 
werden, ſo kann man nicht gut haltmachen 
bei der bloßen Gewinnbeteiligung, ſon⸗ 
dern muß zwangsläufig weitergehen zum 
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Mitbeſitz⸗ und Mitbeſtimmungsrecht, mir 
anderen Worten: man muß zum kapitaliſti⸗ 
ſchen Prinzip der Gewinnbeteiligung noch 
das demokratiſche Prinzip fügen und ge⸗ 
willt ſein, den Parlamentarismus auch in 
die Wirtſchaft einzuführen. Was auf dieſe Weiſe 
in bezug auf Milderung der Schärfen zwiſchen Unter⸗ 
nehmer und Arbeiter gewonnen werden könnte, dadurch, 
daß die Arbeiterſchaft Einblick in die zahlloſen Faktoren 
und Schwierigkeiten der Organiſterung und Leitung eines 
Unternehmens gewinnt, wird wieder verlorengehen durch 
die unendlichen Hemmniſſe, die durch Arbeiterräte, Be⸗ 
triebsräte, kurz und gut durch die ganze parlamentariſche 
Verwaltung eines ſolchen Unternehmens entſteht. Für 
kleine und qualifizierte Betriebe ſind derartige Möglich⸗ 
keiten durchaus gegeben und ſollen keineswegs bekämpft 
werden. Aber man muß ſich darüber ganz klar ſein, daß 
alle derartigen Beſtrebungen von dem Verſtehen⸗ 
wollen abhängig ſind, und ein Verſtehenwollen 
kann ſicherlich am wenigſten durch geſetzliche Vorſchriften 
erzwungen werden. Wir werden hier ſehr viel tiefer grei⸗ 
fen müſſen, um einen Wandel in der Anſchauung gerade 
auch in Unternehmerkreiſen herbeizuführen. Eine neue 
Ethik des wirtſchaftlichen Denkens kann 
aber zweifellos nur angebahnt werden, 
wenn die grundlegenden Fehler der rein 
kapitaliſtiſchen Denk⸗ und Betriebsweiſe 
durch die nationalſozialiſtiſche Weltan⸗ 
ſchauung gemildert bzw. beſeitigt werden. 

Der Widerſtreit zwiſchen dem ſchranken⸗ 
loſen Individualismus einerſeits und 
dem marxiſtiſchen Kommunismus anderer⸗ 
ſeits kann auch hier nur durchden National: 
ſozialismus in univerſaliſtiſchem Geiſte 
beigelegt werden. 

Die Einwendung, die von ſeiten der Arbeiterſchaft gegen 
die Gewinnbeteiligung gemacht wird, iſt nicht ſo ohne 
weiteres von der Hand zu weiſen: „Der Unternehmer 
will uns Arbeitern nur deshalb einen Teil ſeines Ge⸗ 
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winnes abtreten, weil er nur auf dieſe Weiſe feinen großen 
Gewinn in Sicherheit bringen zu können glaubt.“ Sicher: 
lich war dieſer Gedanke der Gewinnverſicherung auch bei 
den meiſten Unternehmern die Veranlaſſung, daß — be⸗ 
ſonders nach dem Kriege — Verſuche mit Gewinnbeteili⸗ 
gung der Arbeiterſchaft gemacht wurden. 

Wachſende Einſicht, ſowohl auf der Seite des Arbeit⸗ 
nehmers als auch auf der Seite der Arbeitgeber, in die letzten 
gegenſeitigen Abhängigkeiten und Verbundenheiten von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Rahmen des geſamten 
Produktionsprozeſſes wird ſicherlich einer befriedigenden 
Löſung des Problems einer Gewinnbeteiligung in einer 
ſpäteren Zukunft die Wege ebnen. Grundſätzlich iſt 
die Forderung nach Gewinnbeteiligung viel zu real und 
techniſch⸗wirtſchaftlich bedingt, als daß man nicht theoretiſch 
den Sieg der Gewinnbeteiligung in der Praxis für mög⸗ 
lich halten könnte. Ich perſönlich halte allerdings gerade 
die Form, auf die man jetzt die Hoffnung auf eine Lö⸗ 
ſung des Problems ſtützt, für nicht ausſichtsreich und glück⸗ 
lich, nämlich: eine Kombination von Gewinn⸗ und Ka⸗ 
pitalbeteiligung, die organiſatoriſch auch eine Mitwirkung 
der Beteiligungsberechtigten in der Verwaltung der ein⸗ 
zelnen Unternehmungen bedingt. Im politiſchen Leben 
haben wir bereits die ſchlimmſten Erfahrungen durch Ein⸗ 
führung des Mitbeſtimmungsrechtes der zahlungsverpflich⸗ 
teten Staatsbürger im parlamentariſchen Syſtem gemacht. 
Die Landwirtſchaft hat ſich bislang mit Erfolg (abgeſehen 
von den Betriebsräten) parlamentariſchen Methoden 
widerſetzt und iſt damit gut gefahren. Gewinnbeteiligung 
iſt ja auch für die Werkbeteiligten nur ſo lange von Reiz 
und Intereſſe, als das Unternehmen floriert. Verluſtjahre, 
Konjunkturſchwankungen, Konkurrenzkämpfe laſſen aber 
ſehr bald das Intereſſe daran ſchwinden, und ſtatt Hilfe 
und Unterſtützung in Kriſenzeiten zu finden, wird das 
Unternehmen nur unter der Vielköpfigkeit ſeiner Leitung 
zu leiden haben. 
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7. Geſetzgeberiſche Maßnahmen 


Es ſei noch auf einige geſetzgeberiſche Maß⸗ 
nahmen hingewieſen, die in verſchiedenen Staaten vor⸗ 
genommen wurden, um auf dieſe Weiſe der Kapitalbildung 
die Wege zu ebnen, insbeſondere ſoweit die beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften über die Aktiengeſellſchaften die ſo⸗ 
genannten Kleinaktien „ausſchloſſen“. 


In Deutſchland iſt durch die Umftellung nach der 
Inflation von ſelbſt der Nominalbetrag der einzelnen 
Aktien ganz erheblich herabgeſetzt worden. Außerdem iſt 
in Preußen ſeit 1912 ein Geſetz angenommen, wonach in 
den ſtaatlichen Bergwerksbetrieben die höheren Werks⸗ 
beamten am Gewinn beteiligt ſind. Der Deutſche Juriſten⸗ 
tag im Jahre 1921 lehnte dagegen einen geſetzlichen Zwang 
zur Gewinnbeteiligung ab und wollte eine geſetzliche Rege⸗ 
lung auf die fakultative Normierung einzelner typiſcher 
Formen der Beteiligung beſchränkt wiſſen. 


In England iſt die große Begeiſterung, die um die 
Mitte des vergangenen Jahrhunderts für die Gewinn⸗ 
beteiligung geherrſcht hatte, abgeflaut. Der große Berg⸗ 
arbeiterſtreik im Jahre 1921 iſt durch das Eingreifen der 
Regierung beigelegt worden und den Arbeitern ein Ge⸗ 
winn an den einzelnen Unternehmungen eingeräumt 
worden. 


In Frankreich wurde die ſogenannte Arbeitsaktie 
eingeführt, bei welcher die Arbeitsleiſtung, nicht die Kapi⸗ 
talleiſtung die Grundlage der Aktie iſt. 

Norwegen hat 1922 durch einen beſonderen Aus⸗ 
ſchuß die geſetzliche Zwangseinführung der Gewinnbetei⸗ 
ligung für beſtimmte Betriebe empfohlen. 

Die verſchiedenen Formen der Gewinnbe⸗ 
teiligung ſind folgende: 


a) Nachdem Objekt. 


1. Eine Beteiligung des Arbeitnehmers an dem Anter⸗ 
nehmen, in dem er beſchäftigt iſt. 
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2. Eine Beteiligung der Arbeiterſchaft eines ganzen Er: 
werbszweiges an den Geſamterträgniſſen der betreffenden 
Induſtrie. 


3. Eine Beteiligung aller an der Geſamtwirtſchaft des 
Landes. Praktiſche Bedeutung gewannen bisher nur die 
Möglichkeiten unter Ziffer 1 der individuellen Gewinnbe⸗ 
teiligung gegenüber den mehr kollektiv⸗wirtſchaftlichen unter 
2 und 3 


b) Nach dem Perſonenkreis. 


Hier kann man unterſcheiden: 

1. Individualbeteiligung jedes einzelnen Ar⸗ 
beiters in Höhe eines beſtimmten Prozentſatzes ſeines 
Jahreslohnes, der berechnet und zugewieſen wird. 

2. Kollektipbeteiligung, bei welcher die zuge⸗ 
wieſenen Gewinnanteile nicht an den einzelnen ausbezahlt 
werden, ſondern zugunſten der Arbeiterſchaft für gemein⸗ 
nützige Wohlfahrtseinrichtungen uſw. verwendet werden. 


3. Gemiſchte Syſteme, die ſich aus der Verbindung 
der beiden erſtgenannten ergeben. 


e) Nach der Grundlage des Gewinnbe⸗ 
zuges. 

Hier iſt zu unterſcheiden: 

Die Gewinnbeteiligung 1. auf Grund der Werkszuge⸗ 
hörigkeit, alſo der Arbeitsleiſtung in dem betreffenden 
Unternehmen, 2. auf Grund einer (meiſt erarbeiteten) 
Kapitalbeteiligung (Kleinaktie); 3. eine Verbindung der 
beiden Arten. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß es eine Reihe von 
Zwiſchenformen gibt. Vorbildlich für Kollektiv⸗ 
beteiligung war das Vorgehen der 
Firma Krupp, Eſſen, die Jahr für Jahr ſehr bedeu⸗ 
tende Summen, bis zu 20 Millionen Mark, verwendete, 
um die verſchiedenſten Wohlfahrtseinrichtungen zu ſchaffen. 
Der Segen dieſer Einrichtungen kann gar nicht hoch 
genug eingeſchätzt werden in bezug auf Geſunderhaltung 
der Arbeiterſchaft, Beſſerung der Lebensbedingungen, ins⸗ 
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beſondere des häuslichen Lebens, Ermöglichung körper⸗ 
licher Ertüchtigung durch Bäder, Turnhallen, Wäſchereien 
uſw. Es verdient bemerkt zu werden, daß dieſe Zuwen⸗ 
dungen durchaus freiwillig waren, ohne irgendwelche Ver⸗ 
pflichtungen. Auf dieſe Weiſe war auch die beſtmögliche 
Verwendung im Dienſte der Arbeiterſchaft geſichert. Frei⸗ 
lich werden die wenigſten darin eine Gewinnbeteiligung 
im eigentlichen Sinne des Wortes ſehen wollen. Vergleicht 
man indes die tatſächlichen Leiſtungen mit den Beträgen, 
die bei individueller Gewinnbeteiligung 
dem einzelnen Arbeiter zugefallen wären, nämlich höch⸗ 
ſtens 5 v. H. ſeines Lohnes, jo ergibt ſich die außer ⸗ 
ordentliche Überlegenheit dieſer Form kol⸗ 
lektiviſtiſcher Beteiligung der Arbeiter⸗ 
ſchaft am Ertrag eines Unternehmens ge⸗ 
genüber der individuellen Methode. 5 v. H. 
mehr im Haushalt einer Arbeiterfamilie würden nie dazu 
ausreichen, die allgemeine Lebenshaltung nennenswert zu 
verbeſſern. Auf keinen Fall wären dieſe Beträge geſpart 
worden und hätten ſo gewaltige Leiſtungen wie vor⸗ 
ſtehende für das Allgemeinwohl ermöglicht. 


8. Die wirtſchafts-wiſſenſchaftliche Seite 
der Gewinnbeteiligung 


Die Gewinnbeteiligung iſt die Folge gewiſſer Wil⸗ 
lensentſchlüſſe. Dabei handelt es ſich zunächſt um 
die Frage der Notwendigkeit einer über den 
feſten Lohn hinausgehenden Zuwendung 
aus dem Ertrag des Unternehmens. Zweitens 
darum, ob die Möglichkeit beſteht, dem Arbeiter außer 
dem feſten Lohn noch ein gewiſſes Plus zuzuwenden aus 
der Spanne zwiſchen Geſtehungspreis und Marktpreis. 
Was das letzte angeht, ſo iſt zweifellos die Möglichkeit für 
eine ganze Reihe von Induſtrien zu bejahen, da bekanntlich 
ſelbſt bei gleichmäßigen Marktpreiſen die einzelnen Unter⸗ 
nehmungen verſchieden rationell betrieben werden, wodurch 
ſich die Gewinnchancen der beſſer eingerichteten Unter⸗ 
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nehmungen vergrößern gegenüber den nicht jo gut gelei- 
teten. Für die weniger gut eingerichteten und geleiteten 
Unternehmungen — und dies ſind ja die meiſten — wird 
die Möglichkeit einer Gewinnbeteiligung um ſo geringer 
und enger, je mehr noch weitere ungünſtige Momente hin⸗ 
zutreten, ſteuerliche Bedrückung, ungünſtiger Standort, 
teure Bahnverbindung uſw. Einer geſetzlichen 
Regelung einer pflichtmäßigen Gewinn⸗ 
beteiligung bieten ſich alſo ganz außer⸗ 
ordentliche Schwierigkeiten, und ſie würde — 
wenn eingeführt — die vielen kleineren Unternehmungen 
ruinieren, während die wenigen ganz modern eingerichteten 
Betriebe nach wie vor bedeutende Gewinnſpannen auf⸗ 
weiſen könnten, da ſie ihre Betriebe durch Fortfall der 
Konkurrenz noch bedeutend ausdehnen — wenn nicht gar 
durch Preisdiktat — monopoliſteren könnten. 

Von beſonderer Bedeutung bleibt bei 
alledem immer die Geſamtkonjunktur. Nie⸗ 
mals wird ſich mit irgendwelcher Sicherheit feſtſtellen laſſen, 
welchen Produktionsfaktoren an dem Geſamtertrage beſon⸗ 
derer Anteil beizumeſſen iſt. Eine allgemeine, wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftliche Beweisführung zugunſten des Anrechtes 
auf Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer kann es alſo 
nicht geben. 

Für die große Maſſe der ungelernten Arbeitskräfte, für 
die Maſſe der Arbeiter in der Schwerinduſtrie, Textil⸗ und 
chemiſchen Induſtrie, für die Verkehrsanſtalten iſt angeſichts 
des Standes der Rationaliſierung der Betriebsorganiſation 
der Einfluß der Arbeitsleiſtung nach Qualität und In⸗ 
tenſität entrückt. Daraus läßt ſich alſo gerade für die Maſ⸗ 
ſen der Induſtriearbeiterſchaft ein moraliſches Recht auf 
Gewinnbeteiligung kaum ableiten. Gewiß erwächſt die 
Gewinnbeteiligung nicht theoretiſch auf dem Boden eines 
ethiſchen Poſtulates. Sie entſprang bislang dem Willen 
des Anternehmers, der damit ſeinen ſozialen Sinn bewies, 
beſonders dann, wenn er die Gewinnbeteiligung nicht im 
engen kapitaliſtiſchen Sinne einer individualiſtiſchen Ge⸗ 
winnausſchüttung betrieb, ſondern aus ſozialem Geiſte 
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heraus kollektiviſtiſch für die Geſamtheit feiner Arbeiter⸗ 
ſchaft geſorgt hat. Damit haben die Betreffenden auch mei⸗ 
ſtens am beſten für die Produktivität ihrer Unternehmun⸗ 
gen geſorgt, haben das Intereſſe der Arbeiterſchaft am 
Geſamtunternehmen geweckt und für die Überbrückung der 
klaſſenkämpferiſchen Gegenſätze zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer am beſten gewirkt. 
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Der Volksverrat des Reichstags 


Rede zum Poungplan am 7. März 1930 


esp Berichte Seite 4229—4232, vgl. „Völkiſcher 
Beobachter“ vom 15. März 1930 


Ich bin der Meinung, daß es keine beſſere Illuſtration 
für die „Erleichterungen“ gibt, die der Youngplan 
uns bringt, als die neuen Steuergeſetze. Gerade das, 
was man in den Rundfunkreden immer zu hören bekom⸗ 
men hat, die „Erleichterung“ für die deutſche Wirtſchaft, 
iſt ins Gegenteil umgeſchlagen. Nicht weniger als 
700 Millionen neuer Steuern werden auf⸗ 
gelegt; die Bierſteuer wird um 75 Prozent 
erhöht mit einem Betrage von 240 Mil⸗ 
lionen, der Benzin⸗ und Benzolzoll ergibt 
65 Millionen, der Tabak ſoll 30 Millionen 
mehr bringen, die Mineralwaſſerſteuer 
40 Millionen, und die Induſtriebelaſtung 
wird beibehalten, obwohl ſie nach dem 
Doungplan abgebaut werden ſoll, fie wird 
mit 280 Millionen eingeſtellt uſw. 

Man muß ſich wirklich wundern, wie angeſichts dieſer 
Tatſachen es in Deutſchland immer noch Leute gibt, die 
ſich nun für die Annahme der Pounggeſetze einſetzen. Ich 
will nicht im einzelnen eingehen auf die Tabelle der 
Zahlungen, es genügt, wenn man dem deutſchen Volk im⸗ 

mer wieder vor Augen hält, daß es auf Grund des Young» 
plans 58 Jahre lang jährlich durchſchnitt⸗ 
lich 2 Milliarden bezahlen ſoll, während im weſent⸗ 
lichen nach dem Dawesplan doch die Zahlungen im Jahr 
1961 hätten beendigt ſein ſollen. 

6 Die lebendige und praktiſche Tatſache iſt, daß wir jähr⸗ 
lich 2 Milliarden Goldmark in fremder Währung bezahlen 
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müſſen, und an dieſer Stelle erhebt ſich die erſte Grund⸗ 
frage nach der Durchführbarkeit dieſer Zahlungen. Es iſt 
nicht ganz ohne Reiz, die Prominenteſten dieſer Republik 
mit ihrer Stellungnahme hierzu anzuführen. Herr Guſtav 
Streſemann, gewiß einer der markanteſten Vertreter der 
neudeutſchen Politik, hat am 24. Juni 1929 in dieſem 
Hauſe wörtlich erklärt: „Glauben Sie, daß irgendein Mit⸗ 
glied der Regierung erklären würde: Ich übernehme die 
Garantie, daß der Poungplan durchführbar iſt?“ 

So ſieht es alſo aus mit der Sicherheit der deutſchen 
Regierung, daß ſie den Poungplan durchführen kann. 

Um die gleiche Zeit hat der preußiſche Miniſterpräſident 
Braun über dieſe Meinung keinen Zweifel mit folgender 
Erklärung gelaſſen: „Ich habe ſtarke Zweifel, ob es nach 
dem Angebot unſerer Experten angeſichts der ſtarken Lei⸗ 
ſtungen in der Vergangenheit möglich ſein wird, 1640 Mil⸗ 
lionen Reichsmark 37 Jahre lang aufzubringen.“ 

Der „Genoſſe“ Wels hat ſich in ähnlichem Sinne im Mai 
1929 in Magdeburg ausgeſprochen: „Wir müſſen mit der 
Tatſache rechnen, die durch keinen Parteitagsbeſchluß aus 
der Welt geſchafft werden kann, daß ein erheblicher Teil 
vom Ertrag aus der Arbeit und der Produktion des deut⸗ 
ſchen Volkes nicht dem Gemeinwohl des eigenen Landes 
dienen kann, ſondern noch jahrzehntelang den Reparations- | 
gläubigern zufließen wird.“ 

Über die Stellungnahme des Herrn Dr. Schacht beſteht 
kein Zweifel. Sein Memorandum vom Dezember ſcheint 
bei der erfüllungsſüchtigen Regierung vollkommen in 
Vergeſſenheit geraten zu ſein. Ich erinnere auch an den 
deutſchen Delegierten in Paris, Herrn Vögler, der wenig⸗ 
ſtens durch Niederlegung ſeines Mandats vor der deut⸗ 
ſchen Offentlichkeit zu erkennen gegeben hat, daß er ſeinen 
Namen unter keinen Umſtänden für eine derartige un⸗ 
durchführbare Sache hergeben kann. Ich begreife nicht, 
wie gerade Sie, Herr Dr. Curtius, ein ſo eifer⸗ 
volles Drängen nach der Annahme haben. Ihr 
Argument, die Beibehaltung des Dawesplanes bedeute eine 
Kriſe, iſt gerade von der Seite Ihrer Partei das merk⸗ 
würdigſte. Sie und Ihre Partei waren es gerade, die den 
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Dawesplan in den Himmel gehoben haben. Für Sie war 
doch nach dem Ausſpruch Ihres großen Staatsmannes 
Streſemann der Dawesplan ein Silberſtreifen am Horizont, 
für Sie war es ein Zeichen höchſter wirtſchaftlicher 
Vernunft, daß man den Dawesplan angenommen hat. 
Herr Streſemann hat dieſen Dawesplan als die „Bibel 
der Wirtſchaft“ bezeichnet. Und nun iſt alles ſchlecht und 
mijerabel, was Sie uns damals gepriefen haben. Ihre 
jetzige Haltung iſt ein einziges Verdam⸗ 
mungsurteil über die ganze bisherige Po⸗ 
litik. Es iſt nicht nur das, es iſt auch ein 
Zeichen politiſcher Unehrlichkeit. Es bedeutet 
nichts anderes, als daß Sie ſich jetzt von Ihrer bisherigen 
Politik drücken wollen. 

Wir Nationalſozialiſten denken nicht daran, den Dawes⸗ 
plan etwa zu verteidigen; denn gerade wir waren im 
Gegenſatz zu unſeren jetzigen Bundesgenoſſen im Kampfe 
gegen den Poungplan die unbedingteſten und gerad⸗ 
linigſten Bekämpfer und Gegner der geſamten Erfüllungs⸗ 
politik. Das hält uns natürlich nicht ab, immer auf den 
einzigen Punkt hinzuweiſen, der im Dawesplan angeſichts 
der jetzigen Kriſis ſich für Deutſchland günſtig auszuwirken 
begönne, wenn wir eine Regierung hätten, die wirklich die 
deutſchen Belange verträte und die nicht in ewiger Anter⸗ 
würfigkeit dem Feindbund zu Willen wäre. Ich meine den 
Transferſchutz. 

Zunächſt ein paar Worte zu der Vorgeſchichte und der 
Entwicklung des Youngplans. Auf der Pariſer Kon: 
ferenz war Deutſchland durch Sachverſtän⸗ 
dige vertreten, von denen es bezeichnend 
ift, daß es nicht etwa Regierungs- oder Staatsmänner 
waren, ſondern Bankiers und Wirtſchafts⸗ 
führer. Dieſer deutſchen Delegation in Paris war als 
einzige Richtlinie mitgegeben: „Es dürfen keine Ab⸗ 
machungen getroffen werden, die nach ge⸗ 
wiſſenhafteſter Prüfung die Lebenshaltung 
der deutſchen werktätigen Bevölkerung ge⸗ 
führden würden.“ Dieſem Auftrag verſuchte man 
auch zu entſprechen. Es iſt bekannt, daß Dr. Schacht zunächſt 
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nur ein Angebot von 800 bis 1000 Millionen nach Paris mit⸗ 
bringen wollte. Ich erinnere daran, daß man ſich dann auf 
1640 Millionen hat hinauftreiben laſſen. Dagegen ſchon 
hat, wie vorhin erwähnt, der preußiſche Miniſterpräſident 
Braun ſeine heftigen Bedenken geltend gemacht. 

Dann kam der zweite Dolchſtoß von hin⸗ 
ten, die Erklärung des „Vorwärts“, man dürfe ſich 
nicht allzuſehr von dieſen wirtſchaftlichen Sachverſtändigen 
abhängig machen, ſondern man müſſe aus politiſchen 
Gründen darüber hinausgehen. Der Genoſſe Seve⸗ 
ring war es, der in ſeiner berüchtigten 
Rede damals die zwei Milliarden als 
durchaus diskutabel und tragbar erklärt 
hat. Im weiteren Verlauf iſt dann geradezu der Befehl 
gegeben worden, die Durchſchnittsannuität von zwei Mil⸗ 
liarden anzunehmen, und das iſt, wie Sie wiſſen, auch in 
Paris unterſchrieben worden. 

Ich kann dieſes Verhalten der deutſchen 
Regierung nur auf die gleiche Stufe ſtel⸗ 
len mit dem Novemberverrat des Jahres 
1918. Solches Verhalten iſt Landesverrat, 
welchen Vorwurf die S. P. D. ja keineswegs als Beleidi⸗ 
gung, ſondern als Ehrentitel empfindet, wie es Herr 
Seydewitz zum Ausdruck gebracht hat. Herr Seydewitz hat 
in der ſozialiſtiſchen Schülergemeinſchaft in der Fürſt⸗ 
Bismarck⸗Schule in Berlin erklärt: „Es iſt alſo ein un⸗ 
billiges Verlangen, wenn wir von der Entente verlangen, 
daß ſie uns unſere Reparationen erläßt. Der Vorwurf 
des Landesverrats iſt für uns ein Ehren⸗ 
titel.“ Ebenſo hat ſich der ſozialdemokratiſche Ober⸗ 
ſtudiendirektor Dr. Kawerau, Leiter eines Gymnaſiums in 
Berlin, im Frühjahr 1929 in einem Vortrag „Der Kampf 
um das deutſche Geſchichtsbuch“ im Herrenhaus ausgedrückt: 
„Wir fordern, daß die Schuld Deutſchlands 
am Weltkrieg endlich auch in die deutſchen 
Geſchichtsbücher Eingang findet.“ Im gleichen 
Sinne hat ji der ſozialdemolratiſche Abgeordnete Roſen⸗ 
feld in Stettin ausgedrückt: „Es iſt Aufgabe der S. P. D., 
darauf zu achten, daß in Deutſchland nicht gegen den Ver⸗ 
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ſailler Vertrag verſtoßen wird: denn Verſailles iſt 
deutſches Reichsgeſetz, undin einem Rechts⸗ 
ftaat dürfen keinerlei Geſetzwidrigkeiten 
geduldet werden.“ 


Verlaſſen Sie ſich darauf, meine Herren, 
dieſe Dinge werden in das große Schuld⸗ 
buch des deutſchen Volkes eingetragen, und 
Sie werden ſich in nicht allzu ferner Zeit 
vor einem deutſchen Staatsgerichtshof für 
dieſe Dinge zu verantworten haben, und 
auf Landesverrat ſteht im kommenden 
Staat die Todesſtrafe. 


Ebenſo unmöglich iſt die Stellung des Zentrums. Der 
Vorſitzende der Zentrumspartei, Prälat Kaas, hat in 
Saarbrücken unmißverſtändlich erklärt: „Eine Annahme 
der Pounggeſetze kommt nur Zug um Zug mit der Rege⸗ 
lung der Saarfrage in Betracht.“ 


Geſtern haben wir aus den gewundenen Erklärungen 
des Herrn Alitzka entnehmen können, daß ſich der glatte 
Umfall des Zentrums vorbereitet. 


Von den Demokraten — ich ſehe zwar keinen einzigen 
dieſer ſterbenden Partei mehr hier — erwartet man nichts 
anderes als eine angſtvolle Schaukelpolitik zwiſchen den 
beiden großen Nachbarn. Sie leben ja überhaupt nur noch 
von der Gnade dieſer beiden Parteien und von der großen 
Judenpreſſe. Aber gerade hier muß ich auf die politiſche 
Charakterloſigkeit hinweiſen, mit der ſich heute die Demo⸗ 
kratie für die Pounggeſetze einſetzt und in das lächerliche 
Kriſengeſchrei der Regierung einſtimmt, als wenn wir nicht 
mitten in der Kriſe wären. Wir find doch mitten in der 
Kriſe, nicht wahr, Herr Dr. Curtius? — Im März, als die 
Pariſer Konferenz zu ſcheitern drohte, hat das „Berliner 
Tageblatt“ erklärt: „Keine Angſt vor widrigen politiſchen 
und wirtſchaftlichen Folgen einer Ablehnung des Poung⸗ 
planes; die Folge wäre nur eine Beibehaltung des Dawes⸗ 
planes, deſſen Transferſchutzbeſtimmungen in kürzeſter Friſt 
in Kraft treten müßten, ſo daß dann unſere Gegner weniger 
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bekämen, als lie jetzt nach den neuen Ziffern des Poung- 
planes erhalten würden.“ 

Der Bayeriſchen Volkspartei noch ein paar Worte ins 
Stammbuch aus der Rede ihres bayeriſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten Held. Herr Miniſterpräſident Dr. Held hat ſich 
im Bayeriſchen Landtag folgendermaßen ausgeſprochen: 
„Es handelt ſich um eine Finanzkontrolle über Deutſch⸗ 
land. Die Entſcheidung über das Schickſal der beteiligten 
Völker iſt in die Hand einiger weniger Finanzmänner 
gelegt.“ Zum Schluß wies der bayeriſche Miniſterpräſident 
Dr. Held auf „die Unehrlichkeiterſten Ranges“ 
hin, wenn die Parteien das deutſche Volk verpflichten, ſo⸗ 
undſo viel zu leiſten, und ſelbſt nicht dafür ſorgen, daß wir 
zu einer Finanzpolitik gelangen, die es uns ermöglicht, 
dieſe Verſprechungen zu erfüllen. Er fährt fort: „Man hat 
im Herbſt eine Finanzreform verſprochen, die eine Steuer⸗ 
entlaſtung bringen ſollte. Das war ein Rieſenſchwindel, 
und es iſt mit dem deutſchen Volk noch niemals ſo Schind⸗ 
luder getrieben worden wie jetzt. Ich kann nicht ja ſagen, 
wenn ich überzeugt bin, daß die Forderungen unerfüllbar 
ſind.“ 

Das, meine Damen und Herren, iſt die Meinung des 
prominenteſten Vertreters der Bayeriſchen Volkspartei, der 
gleichen Partei, die offenbar jetzt bereit iſt, den 
Verträgen ihre Zuſtimmung zu geben. 

Zuſammenfaſſend darf ich feſtſtellen: In dieſem 
Hohen Hauſe mit dem niedrigen Niveau 
iſt keine einzige Regierungspartei, die den Youngplan 
für durchführbar hält. Nachdem es ſich aber um ein 
Definitivum handelt und nach dem Willen der Beteiligten 
handeln ſoll, bedeutet es eine grobe Unehrlich⸗ 
keit der deutſchen Politik gegenüber den 
Vertragskontrahenten, wenn man etwas 
unterſchreibt, was man für undurchführbar 
hält. Nur ein Lump verſpricht mehr, als er 
halten kann. 

Ich ſtelle zuſammenfaſſend an die Regierung folgende 
Fragen. 
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1. Halten Sie nach dem Geſagten den Neuen Plan für 
erfüllbar, ja oder nein? Herr Dr. Curtius, Redensarten wie: 
„Ich lehne es ab, zu prophezeien“ ſind eines verantwor⸗ 
tungsbewußten Staatsmannes unwürdig. Wenn ja, dann 
tragen Sie die Verantwortung; wenn nein, warum unter⸗ 
ſchreiben Sie dann? 

2. Halten Sie den Neuen Plan wirklich für einen Fort⸗ 
ſchritt, wenn Sie ernſtlich bedenken, daß im Dawesplan 
die Möglichkeit einer Minderung, ja ſogar einer Einſtellung 
der Reparationszahlungen gegeben iſt? 

3. Wie erklären Sie den ſeltſamen Satz im Poungplan: 
„Falls Deutſchland ſeinen Verpflichtungen nicht nach⸗ 
kommen kann, wird die Bankierkonferenz Überlegungen 
anſtellen, zur Vermehrung des Welthandels beizutragen, 
und zwar durch Finanzierung deutſcher Unternehmungen 
— insbeſondere in den unentwickelten Ländern —, die man 
wahrſcheinlich ſonſt mit den gewöhnlichen vorhandenen 
Finanzierungsmöglichkeiten nicht in Angriff nehmen 
würde? Iſt darin nicht die furchtbare Ge⸗ 
fahr einer Verpflichtung zum Menſchen⸗ 
export enthalten für den Fall, daß wir eben 
nicht die genügenden Milliarden in fremder Währung auf⸗ 
bringen können? Was heißt in „unentwickelten Ländern“? 
Es iſt bekannt, daß dieſe Weltbank eine Automobilſtraße 
von Kairo nach dem Kap plant. Dieſe Planung iſt wohl 
möglich. Wer ſoll ſie aber durchführen? Das iſt einer 
der Fälle, in denen man eben deutſche 
Erwerbsloſe exportieren und zu Skla⸗ 
ven machen wird. Wie wollen Sie die 
deutſche Bevölkerung vor dieſer ſchau⸗ 
derhaften Zukunftsausſicht ſchützen? Vor 
der Ausſicht, als weiße Sklaven expor⸗ 
tiert zu werden? 

4. Sind Sie bereit, vor einem kommenden Staats⸗ 
gerichtshof Ihre Handlungen mit Ihrem Kopf zu ver⸗ 
antworten? 

5. Sind Sie bereit, in kürzeſter Friſt 
dem Reichstage die Geſetzesvorlagen zu⸗ 
zuleiten, die ſich als logiſche Konſequenz 
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der von Ihnen behaupteten vollen Wieder⸗ 
herſtellung der Souveränität Deutſchlands 
ergeben, wie wir ſie in unſeren Anträgen Nr. 1704 
bis 1708 niedergelegt haben? Dieſe Anträge lauten: 

Antrag Nr. 1704: Der Reichstag wolle beſchließen: Das 
Kriegsgerätegeſetz vom 27. Juli 1927 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 239) wird mit ſofortiger Wirkung aufgehoben. 

Antrag Nr. 1705: Der Reichstag wolle beſchließen: Die 
Vorſchriften des Verſailler Friedensvertrages und der 
damit zuſammenhängenden Abmachungen, wonach Deutſch⸗ 
lands Heeresſtärke nur 100 000 Mann betragen darf, 
werden vom Deutſchen Reiche nach der etwaigen Annahme 
des Poungplanes nicht mehr anerkannt. 

Antrag Nr. 1706: Der Reichstag wolle beſchließen: 
Gleichzeitig mit der etwaigen Annahme des Poungplanes 
übernimmt das Deutſche Reich wieder die volle Souve⸗ 
ränität über die deutſchen Ströme und Flüſſe. Die dem 
entgegenſtehenden Beſtimmungen des Verſailler Vertrages 
werden nicht mehr anerkannt. 

Antrag Nr. 1707: Der Reichstag wolle beſchließen: Der 
Beſchluß der Nationalverſammlung vom 18. Dezember 1919, 
womit Artikel 61 Abſ. 2 der Verfaſſung des Deutſchen 
Reiches außer Kraft geſetzt worden iſt, wird aufgehoben. 

Es handelt ſich hier um den Anſchluß 
Deutſchöſterreichs. 

Antrag Nr. 1708: Der Reichstag wolle beſchließen: Der 
Artikel 178 Abſ. 2 der Verfaſſung des Deutſchen Reiches 
wird gleichzeitig mit der etwaigen Annahme des Poung⸗ 
planes außer Kraft geſetzt. 

Hier handelt es ſich eigentlich um das deutſche Staats⸗ 
grundgeſetz, wonach die Beſtimmungen des Verſailler Ver⸗ 
trages den Beſtimmungen der Reichsverfaſſung voran⸗ 
gehen. Wenn Sie wirklich den Youngplan als die Liqui⸗ 
dierung des Krieges und als endgültige Abmachung mit 
den Feindſtaaten bezeichnen, dann iſt die Annahme dieſer 
unſerer Anträge die logiſche Konſequenz. 

Ich komme zum Schluß: Die Einſtellung der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei zu den Noung⸗ 
geſetzen kann keinerlei Zweifel unterliegen. In unbe: 
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irrbarer Konſequenz unſerer gejamten 
politiſchen Haltunggegenüber der geſamten 
Erfüllungspolitik lehnen wir die YHoung⸗ 
geſetze rundweg ab. Ich erkläre im Namen 
meiner Fraktion: Wir ſehen in der An⸗ 
nahme der Pounggeſetze einen abſichtlichen 
und bewußten Volksverrat. 

Die Miniſter und Parteiführer, die dieſen Volksverrat 
betrieben haben und unterſchreiben, werden nicht nur vor 
der Geſchichte die Verantwortung tragen, ſondern wir 
hoffen, ſie in kurzer Friſt vor den Staatsgerichtshof des 
kommenden Reiches ziehen zu können. 

Wir Nationalſozialiſten ſprechen dieſem Reichstag und 
dieſer Regierung, die ſich nach der geſtrigen Bemerkung 
des Herrn Reichsaußenminiſters als „Spielball des 
Reparationsagenten“ fühlt, das Recht ab, heute 
noch für das deutſche Volk zu ſprechen. 

Wir Nationalſozialiſten ſprechen heute nicht nur im 
Namen der ſechs Millionen, die beim Volksentſcheid ſchon 
gegen das Poungverbrechen ihre Stimme abgegeben haben, 
wir ſprechen heute für unendliche Wählermaſſen aus dem 
Lager der Regierungsparteien, insbeſondere aus dem La⸗ 
ger der Sozialdemokraten, die Sie verführt haben. Wir 
ſprechen heute für das ganze deutſche 
Volk, das ſein Lebensrecht fordert, das aus 
der Lähmung des Novemberverbrechens 
vom Jahre 1918 langſam erwacht und das 
die Zukunft für Kinder und Kindeskinder 
nicht von Ihnen erbärmlich preisgegeben 
und verſchachertſehen will. Löſen Sie dieſen 
Reichstag auf! Schreiben Sie Neuwahlen 
aus! Dann wird die Antwort Deutſchlands 
anders ausfallen als unter der Herrſchaft 
einer feigen, nichts würdigen Erfüllungs⸗ 
politik! 
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Betrachtungen zum Youngplanı 


Der Erſtdruck in den „Nationalſozialiſtiſchen Monatsheften“, 
Heft 6 vom September 1930 


Seit Kriegsende hat kein politiſches Ereignis die deutſche 
Bevölkerung mehr aufgewühlt als der Kampf um die An⸗ 


nahme oder Ablehnung des Poungplanes. 


Was zeitgeſchichtlich dazu zu ſagen iſt, iſt von unſeren 


Abgeordneten und Rednern in nachdrücklichſter Form ge⸗ 
ſagt worden. Weniger iſt in den Vordergrund geſtellt wor⸗ 
den, daß auch dieſes Ereignis nicht für ſich allein gewertet 
werden darf, ſondern als vorläufiger Endpunkt einer lan⸗ 
gen Entwicklungsreihe politiſcher Geſchehniſſe, vor allem 
aber als Ende einer Charaktertragödie des deutſchen Vol⸗ 
kes, als ſchwere Niederlage der germaniſchen Raſſe gegen⸗ 
über dem organifierten Untermenſchentum. 

Bei allen derartigen Zeitbetrachtungen großen Stils 
müſſen wir unter ſorgfältiger Beobachtung der augenblick⸗ 
lichen Phänomene hinabſteigen zu den Quellen des deut⸗ 
ſchen Volkstums, ſeiner Stärken und ſeiner Fehler, um 
das augenblickliche Schickſal innerlich begreifen zu können, 
und um daraus auch die Erkenntniſſe zu ſchöpfen für 
aufbauende Neugeſtaltung des deutſchen Lebens. 

Immer war es ſchon Deutſchlands Schickſal geweſen, daß 
es in gewaltigem Siegeszuge mächtige Reiche gründete 
und kulturelle Höchſtleiſtungen hervorbrachte; immer wie⸗ 
der ſank es in innere Zwietracht zurück, in Schande und 
Ohnmacht. In heldenhaftem Anſturm zerbrach das jugend⸗ 
friſche Germanentum die Weltherrſchaft Roms, in breiten 
Bächen vergoß es ſein beſtes Blut; aber alle Germanen⸗ 
reiche auf altrömiſchem Boden verſanken und verſchwan⸗ 
den wieder, weil Haß und Neid, Zwietracht und vor allen 
Dingen die Vermiſchung mit den unterjochten Völkern die 
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innere Kraft der Herrenſchicht aushöhlte. Die gleiche Tra⸗ 
gödie beobachten wir in der ſpäteren geſchichtlichen Zeit 
des Deutſchen Reiches. Ein immer wiederholtes Aufſteigen 
zu ſonnenhaftem Glanz, zu Herrſchern der Welt: Karl 
der Große, Otto der Große, Friedrich Barbaroſſa und 
Friedrich II., der Hohenſtaufe, Friedrich der Große und 
Wilhelm J. und — zwei Generationen ſpäter immer ein 
jammervoller Niederbruch. Mit Ludwig dem Kind ging das 
ſtolze Geſchlecht der Karolinger ruhmlos zu Grabe; Otto III., 
der Sohn der Theophano, ſchämte ſich, ein Deutſcher zu 
ſein, und ſtarb als Jüngling, Konradin endet auf dem 
Schafott in Neapel (1268); bei Jena und Auerſtädt ver⸗ 
nichtet Napoleon das preußiſche Heer; Wilhelm II. ent⸗ 
weicht über die holländiſche Grenze. N 

Doch dieſes äußere Schickſal Deutſchlands, das man ja 
zur Not auch aus den Geſchichtsbüchern herausleſen kann, 
iſt noch überſchattet durch die furchtbarſte deutſche Tra⸗ 
gödie, den Dreißigjährigen Krieg. Auch dieſe Religions⸗ 
kämpfe vermelden die Hiſtoriker, aber nur ſelten wagt einer 
auf den Weſenskern dieſer Kämpfe hinzuweiſen, wie es 
Alfred Roſenberg in ſo geiſtesfreier und überſchauender 
Weiſe in ſeinem neueſten Werk „Der Mythus des 20. Jahr⸗ 
hunderts“ tut. In großartiger Zuſammenſchau zeigt Roſen⸗ 
berg die tiefſten Wurzeln dieſer Kämpfe auf, die ſich im 
Innern des deutſchen Volkstums abſpielen: Ehre und 
Freiheit und „Liebe“ und Kadavergehorſam als Antitheſe 
und innerer Widerſpruch, an der die Seele der Deutſchen 
krank wird und zuſammenbricht. 

Siegfried und Hagen — Armin und Segeſt 
— Sedan und Tannenberg und Dawespakt und 
Poungplan. Jubelnder Sieg, leuchtende Sonne — 
elender Dolchſtoß und Verrat. Licht und Finſternis 
— Gott und Teufel. 

Was das mit dem PYoungplan zu tun hat? 

Sehr viel! Faſt alles. Weil Dawespakt und Poungplan, 


ſraſſenkundlich geſehen, die bewußte Feſſelung und Schäch⸗ 


tung des deutſchen Geiſtes, der deutſchen Arbeit, der deut⸗ 
ſchen Seele durch das organiſierte Untermenſchentum be⸗ 


deuten. 
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Mit tiefiter Erſchütterung erleben wir die deutſche Schick⸗ 
ſalstragödie in unſerer eigenen Zeit. Leuchtende Siege. 
Auf allen Schlachtfeldern Europas verſtrömt die beſte 
deutſche Jugend ihr rotes Blut, während hinter der Front 
Dunkelmänner und Wühler, Marxiſten und Juden die 
Ketten ſchmieden und den Dolch ſchleifen. Ahnungslos und 
arglos, ohne Falſchheit, begreift deutſches Weſen nicht, daß 
andere anders ſind. 

Kaiſer Wilhelms II. Wort: „Ich kenne keine Parteien; 
mehr, ich kenne nur noch Deutſche“ iſt unendlich bezeich⸗ 
nend für die völlige Blindheit für alle die Kräfte und 
Mächte, die Deutſchlands Untergang wollten. Das Wort 
verrät völlige Unkenntnis der Raſſengeſetze, iſt Ausdruck 
gefährlichſter deutſcher Argloſigkeit und falſcher chriſtlicher 
Nächſtenliebe. Statt daß man damals die ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Halunken einfach eingeſperrt hätte, ließ man ſie 
ruhig ihr Zerſtörungswerk weitertreiben, bis das ſtolze 
Deutſche Reich, bis die gewaltigſte Militärmacht der Erde, 
von Juden und Marxiſten von hinten erdolcht, am Boden 
lag. 

Mit voller Abſicht habe ich dieſe kurzen Hinweiſe vor⸗ 
angeſtellt, denn nur dann, wenn ſich das junge, das kom⸗ 
mende Deutſchland klar bewußt wird, daß es ſich 
bei den großen und furchtbaren Ereigniſſen der teten | 
Jahre nicht um gewöhnliche Kämpfe und politiſche 
Zwangsläufigkeiten handelt, fondern um eine ganz große, 
letzte Entſcheidung, um einen Weltkampf, um ein letztes 
Ringen zwiſchen Idealismus und Materialismus, Blut 
und Geld, Arbeit und Kapital, Licht und Finſternis, nur 
dann dürfen wir hoffen, daß aus dieſer im tiefſten Sinne 
raſſenkundlichen Erkenntnis — auch uns die Erlöſung, die 
Befreiung erwächſt, und daß das Dritte Reich dauerhafter 
werden wird als der ſtolze Aufſchwung der wilhelminiſch⸗ 
bismarckſchen Epoche. 

Dieſe grundlegenden Er kenntniſſe — und renne 
ſind mehr, viel mehr als nur Kenntniſſe — entheben uns 
aber keineswegs der Pflicht, uns aufs allergenaueſte mit 
den beſonderen Formen des gegenwärtigen Zuſtandes in 
politiſcher und wirtſchaftlicher Beziehung zu befaſſen. 
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Wiſſen iſt Macht — aber erſt Wiſſen und Wille gebiert 
die Tat. 

Erſt bei Einbettung der politiſchen Ereigniſſe in die Er⸗ 
kenntnis der großen Zuſammenhänge und polaren Gegen⸗ 
ſätze des Weltgeſchehens erkennt man den Werdegang, der 
zum Poungplan führte, die geſchichtlichen Vorläufer, er⸗ 
kennt die Abſichten der Feinde, ſieht die Folgen und ver⸗ 
mag daraus auch die Maßnahmen zur Abwehr zu erſehen 
und die Vorausſetzungen dazu. 


E 


Der Poungplan iſt das letzte Glied in der Kette, Ab⸗ 


ſchluß der politiſchen Geſchehniſſe zur Verſklavung Deutſch⸗ 


—— 
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lands. 

Beim Dawespakt hieß es: Nur das Ausland kann uns 
helfen! Wir müſſen dankbar ſein, daß wir nun endlich wie⸗ 
der das Vertrauen des Auslandes errungen haben. Nur 
mit ausländiſchem Kapital können wir die deutſche Wirt⸗ 
ſchaft wieder aufbauen. Das wurde in allen Tonarten von 
Moſſe bis Scherl, von den Sozialdemokraten bis zu den 
deutſchnationalen Jaſagern nicht anders als von der Re⸗ 
gierung ſelbſt dem deutſchen Volke vorerzählt — bis der 
Pakt angenommen war. 

Wie ſind wir Nationalſozialiſten angehaßt worden, weil 
wir uns dieſem politiſchen Selbſtmord Deutſchlands mit 
aller Kraft widerſetzt haben, wie iſt gerade unſer Wider⸗ 
ſtand gegen die Aufnahme ausländiſcher Kredite von ſeiten 
der Streſe⸗ und Scheidemänner mit Hohn und Spott 
quittiert worden! Wir ſahen klarer und tiefer, wir ſagten 
voraus, was kommen mußte, was Zweck und Abſicht des 
Dawespaktes war, und haben unſere Stellung auch in der 
ſtaatspolitiſchen Erklärung zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, die ich im Auftrage der Fraktion am 29. Auguſt 1924 
im Reichstag verlas. 

Dieſer nationalſozialiſtiſchen Stellungnahme gegenüber 
hatte die Reichsregierung und haben die Erfüllungs⸗ 
parteien die Dawesgeſetze wie eine Erlöſung geprieſen und 
als einen großen Erfolg der Streſemannſchen Erfüllungs⸗ 
politik gefeiert. Ich zitiere die markanteſten Erklärungen 
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nach den amtlichen ſtenographiſchen Berichten des Reichs⸗ 
tages vom 23. Auguſt 1924. Reichskanzler Dr. Marx ſagte: 

„Das Gutachten der Sachverſtändigen hat die Re⸗ 
gierung als geeignete Grundlage für die Löſung der 
Reparationsfrage angenommen.“ 

„Eine Ablehnung des Londoner Vertrages bedeutet 
zunächſt jedenfalls die Vernichtung all der Hoffnungen, 
die das deutſche Volk und unſere Brüder im beſetzten 
Gebiet hegen. Induſtrie und Landwirtſchaft werden noch 
weiter als bisher unter der ſtändig zunehmenden Kredit⸗ 
not zu leiden haben (1). Die Zunahme der Arbeitsloſig⸗ 
keit und die allgemeine Not iſt eine ſichere Folge der 
Ablehnung (1) .. . Eine ungeheure Verantwortung laſtet 
auf dem Deutſchen Reichstage. Seine Entſcheidung wird 
nach meiner innerſten Überzeugung Segen (!) oder Fluch 
bedeuten.“ 

Alſo „Segen“ bedeutete die Annahme des Dawespaktes 
nach der Meinung von Herrn Marx, Reichskanzler von 
Zentrums Gnaden. Und Herr Dr. Hans Luther prophe⸗ 
zeite am gleichen Tag: 

„Nur bei Annahme der Londoner Abmachungen wer⸗ 
den unſerer Wirtſchaft diejenigen Erleichterungen (!) 
verſchafft werden können, nach denen ſie mit Recht ver⸗ 
langt, nämlich die Anpaſſung unſeres Steuerſyſtems an 
die wirtſchaftlichen und ſozialen Notwendigkeiten und ein 
fühlbarer Abbau der Eiſenbahntarife. 

Sobald das Londoner Abkommen angenommen iſt, 
ſind die Grundmauern für die Anleihe errichtet!“ 

Alſo für die hoffnungsloſe, zinspflichtige Verſchuldung 
Deutſchlands. Ihm folgte als dritte dieſer parlamentari⸗ 
ſchen Grazien Guſtav Streſemann, der in ebenſo langen 
wie belangloſen Worten die „Vorteile“ der Annahme des 
Dawespaktes ſchilderte. 

In fünf Tagen wurden dann die Geſetze durchgepeitſcht 
und wurden ohne Anderung nach den Anweiſungen der 
Hochfinanz (repräſentiert durch Parker Gilbert) von den 
deutſchnationalen Jaſagern, der Sozialdemokratie, dem 
Zentrum, der Deutſchen Volkspartei, der Wirtſchafts⸗ 
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partei und der Bayeriſchen Volkspartei mit knapper ?/s- 
Mehrheit angenommen. 
* 


Nun glaubte man erreicht zu haben, was man wollte. 
Deutſchland lag gefeſſelt am Boden, durch unverfrorenſte 
Schiebung war das deutſche Volk politiſch wehrlos gemacht, 
ſeiner Hoheitsrechte beraubt, für die ſyſtematiſche Aus⸗ 
beutung reif. 

Sechs Jahre ſind ſeit dieſen furchtbaren Auguſttagen 
des Jahres 1924 vergangen, und heute können wir das 
Ergebnis dieſer „Vorteile“ und Erleichterungen feſtſtellen. 

2 740 000 Arbeitsloſe im Reich, 
16 000 Selbſtmorde im Jahr. 
50 000 000 000 — fünfzig Milliarden 
Verſchuldung 
des Reiches, der Länder, der Städte und Gemeinden, von 
Landwirtſchaft und Induſtrie und Gewerbe. 
11000000000 — elf Milliarden 
Reichsſteuern, 
Zölle für 1930, 
dazu noch 
4000000000 — vier Milliarden Haus⸗ 
zins⸗ und Gewerbeſteuern 
und 660 000 000 — ſechshundertſechzig Mil⸗ 
lionen Mk. jährlich direkte Zahlungen 
der Reichsbahn an den Reparationsagenten bzw. 
jetzt an die Internationale Zahlungsbank in Baſel, 
ſchließlich 300 000 000 GM. — dreihundert 

Millionen jährlich Zinszahlungen aus der 

Induſtriebelaſtung an den Reparationsagenten. 

Finanzelend und Steuerqual, Juſtiz⸗ 
kriſis und der völlige Staatsbankerott vor der Türe, 
moraliſche Verlumpung in weiteſten Kreiſen, ein Korrup⸗ 
tionsſkandal nach dem anderen. 

„Der Sachverſtändigenplan hat zur Zufriedenheit funk⸗ 
tioniert“, berichtete Parker Gilbert in verlogener 
Weiſe an ſeine Auftraggeber — an die alliierten und aſſo⸗ 
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ziierten Regierungen —, aber man wurde eine gewiſſe Be⸗ 
ſorgnis nicht los: der Dawespakt enthielt nämlich einige 
Beſtimmungen, die eine nationalbewußte Regierung zu⸗ 
gunſten Deutſchlands hätte ausnutzen können, die ſog. 
Transferſchutzklauſel. Außerdem blieb der 
bedenklichſte Anſicherheitsfaktor beſtehen: der Dawespakt 
war ein politiſcher Akt, und die Daweszahlungen 
waren politiſche Schulden; die Hochfinanz hatte ſich 
damit noch nicht völlig von ihren politiſchen Zutreibern 
gelöſt, politiſche Konſtellationen, ein Zerfall der Entente, 
ein auch nur zunächſt moraliſches Wiedererſtarken Deutſch⸗ 
lands, der Wunſch eines der Alliierten, Deutſchland wie⸗ 
der bündnisfähig zu ſehen, oder ein tatſächliches Bündnis 
konnte immer noch den ruchloſen Plan der Hochfinanz zer⸗ 
ſtören. Das Geld hatte noch nicht endgültig über das Blut 
geſiegt. a 

Der ſchlaue Generalagent ſtrebte deshalb ſchon ſeit Jahren 
eine Neuregelung des Dawespaktes an. Es mag ihm auch 
unbehaglich zumute geworden ſein bei dem Gedanken an 
den unausbleiblichen Zuſammenbruch in Deutſchland und 
das dann offenkundige Verſagen des Dawespaktes. 

Sein Ziel war, Deutſchland ſelbſt die Verantwortung 
für die Zahlungen aufzubürden, insbeſondere für den 
Transfer der Zahlungen, und vor allen Dingen wollte 
man eine Umwandlung der politiſchen Schuld Deutſch⸗ 
lands in eine rein privatkapitaliſtiſche, wechſelrechtliche 
Verbindlichkeit gegenüber einer un politiſchen Stelle im 
neutralen Ausland. Man nannte dieſes Gaunerſtück „Li⸗ 
quidierung des Krieges“ und die Beſeiti⸗ 
gung der Transferſchutzklauſel — Wie⸗ 
derherſtellung der vollen Souveränität 
Deutſchlands und Aufhebung der läſtigen 
Kontrollſtellen. 

Es erübrigt ſich zu ſagen, daß die deutſchen Erfüllungs⸗ 
politiker lieber gern auf dieſen frechen Schwindel herein⸗ 
fielen, und daß fie den Poungplan mit der gleichen Be⸗ 
geiſterung begrüßten, mit denſelben Worten empfahlen und 
dieſelben Phraſen von der „Erleichterung“ fabelten, die 
dieſes Produkt zäheſter diplomatiſcher Befriedigungsarbeit 
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— 


des „größten Staatsmannes der deutſchen Republik“, 
Gu ſt av Streſemann, dem deutſchen Volke 


bringen würde. 


Betrachten wir nun den Poungplan nüchtern nach dem 
amtlichen Texte. Die Sachverſtändigen der Pariſer Kon⸗ 
ferenz erklären in ſchöner Offenheit, ſie ſeien an ihre Auf⸗ 
gabe als — Geſchäftsleute herangetreten. 

„Wir haben“, fährt der Bericht fort, „die Zahl und 


den Betrag der 


Annuitäten feſtgeſetzt und 


Vorſorge für die Am wandlung der Repara⸗ 
tionsſchuld aus einer politiſchen in 


eine kommerzielle 
troffen.“ 


Verpflichtung ge⸗ 


Mit anderen Worten: 1. Deutſchlan d muß 


zahlen: 


vom 1. September 1929 bis 31. März 1930 


(7 Monate) 5 
vom 1. April 1930 bis 31. März 1931 
vom 1. April 1931 bis 31. März 1932 
vom 1. April 1932 bis 31. März 1933 
vom 1. April 1933 bis 31. März 1934 
vom 1. April 1934 bis 31. März 1935 
vom 1. April 1935 bis 31. März 1936 
vom 1. April 1936 bis 31. März 1937 
vom 1. April 1937 bis 31. März 1938 
vom 1. April 1938 bis 31. März 1939 
vom 1. April 1939 bis 31. März 1940 


vom 1. April 1940 bis 31. März 1941 


vom 1. April 1941 bis 31. März 1942 
vom 1. April 1942 bis 31. März 1943 
vom 1. April 1943 bis 31. März 1944 
vom 1. April 1944 bis 31. März 1945 
vom 1. April 1945 bis 31. März 1946 
vom 1. April 1946 bis 31. März 1947 
vom 1. April 1947 bis 31. März 1948 
vom 1. April 1948 bis 31. März 1949 
vom 1. April 1949 bis 31. März 1950 
vom 1. April 1950 bis 31. März 1951 
vom 1. April 1951 bis 31. März 1952 
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742.8 Mill. RM. 
1707.9 Mill. RM. 
1685.0 Mill. RM. 
1738.2 Mill. RM. 
1804.3 Mill. RM. 
1866.9 Mill. RM. 
1892.9 Mill. RM. 
1939.7 Mill. RM. 
1977.0 Mill. RM. 
1995.3 Mill. RM. 
2042.8 Mill. RM. 
2155.5 Mill. RM. 
2180.7 Mill. RM. 
2198.0 Mill. RM. 
2194.3 Mill. RM. 
2207.5 Mill. RM. 
2203.8 Mill. RM. 
2199.5 Mill. RM. 
2215.2 Mill. RM. 
2210.0 Mill. RM. 
2316.8 Mill. RM. 
2359.2 Mill. RM. 
2343.2 Mill. RM. 


vom 1. April 1952 bis 31. März 1953 . 2346.2 Mill. RM. 
vom 1. April 1953 bis 31. März 1954. 2353.3 Mill. RM. 
vom 1. April 1954 bis 31. März 1955 . 2364.6 Mill. RM. 
vom 1. April 1955 bis 31. März 1956 . 2359.8 Mill. RM. 
vom 1. April 1956 bis 31. März 1957 . 2354.2 Mill. RM. 
vom 1. April 1957 bis 31. März 1958 . 2361.8 Mill. RM. 
vom 1. April 1958 bis 31. März 1959 . 2393.8 Mill. RM. 
vom 1. April 1959 bis 31. März 1960 2370.6 Mill. RM. 
vom 1. April 1960 bis 31. März 1961 2380.5 Mill. RM. 
vom 1. April 1961 bis 31. März 1962 2398.3 Mill. RM. 
vom 1. April 1962 bis 31. März 1963 . 2390.2 Mill. RM. 
vom 1. April 1963 bis 31. März 1964 . 2402.6 Mill. RM. 
vom 1. April 1964 bis 31. März 1965 . 2402.1 Mill. RM. 
vom 1. April 1965 bis 31. März 1966 . 2428.8 Mill. RM. 
1966/67 1607.7 Mill. RM. 1977/78 . 1685.4 Mill. RM. 
1967/68 . 1606.9 Mill. RM. 1978/79 . 1695.5 Mill. RM. 
1968/69 . 1616.7 Mill. RM. 1979/80 . 1700.4 Mill. RM. 
1969/70 . 1630.0 Mill. RM. 1980/81 . 1711.3 Mill. RM. 
1970/71 1643.7 Mill. RM. 1981/82 1687.6 Mill. RM. 
1971/72 1653.9 Mill. RM. 1982/83 1691.8 Mill. RM. 
1972/73 . 1662.3 Mill. RM. 1983/84 . 1703.3 Mill. RM. 
1973/74 1665.7 Mill. RM. 1984/85 . 1683.5 Mill. RM. 
1974/75 . 1668.4 Mill. RM. 1985/86 . 925.1 Mill. RM. 
1975/76 . 1675.0 Mill. RM. 1986/87 . 931.4 Mill. RM. 
1976/77 1678.7 Mill. RM. 1987/88. 897.8 Mill. RM. 


Von obigen Annuitäten ſoll der Betrag von 660 Mil⸗ 
lionen Reichsmark jährlich ungeſchützt, d. h. 
ohne irgendein Recht zu einem Aufſchub irgendwelcher 
Art, in gleichen monatlichen Teilbeträgen in auslän⸗ 
diſcher Währung zahlbar ſein. 

Insgeſamt betragen die Annuitäten 114 Milliarden 
Goldmark, die in Dollars zu bezahlen ſind!! 

Die Zinsknechtſchaft Deutſchlands iſt 
damit auf drei Generationen über die | 
deutſche werktätige Bevölkerung ver- 
hängt. 

Die Deſpotie der Hochfinanz über das fleißigſte 
Volk der Erde iſt damit beſiegelt. 
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4 Milliarden Kriegsentſchädigung forderte Deutſchland 
1871 von Frankreich. 

6 Milliarden Kriegsentſchädigung forderte Deutſchland 
1917 von Rußland. 

114 Milliarden fordern die „Sachverſtändigen“ der Pari⸗ 
ſer Konferenz von Deutſchland, und ſeine Bevollmäch⸗ 
tigten, Dr. Schacht und Kaſtl, ſetzen ihren Namen unter 

dieſes furchtbarſte Dokument der Weltgeſchichte trotz 

des Proteſtes von 6 Millionen Deutſchen, die ihren 
gegenteiligen Willen im Volksentſcheid zum Ausdruck 
gebracht haben. 

114 Milliarden — ohne daß auch nur eine Milliarde der 
etwa 50 Milliarden angerechnet worden wäre, die Deutſch⸗ 
land im Laufe der 11 Jahre ſeit Kriegsende bereits be⸗ 
zahlt hat, in bar oder in Reparationslieferungen oder 
durch Verluſt der geraubten Kolonien oder der im Aus⸗ 
land ſequeſtrierten deutſchen Vermögen uſw. 

Deutſchland muß zahlen — muß zahlen bis an 

| die äußerſte Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit — nein, über 
dieſe weit hinaus. — Daß Deutſchland zu zahlen hätte, und 

(zwar weit mehr, als es leiſten könne, darüber waren ſich 

| die ausländiſchen Experten längſt klar, ſchon bevor ſie 
nach Paris kamen. 

Das Anhören der deutſchen Delegierten war eitel 
Spiegelfechterei. Schacht wollte urſprünglich 800 —1000 
Millionen äußerſt für das Jahr bewilligen, ließ ſich dann 
auf äußerſt 1635 Millionen hinaufhandeln auf 
37 Jahre, hat aber dann trotzdem durchſchnittlich jähr⸗ 
lich 2050 Millionen auf 59 (11) Jahre unterſchrieben. 

Wieder können wir feſtſtellen, daß das organiſierte 
Untermenſchentum in Geſtalt der marxiſtiſchen Zutreiber 
den großkapitaliſtiſchen Erpreſſern Vorſchub geleiſtet hat. 

Karl Severing erklärte am 31. Auguſt 1929 vor 
dem Reichsbanner in Duisburg: „Der Youngplan bringt 
politiſche und finanzielle Vorteile von unendlicher Trag⸗ 
weite.“ 

Und die Herren Curtius und Grzeſinsky, Guérard und 
Schmidt haben unter Mißbrauch des Rundfunks in ihren 
berüchtigten Rundfunkreden die „Vorteile“ und Erleichte⸗ 
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rungen des „Youngplanes“ verkündet. Sie können ſicher 
ſein, daß der Staatsgerichtshof des kommenden Reiches die 
hochnotpeinliche Frage wieder an ſie richten wird, die ich 
in meiner Rede zum Youngplan am 8. März an den Herrn 
Miniſter Curtius gerichtet habe: . 
„Sind Sie bereit, vor einem kommenden Staatsgerichts⸗ 
hof Ihre Handlungen mit Ihrem Kopf zu verant⸗ 


worten?“ 
* 


Der Krieg wird liquidiert — durch UAm⸗ 
wandlung der politiſchen Schuld in privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtungen. Dies war eigentlich die weitaus ſchwierigere 
Sache für die Hochfinanz. Tatſächlich wurde auch in Paris 
über die Form, das Wie — und an wen die Zahlungen 
zu leiſten ſeien, volle 3% Monate diskutiert, während die 
Höhe der Zahlungen effektiv in den letzten 3% Tagen 
der Konferenz einfach diktatoriſch den deutſchen Unter⸗ 
händlern aufgezwungen wurde. 

Man muß immer bedenken — die Hochfinanz, die ja an 
ſich noch nicht ſo ohne weiteres identiſch iſt mit den alliier⸗ 
ten Regierungen, will den Raub an Deutſchland den 
Alliierten aus den Zähnen nehmen, will ſelbſt das 
Verfügungsrecht über die Milliarden der deutſchen Tribut⸗ 
leiftungen in die Hand bekommen. Das muß mit 
raffinierter Heuchelei den nationaliſtiſch eingeſtellten Regie⸗ 
rungen mundgerecht gemacht werden. Dies iſt natürlich 
viel ſchwieriger als das Diktat an die rückgratſchwachen 
deutſchen Delegierten. Mir perſönlich wird es immer 
unverſtändlich bleiben, wie z. B. ein ſo eminent national⸗ 
bewußtes Land wie Italien dieſen Schurkenſtreich der Hoch⸗ 
finanz nicht durchſchauen konnte. Ich habe deshalb mit 
aller Abſicht und im vollen Bewußtſein der Bedeutung 
dieſes Hinweiſes in meiner Rede auf dem Nürnberger 
Parteitag am 2. Auguſt 1929 ausgeführt: 

„Ich kann mir nicht denken, daß eine ſtolze und 
ſelbſtbewußte Nation, wie z. B. Italien, es dulden 
könnte und mit ihrer Würde vereinbar hielt, durch Blut 
und Eiſen erkämpfte Forderungen durch ein Krämer⸗ 
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geſchäft — allerdings von weltweitem Ausmaß, ab- 
löſen zu laſſen, daß es eventuell die Gefahr laufen 
möchte, bei einem außerhalb ſeines Hoheitsbereiches in 
einem neutralen Land domizilierenden internationalen 
Bankkonſortium in Angnade zu fallen und dann nur 
nach endloſen Schikanen, Verzögerungen und Vor⸗ 
behalten die ihm zuſtehenden Beträge nur teilweiſe oder 
gar nicht zu erhalten. — Irgendwelche Macht⸗ und 
Druckmittel würde z. B. Italien gar nicht beſitzen.“ 
Gerade an dieſem wunden Punkt hätte eine ziel⸗ 
bewußte deutſche Außenpolitik einſetzen müſſen, in Paris, 
im Haag und in London, um begründetes Mißtrauen zu 
ſäen zwiſchen den bisherigen Ententemächten, Mißtrauen 
vor allem gegen die überſtaatliche Regelung durch ein 
internationales Finanzkonſortium. Für Deutſchland war 
der Sirenengeſang berechnet: Es iſt nun höchſte Zeit, daß 
wir aus der Sphäre der ewigen Kriegs⸗ und Nachkriegs⸗ 
pſychoſe herauskommen. Deutſchland ſoll endlich auch von 
dem Gefühl befreit werden, immer noch Kriegsſchulden 
bezahlen zu müſſen an das böſe Frankreich, England und 
Italien. Es ſoll ſich als gleichberechtigtes Mitglied im 
großen Völkerbund fühlen, die Zahlungen, die auf ein 
Maß zurückgeführt werden ſollen, wie ſie auch Deutſchland 
ſelbſt durch ſeine Unterſchrift anerkennen wird, ſollen in 
Zukunft nicht mehr an die früher feindlichen Regierungen 
geleiſtet werden, wobei doch immer wieder ein Stachel 
zurückbliebe, nein, die Zahlungen ſollen an ein neutrales 
Treuhänderkomitee geleiſtet werden, in dem auch Deutſch⸗ 
land Sitz und Stimme hat. Damit ſoll gleichzeitig die 
Möglichkeit für die größten internationalen Kreditgeſchäfte 
erſchloſſen werden. Die deutſchen Zahlungen ſollen nicht 
mehr den Charakter von Kriegskontributionen haben, 
ſondern ſollen mehr den Charakter privatkapitaliſtiſcher 
wechſelrechtlicher Verbindlichkeiten haben. — Damit können 
dann auch die läſtigen politiſchen Kontrollen fallen durch 
das Reparationskomitee uſw. Deutſchland kann dann wie⸗ 
der das Gefühl vollkommener Souveränität bekommen, 
wenn es ſelbſt in eigener Verantwortung die Zahlungen 
an die Internationale Zahlungsbank leiſtet. 
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Kein Wunder, daß über ſolch heuchleriſches „ 
unſere Regierungsmänner in Entzücken gerieten und dar⸗ 
über vergaßen, daß es für die werktätige deutſche Bevölke⸗ 
rung, für den deutſchen Steuerzahler im Hinblick auf die 
Höhe der Zahlungen, im Hinblick auf die Ordnung der 
deutſchen Staatsfinanzen höchſt gleichgültig war, ob die 
deutſchen Tribute direkt nach Paris, London, Belgrad 
uſw. zu zahlen waren oder über Baſel. 

Nicht gleichgültig war dagegen, daß durch die Beſtim⸗ 
mungen des Poungplanes die ſog. Transferſchutzklauſel 
aufgehoben wurde. 

* 


Die Transferſchutzbeſtimmungen des Dawesplanes waren 
die einzig wirkſamen Handhaben für eine Reviſion zu⸗ 
gunſten Deutſchlands. Die Transferſchutzbeſtimmung war 
diktiert von einem Reſt wirtſchaftlicher Vernunft, die die 
Henne, die die goldenen Eier legen ſollte, nicht krepieren 
laſſen wollte, geboren aus der Erkenntnis, daß echte Re⸗ 
parationszahlungen nur aus Ausfuhrüberſchüſſen gezahlt 
werden können. 

Die Brücke des Verſtändniſſes für den unzerreißbaren 
Zuſammenhang zwiſchen Transfer und Handelsbilanz iſt 
nicht ſo ganz leicht zu begehen, aber wir müſſen verſuchen, 
darüber völlige Klarheit zu gewinnen. 

Unter Transfer verſteht man die Übertragung der 
deutſchen in Reichsmark aufkommenden Steuerzahlungen 
uſw. an die alliierten Regierungen in deren jeweilige 
Landeswährung. Die Übertragung lag im Aufgabenkreis 
des Reparationsagenten. Dieſer alſo mußte die auf dem 
Konto des Reparationsagenten eingehenden deutſchen 
Markzahlungen in fremde Währungen (Dollars, Franken, 
Pfunde, Lire uſw. uſw.) umwechſeln und ſie dann den 
verſchiedenen Regierungen überweiſen. — Dem Laien 
mag dies zunächſt ſehr einfach erſcheinen, indem man ſich 
vorſtellt, daß der Reparationsagent eben für RM. 4.25 
einen Dollar, für RM. 20.20 ein Pfund engl. uſw. an 
der Börſe kauft und dann überweiſt — der Laie denkt 
hier eben immer nur im kleinen, während es ſich doch 
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darum dreht, mindeſtens jährlich 2000 Millionen in 
Deviſen umzuwechſeln — die in ganz Deutſchland 
nicht aufzutreiben ſind — weil die deutſche 
Handelsbilanz paſſiv iſt! — 

Doch bevor ich dies näher beleuchte, möchte ich noch 
darauf hinweiſen, was im Dawespakt unter Transfer⸗ 
ſchutz verſtanden war. In Anlage 6, Ziffer X des 
Damesplanes*) war es dem Reparationsagenten zur 
Pflicht gemacht, die Umwechſlung der deutſchen Mark⸗ 
zahlungen und die Überweiſung an die Alliierten nur 
dann und nur ſo weit durchzuführen, als es dem Repa⸗ 
rationsagenten gelang, fremde Währungen zu erhalten 
ohne Gefährdung der deutſchen Wäh⸗ 
rung. 

Gelang dies nicht auf normale Weiſe, ſo durften keine 
Zahlungen ausgeführt werden. 

Zunächſt hätte dies noch keine Entlastung für den 
inneren Markt bedeutet, denn auch dann, wenn keine 
Transferzahlungen geleiſtet werden konnten, lief die 
Pflicht Deutſchlands weiter, die vereinbarten Mark⸗ 
beträge auf das Konto des Reparationsagenten einzu⸗ 
bezahlen — allerdings nur bis zu einer maximalen Höhe 
von 5 Milliarden Goldmark. 

Aber auch dieſe Summe unterlag noch der einſchrän⸗ 
kenden Beſtimmung, wonach ſchon vor Erreichung 
dieſer Summe die Reparationszahlun⸗ 
gen herabzuſetzen oder gänzlich einzuſtel⸗ 
len waren, wenn „eine derartige Anſamm⸗ 
lung eine Bedrohung der deutſchen Fi⸗ 
nanz⸗ und Wirtſchaftslage bedeutet“. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß dieſe Beſtim⸗ 
mung wirklich einen wirkſamen Schutz gegen die völlige 
Ausblutung Deutſchlands bedeutet hätte, und daß gerade 


*) Der Dawespakt nach dem Originaltext des Sachver⸗ 
ſtändigenkomitees vom 9. April 1924 und Kommentaren von 
Dipl.⸗Ing. Gottfried Feder, Mitglied des Reichstages. 
Heft 7 der Nationalſozialiſtiſchen Bibliothek. Verlag Franz 
Eher Nachflg., München, Thierſchſtr. 11. 144 Seiten. Preis: 
M. 2.—, geb. M. 3.—. 
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dieſe Beſtimmung des Dawesplanes in der Hand einer 
deutſchbewußte n Regierung ein außerordentlich wirk⸗ 
ſames Mittel zur Erreichung einer Reviſion des Dawes⸗ 
planes geweſen wäre. 

Nun zurück zur Handelsbilanz. — Auch die erfüllungs⸗ 

ſüchtigſte Regierung kann ſich nicht über weltwirtſchaftliche 
Grundgeſetze und Grundtatſachen hinwegſetzen. Eine ſolche 
iſt: Wenn Deutſchland keinen Ausfuhrüberſchuß hat, dann 
gibt es an den deutſchen Deviſenzentralen keine fremden 
Währungen, dann kann der Reparationsagent keine Dol⸗ 
lars, Franken und Pfunde uſw. kaufen, dann iſt es mit 
dem Transfer gleich aus, dann hört der Dawesplan von 
ſelbſt auf zu funktionieren. Auch der Laie wird einſehen, 
daß wir in Deutſchland nur dann überhaupt Dollars 
bekommen, wenn wir unſere deutſchen Arbeitsprodukte in 
Amerika verkaufen und ſie in Dollars bezahlt erhalten; mit 
dieſen Dollars müſſen wir aber zunächſt die ausländiſchen 
Rohſtoffe einkaufen, deren wir unter allen Umſtänden zur 
Aufrechterhaltung unſerer deutſchen Veredelungsinduſtrie 
bedürfen. — Wir müſſen einfach unter allen Umftänden 
Baumwolle kaufen, wenn nicht unſere geſamte rieſige 
Textilinduſtrie zugrunde gehen und weitere Hunderttauſende 
von Arbeitern auf die Straße fliegen ſollen, wir müſſen 
aus dem gleichen Grunde Wolle kaufen. Für unſere Gummi⸗ 
induſtrie brauchen wir Kautſchuk, für unſere gewaltige 
Elektroinduſtrie müſſen wir Kupfer haben, Eiſenerz für 
unſere Eiſen⸗ und Stahlinduſtrie uſw. uſw. 
Es bedarf der intenfivften Arbeit der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft, um durch die Lieferung von Farbſtoffen, Medikamen⸗ 
ten, Glühlampen und Motoren, Eiſenwaren und Maſchinen, 
Präziſionsapparaten und optiſchen Artikeln — um nur 
einiges zu nennen — ſo viele Deviſen jährlich zu verdienen, 
um die unbedingt notwendigen Einfuhrartikel bezahlen zu 
können. 

Daß um Hunderte von Millionen Weizen, Butter, Obſt, 
Gemüſe oder gar ausgerechnet Bananen und andere Süd⸗ 
früchte eingeführt werden, alſo Artikel, die nicht lebens⸗ 
notwendig ſind, iſt ein Skandal, der wiederum nur die 
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elende und jammervolle Schwäche der ſog. deutſchen Nach⸗ 
kriegsregierungen beweiſt. 

Aus dieſer Schwäche ergibt ſich das kataſtrophale Defizit 
in unferer Außenhandelsbilanz. Seit Jahren führt Deutſch⸗ 
land mehr ein, als es durch ſeine Ausfuhr bezahlen kann. — 
Deutſchland hat alſo in Wirklichkeit keine aktive Handels⸗ 
bilanz, aus der heraus allein Deviſen flöſſen, die dann als 
echte Tribute an die Feinde bezahlt werden könnten. 

Man ſieht, wie ſich hinter dem Transferproblem als 
rieſenhafter weltwirtſchaftlicher Faktor von beſtimmender 
Gewalt das deutſche Außen handelsproblem erhebt. 

Nun ſind freilich auch damit noch nicht alle Möglichkeiten 
für eine wenigſtens vorübergehende Durchführung der Re⸗ 
parationszahlungen erſchöpft. Eine ſolche iſt der innere 
Ausverkauf Deutſchlands an das Ausland durch die Form 
immer neuer zinspflichtiger Verſchuldung und 
Verpfändung deutſcher Werte an die inter⸗ 
nationale Hochfinanz. 

Dazu an ſich könnte Deutſchland durch keine Macht der 
Erde gezwungen werden. Wer zwingt die Städte und Ge⸗ 
meinden, Sportplätze und Stadien zu bauen, ihre Bürger⸗ 
meiſter mit Gehältern zu beſolden höher wie Reichsminiſter, 
wer zwingt Induſtrie und Landwirtſchaft, Staat und Gemein⸗ 
den, ſich in hoffnungsloſes Schuldenmachen zu ſtürzen? — 
Dummheit und Kurzſichtigkeit und die völlige Unfähigkeit 
der Reichsregierung, eine vernünftige und ſaubere Finanz⸗ 
politik zu treiben. 

Statt deſſen riß eine geradezu irrſinnige Schuldenwirt⸗ 
ſchaft ein. 

Nach kapitaliſtiſchen Grundſätzen gibt aber die Hochfinanz 

natürlich nur dann ihr Geld her, wenn ihr zur Sicherheit 

deutſche Wertobjekte verpfändet werden und die geliehenen 

Summen hoch verzinſt werden. 

Zu den Tributzahlungen treten alſo noch 
die Zinszahlungen für die Auslands⸗ 
anleihen hinzu. 

Die Zinsknechtſchaft iſt vollendet, und 
ſchmunzelnd kaſſiert die Finanz auf dem Umweg über die 
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Reparationszahlungen die Milliarden wieder ein, die fie 
als Anleihen noch außerdem verzinſt erhält!!! 

Der Reparationsagent kann händereibend Deviſen kau⸗ 
fen und melden: „Der Dawesplan hat zur Zufriedenheit 
gearbeitet!!!“ 

Um dieſes Gaunerſtück der Weltfinanz auch dem ein⸗ 
fachſten Kopf klarzumachen, noch kurz folgendes Beiſpiel: 

Berlin braucht für die Sklareks, Buſchs und marxi⸗ 
ſtiſchen Großwürdenträger, außerdem für Erweiterung 
ſtädtiſcher Betriebe, für die Erwerbsloſen uſw. — ſagen 
wir — 100 Millionen. Die Steuerkraft der Bevölkerung 
iſt bereits erſchöpft, alſo tut man das, was alle Promi⸗ 
nenten in Deutſchland tun, man nimmt in Amerika eine 
Anleihe auf, d. h. man macht Schulden, der Pelz⸗ 
jäger Böß fährt nach Amerika, um das goldene Vlies 
heimzuholen, und kehrt zurück, ſagen wir, mit einer An⸗ 
leihe von über 20 Millionen Dollar. 

Die Dollars kann Berlin gar nicht gebrauchen, da 
ſämtliche Zahlungen der ſtädtiſchen Kaſſen in Reichs⸗ 
mark zu erfolgen haben, — aber der Reparationsagent 
lauert ſchon auf dieſe deutſchen Genies, die nun noch 
froh ſind, wenn ihnen der Reparationsagent gnädigſt 
die 20 Millionen Dollar in Mark umwechſelt, von denen 
er ja aus den Taſchen der deutſchen Steuerzahler mehr 
wie genug hat. Die Dollars wandern dann auf dem 
ſchnellſten Wege zurück nach Amerika, die Berliner Er⸗ 
werbsloſen werden — natürlich — aus deutſchen Steuer⸗ 
geldern bezahlt, es bleibt nur noch als ſchönes Andenken 
ein hochverzinslicher Schuldſchein über 20 Millionen 
Dollar, deſſen Verzinſung den Haushalt Berlins von nun 
ab mit jährlichen Zinſen belaſten wird, —, außerdem 
wird ein Teil des Berliner Vermögens irgendeinem 
amerikaniſchen Bankjuden verpfändet. 

Ausverkauf Deutſchlands — Zinsknechtſchaft über 
Deutſchland. 

Der Poungplan kennt im Gegenſatz zum Dawesplan 
keinen ſog. Transferſchutz. Nach dem Poungplan muß 
Deutſchland unter allen Umſtänden, und zwar ganz ohne 
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Rückſicht auf feine wirtſchaftliche Lage, Jahr für Jahr 
durchſchnittlich zwei Milliarden Mark in 
Dollars (die genauen Jahreszahlungen ſiehe oben) be⸗ 
zahlen. Es iſt nur eine Klauſel vorgeſehen, wonach ein Teil 
dieſer Zahlungen, nämlich 1300 Millionen, auf längſtens 
zwei Jahre geſtundet werden kann — dann aber ſind 
im dritten Jahre die geſtundeten und laufen⸗ 
den Beträge auf einmal fällig — und dann iſt 


der völlige Zuſammenbruch unvermeidlich — dann muß 
Deutſchland den Staatsbankerott anmelden — oder muß 
den Schwindel einer neuen Inflation machen — oder 


Deutſchland muß mit Menſchen bezahlen — 
wenn es mit Geld nicht bezahlen kann. Menſchenexport 
zum Ausgleich der Youngzahlungen. Deutſchland, das 
Sklavenreſervoir für die phantaſtiſchen Pläne der Hoch⸗ 
finanz! 


* 


Werfen wir nun zum Schluſſe noch einen Blick auf die 
Folgen der deutſchen Erfüllungspolitik unter der Herrſchaft 
des Dawespaktes und ſeiner Ergänzung, des Poungplanes. 

Überflüſſig zu ſagen, daß alle Verſprechungen der deut⸗ 
ſchen Regierung ſich als fauler Zauber erwieſen haben — 
ſtatt einer Erholung und Geſundung in wirtſchaftlicher 
Hinſicht find wir mitten in der fürchterlichſten Youngkriſts 
drinnen. 

Hilferding, Moldenhauer, Dietrich traten faſt alle Monate 
vor das Parlament mit neuen Steuerforderungen. Weh⸗ 
klagend ſtand vor Weihnachten Hermann Müller vor dem 
Reichstag mit dem dreiſten Bekenntnis: Unſer Kaſſen⸗ 
defizit beträgt 1700 Millionen!! und verlangt „Deckung“. 
— Unter „Deckung“ verſteht man in Neudeutſchland — 
Schatzwechſel! — Bankſchulden — Schulden beim Repara⸗ 
tionsagenten — Schulden bei Poſt und Eiſenbahn — Schul⸗ 
den bei Ivar Kreuger, dem Zündholzmagnaten — Schul⸗ 
den und Deckung! Einen Monat ſpäter ſteht Moldenhauer 
vor dem Reichstag und erklärt, ein neues echtes Defizit 
entdeckt zu haben, und fordert neue Steuern — kurz vor 
Oſtern werden von den deutſchnationalen Helden als Hilfs⸗ 
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truppen für das Kabinett Brüning aus Angſt vor der 
Auflöſung 526 Millionen, neue Millionen bewilligt. Es 
gingen keine zwei Monate ins Land. Vor Pfingſten erfreut 
Moldenhauer den Reichstag mit der neuerlichen Eröff⸗ 
nung: Nun brauche ich weitere 836 Millionen neuer Steuern. 
— Moldenhauer verſchwindet in der Verſenkung. Hinden⸗ 
burg ernennt Dietrich zum Steuerbüttel über Deutſchland 
— auch er weiß nichts anderes zu tun, als, unterſtützt von 
den parlamentariſchen Youngverbrechern, die neuen Steuer⸗ 
vorlagen dem Reichstag zuzuleiten. Steuerraub an den 
Beamten und Feſtbeſoldeten (Reichshilfe nennt man dies), 
Zuſchläge zur Einkommenſteuer, Ledigenſteuer, „Bürger“ ⸗ 
ſteuer und Gemeindebierſteuer, Kürzung der Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung, Abbau der Leiſtungen der Sozialverſicherung. 
Der Reichstag bockt — Hindenburg verfügt die Poung⸗ 
Hindenburg⸗Steuern mit Artikel 48. Der Reichstag macht 
nicht mit. Hindenburg greift zur Peitſche und haut den 
Reichstag auseinander. 

Das organiſierte Finanzpiratentum und ſeine Förderer 
haben geſiegt, Chaos über Deutſchland, in Deutſchland 
ſelbſt Steuerbolſchewismus, Finanzelend, Arbeitsloſigkeit, 
Hunger und Elend, Zuſammenbruch der Landwirtſchaft, 


— 


Zuſammenbruch des Gewerbes, Zuſammenbruch der In⸗ 


duſtrie, Verluſtbilanzen in den Städten und Gemeinden, 
Defizit über Defizit in den Haushaltungen des Reiches und 
der Länder, Mord und Totſchlag jeden Tag, Kriſis des 
Parlamentarismus, Kriſis der Regierung, Kriſis der 
Rechtspflege, Kriſis in der Kunſt. Jüdiſches Literatenge⸗ 
ſchmeiß kommt an die Oberfläche, Theater und Kino ſind 
verderbt, frech macht ſich Negerkultur breit, Juden, Baſtarde, 
Schieber aller Sorten mit feiſtem Genick, marxiſtiſche minder⸗ 
wertige Funktionäre in hohen Staatsſtellen, Korruption 
über Korruption. 

Da ſcharen ſich die letzten zuſammen. Erbwiſſen regt ſich! 
Wiſſen iſt Macht, aber erſt Wiſſen und Wille gebiert die 
Tat. 

Das uralte Sonnenzeichen wird zum Symbol für neu 
aufſteigendes Leben. Deutſchland erwacht in der 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 
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Abrechnung mit der Erfüllungspolitif 
Gottfried Feders große Reichstagsrede 


See Berichte über die Reichstagsſitzung am 4. De⸗ 
zember 1930, vgl. „Die Flamme“ vom 11. Dezember 1930 


Vor uns liegen, um zu dem Thema des heutigen Tages 
zu kommen, der Etat des Jahres 1931, ein dickes Buch von 
ungefähr 1000 Seiten, das erſt geſtern verteilt wurde, und 
zwei Notverordnungen, die Hunderte von Paragraphen 
aufweiſen. Wir haben damit in dieſem Jahre bereits die 
dritte Notverordnung vor uns, die eine, die abgelehnt 
worden iſt vom alten Reichstag, die zweite, die am 26. Juli 
erlaſſen worden iſt, nachdem der Reichstag nach Hauſe 
geſchickt wurde, und nun die dritte vom 1. Dezember 1930. 
Aber merkwürdigerweiſe klafft hier eine Lücke. Der Etat 
des Jahres 1930 iſt dem neuen Reichstag noch nicht vor⸗ 
gelegt worden, der darüber zu befinden hat. Sie wiſſen, 
daß die Beratungen im alten Reichstag bis zur Auflöſung 
nur bis zur zweiten Leſung gediehen ſind. Es beſteht gar 
kein Zweifel darüber, daß die Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten kein Haushaltsgeſetz im Sinne der Verfaſſung 
gemäß Artikel 85 iſt. Ich möchte beſonders noch den Hin⸗ 
weis darauf machen, daß auch die Notverordnung ſelbſt 
die Feſtſtellung enthält, daß der Haushalt vom Reichstag 
noch eigens feſtzuſtellen iſt, wenn es der Reichstag ver⸗ 
langt. Darüber beſteht gar kein Zweifel. Verzichtet der 
Reichstag auf dieſes Recht, ſo verzichtet er letzten Endes 
auf ſeine Exiſtenzberechtigung. Das Parlament iſt ja ſeinem 
Weſen nach doch die Körperſchaft, die über die Ausgaben 
feines Staates befinden ſoll. Das war die Entwicklungs⸗ 
geſchichte, bis ſchließlich im weiteren Verlauf das Parla⸗ 
ment und die Volksvertretung alle Rechte der Geſetzgebung 
überhaupt an ſich geriſſen haben. Wenn Sie nun auf das 
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vornehmſte, auf das erſte Grundrecht dieſes parlamen- 
tariſchen Syſtems verzichten, meine Herren, dann können 
Sie ſich ſelbſt überhaupt ausſchalten. 

Es iſt ſehr bemerkenswert, was der Herr Reichsfinanz⸗ 
miniſter geſtern am Schluß ſeiner Rede bemerkt hat: 

„Die Reichsregierung hat in ihren Maßnahmen alles 
vermieden, was irgendwie mit der Verfaſſung im Wider⸗ 
ſpruch ſtünde, und wenn die Aufſtellung des Etats begleitet 
iſt von einer Notverordnung, ſo wird damit dem Parla⸗ 
ment die Entſcheidung nicht entzogen.“ 

Die Notverordnungen ſind alſo anzunehmen oder abzu⸗ 
lehnen, debattiert wird nicht. 

Aber die Regierung ſelbſt iſt an ſich nicht verfaſſungs⸗ 
mäßig. Sie behauptet natürlich „rechtmäßig“ zu ſein. Dem 
will ich auch nicht widerſprechen, indem ich das Wort 
trenne, ſie iſt recht mäßig. Aber damit ſcheint mir 
noch nicht das getroffen, was die Verfaſſung will. Be⸗ 
kanntlich bedürfen nach der Reichsverfaſſung die Miniſter 
zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Reichstages. 
Um dem Parlament die Möglichkeit zu geben, ihnen dieſes 
Vertrauen poſitiv auszuſprechen, haben wir auf Druckſache 
Nr. 324 den Antrag eingebracht: 

„Um die verfaſſungsmäßigen VPorausſetzungen für die 
Wirkſamkeit des Reichskabinetts Dr. Brüning zu ſchaffen 
und ihm die rechtmäßige Grundlage ſeiner Exiſtenz endlich 
zu ſichern, ſpricht der Reichstag, indem er über alle ſonſtigen 
auf die gegenwärtige Reichsregierung bezugnehmenden 
Anträge, Erklärungen und Formeln zur Tagesordnung 
übergeht, dem Reichskabinett Dr. Brüning das Vertrauen 
aus.“ 

Sie haben alſo Gelegenheit, meine Herren und Damen, 
dazu Stellung zu nehmen. Sicher iſt eines: Die Zuſam⸗ 
menſetzung der Regierung entſpricht keineswegs der in der 
Septemberwahl zum Ausdruck gekommenen Volksmeinung. 
Die Regierung hat aber ſo getan, als ob dieſe Reichstags⸗ 
wahl für ſie nicht exiſtiere. Heute noch ſitzen in 
dieſem Kabinett Miniſter, die ſich über⸗ 
haupt noch nicht einmal auf eine kleine und 
kleinſte Fraktion ſtützen können, wie Herr 
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Treviranus. Auch Herr Reichsfinanzminiſter Dietrich hatte 
bis geſtern keine parlamentariſche Exiſtenzberechtigung. Ich 
will nicht unausgeſprochen laſſen, daß uns die Perſon des 
Herrn Treviranus oder des Herrn Dietrich zweifellos 
ſympathiſcher iſt, als es uns andere Perſönlichkeiten ſind, 
die in dieſem Kabinett ſitzen, wie der Mann, für den der 
Fahneneid nur eine Idee iſt, und Herr Wirth, der ſich 
wiederholt in einer Weiſe geäußert hat, auf die ich zum 
Schluß noch zu ſprechen komme. 

Beſonders luſtig iſt in dieſem Kabinett, daß die größte 
„Regierungspartei“, die S. P. D., nicht darin vertreten iſt. 
Bei jeder einzelnen Abſtimmung können wir uns davon 
überzeugen, daß die S. P. D. der treueſte Schlep⸗ 
penträger der Regierung Brüning iſt. Leider 
aber ſitzt ſie draußen und kann nicht einmal mitregieren. 
Wir Nationalſozialiſten lieben klare Fronten. Vielleicht 
wären nun Herr Treviranus, Herr Dietrich oder auch Herr 
Wirth bereit, der Sozialdemokratie das Portefeuille zu 
überlaſſen, wenn ſie nunmehr für dieſe neue verſchleierte 
Diktatur, die im Aufzug iſt, wieder die Unterſtützung der 
S. P. D. bekommen. 

Meine Herren! Zwei Dinge gibt es, die die 
Menſchen zuſammenhalten, Idealismus 
oder gemeinſam begangenes Verbrechen. 
(Lebhafte Zurufe von den Ssozialiſten; Händeklatſchen 
bei den Nationalſozialiſten.) Was dieſes Syſtem 
heute noch zuſammenkittet, iſt die Angſt 
vor der Abrechnung. Dieſe Angſt iſt die einzige 
Triebfeder für das, was ſich vor uns abſpielt. Dieſe 
Angſt treibt die tollſten Blüten in dieſem parlamen⸗ 
tariſchen Syſtem. Man hat ſich ſogar ſchon mit Staats⸗ 
ſtreichgelüſten beſchäftigt. Ich erinnere an die Außerung, 
die dem General Hammerſtein unterſtellt wird. Ich kann 
fie nicht nachprüfen, jedenfalls aber darf man in einer 
ſolchen Stellung nicht Dinge reden, die zu Mißdeutungen 
Anlaß geben könnten. Ich erinnere daran, daß die Per⸗ 
ſonen Brüning, Luther, Seeckt, Schleicher uſw. genannt 
worden ſind. Aber ſelbſtverſtändlich, wenn es nicht not⸗ 
wendig iſt, einen offenen Staatsſtreich zu machen, um ſo 
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beſſer, wenn es jo geht. Und wir freuen uns über Herrn 


Brüning, wie fein er die S. P. D.⸗Leute zu Paaren treibt, 


wie er ſie kalt abwürgt, wie er ihnen den letzten Kredit 
im Volke nimmt. Mit Notverordnungen — um ein 
Wort Ihres alten Vorkämpfers Bebel zu gebrauchen —, 
mit Ausnahmegeſetzen kann natürlich 
jeder Eſel regieren. Ich behaupte nicht, daß ich 
damit die heutige Regierung meine. Ich will nur dieſes 
intereſſante Zitat anführen. Tatſache iſt, daß auf dieſe 
Weiſe natürlich alle parlamentariſchen Schwierigkeiten über⸗ 


wunden werden können. (Abg. Dr. Goebbels: Es gibt noch | 


Eſel, die können ſelbſt das nicht!) 

Noch ein Wort zu den Ausführungen von Herrn Diet⸗ 
rich. Herr Miniſter, Sie haben gemeint: es beſtehe die Ge⸗ 
fahr, daß ein Parlament, in dem große, nur verneinende 
Parteien ſitzen, die jede Verantwortung ablehnen, in ſeinem 
Einfluß zurückgehe. Wir Nationalſozialiſten freuen uns, 
daß dieſe Erkenntnis auch in Regierungskreiſen langſam 
wächſt, das Parlament gehe in ſeinem Ein⸗ 
fluß zurück. Aber bitte ſchön, Herr Dietrich, geben Sie 
gefälligſt nicht uns die Schuld daran, ſondern nehmen Sie 


—— 


die Schuld ganz auf ſich ſelbſt, auf das parlamen⸗ 


tariſche Syſtem, das eben nicht fähig war, 
Deutſchland aus dem Dreckherauszureißen, 
ſondern es immer nur tiefer hat hineinſchlittern laſſen. 
Glauben Sie nicht etwa, daß wir Gegner der repu⸗ 
blikaniſchen Staatsform wären. O nein, 


wenn der Führer dieſer Republik ein- 

mal Adolf Hitler heißt und das Kabi⸗ 

nett aus nationalſozialiſtiſchen und 

entſchiedenantimarxiſtiſchen Miniſtern 

beſteht, haben wir nichtsgegendie Repu⸗ 
blik einzuwenden. 

Ein paar kurze Bemerkungen zu dem Etat 1931/32, der, 
wie Herr Dietrich ſagte, dem Hauſe bereits vorliegt. Warum 
eigentlich dieſe verdächtige Eile? Es preſſiert doch ſonſt 
abjolut nicht. Man vergaß (!) — ich erwähnte das 
ſchon —, den Etat für 1930 vorzulegen. Nun liegt ſchon der 
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Etat 1931 vor. Will man damit über die unangenehme 
Geſchichte des Etats 1930 hinwegkommen? Sie ſagten, 
Herr Miniſter, — und das iſt ſehr ſchön zu hören — der Etat 
1931 iſt um 1153 Millionen im Ordinarium und 272 Mil⸗ 
lionen im Extraordinarium niedriger. Ja, wenn man dann 
Ihre eigene Begründung hört, iſt es eine ſehr peinliche 
Geſchichte. Kürzung der Gehälter! Die Beamten werden 
Ihnen wenig Dank wiſſen für dieſe Herunterdrückung der 
Etatsziffer, wenn man ihre Gehälter kürzt. Kürzung der 
Überweiſungen an die Länder! Man wird Ihnen draußen 
wenig Dank wiſſen, wenn Sie die Länder in ihren Rechten 
noch mehr verkürzen. Selbſtändigmachung der Arbeits⸗ 
loſenverſicherung! Das iſt natürlich ein Wunſch, den die 
Hochfinanz gehabt haben wird, um dieſen „Unſicherheits⸗ 
faktor“ aus dem Etat herauszuſtreichen. Und wenn Sie die 
Arbeitsloſenverſicherung auf ſich ſelbſt ſtellen, wenn Sie 
67 Prozent Beitrag verlangen, ſo frage ich: Wer muß 
denn die bezahlen? Doch wiederum die große Maſſe der 
Bevölkerung. Es handelt ſich alſo doch nur um eine etat⸗ 
mäßige Erleichterung und Ermäßigung des Haushalts. 

Sie haben erklärt, der Hauptgrund für die Verwirrung 
ſei, daß Sie im Etat für 1930 nur mit 1,2 Millionen 
Arbeitsloſen gerechnet hätten. Damit geben Sie doch 
zu, daß Sie ſich geirrt haben, daß Ihre Voraus⸗ 
ſicht falſch war. Wir haben uns nicht geirrt. Auch Ihre 
ſpätere Angabe von 1,6 Millionen Arbeitsloſer iſt durch 
die grauenvolle Wirklichkeit um 100 Prozent übertroffen 
worden. Heute ſind wir bereits weit über 
3,2 Millionen Erwerbsloſer. Das Gegenſtück dazu 
iſt natürlich der Rückgang der Einnahmen um 900 Mil⸗ 
lionen, und Sie freuen ſich noch, daß dieſe Annahme nicht 
auch noch überſchritten worden iſt. 

Nun kommen Ihre weiteren Mitteilungen über die Er⸗ 
höhung der Einnahmeziffern, beſonders auf dem Gebiet 
der Steuern auf entbehrlichen Genuß. Als einziges Ge⸗ 
ſchenk glauben Sie Deutſchland bringen zu können, daß 
für die kommenden Etatsjahre gleiche Etatsziffern für 
1932 und 1933 verbindlich vorgeſchrieben ſeien in Höhe 
von 10867 Millionen Geſamtſumme. Über die Kernfrage, 
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wo man nun eigentlich ſparen könnte, find Sie leider recht 
raſch hinweggegangen. Sie haben ſehr nett auseinander⸗ 
geſetzt, daß der eigentliche Reichshaushalt an ſich ſehr gering 
ſei. Es ſeien nämlich im Geſamtetat darin 3 Milliarden 
durchlaufender Ziffern in Form von Überweiſungen an die 
Länder, 4 Milliarden äußerer und innerer Kriegslaſten, 
1 Milliarde Zinſen und Tilgung enthalten, und nur 
2% Milliarden betrage eigentlich der Reichshaushalt. Daran 
ließe ſich nun beim beſten Willen gar nicht ſo ſehr viel 
ſparen, und Sie erwähnten dabei noch einmal Gehalts⸗ 
ſenkung, Penſionskürzung, Einſparungen uſw. 

Recht unbefriedigend waren Ihre Äußerungen über die 
Kapitalflucht. Sie haben nur mitgeteilt, daß nur zum 
Teil wirkliche Kapitalflucht vorläge, daß weitaus die 
meiſte „Kapitalflucht“ auf Zurückziehung 
ausländiſcher Kredite zurückzuführen ſei. 
Ich wäre ſehr dankbar, wenn dem Reichstag dieſe Ziffern 
zugänglich gemacht werden würden, um zu erkennen, wie 
das Verhältnis der richtigen Kapitalflucht zu der ja noch 
an ſich zu erwartenden ſelbſtverſtändlichen Kapitalzurück⸗ 
ziehung iſt. Denn wenn man kurzfriſtige Kredite aufnimmt, 
muß man wiſſen, daß man dieſe kurzfriſtigen Kredite wieder 
abdecken muß. 

Daß Sie die Kaſſenlage als günſtig bezeichnet haben, it 
ein frommer Glaube. Wenn Sie den vorjährigen Über⸗ 
brückungskredit mit 350 Millionen zurückgezahlt haben und 
auch die Auslandskredite in der Höhe von 210 Millionen, 
dann dürfen Sie eigentlich an dieſer Stelle nicht vergeſſen, 
darauf hinzuweiſen, daß wir ja vor wenigen Wochen den 
neuen Überbrückungskredit mit 500 Millionen neu auf⸗ 
genommen haben. Sie haben ferner das Geſtändnis [ 
abgelegt, daß 


die indirekten und direkten Steuern 
das höchſte Maß erreicht hätten, 


das man einem Volk zumuten könnte. Aber | 
Sie ſchließen dann mit der beruhigenden Mitteilung, daß 
„die Gefahren für Ihren Etat beſeitigt“ 
ſeien. Der Wille der Regierung ſei, Ordnung zu ſchaffen, 
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damit wir im „Ausland kreditwürdig bleiben“. Damit 
haben Sie ausgeſprochen, wogegen wir am allermeiſten 
immer wieder angehen müſſen: Jehova, gib, daß wir 
im Ausland freditwürdig bleiben! Grade das 
iſt es, wogegen wir uns mit aller Entſchiedenheit ſtemmen 
und ſteifen, denn dies bedeutet Zinsknechtſchaft für Deutſch⸗ 
land. 

Ich will nur noch mit ein paar Sätzen zurückkommen auf 
den zweiten und größten Teil des geſamten Reichshaus⸗ 
halts, auf die 


4 Milliarden innerer und äußerer 
Kriegslaſten. 


Das iſt ja gerade der Punkt, zu dem Sie und die ganze 
Regierung hätten Stellung nehmen müſſen. Denn das iſt 
es ja, was Staat und Volk und Wirtſchaft in den Abgrund 
reißt. Aber kein Wort, nicht die leiſeſte Andeutung des 
Widerſtandes gegen dieſe Tributpolitik, die uns in dieſem 
Etatsjahr 1931 4000 Millionen koſtet. 

Und nun will ich Ihnen kurz die Rechnung für das 
November verbrechen vom Jahre 1918 vor⸗ 
legen, das zu dem finanziellen Endergebnis von heute 
geführt hat. Am Anfang dieſer geſchichtlichen Epoche Deutſch⸗ 
lands ſteht die Novemberrevolution, ſteht der Satz: „Wir 
wollen nicht, daß Deutſchland ſeine Kriegsflagge ſiegreich 
nach Hauſe bringt.“ 

Das Ergebnis für Deutſchland, das dann nach Ihrem 
Willen ſeine Fahne nicht ſiegreich heimbrachte, war der 
unendliche Verluſt an materiellen Gütern; aber noch viel 
bitterer ſchmerzt uns Nationalſozialiſten, daß durch dieſen 
Friedensſchluß deutſche Erde und deutſche Ehre 
verloren wurden, denn Entwaffnung heißt für 
jeden deutſchen Mann Entehrung. 

Nach dem Friedensvertrag kamen der Bürgerkrieg, Mord 
und Totſchlag, Geiſelmorde. Dann kamen die Konferenzen. 
Von Konferenz zu Konferenz hoffte man: Spa, Brüſſel, 
Oſtende, Genua; man hoffte auf die erſte Londoner Kon⸗ 
ferenz, man hoffte auf Paris, und endlich war es ſo weit, 
daß die zweite Londoner Konferenz ſtattfinden konnte. Das 
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Ergebnis war, daß uns der Dawesplan einfach auf⸗ 
erlegt wurde, ohne Diskuſſton, nach dem Rezept: Friß, 
Vogel, oder ſtirb! In dieſem Hauſe haben wir es 1924 
erlebt: keine Anderung war möglich, en bloc mußten dieſe 
Dawesgeſetze angenommen werden. Das nannten Sie: 
Erfolg der Erfüllungs politik. 

Nebenher ging ein zweites Verbrechen, 


das Verbrechen der Inflation, ein 
Verbrechen, das bewußt begangen 
worden iſt. 


Dieſes Verbrechen mußte endigen und hat geendigt mit der 
vollſtändigen Blutleermachung der geſamten Wirtſchaft, der 
ihr Betriebs⸗ und Sparkapital vollſtändig entzogen worden 
war. Damit war die Vorausſetzung für die Aufrichtung der 
Alleinherrſchaft der alljüdiſchen Hochfinanz über Deutſch⸗ 
land geſchaffen. Wir verloren unſere Finanz⸗ und Verkehrs⸗ 
hoheit und haben dafür eingetauſcht eine Tributlaſt von 
jährlich 2,5 Milliarden. 

Als ſich der Dawesplan als unhaltbar erwies, jetzt in 
der Epoche des Youngplans, behauptete man immer, unter 
dem Poungplan hätten wir weit weniger zu zahlen. Dazu 
möchte ich noch einmal ganz eindeutig feſtſtellen, daß wir 
unter der Herrſchaft des Dawesplanes im Jahre 1924/25 
immerhin nur 1 Milliarde gezahlt haben, nicht, wie jetzt, 
2 Milliarden. Im Jahre 1925/26 haben wir 1,2 Milliarden 
gezahlt, 1926/27 1,5 Milliarden, 1927/28 1,7 Milliarden. 
Als wir dann im Jahre 1928/29 zum erſtenmal verſucht 
haben, die 2,5 Milliarden zu zahlen, brach der ganze deutſche 
Reichsetat reſtlos zuſammen. 

Das Ergebnis ſehen wir in der ſeit Jahren ſich hin⸗ 
ziehenden Kreditkriſts und Kaſſenkriſis. Vor einem Jahr 
ſtand hier der Reichskanzler Müller mit der peinlichen Er⸗ 
klärung: Ich „bin pleite“. 1700 Millionen Kaſſendefizit 
hatten wir damals. (Zuruf von Natſoz.: Herr Hilferding 
war dabei.) — Selbſtverſtändlich, Herr Hilferding war 
immer der getreue Knappe von Müller. Wir haben dann 
erlebt, daß es ſelbſtverſtändlich aus dieſem verhängnis⸗ 
vollen Kreiſe kein Entrinnen mehr gab. Wenn Sie, Herr 
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werden Sie niemals aus dem Elend Deutſchlands heraus⸗ 
kommen. 

Der Poungplan ſollte dann nach Ihrer Meinung eine 
Verbeſſerung gegenüber dem Dawesplan ſein. Und das 
Ergebnis iſt der völlige Zuſammenbruch. Überdies bedeutet 
der Poungplan den Wegfall der Trans ferſchutz⸗ 
klauſel, den Wegfall der Goldklauſel, eine ſehr 
gefährliche Sache, und ſchließlich als gefährlichſtes Moment 
die Kommerzialiſierung der deutſchen Verpflichtungen, auf 
die ich im Zuſammenhang noch einmal ganz beſonders hin⸗ 
weiſen möchte. Um die deutſche Bevölkerung an die Kandare 

E kriegen, hielt man es für notwendig, die Lüge von der 


| Miniſter, dieſe 4 Milliarden als unverletzlich anſehen, 


Kriegsſchuld zu ſtipulieren, alſo eine moraliſche Schuld 
Deutſchlands am Kriege feſtzuſtellen. Die Herren, die ſich 
dieſe Lüge zu eigen machten und weitertrugen, wußten es 
ganz genau, daß es eine Lüge war. Aber man brauchte dieſe 
Lüge zunächſt. Die Hochfinanzwußte ganz genau, 
na man auf eine moraliſche Schuld keine 
materiellen Forderungen aufbauen konnte. 
Alſo war es die Aufgabe der Konferenzen, 
aus dieſermoraliſchen Schuld eine politiſche 
Schuld zu machen. Aus der deutſchen Kriegsſchuld mußten 
deutſche verzinsliche Kriegsſchulden werden. Das gelang 
durch die Konferenzen, inſonderheit durch die erſte Lon⸗ 
doner Konferenz, als damals 132 Milliarden Kriegsſchuld 
als politiſche Schuld feſtgeſtellt wurden. Aber die Eintrei⸗ 
bung dieſer Schuld ſchien unmöglich. Die weiteren Kon⸗ 
ferenzen brachten uns dann den Dawesplan, den Verluſt 
der Finanzhoheit und der Verkehrshoheit, wodurch man 
dieſe Tribute ſicherſtellen und eintreiben konnte. Nachdem 
dieſe weitere finanzielle Sicherung der deutſchen politiſchen 
Kriegsſchuld gelungen war, war immer noch das unſichere 
Moment der „politiſchen“ Schuld vorhanden, und die Be⸗ 
mühungen der ganzen Weltpolitik waren darauf gerichtet, 
dieſe politiſche Kriegsſchuld zu kommerzialiſieren, d. h. 
aus der politiſchen Kriegsſchuld eine privatrechtliche, 
wechſelrechtliche Verbindlichkeit zu machen. Dies geſchah 
durch den Youngplan. Das iſt eigentlich die Hauptbedeutung 
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des Youngplans gegenüber dem Dawespakt. Der Wegfall 
der Transferſchutzklauſel iſt von uns ſchon wiederholt als 
beſonders gefährlich gerügt worden; denn auf dieſe Weiſe 
hat die heutige Regierung ſich ſelbſt jeder Möglichkeit 
beraubt, eine Herabſetzung und Aufhebung der Tribute zu 
verlangen. 

Wenn ich nun nach dieſer geſchichtlichen Entwicklung einen 
kurzen Querſchnitt durch das Elend der deutſchen Gegen⸗ 
wart ziehe, jo find drei Dinge die Grundlage für dieſes, 
Elend, nicht die Erwerbsloſigkeit als ſolche, fie iſt nur eine \ 
Folgeerſcheinung, ſondern folgende drei Grundtatſachen. 
(Zurufe von den Sozialiſten: Erſtens der verlorene Krieg!) 
— Ich habe Sie gerade daran erinnert. Sie wollten 
ja nicht, daß Deutſchland dieſen Krieg ge⸗ 
winnen ſollte. Der von Ihnen jo hochgefeierte Rathe⸗ 
nau hat doch ebenfalls das Wort geſprochen, „die . den 
ſchichte hätte an dem Tage ihren Sinn verloren, an dem 
Kaiſer Wilhelm auf weißem Roſſe als Sieger durch 28 


Brandenburger Tor einritte!“ Drei Dinge ſind es, die das 
politiſche und wirtſchaftliche Geſchehen beſtimmend beein⸗ 
fluſſen: erſtens der Steuerbolſchewis mus, zwei⸗ 
tens die Verſchuldung und drittens der Zuſtand der deut⸗ 
ſchen Handelsbilanz. Ein Reichsetat in Höhe von 12 000 
Millionen — die neuerliche Kürzung auf 10 876 Millionen 
iſt ja ſehr gefährlich, denn ſie geht nur zu Laſten der Steuer⸗ 
zahler —, ein ſolcher Etat, der nur die Reichsſteuern um⸗ 
faßt, iſt in keinem Lande der Erde überhaupt denkbar. Dazu 
gehören aber noch — ich bitte, das nicht zu vergeſſen — die 
nicht weniger beliebten Gewerbe- und Hauszinsſteuern. Das 
ſind noch einmal rund 4000 Millionen. Ferner die Abgabe 
der Reichsbahn für die Poungtribute in Höhe von 660 Mil⸗ 
lionen. Das ſind rund und nett 16—17 Milliarden ſteuer⸗ 
licher Abgaben an die öffentliche Hand. Unter einem ſol⸗ 
chen Steuerdruck muß die Wirtſchaft zugrunde 
gehen. 

Ich will mich auf Einzelheiten hier nicht einlaſſen und 
komme zu dem Zweiten, das immer allzuſehr überſehen 
wird. Das iſt die Verſchuldung der öffentlichen Hand und 
die Verſchuldung der Privatwirtſchaft. Vor wenigen Tagen 
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erhielten wir dieſes dicke Buch zugeſtellt, das die hübſche 
Überſchrift trägt: „Die öffentliche Verſchuldung im Deut⸗ 
ſchen Reich“. Vorn ſind farbige Tafeln eingeordnet, und 
man teilt uns in dieſem Buche mit, daß die Geſamtſumme 
der öffentlichen Schulden — heute die Höhe von 24 000 
Millionen erreicht hat. Das iſt nur die Verſchuldung 
der öffentlichen Hand in Reich, Ländern und 
Gemeinden. Das iſt aber noch längſt nicht alles. Ich bitte, 
die Verſchuldung der deutſchen Landwirt⸗ 
ſchaft dazuzunehmen, die heute ebenfalls rund 15 000 
Millionen beträgt. Dazu gehört noch die Verſchuldung 
von Gewerbe, Handel und Induſtrie, für die 
keine einwandfreien ſtatiſtiſchen Ziffern vorliegen, die aber 
mindeſtens 20 000 —25 000 Millionen beträgt. Das iſt eine 
Geſamtverſchuldung von Staat und Wirt⸗ 
ſchaft in Höhe von rund 50 000 bis 60 000 Millionen. 
Das wollen Sie bei der Beurteilung des Zuſtandes Deutſch⸗ 
lands im Innern nie vergeſſen, das iſt es, was wir 
„Zinsknechtſchaft“ nennen. 

Dieſe Verſchuldung iſt beſonders um deswillen jo ſchwer, 
weil darin allein 26 Milliarden Auslandsverſchuldung ein⸗ 
begriffen ſind. Die Zinſen dafür müſſen ja nach Ihrer 
Anſicht unter allen Umſtänden bezahlt werden. Bei einem 
durchſchnittlichen Zinsſatz von 10 Prozent — das müſſen 

wir bei den ausländiſchen Tributen rechnen — bedeutet 

das einen jährlichen Betrag von 2½ Milliarden 

Goldmark, die außer den Kriegstributen noch an das 

Ausland abzuführen ſind. Die Geſamtbelaſtung Deutſch⸗ 

lands erreicht alſo rund 5—6 Milliarden Goldmark, die 
Jahr für Jahr wie aus offener Wunde aus dem deutſchen 
Wirtſchaftskörper herausrinnen in das Ausland. Das iſt 
das Ergebnis Ihrer ſeit zwölf Jahren betriebenen Erfül⸗ 
Iungspolitif, 

Ein drittes weſentliches Moment noch iſt der Zuſtand 
der deutſchen Handelsbilanz. Wenn ein Staat duldet, daß 
jährlich für 600-700 Millionen ausländiſcher Weizen 
eingeführt wird, wenn er duldet, daß für eine halbe Mil⸗ 
liarde Butter eingeführt wird, wenn er duldet, daß Obſt 
und Gemüſe, die in Deutſchland erzeugt werden können, und 


— 
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Südfrüchte für 1 Milliarden eingeführt werden können, 
wenn die geſamte Einfuhr (Abg. Dr. Hilferding: Wie iſt es 
mit der Ausfuhr?) — ich komme ſchon darauf, Herr Hilfer⸗ 
ding — an Lebensmitteln, die zum größten Teil in Deutſch⸗ 
land erzeugt werden können, 4,2 Milliarden beträgt, 
dann müſſen Sie ſich nicht wundern, wenn die deutſche 
Handelsbilanz in ſo kataſtrophaler Weiſe paſſiv wird, wie 
dies in den letzten Jahren der Fall war. (Abg. Dr. Hilfer⸗ 
ding: Sie iſt mit 1,2 Milliarden aktiv!) — Sie werden 
gleich raſiert, Herr Hilferding. (Abg. Dr. Hilferding: Das 
Gegenteil Ihrer Behauptung iſt aber richtig!) Wir ſind 
keineswegs ſo töricht, daß wir glaubten, wir könnten heute 
bei dieſer gewaltigen Verflechtung der Weltwirtſchaft 
gewiſſermaßen in einem geſchloſſenen Handelsſtaat leben. 
Wir Nationalſozialiſten wiſſen ſehr genau, daß wir außer⸗ 
ordentlich viel Rohſtoffe brauchen. Wir müſſen Wolle und 
Baumwolle haben für unſere gewaltige Textilinduſtrie. 
Wir wollen nicht noch einmal Hunderttauſende auf der 
Straße liegen haben. Wir brauchen ſelbſtverſtändlich Jute 
und Kautſchuk, Häute und Felle. Wir brauchen ſelbſtver⸗ 
ſtändlich Kupfer für die Elektroinduſtrie. Wir haben gerade 
genug zu tun, um dieſe zweifelloſen Einfuhrnotwendig⸗ 
keiten mit unſerer Arbeit zu decken und zu bezahlen. Wir 
müſſen unendlich viele Maſchinen uſw., Kali und pharma⸗ 
zeutiſche Artikel liefern, um dieſe Einfuhr, die notwendig 
iſt, zu bezahlen. Alſo glauben Sie nicht, daß wir ſo voll⸗ 
ſtändige wirtſchaftliche Utopiſten find! Im Gegenteil, weil 
wir ſozial und national denken und die Notwendigkeiten 
ſehen, wiſſen wir auch die ungeheure Bedeutung zu ſchätzen, 
die der große Staatsmann Muſſolini für ſein Land dar⸗ 
ſtellt. Ich halte es für eine der größten Taten Muſſolinis, 
daß er durch ſein Geſetz „bonifica integrale“ es fertigge⸗ 
bracht hat, in wenigen Jahren den Ertrag der italieniſchen 
Landwirtſchaft von 35 Millionen Doppelzentnern Brotge⸗ 
treide auf 75 Millionen Doppelzentner zu ſteigern. Das hat 
der Duce in einem kurzen Jahrfünft erreicht in einem 
Lande, das keineswegs zu den fruchtbarſten gehört; denn 
abgeſehen von einigen fruchtbaren Strichen iſt Italien 
ein ſteiniges Land, von Norden bis Süden von Gebirgen 
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durchzogen. Das war eine Großtat allererſten Ranges. 
Kommen Sie nicht mit dem Einwand, wir hätten nicht 
genügend Land, um die notwendigen landwirtſchaftlichen 
Produkte in Deutſchland ſelbſt zu erzeugen! (Zuruf links.) — 
Sehr wohl, ſorgen Sie dafür, daß das, was heute durch 
unſere Einfuhr dem Auslande zugute kommt, nur ein Jahr, 
nur ein halbes Jahr der deutſchen Landwirtſchaft zugute 
kommt, dann könnte man ſehr wohl die deutſche Landwirt⸗ 
ſchaft, bei dem an ſich ſo hohen Stand der deutſchen Land⸗ 
wirtſchaft, ſo in die Höhe bringen, daß ſie leicht in der 
Lage wäre, Deutſchland mit den Erzeugniſſen zu verſorgen, 
die wir heute einführen. 

Zunächſt, meine Herren, es iſt ſelbſtverſtändlich das gute 
Recht der Oppoſition, zu kritiſieren. Wir haben als Oppo⸗ 
ſition an ſich nicht die Aufgabe, Ihnen unſere Wege anzu⸗ 
geben, die wir einmal einſchlagen werden. 

Die werden wir Ihnen praktiſch einmal vorführen. 
Erſt wenn wir einmal 12 Jahre in der Regierung geſeſſen 
haben, erſt dann haben Sie das Recht zur Kritik, die wir 
heute an Ihnen üben. — Trotzdem haben wir uns nie ver⸗ 
ſagt, wenn es galt, Ihnen Wege zu weiſen, wo etwas zu 
machen und zu holen iſt. Ich erinnere Sie daran, daß wir 
nicht erſt jetzt, ſondern ſchon im Jahre 1926 in dieſem Hauſe 
einen Antrag auf Wegſteuerung der Bank⸗ und 
Börſengewinne einbrachten. Im Jahre 1926/27 
war ziffernmäßig der Mehrwert der Aktien am Ende des 
Jahres ungefähr 12 Milliarden. Der Wert der Aktienpakete 
in Deutſchland ſtieg von etwa 10 bis 12 Milliarden auf 
22 bis 23 Milliarden. Hätten Sie damals zugegriffen, 
dann hätten Sie manche Milliarde hereinholen und die 
Steuern auf Schultern legen können, die tragfähig waren. 
Aber damals hatte man nur Hohn und Spott für uns. Ich 


‚erinnere an unſere Anträge auf Einziehung der 


Kriegsgewinne, an unſere Vorſchläge, gegen Schieber 
und Wucherer vorzugehen; ich erinnere an unſere Anträge 
auf Wiederherſtellung der durch die Infla⸗ 
tion zerſtörten Vermögen. Vor allem erinnere ich 
an unſere politiſche Haltung, die in unbeirrbarer Gradlinig⸗ 
keit die Ablehnung der geſamten bisherigen Erfüllungs⸗ 
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politik, die Ablehnung des Dawespaktes, die Ablehnung 
des Noungplanes und überhaupt die Ablehnung der ganzen 
Schuldenwirtſchaft verlangt. 

Ich möchte wiſſen, ob das nicht genug praktiſche Vor⸗ 
ſchläge waren. Sie antworten beſorgt: Was wäre paſſiert, 
wenn wir dieſen Vertrag abgelehnt hätten? — Mein Gott, 
dann wäre eine andere Konferenz zuſammengerufen worden. 
Was wäre paſſiert, wenn Sie in Paris „nein“ geſagt 
hätten? Herr Dr. Schacht hat es ſelbſt für unerträglich 
erklärt. In Ihrem Kabinett ſitzen ſelbſt Mitglieder, die des 
öfteren erklärt haben, die Laſten ſeien unerträglich. Miniſter⸗ 
präſident Braun in Preußen hat geſagt, er halte es für 
ausgeſchloſſen, daß Deutſchland auch nur eine Belaſtung 
von 1640 Millionen für 37 Jahre aufbringen kann. Das 
ſind doch Leute aus Ihren Kreiſen. Trotzdem hat Severing, 
„der kleine Schloſſer aus Bielefeld“, wie ihn ſein Freund 
Stampfer im „Vorwärts“ bezeichnet, gemeint, daß man 
2 Milliarden ganz gut bezahlen könnte. 

Nein, meine Herren, auf dieſe Weiſe kann man keine 
Politik machen, wenn man immer den eigenen Vertretern 
draußen im Ausland von hinten den Dolch in den Rücken 
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ſtößt. Dann müſſen Sie ſich eben damit abfinden, daß das 


Ausland nimmt, was es bekommt, und Ihnen noch Fuß⸗ 
tritte verſetzt. 

Noch auf eins darf ich grundſätzlich hinweiſen: auf Ihren 
Irrglauben, daß man die Tribute erleichtern würde, wenn 
der Haushalt in Ordnung iſt. Wenn ſich der Schuldner 
„ſaniert“, dann wäre der Gläubiger ein Idiot, wenn er 
darauf verzichten würde, das Letzte aus ihm herauszuholen. 

Sie haben kein Recht, uns nur verneinende Politik vor⸗ 
zuwerfen. 


Unſere Politik bejaht die Lebensinter⸗ 

eſſen des deutſchen Volkes. 

Ihre Politik, meine Herren, befriedigt durch ein Jahr⸗ 
zehnt hindurch immer nur die unverſchämten Anſprüche 
unſerer äußeren und inneren Feinde. Wir haben mit unſeren 
Prophezeiungen immer recht behalten, Gott ſei es geklagt, 
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und Sie haben immer unrecht behalten. Was hat Ihnen 
Herr Streſemann von dieſem Platz aus über die Ausfüh⸗ 
rung des Dawespaktes geſagt? Was hat Herr Luther über 
den Dawesplan für köſtliche Dinge erzählt? Da hieß es: 
Beſtimmt kommt eine Herabſetzung der Eiſenbahntarife, 
eine Senkung des Steuerniveaus. Es war immer die gleiche 
Leier, und bald darauf kam immer wieder das bitterböſe 
Erwachen, die breiten Maſſen mußten es bezahlen. 


Wir haben unſer Programm noch nie⸗ 
mals revidieren müjjen Wir haben 
noch nie ein Jota an dem geändert, was 
wir grundſätzlich programmatiſcher⸗ 
klärt haben. 
er Sie dagegen treiben eine Politik der ewigen Aushilfe, 
eine Politik, die von der Hand in den Mund lebt. 

Zum Schluß möchte ich noch einige kurze programmatiſche 
Erklärungen zur Wirtſchafts⸗ und Finanz⸗ 
politik des kommenden nationalſo⸗ 
zialiſtiſchen Staates abgeben. Ich möchte gleich 
vorausſchicken, daß ich Neugierige nicht befriedigen werde 
bezüglich ſpezieller Maßnahmen, die wir im kommenden 
Dritten Reich für die Wiederbelebung der Wirtſchaft 
anwenden werden. Dazu haben Sie Gelegenheit, indem Sie 
fich einmal ein wenig mit unſerer Literatur befaſſen. Ich 
glaube, daß das Programm der N. S. D. A. P. mit ſeiner Auf⸗ 
lage von weit über 200 000 heute eines der meiſtgeleſenen 
Bücher iſt, alſo bitte bedienen Sie ſich einmal und leſen 
Sie es einmal! Aber kommen Sie nicht mit der Redensart 

E ewig Geſtrigen: „Ich kenne Ihre Theorien und Ideen 
nicht, aber ich verurteile ſie!“ Der ſtärkſte Impuls für die 
Wiedererſtarkung Deutſchlands, beſonders ſeiner Wirtſchaft, 
iſt die 

Wiederherſtellung des nationalen 

Selbſterhaltungswillens, 
der durch Sie immer ſabotiert worden iſt. 

Ich möchte heute nur auf verſchiedene weitverbreitete 
Irrtümer und abſichtliche Falſchmeldungen über unſer Pro⸗ 
gramm eingehen und ſie richtigſtellen. Eines der belieb⸗ 
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teſten Kampfmittel gegen uns ijt die Behauptung, die 
Nattonalſozialiſten ſeien eigentumsfeindlich. Der National⸗ 
ſozialismus ſteht grundſätzlich auf dem Boden des Privat⸗ 
eigentums und ſtellt es unter ſtaatlichen Schutz. 

Es gibt — um dazu ein paar grundſätzliche Bemerkungen 
zu machen — zwei Möglichkeiten, ſich zum Privateigentum 
einzuſtellen. Die eine Möglichkeit lautet: Ich leugne das 
Privateigentum, ich erkenne es nicht an: „La propriété 
c'est le vol“, wie Ihr Freund Proudhon (nach links) zum 
Ausdruck gebracht hat, „Eigentum iſt Diebſtahl“. Die andere 
Möglichkeit der grundſätzlichen Einſtellung zum Privat⸗ 
eigentum iſt die der unbegrenzten, uferloſen Anerkennung 
des Privateigentums, ſoweit es ſich auf irgendwelche Rechts⸗ 
mittel ſtützt. Das führt natürlich in letzter Konſequenz zur 
Enteignung einer ganzen Nation: denn die Rechtstitel, auf 
Grund deren heute Deutſchland enteignet wird, heißen 


Dawesplan, VDoungplan, d. h. 
Zinsknechtſchaft über Deutſchland, 


vollſtändige Auslieferung der geſamten deutſchen Wirtſchaft 
an das Ausland, Verelendung und Entperſönlichung der 
deutſchen Wirtſchaft unter der Herrſchaft internationaler 
Sociétées Anonymes und internationaler Finanzgeſell⸗ 
ſchaften. Daß mit der Anerkennung des Eigentumsrechts 
auch die Anerkennung des Erbrechtes verbunden iſt, ver⸗ 
ſteht ſich für den Denkenden von ſelbſt. Wir National⸗ 
ſozialiſten erkennen das Eigentum grund⸗ 
ſätzlich an, ſoweit es eigener Leiſtung und 
Tüchtigkeit entſpringt, lehnen aber 
ſogenanntes Raubeigentum aus Wucher, 
Schiebung und Betrug äla Barmat grund⸗ 
ſätzlich ab. 

Im Zuſammenhang mit dieſer grundſätzlichen Erklärung 
darf ich noch kurz unſere Einſtellung zu den Fragen der 
Sozialiſierung oder der freien Wirtſchaft ſkizzieren. Auch 
hier ſtehen wir wiederum vor zwei abſoluten Extremen. 
Man jagt links: „Alles muß ſozialiſiert“ werden. Es iſt 
nichts ſozialiſtert worden. Aber entſozialiſiert 
worden iſt das, was verſtaatlicht werden 
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muß. Entſtaatlicht wurde, wasunbedingtin 
den Bereich des Staates gehört: das Geld⸗ 
weſen und das Verkehrsweſen. 

Auf dieſe beiden wichtigſten Dinge hat die Regierung 
verzichtet, und nachdem die Hochfinanz Reichsbank und 
Reichsbahn in der Hand hatte, konnte man auf die Sozia⸗ 
liſierung des Produktionsprozeſſes verzichten. Wir National⸗ 
ſozialiſten unterſcheiden ganz ſcharf zwiſchen den Aufgaben⸗ 
kreiſen, die unbedingt von allen ſtaatlichen Beeinfluſſungen 
fernbleiben müſſen, und den anderen Aufgabenkreiſen. Der 
erſte Aufgabenkreis iſt das Gebiet der produzierenden Wirt⸗ 
ſchaft, bei der alle die Imponderabilien, die für den Ertrag 
weſentlich und wichtig find, Fleiß, Tüchtigkeit, Ehre des 
ehrbaren Kaufmanns, Unternehmerinitiative, in Betracht 
kommen, von denen allein der Ertrag jeder Wirtſchaft 
abhängt. Das, was zwiſchen Erzeugung und Verbrauch liegt, 
iſt ein anderes Gebiet, das des Verkehrs⸗ und des Geld⸗ 
weſens. Das Geldweſen iſt neben dem Verkehrsweſen der 
Allesbeweger, und hier kommen andere Momente in Frage. 
Das Geldweſen iſt die allerſozialſte Angelegenheit: denn 
an einem ſauberen, einwandfrei geleiteten Geldweſen iſt 
jeder einzelne in gleicher Weiſe intereſſiert. Deswegen 
gehören dieſe Dinge in die Oberhoheit des Staates (Abg. 
Dauch⸗ Hamburg: In der ſtaatlichen Geldwirtſchaft liegt 
doch eine Gefahr: wir haben ja die Inflation gehabt!) — 
Herr Kollege Dauch⸗Hamburg, ich wäre heute — das geſtehe 
ich Ihnen offen — der ſchärfſte Gegner des Gedankens, die 
Reichsbank etwa Herrn Hilferding wieder auszuliefern. Die 
Vorausſetzung für eine organiſche Wirtſchaft iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß wir in einem organiſch aufgebauten Staats⸗ 
weſen leben. Sozialiſierung in den Dingen, die unbedingt 
für die Allgemeinheit von beſtimmender Wichtigkeit ſind, 
freie Wirtſchaft in all den Teilen der Wirtſchaft, wo ſich 
die freie und ſelbſtverantwortende Perſönlichkeit auswirken 
muß! 

Nun einige grundſätzliche Ausführungen über die 
Betriebsformen in der Wirtſchaft. Es iſt ganz klar, daß ein 
kompliziertes Wirtſchaftsſyſtem die verſchiedenen Formen 
braucht. 
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Wir brauchen Klein: Mittel: und 
Großbetriebe. 


Gerade die lebendige Aufſtiegs möglichkeit aus Klein⸗ zum 
Mittel⸗, vom Mittel⸗ zum Großbetrieb hat die Vorkriegs⸗ 
wirtſchaft ausgezeichnet. Die Konzentrierung zu Mammut⸗ 
konzernen iſt dagegen immer der Tod einer lebendigen, freien 
Wirtſchaft. 

Noch eine Bemerkung zur Organiſation des Bankweſens 
im kommenden Staat! Ja, glauben Sie doch nicht, daß wir 
etwa den ſoliden Privatbankier ausſchalten, auf ſeine Mit⸗ 
arbeit verzichten könnten (Zurufe von den Kommuniſten: 
Z. B. Herrn von Strauß! Herr von Strauß iſt beruhigt!) 
Im Gegenteil, die Pflege des ſoliden Privatbankiers wird 
weſentlich zur Wiederbelebung des Perſonalkredits beitra⸗ 
gen, der heute gar nicht mehr gepflegt werden kann, denn 
im Rieſenbankkonzern geht es einfach nach beſtimmten Vor⸗ 
ſchriften: Kredit bekommt nur, wer die nötigen Unterlagen 
geben kann, und nicht die Perſönlichkeit, die das Vertrauen 
verdient. 

Noch ein Wort über Ertrag und Zins! Man glaubt in 
unſerer Gegnerſchaft zum Zins auch eine Gegnerſchaft gegen 
den wirtſchaftlichen Ertrag ſehen zu müſſen. Nichts iſt fal⸗ 
ſcher als das. — Wir Nationalſozialiſten wollen ja geradezu 
der deutſchen Wirtſchaft wieder zu ihrem größtmöglichen 
Ertragsreichtum verhelfen, indem wir die Zinsknecht⸗ 
ſchaft und damit die vollſtändige Aushöh⸗ 
lung unſeres ganzen Wirtſchaftslebens 
durch die Forderungen der internationa⸗ 
len Finanz beſeitigen. Ich wundere mich, daß wir 
bei dieſem Kampf gegen den Zins im Gegenſatz zum Ertrag 
nicht auch das Zentrum an unſerer Seite ſehen. Denn das 
kanoniſche Zinsverbot war doch immer eine der 
ſchönſten Perlen in der Krone der Kirche. Die Reichspolizei⸗ 
verordnungen von 1530, 1537 und 1570 haben bekanntlich 
auch für die Laien verbindlich gemacht, was das kanoniſche 
Recht ſchon ſeit Papſt Leo I. dem Großen vorgeſchrieben 
bat. Erſt die moderne Scholaſtik hat ſich bequemt, eine 
„akzidentelle Fruchtbarkeit des Geldes“ zu unterſtellen, und 
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hat fih damit angeglichen an die Hoffnungen und Wünſche 
der Hochfinanz, die auf dieſe Weiſe natürlich eine bequeme 
Rechtfertigung findet für das, was die alten Kirchenlehrer 
immer als Sünde und als Wucher bezeichnet haben. 

Noch ein paar kurze Randgloſſen zu den Fragen, welche 
die vier Profeſſoren, die ja mit breitem Behagen durch die 
ganze deutſche Preſſe gehen, an uns geſtellt haben. Die 
gelehrten Herren haben die Beſorgnis, die Banken könnten 
bei einer Herabſetzung des Zinſes gemäß unſerem Antrag 
auf 5 Prozent ihren Einlegern nur mehr 2¼ Prozent zah⸗ 
len. Ja, wieviel bekam man denn jetzt von den Banken? 
Bis vor kurzem noch 1½ Prozent und ſeit kurzer Zeit 2% 
Prozent! Wie war es denn früher? Haben Sie vielleicht 
in der Vorkriegszeit mehr als 2¼ Prozent bis 3 Prozent 
in laufender Rechnung bei Sparkaſſen und Banken 
erhalten? 

Über die Kapitalflucht ins Ausland habe ich vor⸗ 
hin ſchon kurze Ausführungen gemacht. Auch hier iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß nur eine ſtarke, rückſichtsloſe Hand 
dieſe Kapitalflucht bannen könnte. Wer die Schieber nur 
mit Glacéhandſchuhen anfaßt, wird nie erreichen, daß die 
großen Schieber davon ablaſſen, ihr Kapital ins Ausland 
„gu bringen. Laſſen Sie aber den erſten und zweiten auf⸗ 
hängen, dann werden ſich die anderen überlegen, ob ſie ihr 
Geld ins Ausland verſchieben. 


Brechung der Zinsknechtſchaft 


iſt das Kernſtück unſerer ganzen Politik. Die Brechung 
der Zinsknechtſchaft — ich möchte das ausdrücklich erklären — 
iſt dem Auslande gegenüber ſelbſtverſtändlich keine Frage 
des Geld⸗ und Kreditweſens, ſondern eine Machtfrage. Die 
heutige ohnmächtige Regierung wird niemals dazu in der 
Lage ſein, von der Zinsknechtſchaft gegenüber dem Aus⸗ 
lande auch nur ein Gramm wegzunehmen. Wir haben 
bemerken können, in wie weitem Ausmaße bereits unſer 
Wahlſieg das Ausland hat aufhorchen laſſen, und es 
iſt eine nationalſozialiſtiſche Regierung 
gewiß zu Konzeſſionen bereit. Das Ausland 
weiß, daß es in wenigen Jahren nur die Wahl zwiſchen 
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einem nationalſozialiſtiſchen Deutſchland oder einem kom⸗ 
muniſtiſchen Deutſchland hat. Etwas anderes gibt es mi. 
Was dazwiſchen iſt, wird unrettbar zerrieben werden. 

Im Innern bedeutet die Brechung der Zinsknechtſchaft 
eine grundſtürzende Amgliederung wichtigſter Organe im 
deutſchen Volkskörper, mit einem Wort ausgedrückt: die 
Rückkehr zu den beſten Traditionen deutſcher Geſchichte. And 
Ihnen, Herr Kollege Dingeldey — ich ſehe ihn gerade 
nicht — empfehle ich, daß, wenn Sie in Ihren Fraktions⸗ 
ſitzungen über den Nationalſozialismus reden, Sie ſich 
gefälligſt auch einmal mit unſerer Literatur befaſſen, denn 
Sie haben gar keine Urjade, uns irgend⸗ 
wie „ſozialiſtiſche“ Tendenzen zu unter⸗ 
ſtellen, ſo wie Sie es verſtehen. (Stürmiſche 
Rufe bei den Sozialiſten und bei den Kommuniſten: 
Hört! Hört! — Abg. Torgler: Ausgezeichnet! Bravo! Das 
ſollten die Millionen Arbeiter hören! Draußen ſagen Sie 
das Gegenteil!) — Für die „ſozialiſtiſchen“ Tendenzen (zu 
den Sozialdemokraten und Kommuniſten) bedankt ſich das 
deutſche Volk! — Sie wiſſen ganz genau, was wir unter 
dem Ausdruck „Sozialismus“ verſtehen im Gegenſatz zu 
Ihrem Volk und Staat zerſtörenden Marxismus. 

Ihnen, meine Herren von dieſer zerbröckelnden Mitte, 
kann ich nur eines ſagen: Sie müſſen ſich entſcheiden. „Oh, 
daß ihr heiß oder kalt wäret, ſo ihr aber lau ſeid, will ich, 
euch ausſpeien aus meinem Munde.“ Und ſo wird es das 
deutſche Volk mit Ihnen machen, wenn Sie weiterhin die 
Politik der feigen bürgerlichen Mitte betreiben. 

Zum Schluß überſehen Sie nicht, meine Herren — ich 
richte mich hier auch an das Zentrum — 


den religiöſen Grundzug unſerer 
Bewegung, 


der gekennzeichnet iſt durch die höchſten fittlichen Eigen⸗ 
ſchaften des Menſchen, durch Opfer, durch Hingabe, durch 
heiligen Zorn. Wir ſind diejenigen, die ſich als beſte Nach⸗ 
folger des Heilandes ſehen, wenn wir die Wechſler und 
Judaſſe aus dem Tempel hinaushauen, und ich warne Sie, 
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meine Herren vom Zentrum, vor dem von Ihnen zum 
Teil angezettelten 
Kulturkampf 
gegen den Nationalſozialismus! 


Sie treiben Millionen aus der Kirche heraus, wenn Sie 
ſo fortfahren, wie Sie in Mainz begonnen haben. Sie 
verbündeten ſich mit dem politiſchen Atheismus zur Linken. 
Es wird höchſte Zeit, daß Sie ſich davon löſen, wie es 
auch der Wunſch des Vatikans iſt. Der Zentrumsturm 
hat manche Riſſe und Löcher. Ich rate Ihnen, löſen Sie 
jetzt endlich dieſe unheilvolle Verbindung mit den Mar⸗ 
xiſten und Gottesleugnern! Man kann nicht dauernd mit 
Peſtbazillen ſpielen, wenn man ſich nicht anſtecken will. 
Erfüllen Sie Ihre Anhänger mit dem heiligen Zorn gegen 
alles Niedrige und Gemeine! Dann allein können Sie mit 
uns das von Ihrem Herrn Wirth ſo ſehr verfemte Schul⸗ 
gebet beten: Vater, in Deiner allmächtigen 
Hand ſteht unſer Volk und Vaterland. Du 
warſtder Ahnen Stärke und Ehr, biſt unſere 
beſte Waffe und Wehr, drum mach uns frei 
von Betrug und Verrat (Lachen und lärmende 
Zurufe links), mach uns ſtark zu befreiender 
Tat! Gibuns des Heilandes heldiſchen Mut! 
Ehre und Freiheit ſei höchſtes Gut! (Lachen 
und Heilrufe links.) 

Unſer Gelübde und unſere Loſung ſei: Deutſchland 
erwachel Herr, mach uns frei! 
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Sozialdemokratie 


und Nationalſozialismus 


Geſpräch auf der „Deutſchen Welle“ am 3. Januar 1931 zwi⸗ 

ſchen Prof. Erik Nölting von der Akademie der Arbeit in 

Frankfurt a. M., Mitglied des Preußiſchen Landtags, und 

dem nationalſozialiſtiſchen Reichstagsabgeordneten Dipl.⸗ 
Ing. Gottfried Feder 


Nach einer Pere e Aufnahme, veröffentlicht in der 
„Flamme“ vom 8. Januar 1932. 


Feder: Herr Profeſſor Nölting! Ein Berg von Zeitungs⸗ 
ausſchnitten, den uns heute die Direktion der „Deutſchen 
Welle“ vorgelegt hat, beweiſt, welch außerordentlichen 
Widerhall unſer Geſpräch vom 16. Dezember gefunden hat. 
Ein ebenſo großer oder noch größerer Berg von perſönlichen 
Zuſchriften beweiſt mir das gleiche. Daraus ſcheinen mir 
drei Dinge von Wichtigkeit. Das eine iſt die Außerung des 
„8⸗Uhr⸗Abendblattes“, das den ungeheuren Propaganda⸗ 
wert für den Nationalſozialismus ausdrücklich beſtätigt, 
das andere iſt (zu meinem Bedauern) eine perſönliche Ver⸗ 
unglimpfung durch den „Vorwärts“, der als einzige Zeitung 
nicht die Zurückhaltung gewahrt hat, wie ſie von allen an⸗ 
deren Seiten gewahrt worden iſt. Und das dritte iſt, daß 
man mir vorhält: ich hätte auf die letzte Frage, die Sie an 
mich gerichtet haben, auf die Frage, wie wir zur Wirtſchafts⸗ 
demokratie ſtehen, keine Antwort gegeben. So will ich in 
dieſer Sache kurz meine Stellungnahme präziſieren. Wir 
lehnen ſowohl die Betriebsdemokratie als auch die Wirt⸗ 
ſchaftsdemokratie im engeren Sinne ab, weil dadurch nichts 
erreicht wird als die Einführung parlamentariſcher Formen 
in die Wirtſchaft ſelbſt. Dies aber führt notwendigerweiſe 
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zum Schaden der Arbeit und damit der Arbeiterſchaft. 
Denn der Ertrag ſinkt, wenn das Geſchwätz 
anfängt. Wir haben an der politiſchen Demokratie und 
deren parlamentariſcher Ausdrucksform gerade genug, die 
Wirtſchaftsdemokratie würde vollends zerſtören, was an 
Reſten der Wirtſchaft noch geblieben iſt. Das heißt keines⸗ 
wegs, daß ich es nicht ganz beſonders begrüßen würde, wenn 
die Arbeiter Gelegenheit finden ſollten, ſich in weiteſt⸗ 
gehendem Maße über die Geſamtlage der Unternehmungen, 
in denen ſie beſchäftigt ſind, zu informieren. Dieſe Infor⸗ 
mation wird ſelbſtverſtändlich dann auch zu einer Annähe⸗ 
rung zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer führen. Aber 
unerträglich iſt, daß in parlamentariſchen Formen hier ab⸗ 
geſtimmt wird. Wir kommen da nur in Betriebsräte⸗ und 
Soldatenratwirtſchaft hinein. 

Prof. Nölting: Herr Feder! Es iſt ſehr intereſſant, 
daß Sie ſich bemüßigt fühlen, eine Zuſatzdefinition zu geben 
zu dem, was Sie neulich ſagten, aber ich weiß nicht, ob die 
Arbeiterſchaft viel beglückter ſein wird über das, was ſie 
heute von Ihnen hört. Es iſt intereſſant, daß Sie ſagen: 
Jedes Mitreden der Arbeiter im Betriebe kann nur bloßes 
Geſchwätz ſein. Daß die Arbeiterſchaft auf bloße national⸗ 
ökonomiſche Kollegs angewieſen ſein ſoll, wo ſie harmlos 
aufgeklärt wird, — ich glaube, das entſpricht nicht genügend 
ihrem Intereſſe. Ich habe im übrigen die Weihnachtszeit 
benutzt, um einmal in Ihrem Buche“ nachzuleſen, und ich 
muß jagen, mein Entſetzen über Ihre Ablehnung 

iſt noch geſtiegen. Denn Sie lehnen ja nicht nur die Wirt⸗ 
ſchaftsdemokratie, Sie lehnen die Betriebsräte ab. Hier 
auf S. 76 ſteht, daß Betriebsräte eine „Überbelaſtung des 
Betriebes mit einer Unzahl von Perſonen“ wären, die 
„entbehrlich“ ſeien. Sie lehnen Verſicherungsbeamte ab, 
Sie ſind gegen uferloſe Arbeitsloſenverſicherung, ſo heißt 
es, gegen ein ſtaatliches Exiſtenzminimum. Und beſonders 
erſchüttert, Herr Feder, hat es mich, daß Sie ja die Wirt⸗ 
ſchaft des wilhelminiſchen Deutſchlands in Bauſch und 
Bogen ſchlucken wollen. Denn Sie erklären ausdrücklich 


* „Der Deutſche Staat a nationaler und ſozialer Grund⸗ 
lage“, Verlag Eher Nachf., München. 
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auf S. 69: „Im großen und ganzen wurde die Geſamtvolks⸗ 
wirtſchaft des Deutſchen Reiches“, ſoll heißen: des wilhel⸗ 
miniſchen Deutſchlands, den „grundſätzlichen Anforderungen 
gerecht, die auch wir an eine geſunde Volkswirtſchaft ſtel⸗ 
len.“ Sie haben alſo das Haar in der kapitaliſtiſchen Suppe 
erſt gefunden vom 9. November 1918 an; bis dahin waren 
Sie mit allem einverſtanden. Sie ſind kein wirklicher Geg⸗ 
ner des Kapitalismus, Herr Feder. Sie find höchſtens ein 
Savonarola, der Bußpredigten hält gegen ihn. 

Feder: Herr Profeſſor Nölting! Sie wiſſen ganz genau, 
daß der Arbeiter im alten Deutſchland ſich beſſer geſtanden 
hat als in dem heutigen Deutſchland. Der vollſtändige 
Zuſammenbruch unſerer Geſamtwirtſchaft einſchließlich der 
Arbeiterſchaft drückt ſich aus in den Arbeitsloſenziffern. 
Aber wenn Sie geſtatten, werde ich gleich auf das Thema 
„Zinsknechtſchaft und Brechung der Zinsknechtſchaft“ ein- 
gehen. Dazu iſt es notwendig, weil es ſich um einen neuen, 
von mir geprägten Begriff handelt, daß ich kurz definiere, 
was man unter Zinsknechtſchaft zu verſtehen hat. Zins⸗ 
knechtſchaft iſt der Zuſtand, in dem ſich heute der 
deutſche Arbeiter befindet, die deutſche Wirtſchaft befindet, 
der deutſche Bauer, die deutſchen Städte, die deutſchen 
Länder, das Deutſche Reich, d. h. eine maßloſe Ver⸗ 
ſchuldung gegenüber dem reinen Finanz⸗ 
und Leihkapital: daß alſo das arbeit⸗ und müheloſe 
Einkommen aus reinem Geldbeſitz über den Ertrag der 
Arbeit triumphiert. Es drückt fich das präziſe in folgenden 
Formen aus: Als Erſtes im Steuerbolſchewismus, unter 
dem die ganze Nation, am ärgſten die Arbeiterſchaft, zu 
leiden hat. Sie wiſſen ganz genau, daß in dem alten, 
wie Sie ſo gern ſagen, „verruchten“ Syſtem von früher der 
Arbeiter keine Lohnſteuer zu bezahlen hatte, Sie wiſſen, 
daß die Laſt der indirekten Steuern ein Minimum war 
gegenüber der heutigen Belaſtung durch indirekte Steuern, 
an deren Zuſtandekommen Sie im Reichstag immer mit⸗ 
gearbeitet haben. Sie wiſſen — als Zweites —, daß die 
Verſchuldung von Reich, Ländern, Städten, Landwirtſchaft, 
Induſtrie und Gewerbe ein Maximum erreicht hat, daß die 
Geſamtverſchuldungsziffer heute ſo rund und nett ſich mit 
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60 Milliarden GM. beziffert. Eine Ziffer, die ſich noch 
dadurch beſonders ſchwer auswirkt für Deutſchland, daß 


davon nicht weniger als 26 000 Millionen Verſchuldungen 


an das Ausland ſind, das heißt: eine jährliche Zinslaſt von 
2,6 Milliarden ungefähr iſt aus dem deutſchen Volkskörper 


abzuziehen lediglich als Zins verpflichtung durch dieſe Aus⸗ 


landverſchuldung. Ich kann bei der Kürze der Zeit nicht 
eingehen auf die Schädigungen, die die deutſche Wirtſchaft 
durch den Zuſtand der deutſchen Handelsbilanz der letzten 
Jahre erfahren hat — das wäre das Dritte —, ich erinnere 
aber nur noch als Wichtigſtes - und das iſt die Voll⸗ 
endung der Zinsknechtſchaft — an die Tatſache 
des Beſtehens des Youngplanes, dem Sie ja mit zur An⸗ 
nahme verholfen haben. Den Dawesplan haben Sie am 
29. Auguſt 1924 als die größte Errungenſchaft der ſozial⸗ 
demokratiſchen Politik bezeichnet. Die „Verbeſſerung“ des 
Dawesplanes, wie Sie das immer ſo gerne in Ihren 
öffentlichen Verlautbarungen ſagen, die Verbeſſerung durch 


den Youngplan bringt Deutſchland eine Laſt von jährlich 


2000 Millionen. Das verſtehen wir unter Zins⸗ 
knechtſchaft. 

Nölting: Herr Feder! Ich habe nicht den Eindruck, 
daß Ihr Begriff der Zinsknechtſchaft wirklich ſolch eine 
abſolut originelle Neuerfindung iſt. Denn Sie haben eine 
geiſtige Ahnengalerie hier, die ſogar auch jüdiſche Namen 
aufweiſt. Ich erinnere Sie an Proudhon, ich erinnere Sie 
an Marx“). Freilich muß man leſen bis zum dritten Band 
des „Kapitals“, wo ſich ſehr harte Worte finden über die 
Börſenjobber. Ich erinnere Sie an Hilferding, an ſein 
berühmtes Buch vom Finanzkapital, das bereits im Jahre 
1910 erſchien. Mir, dem Sozialiſten, ſollen Sie nicht vor⸗ 
werfen, daß ich den Zinswucher nicht anerkenne. Natürlich 
gibt es Zinswucher. Aber, Herr Feder, es gibt auch Lohn⸗ 
wucher, es gibt Preiswucher, es gibt Bodenwucher, es gibt 
Pachtwucher, es gibt Zollwucher. Der Kapitalismus iſt 
Nährboden für jede Art von Wucherei. Ich muß mich nur 
dagegen wenden, daß Sie die Welt ſo einſeitig ſehen. Wie 

* Marx und Hilferding find Juden; Proudhon, 18091865, 
der Begründer des Anarchismus, war Franzoſe. 
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ich Ihnen ſchon neulich ſagte, daß nicht jede Fabrik gut ift, 
und daß jeder Geldſchrank nicht immer ſchlimm iſt, ſo muß 
ich Ihnen heute ſagen: Es iſt nicht jeder Darlehengeber ein 
Shylock und jeder Kreditnehmer ein armer Schlucker. Das 
iſt eine mittelalterliche Vorſtellung. Heute iſt es gerade der 
Stärkſte, Herr Feder, der Kredit aufnimmt. And in Wirk⸗ 
lichkeit beſteht gar nicht dieſe Feindſchaft zwiſchen raffendem 
und ſchaffendem Kapital, auf die Sie immer wieder zurück⸗ 
kommen; es beſteht eine engſte Verflochtenheit. Das iſt 
gerade das Zeichen des Finanzkapitals, daß eine gemein⸗ 
ſame Herrſchaftsausübung beſteht, daß Austauſch von Aktien⸗ 
paketen und von Aufſichtsratsſitzen jetzt von hüben und 
drüben erfolgt. Die Banken ſind keineswegs überall die 
übergeordnete Macht, ſie ſind vielfach das Werkzeug der Pro⸗ 
duzenten. Ja, ich glaube überhaupt nicht, daß man gemein⸗ 
hin von einer Zinsknechtſchaft ſo abſtrakt ſprechen ſollte. Es 
haben da intereſſante Machtverſchiebungen in den letzten 
anderthalb Jahrzehnten ſtattgefunden. Während der In⸗ 
flationszeit dienten die Banken als Werkzeuge für die 
Flucht in die Sachwerte, nach der Stabiliſierung wendet ſich 
dann das Blatt: die vom Betriebskapital entblößten Unter: 
nehmer geraten da in die Abhängigkeit von den Banken 
hinein. Und vielfach erhöht ſich dieſe Abhängigkeit durch 
die Spekulationsverluſte, die die Unternehmer dadurch er⸗ 
leiden, daß ſie ſich wenig um ihre Betriebe kümmern und 
viel zu ſehr an der Börſe ſich aufhalten. Dann kommt das 
dritte Stadium, die Konzernbefeſtigung, und dadurch büßen 
die Banken, die die Konzerne flicken müſſen, wieder vielfach 
ihre Herrſchaftſtellung ein. Die Konzerne kommen zu Extra⸗ 
profiten, ſie kommen zur Eigenfinanzierung: die J. G. hat 
ſich ſelbſtändig gemacht, hat ihre eigenen Länderbanken. 
Feder: Glauben Sie, Herr Profeſſor, daß dieſe Deduk⸗ 
tionen, daß dieſe Ausführungen von den Arbeitern ver⸗ 
ſtanden werden, die heute zu Hunderttauſenden an den 
Radioapparaten hängen? Das wird keiner verſtehen. Wir 
haben uns jetzt darüber zu unterhalten, welche Maßnahmen 
ergriffen werden müſſen, um die Brechung der Zins⸗ 
knechtſchaft durchzuführen. Gerade dieſer Begriff Zins⸗ 
knechtſchaft iſt ſo umfaſſend, iſt viel umfaſſender 
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als IhrAngrifjfaufdasreinelnternehmer: 
kapital. Dieſe Maßnahmen zur Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft ſehen wir Nationalſozialiſten innenpolitiſch in fol⸗ 
genden Einzelmaßnahmen: Wir müſſen verlangen und 
werden durchführen, wenn wir an der politiſchen Macht 
ſind, die Verſtaatlichung der Reichsbank. Es 
iſt dies eine ganz ſelbſtverſtändliche Forderung eines ſouve⸗ 
ränen Staates, der nicht dulden kann, daß das reine Finanz⸗ 
kapital im Rahmen der Volksgemeinſchaft, im Rahmen des 
Staates ein eigenes Leben führt. Sie ſind mit politiſch 
verantwortlich dafür, daß dieſe ſogenannte Reichsbank heute 
kein Inſtitut des Reiches, der Nation iſt, ſondern eine 
internationale Inſtitution, die im weſentlichen doch nur 
großgeldmächtigen Intereſſen dient. Zweitens müſſen wir 
endlich einmal davon abkommen, die Finanzierung der 
großen öffentlichen Aufgaben in der Weiſe durchzuführen 
wie bisher, nämlich durch Schuldenmachen. Wenn es nicht 
möglich iſt, nach dem alten friderizianiſchen Rezept große 
öffentliche Aufgaben durch Steuermittel zu finanzieren, alſo 
durch Gemeinſchaftsleiſtung an den Staat, dann iſt eine 
Möglichkeit gegeben, die großen Aufgaben trotzdem durch⸗ 
zuführen, wenn wir uns der ſouveränen Finanzhoheit des 
Staates erinnern. Indem wir — nach meinem Vorſchlag — 
die öffentlichen Aufgaben finanzieren 
durch die Ausgabe von Staatskaſſengut⸗ 
ſcheinen. Wir ſchöpfen alſo Geld aus eigenem Recht. 
Dieſe Geldſchöpfung aus eigenem Recht iſt zweifellos zuläſſig 
und wird nicht zu inflationiſtiſchen Erſcheinungen führen, 
weil wir neue Werte ſchaffen. Die dritte Maß⸗ 
nahme, die wir ergreifen werden, iſt die Errichtung 
ſozialer Bau⸗ und Wirtſchaftsbanken, um 
gerade hier auf einem der allerwichtigſten Gebiete, dem der 
Wohnungsnot, durch eigene Kraft aus dem Sumpf heraus⸗ 
zukommen, und damit werden wir in weiteſtem Maße die 
Arbeitsloſigkeit beheben können. Der Grundgedanke iſt der 
gleiche. Die Zeit mangelt aber, um dieſe wichtigen Dinge 
im einzelnen darzuſtellen. Eine vierte Aufgabe wird ſein 
eine anſtändige, ſozial gerechte Wiederaufrollung 
der Aufwertungsfrage. Genau ſo wie Milliarden 
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von Werten durch den Betrug am Sparer zerſtört worden 
find, genau fo iſt es auch möglich, einen Großteil dieſer Ver⸗ 
luſte wieder durch eine anſtändige Regelung der Aufwer⸗ 
tungsfrage hereinzubringen. Eine weitere notwendige Maß⸗ 
nahme wird ſein die Verſtaatlichung des Realkredites. Eine 
weitere Notwendigkeit wird ſich ergeben, wenn im nächſten 
Jahre die Aufwertungshypotheken zur Rückzahlung fällig 
find. Hier iſt es unbedingt notwendig, um nicht ein neues 
Chaos heraufzubeſchwören, daß das Reich dieſe Hypotheken 
ablöſt und eine Reichsanleihe dafür ausgibt. 

Nölting: Herr Feder! Ich habe keine Sorge, daß die 
Arbeiter, die uns anhängen und die wir marxiſtiſch ge⸗ 
ſchult haben, mir nicht eben zu folgen vermocht haben. Ich 
will gerne auf das eingehen, was Sie ſagten. Mit der 
Sozialiſierung der Banken — herzlich gerne, wir ſind ein⸗ 
verſtanden. Nur nicht eine iſolierte Aktion, ſondern parallel 
mit weitgehenden Sozialiſierungsmaßnahmen in der Pro⸗ 
duktionsſphäre, wie ich Ihnen ſchon neulich ſagte. Als Aus⸗ 
fluß nationalökonomiſcher Erkenntniſſe und nicht als Rache⸗ 
feldzug gegen das jüdiſche Bankenkapital. Im übrigen aber, 
ich möchte Sie einmal fragen: Iſt der Zeitpunkt gerade jetzt 
günſtig gewählt? Wenn Sie die Banken zu Staatsorganen 
machen wollen, dann ſorgen Sie vor allem für die Kredit⸗ 
würdigkeit des Deutſchen Staates in der Welt! Aber ich 
glaube, dieſe Kreditwürdigkeit iſt durch die Androhungen, 
die von nationalſozialiſtiſcher Seite immer kamen, ſehr 
herabgeſetzt worden. Sehr intereſſant war das, was Sie 
von Ihrem Feder⸗Geld ſagten. Ja, ich fürchte, es wird 
das Dritte Reich von Adolf Hitler ein toller Inflations⸗ 
laden wieder werden, Herr Feder. Ich denke da an das alte 
Kindermärchen vom Eſ'lein⸗ſtreck⸗Dich. Sie ſagen, der Staat 
hat kraft ſeiner Münzhoheit das Recht, ſo viel Geld zu 
ſchaffen, wie er will. Ich darf Ihnen hier ein Beiſpiel 
ſagen. Wenn Sie ein Haus bauen, das 100 000 Mark koſtet, 
und dieſes Haus bringt einen Mietertrag von 8000 Mark 
im Jahre, dann fließen Ihnen doch in den erſten Jahren 
nur dieſe 8000 Mark als Gegenwerte zurück, von allem 
anderen abgeſehen. Die 92 000 Mark Bauſcheine, die Sie 
aber außerdem ausgegeben haben, die bleiben ungedeckt und 
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wirken inflationiſtiſch. Dann brauchen wir noch einen Wäh⸗ 
rungsmaßſtab von internationaler Bedeutung, Herr Feder. 
Bei dem gegenwärtigen Stand der Weltwirtſchaft haben 
wir doch eine metalliſche Grundlage nötig. Das ſagt ſelbſt 
Knapp, Ihr Kronzeuge, auf den Sie ſich ſo gerne berufen. 
Da kennen Sie vielleicht jenes Geſetz, das da ſagt, daß das 
ſchlechtere Geld immer das beſſere verdrängt. Das Volk 
würde ſich mit dem Inflationsgeld begnügen müſſen, 
während im Großverkehr wieder Deviſen und Goldgeld um⸗ 
liefen. Das iſt eine ſehr gefährliche Situation. Ich habe das 
Gefühl, daß dann durch das Dritte Reich nicht nur das 
Rauſchen von Wodans heiligen Hainen, Bäumen oder Eichen 
ginge, ſondern auch das Rauſchen der Rotationsmaſchinen, 
die wieder an Tourenzahl zulegen müßten, um Inflations⸗ 
geld zu drucken, Herr Feder. Und da möchten wir gerne 
herauskommen. Es hat Gladſtone einmal geſagt, daß an 
der Liebe und am Geld die meiſten Menſchen zum Narren 
werden. Wir wollen uns beide vor dieſem Schickſal bewahren, 
Herr Feder. 

Feder: Herr Profeſſor Nölting! Die deutſche Bevölke⸗ 
rung denkt mit Grauſen an die Herrſchaft des ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Finanzminiſters Dr. Hilferding, der ganz beſtimmt 
Meiſter darin war, die Rotationspreſſen in Tätigkeit zu 
ſetzen. Nicht wahr? Alſo Sie haben gar keinen Grund, mir 
die Befürchtung der Inflation vorzuhalten. Denn im Gegen⸗ 
ſatz zu der marxiſtiſchen Geldpolitik des Herrn Hilferding 
ſtehen wir auf dem Grundſatz — und das verſteht nämlich 
jeder, auch der einfache Mann verſteht das —: Infla⸗ 
tion entſteht nur, wenn ohne Schaffung 
neuer Werte neue Geldzeichen gedruckt 
werden. Inflation wird nicht entſtehen, wenn man neue 
Werte ſchafft, und wenn ich mich in dieſem Hinblick auf 
einen Kronzeugen berufen darf, ſo iſt das der Profeſſor 
für Nationalökonomie an der Univerlität Wien, Profeſſor 
Othmar Spann, der in ſehr klarer Weiſe zum Ausdruck 
gebracht hat in bezug auf meine Theorien: „So kühn dieſe 
Gedankengänge Feders erſcheinen mögen, ſo wird doch jeder, 
der nicht auf dem Boden des Metallismus 
ſte het, den Kern derſelben für theoretiſch richtig und prak⸗ 
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tiſch haltbar anerkennen müſſen.“ Zweifellos kommt der 
auf Wirtſchaftserweiterung gegründeten Banknote keine 
inflatoriſche Wirkung zu, wie es der Fall iſt, wenn man 
einfach druckt, um nichtproduktive Staatsbedürfniſſe zu 
decken, wie es der marxiſtiſche Staat getan hat. 

Nölting: Ja, Herr Feder, ich glaube, wir wollen nicht 
wühlen in der Kiſte der Vergangenheit. Wir ſind alle 
gebrannte Kinder, die das Feuer ſcheuen. Wir haben an 
der Inflation wirklich genug und wollen keine neue Infla⸗ 
tion bereiten. Und deshalb warnte ich Sie ja gerade. Im 
übrigen möchte ich Ihnen eine Frage einmal vorlegen: Geht 
es in den Ländern mit niedrigem Zinsfuß dem Arbeiter 
eigentlich ſo viel beſſer? Und die zweite Frage: Warum geht 
es ausgerechnet in den Ländern, die Diktatur haben, Polen, 
Ungarn, Italien, den Arbeitern jo ſchlecht? In Italien lebt 
der Arbeiter mit 13 Mark Wochenlohn, wie wir neulich aus 
der Preſſe entnahmen. 

Feder: Herr Profeſſor! Unſere Aufgabe hier 
in Deutſchland iſt, für die deutſchen Arbeiter 
zu ſorgen. Wir können nicht immer den Blick hinauswenden, 
wie's dort draußen geht. Wir haben nicht die Aufgabe, zu 
unterſuchen, welche ſpeziellen Gründe dort für die ſchlechte 
Verfaſſung der Arbeiter maßgebend ſind. Wir haben dafür 
zu ſorgen, und das iſt eben ein Weg, daß wir uns loslöſen 
— um zurückzugreifen auf eine zweite Frage, die Sie vorhin 
ſtellten — von dem Goldwahne. Es iſt wahn⸗ 
witzig, wenn man auf das Gold die Währung baſieren 
will. Wir ſelbſt haben in Deutſchland der Welt das Beiſpiel 
gegeben, daß man ſich loslöſen kann von dem Goldwahn, 
indem wir die Rentenmark ſchufen. Ja, die Rentenmark iſt 
ja auch nicht gedeckt worden durch liquide Unterlagen, wie 
Sie vorhin verlangt haben für das „Feder⸗Geld“, wie Sie 
ſich ausdrückten. Die Grundſtücke ſind ja auch nicht ſofort 
einlösbar. 

Nöltingt: Ja, aber, Herr Feder, wir haben nur einen 
Umlauf der Rentenmark von 400 Millionen im ganzen. Der 
Rentenmark iſt jede praktiſche Feuerprobe erſpart geblieben, 
weil ſie jederzeit umtauſchbar war in andere Banknoten. 
Deshalb hielt ſich ihr Kurs. Aber, Herr Feder, ich glaube, 
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wir müſſen eingehen auf das, was Sie vorhin über den 
Voungplan ſagten. Ich möchte zunächſt einmal feſtſtellen: 
Es gibt in Deutſchland keinen Menſchen, der gerne zahlen 
möchte. Und auch wir Marriften find, weiß Gott, keine 
reparationswütigen Erfüllungsſadiſten, wie es von Ihnen 
ſo gerne dargeſtellt wird. Es iſt eben das Problem das, 
Herr Feder, daß wir zahlen müſſe n. Der Möbelwagen 
des Feindes ſteht vor der Tür. Sich das Leben zu ver⸗ 
ſchönern dadurch, daß man ſeine Schulden nicht bezahlt, das 
iſt ein altes Studentenrezept. Wir haben vielleicht mal 
beide als Studenten dieſen Verſuch gemacht und ſind wohl 
beide nicht ſonderlich weit damit gekommen. Es läßt ſich 
Außenpolitik nicht nach der Melodie: „O alte Burſchen⸗ 
herrlichkeit“ führen. Sicherlich iſt der Erfüllungsweg ein 
Golgathaweg, aber er iſt keine Sackgaſſe geweſen. Ich darf 
Sie an die Zahlen erinnern, Herr Feder. Ja, trotz Ihrem 
Widerſpruch. Wir ſind immerhin von den 340 Milliarden, 
von denen die Rede war damals in Verſailles, auf die 
123 Milliarden des Londoner Ultimatums und dann auf 
die 47 Milliarden des Youngplanes gekommen. Und auch 
wir haben den Eindruck, daß der Youngplan kein Defini- 
tivum ſein darf, daß auch er nur eine Etappe iſt. Daß dieſes 
Europa ſeinen müden Leib noch an manchen Konferenztiſch 
wird ſchleppen müſſen. Ohne den Poungplan gingen wir 
hinter dem Leichenwagen Europas, ſo gehen wir hinter 
dem Krankenwagen Europas. Irgendwelcher Anlaß, darüber 
in Freude auszubrechen, beſteht, weiß Gott, nicht. Und wenn 
Sie meinen, daß es nationale Unzuverläſſigkeit war, die 
uns für den Poungplan ſtimmen ließ, dann möchte ich Sie 
darauf aufmerkſam machen, daß Hindenburg, dem gegen⸗ 
über Sie ja wohl kaum dieſen Vorwurf erheben dürften, 
ſeine Unterſchrift darunterſetzte. Wollen Sie denn die ein⸗ 
ſeitige Zerreißung des Verſailler Vertrages? Das bedeutet 
Krieg, Herr Feder! And die Schädelſtätte würde noch höher 
ſein als der Tributberg. Das Problem wäre geblieben, 
aber dann mit umgekehrten Vorzeichen. 

Feder: Herr Profeſſor Nölting! Nur ganz kurz zur 
Richtigſtellung. Erſtens iſt es nicht richtig, daß nur 400 Mil⸗ 
lionen Rentenmark in Umlauf geweſen ſeien. Sie wiſſen 
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genau, es find 2,3 Milliarden Rentenmarkſcheine in Ver: 
kehr gebracht worden, und dann noch die 2,5 Milliarden 
Goldmarkſcheine. Von den Goldmarkſcheinen, die wir heute 
haben, war nur ein Drittel mit Gold gedeckt. Es ſind alſo 
mindeſtens 4,5 Milliarden ohne ſogenannte Deckung, wie 
Sie ſie wünſchen, in Umlauf geweſen. Ferner iſt es unrichtig, 
wie Sie vorhin ſagten: daß zu Beginn von 340 Milliarden 
Forderung die Rede geweſen iſt. Das iſt niemals der Fall 
geweſen. Leſen Sie im Verſailler Vertrag nach, da werden 
Sie finden, daß man zuerſt 40 Milliarden und, falls dieſe 
gezahlt werden, weitere 80 Milliarden noch dazu fordern 
wollte. Im erſten Londoner Vertrag ſind 132 Milliarden 
— die Zahl haben Sie vorhin auch nicht richtig wieder⸗ 
gegeben — gefordert, und nunmehr ſind durch den Dawes⸗ 
plan, der keine Endſumme feſtgeſetzt hat, im Youngplan zu 
den bereits bis im vergangenen Jahr gezahlten etwa 
50 Milliarden weitere 114 Milliarden dazugekommen. Sie 
haben mich dann gefragt: Glauben Sie, könnten wir nach 
außen uns da löſen? Ja, ſelbſtverſtändlich, nach außen 
iſt die Brechung der Zinsknechtſchaft keine 
Frage des freien perſönlichen deutſchen Entſchluſſes. Denn 
da ſtoßen wir auf einen uns entgegengeſetzten Willen. Es 
iſt dies eine hochpolitiſche Frage und damit natürlich eine 
reine Machtfrage. Hier können wir nicht mehr mit 
irgendwelchen finanztheoretiſchen oder wirtſchaftspolitiſchen 
Überlegungen kommen, hier iſt es rein die Frage, ob wir 
die Macht haben, dieſe Ketten abzuwerfen. Werfen wir 
die Ketten nicht ab, dann ſteht am Ende dieſes Golgatha⸗ 
weges, Herr Profeſſor, wie Sie ſich ſo poetiſch ausgedrückt 
haben, die Kreuzigung und der Tod. Deshalb müſſen wir 
dieſe Ketten abwerfen. Wir müſſen außerdem ſehr klar 
und deutlich unterſcheiden zwiſchen den privaten Schuld⸗ 
verbindlichkeiten dem Ausland gegenüber und den poli⸗ 
tiſchen Schulden. Soweit es ſich bei der deutſchen Auslands⸗ 
verſchuldung, die ich vorhin mit 26 Milliarden beziffert 
habe, um tatſächliche private Darlehen handelt, die zum 
größten Teil in Deutſchland in Werte und Anlagen um⸗ 
geſetzt worden ſind, die uns volkswirtſchaftlichen Ertrag 
bringen, ſo wird auch eine kommende nationalſozialiſtiſche 
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Regierung — nach genauer Prüfung der Sachlage — für 
eine möglichſt beſchleunigte Zurückzahlung der geliehenen 
Gelder ſorgen, was natürlich keineswegs ausſchließt, daß 
wir durch Verhandlungen mit den ausländiſchen Gläu⸗ 
bigern eine Herabſetzung der Zinsraten und eventuell auch 
der ganzen Forderung anſtreben. Das diente nur unſerer 
Nation und damit dem deutſchen Arbeiter. Es wird die 
kommende Regierung ſich dabei von dem Grundſatze leiten 
laſſen, daß Leiſtung und Gegenleiſtung in gerechtem Ver⸗ 
hältnis zueinander ſtehen müſſen. Darf ich nur darauf 
hinweiſen, daß durch die erhöhte Kaufkraft, gemeſſen am 
Goldinder, heute ſchon unſere Laſten bedeutend ſchwerer 
geworden find als ſeinerzeit? Soweit es ſich bei den ein⸗ 
gegangenen finanziellen Verpflichtungen um rein politiſche 
Forderungen handelt, denen keinerlei tatſächliche Leiſtungen 
auf ſeiten der alliierten und aſſoziierten Regierungen 
gegenüberſtehen, erkennen wir eine Rechtsverbindlichkeit 
nicht an. Wenn Sie die Verlautbarungen der Tagespreſſe 
verfolgt haben zum erſten Januar, ſo konnte Ihnen nicht 
verborgen bleiben, daß der Reviſionsgedanke 
marſchiert, und zwar nicht nur in Deutſchland, ſondern 
auf der ganzen Welt. Vor uns ſteht ſelbſtverſtändlich als 
politiſches Hochziel nicht nur die Reviſion, ſondern die 
Aufhebung der Verträge, dieſer grauenvollen Verträge, 
die nach meiner Überzeugung und auch nach der Über⸗ 
zeugung ſehr vieler in der ganzen weiten Welt im letzten 
Grunde die tiefſte Urſache ſind für das wirtſchaftliche Elend 
in Europa und in der ganzen Welt. Dieſe Laſtenabſchütte⸗ 
lung, dieſe Seiſachtheia, iſt unſer politiſches Hochziel. Dieſes 
Hochziel kann natürlich — darüber ſind wir uns ganz 
klar — nur Schritt für Schritt erreicht werden. Wir werden 
auf gewaltige Widerſtände ſtoßen, die eben überwunden 
werden müſſen, wir werden aber ebenſo allenthalben Helfer 
finden. Mit Dank und Befriedigung gedenken wir Muſſo⸗ 
linis, der in ſeiner Botſchaft an das amerikaniſche Volk den 
Satz geprägt hat, daß auch Verträge ihre Zeit 
haben. Ich erinnere an die Außerungen des Schweden 
Caſſel und des Engländers Keynes und verſchiedener 
amerikaniſcher Senatoren, die die Undurchführbarkeit der 
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Dawes⸗ und Poung⸗Zahlungen mit klaren Worten zum 
Ausdruck gebracht haben. Wir müſſen in dieſem Zuſammen⸗ 
hang auch natürlich die gegenſeitige Garantieverpflichtung 
des Völkerbundes ausſchließen. Wir müſſen heraus aus 
dieſem Völkerbund und uns national ſelbſt beſinnen. Wir 
Nationalſozialiſten dürfen mit Stolz ſagen: Wir haben jetzt 
die Nation wachgetrommelt. Mit Freude ſtellen 
wir feſt, daß das Jahr 1930 ein Jahr des 
Erwachens geweſen iſt, dem das Jahr 1931 
als Jahr der Tat folgen wird. 

Nölting: Herr Feder! Ich weiß nicht, ob es ſehr 
angebracht war, dieſe Dankadreſſe an den italieniſchen Duce 
abzugeben. Wir kommen, wie mir ſcheint, aus der fürchter⸗ 
lichen Lage, in der wir uns befinden, nicht dadurch heraus, 
daß wir nun Europa wieder in zwei neue Heerlager ſpalten. 
Denn wir brauchen die Befriedung von Geſamteuropa. 
Dieſes Sichanbiedern, dieſes krampfhafte Suchen nach 
Bündnispolitik, dieſes Nachlaufen hinter Muſſolini mit 
erhobenem Zeigefinger: „Ich möchte mal gern!“, das bringt 
uns nicht weiter, entſpricht außerdem auch nicht der natio⸗ 
nalen Würde. Denn es iſt, glaube ich, nicht national würde⸗ 
voll, ſich als Landsknechte wieder in die Höhe zu dienern 
und zu ſchnappen nach den Brocken, die von dem Tiſche der 
Großen abfallen. Ich darf Sie darauf auch einmal hinweiſen, 
daß Italien ſchon einmal unſer Bundesgenoſſe geweſen iſt. 
Was bleibt Ihnen außer Italien noch übrig? Vielleicht 
Sowjetrußland, Herr Feder? Eine merkwürdige Kombi⸗ 
nation: Herr Stalin auf der einen, Herr Hitler auf der 
andern Seite. Das würde ein tolles Durcheinander von 
Hitler⸗Rufen und „Heil⸗Moskau“⸗Rufen geben. Und Deutſch⸗ 
land — das iſt das Schlimme —, Deutſchland eben würde 
das Aufmarſchgelände werden bei einem ſolchen Krieg. Es 
iſt immerhin anerkennenswert, daß Sie die privaten Schuld⸗ 
verpflichtungen wenigſtens anerkennen wollen. Freilich, 
Ihre Rede war da ſehr dunkel. Denn Sie werden es ſich 
überlegen, ſagen Sie, in welcher Weiſe Sie dieſe Schuld⸗ 
verpflichtungen nun ſpäter erfüllen werden. Ich glaube, 
eine einſeitige Feſtſetzung von Ihrer Seite würde zu ſehr 
ſchroffen Gegenwehraktionen führen. Es würde eine drei⸗ 
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fache Sperre über Deutſchland verhängt werden: die Roh⸗ 
ſtoffſperre, die Abſatzſperre und die Kreditſperre. Und ich 
darf Sie daran erinnern, daß wir immerhin 6—7 Mil⸗ 
liarden kurzfriſtiger Anleihen in Deutſchland haben. Warum 
find unſere Zinsſätze jo wucheriſch? Die find jo wucheriſch, 
weil eine ungeheure Riſikoprämie aufgeſchlagen wird. Und 
die wird aufgeſchlagen, weil es brenzlig in Deutſchland 
riecht, weil Sie den Geruch kommenden Bürgerkriegs in 
das Land gelegt haben. Es kommt eine Konvertierung nur, 
wenn man uns draußen wieder traut. Es muß erſt der 
Sumpfboden unter unſern Füßen wieder feſtes Land 
geworden ſein, bevor wir an ſolche Herabſetzung denken 
können. Aber dadurch, daß wir mit dem Säbel raſſeln, oder 
dadurch, daß wir uns einſeitig feſtlegen in einer beſtimmten 
Aufmarſchpolitik, dadurch kommen wir beſtimmt nicht 
weiter, ſondern dadurch verlieren wir den Boden, den wir 
hatten. Wenn Sie vorhin meinten, daß am Ende dieſes 
Golgathaweges die Kreuzigung ſtände, dann hab' ich Ihnen 
nur zu antworten, daß man nicht aus Angſt vor dem Tode 
Selbſtmord begehen ſoll, daß Ihre Politik lediglich dahin 
führte, daß wir die Kreuzigung noch etwas eher hätten. 
Feder: Herr Profeſſor! Es iſt ſeltſam, wenn ein Marxiſt 
als der Wahrer der deutſchen Würde ſich aufſpielt. Nehmen 
Sie mir das nicht übel! Denn Ihr Genoſſe Criſpien 
war der Mann, der das Wort geprägt hat: 
Ich kenne kein Vaterland, das Deutſchland 
heißt. Aber gehen wir darüber hinweg. Sie unterſtellen 
mir wiederum kriegeriſche Abſichten. Ich muß mit aller 
Entſchiedenheit feſtſtellen, daß dieſer unſer Wille zur natio⸗ 
nalen Selbſtbeſinnung und Selbſterhaltung keineswegs 
irgendeine Spitze gegen irgendeine Nation bedeutet. Uns 
bewegt nicht der Revanche⸗Gedanke, der zu kriegeriſchen 
Verwicklungen führen müßte, wir verlangen aber das Recht, 
unſere nationalen Verteidigungsmittel nach Maßgabe der 
Gefährdung unſeres Volkes auszubauen, oder, was uns 
bedeutend lieber wäre, einen Abbau der Rüſtungen der 
Gegner, wie es auch der Verſailler Vertrag vorfieht. Aber 
das find, wie geſagt, alles Machtfragen, die nicht durch 
theoretiſche Erörterungen und geiſtreiche Bemerkungen 
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gelöft werden können, ſondern nur durch eine ganz klare 
Bündnispolitik. Sie lieben offenbar die „splendid isolation“, 
dieſe glänzende Vereinſamung Deutſchlands, und wollen 
weder nach Italien noch nach irgendeiner Seite Anſchluß 
ſuchen. Ehrliche und klare Worte wirken viel beſſer — auch 
im Ausland — auf unſere Kreditwürdigkeit als die immer 
wiederholten Unterwürfigkeitserklärungen und das dauernde 
Bemühen, unerfüllbare Forderungen zu erfüllen. Der letzte 
und tiefſte Grund unſerer fanatiſchen Gegnerſchaft — um 
nur noch ganz kurz ein paar Worte zur Innenpolitik zu 
ſagen — gegen die Erfüllungspolitik der Reichsregierung iſt 


ja, daß die Theſe der Brüning⸗Regierung und des Finanz⸗ 


miniſters Dr. Dietrich, die er in ſeiner Etatrede zum Aus⸗ 
druck gebracht hat, immer wieder betont: er ſt Sanie⸗ 
rung, dann Repiſion. Dem ſetzen wir Nationalſozia⸗ 
liſten entgegen die Forderung nach ſofortiger 
Reviſion, weil eben eine Sanierung der deutſchen 
Finanzen unmöglich iſt, ſolange die wahnſinnigen 
Tributlaſten ohne jede Gegenleiſtung beſtehen bleiben. Auch 
im Privatleben wird niemand einem Schuldner Nachlaß 
gewähren, wenn er ſich ſaniert und dieſe Sanierung nur 
durch Schuldenmachen nach dem bewährten Rezept von 
heute vor ſich geht, dann werden wir dem Ausland gegen⸗ 
über in eine immer tiefere Knechtſchaft und außerdem in 
den Ruf unehrlicher Partner kommen. 

Nölting: Ich darf zum erſten nur jagen: Bündnis⸗ 
politik führt immer an den Punkt, wo man in der Rüſtung 
erſtarrt, und wo dann die Gewehre von ſelbſt losgehen. 
Aber zum zweiten: Sie machten mir wieder den Vorwurf 
mangelnden Nationalgefühls und wollten es dem Marxiſten 
verargen, wenn er überhaupt von ſeinem Vaterland ſpricht. 
Es iſt der alte Vorwurf: wir zerreißen die Nation. Die 
Nation iſt zerriſſen durch Klaſſengegenſätze, die ſie furchen. 
Und ſolange wir die nicht zuwerfen können durch eine 
Anderung der Beſitzordnung, ſolange zerfällt die Nation in 
zwei Völker. Es gibt Volksgemeinſchaft erſt auf geebnetem 
Grund, und wenn Sie das Wort von Criſpien eben 
erwähnten: „Der Arbeiter hat kein Vaterland“, ſo haben 
wir immer hinzugeſetzt: „Nun wohl, dann wollen wir's 
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ihm ſchaffen.“ Es entiteht die Klaſſe nicht dadurch, daß 
wir ſie ſoziologiſch begrifflich entdeckt haben, und es 
wird die Klaſſe nicht dadurch abgeſchafft, daß Sie ſie 
leugnen. Solange es Klaſſengegenſätze gibt, ſolange gibt es 
auch Klaſſenkampf. Denn die Machtverſchiebungen können 
ſich nur im Klaſſenkampf durchſetzen. Und erſchrecken Sie 
doch nicht immer bei dieſem Wort! Denn dieſer Klaſſen⸗ 
kampf hat eine lange Regiſtratur. Er reicht von unſerm 
Stimmzettel bis zu dem Schafott, auf dem nach Herrn 
Hitlers Wort in Leipzig unſere Köpfe einmal rollen ſollen, 
Herr Feder. Gehen Sie durch den Oſten von Berlin und 
dann durch den Weſten, dann wiſſen Sie, weshalb es 
Klaſſenkampf gibt. Wenn man die Arbeiterkinder von den 
höheren Schulen fernhält, wenn im alten Preußen unter 
13 Oberpräſidenten ſich ein Bürgerlicher befand, und der 
war noch konſervativer und noch vertrottelter als die 
andern; wenn man uns Reichsfeinde nannte und uns nicht 
mal Nachtwächter werden ließ: dann war das auch Klaſſen⸗ 
kampf. Sie müſſen einmal lernen, die Welt von der Kehr⸗ 
ſeite zu ſehen. Der erſte Mai iſt genau ſo politiſch, Herr 
Feder, wie's Kaiſers Geburtstag iſt. Und auch Sie treiben 
Klaſſenkampf. Denn Sie wühlen die kapitaliſtiſchen Zwi⸗ 
ſchenſchichten auf und fügen nur dem proletariſchen Kampf 
noch den mittelſtändleriſchen Klaſſenkampf hinzu. Und ob 
dieſer Klaſſenkampf vornehmer geworden iſt durch Ihre 
Geſte, Herr Feder — ich ſehe vorläufig nur, daß er lauter 
geworden iſt. 

Feder: Herr Profeſſor Nölting! Der Klaſſenkampf⸗ 
gedanke iſt gerade das, weshalb wir den Marxismus haſ⸗ 
ſen. Der Klaſſenkampfgedanke iſt der furcht⸗ 
barſte Angriff auf die Einheitlichkeit und 
Geſchloſſenheit und Stoßkraft der Nation. 
Wir haſſen den Marxismus, weil die theoretiſche 
Gleichmacherei und die materialiſtiſche Ge⸗ 
ſchichtsauffaſſung eine Zerſtörung der Per⸗ 
ſönlichkeitswerte bedeutet. Wir haſſen den Mar: 

xismus, weil er alle ſeine großen Verſpre⸗ 

chungen zum Beginn dieſer Epoche, in der 
[wir heute ſtehen, nicht erfüllt hat. Und nur 
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danach fragt der Arbeiter: Was hat ihm die deutſche Re⸗ 
publik von heute gebracht? Millionen liegen auf der Straße 
und nicht Freiheit, Friede und Brot, wie Sie 
verſprochen haben. Wir Nationalſozialiſten pflegen den 
Selbſterhaltungswillen und den Gedanken der Volksge⸗ 
meinſchaft im Innern. Wir ſind nach außen die Wahrer 
des deutſchen Wehrgedankens, Sie ſind nach außen die 
Wortführer für den Pazifismus, alſo für die Unterwürfig⸗ 
keit. Wir wollen der deutſchen Arbeit wieder zu ihrem Er⸗ 
trag verhelfen. Weil wir Nationalſozialiſten 
das Volklieben, deshalb haſſen wir den Mar⸗ 
xismus. Weil uns die Ehre gegen Profit ſteht, 
weil uns die Volksgemeinſchaft vor dem Klaſſenkampf 
kommt, und weil wir den Wehrwillen vor den Pazifismus 
ſetzen. Und wenn Sie heute noch lächeln über unſere Ge⸗ 
dankengänge, Herr Profeſſor: Die Utopien — wie Sie 
ſie nennen — von heute ſind die Realitäten 
von morgen. Die Geſchichte wirdeinmaldar⸗ 
überentſcheiden, wer recht behalten hat. 
Nölting. Es iſt ſehr hübſch, daß Sie Ihre Volksge⸗ 
meinſchaftsanſage damit beginnen, daß Sie unauslöſch⸗ 
lichen Haß gegen die Marxiſten verkünden. Ich ſagte Ihnen 
eben ſchon: ſo billig iſt Volksgemeinſchaft nicht zu haben, 
durch ledigliche Deklamationen, und der Klaſſenkampf, den 
wir anerkennen, unterſcheidet ſich dadurch von den andern 
Klaſſenkämpfen, daß er uns nicht ein endloſes, ſich immer 
wiederholendes Geſchehen iſt, ſondern über der mar⸗ 
riſtiſchen Klaſſenlehre liegt der Schimmer 
ſozialer Prophetie. Sie tendiert dahin, ſich 
ſelbſt aufzuheben. Denn mit der Vergefell⸗ 
ſchaftung der Produktionsmittel werden 
auch die Exiſtenzbedingungen der Klaſſen⸗ 
gegenſätzlichkeit beſeitigt. Und ſo wächſt Friede 
aus Kampf, und ſo entquillt dem Haß Liebe. Denn es iſt 
die Klaſſe nicht nur ein Gefäß, in dem ſich negative Affekte 
ſammeln, Haß gegen Könige, Haß gegen Ausbeuter, ſon⸗ 
dern es iſt der Klaſſenkampf die Form, in der wir dieſe 
aufgeſpeicherten Affekte umſetzen in motoriſche Kraft. Aus 
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unſerem Haß gegen Inſtitutionen wächſt jene geſchichtliche 
Bewegung, die beſſere Zuſtände heraufführen ſoll. 

Feder: Das iſt die Romantik eines fter- 
benden Syſtems, Herr Profeſſor. 
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Grundſätzliches 
über nationalſozialiſtiſche 
Wirtſchafts politik 


Erſter Druck im Jahrbuch für 1932 


1. Aufgabe und Sinn der Wirtſchaft 


Die Volkswirtſchaft in ihrer Geſamtheit hat die Auf⸗ 
gabe, in erſter Linie die drei Urbedürfniſſe aller Volks⸗ 
genoſſen an Nahrung, Wohnung und Kleidung in an⸗ 
gemeſſener Weiſe zu decken und darüber hinaus alle Be⸗ 
dürfniſſe kultureller und ziviliſatoriſcher Art nach Maß⸗ 
gabe des jeweiligen Standes der Technik und der Ein⸗ 
kommensverhältniſſe zu befriedigen. Die Wirtſchaft in ihrer 
Geſamtheit iſt dienendes Glied im Geſamtorganismus des 
Volkes, ſie iſt im beiten Sinne Dienſt am Volk für die 
Größe und Wohlfahrt der Nation. 

Die Wirtſchaft eines Volkes iſt nicht Selbſtzweck, ſie iſt 
nicht dazu da, um die einzelnen Wirtſchaftsführer zu be⸗ 
reichern auf Koſten ihrer Beamten, Angeſtellten und 
Arbeiter, noch weniger iſt ſie dazu da, um als Ausbeutungs⸗ 
objekt für die internationale Hochfinanz zu dienen. 


2. Form der Wirtſchaft 
Drei Möglichkeiten gibt es, Wirtſchaft zu treiben: 


1. Freie Wirtſchaft ohne jede Bindung 
(kapitaliſtiſch⸗liberal), 
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2. gefeſſelte, gebundene Planwirtſchaft 
(marxiſtiſch⸗kollektiviſtiſch), 
| 3. tändtiih gegliederte,cedte Volkswirt⸗ 
ſchaft (univerſaliſtiſch⸗nationalſozialiſtiſch). 

Die völlig ungebundene kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsform führt zu immer ſchärferen Gegen⸗ 
ſätzen zwiſchen arm und reich, ſie erzeugt Ausbeutungs⸗ 
methoden, die in eine Entperſönlichung und Entedelung der 
ganzen Wirtſchaft ausmünden, und entfeſſelt fortgeſetzte 
Wirtſchaftskämpfe, denen der Staat ſelbſt machtlos und 
untätig zuſehen muß. Die gefeſſelte, planmäßig ge⸗ 
bundene, marxiſtiſche Wirtſchafts form der 
Sozialiſterung der Produktionsmittel führt zu einer Aus⸗ 
ſchaltung des mächtigſten Wirtſchaftsfaktors, der ſchöpfe⸗ 
riſchen Perſönlichkeit. Eine ſolche Wirtſchaft verödet und 
ſinkt in ihrem Ertragsreichtum. 

Nur die organiſch gegliederte national⸗ 
ſozialiſtiſche Wirtſchaft allein, die der ſchöpfe⸗ 
riſchen Perſönlichkeit wieder die Bahn frei macht von 
kapitaliſtiſcher Ausbeutung und marxiſtiſcher Gleichmacherei, 
kann unter ſorgſamer ſtaatlicher Fürſorge eine Quelle 
echter Wohlfahrt für die Volksgeſamtheit werden. 

Die klaſſenkämpferiſche Spaltung in Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer muß überbrückt werden durch die national⸗ 
ſozialiſtiſche Parole: 

Arbeiter der Stirn und Fauſt, vereinigt Euch! 

Nur ſo wird jeder an ſeinem Platz das Beſte für ſein 

Volk leiſten können und damit auch für ſich ſelbſt. 


3. Staat und Wirtſchaft 


Im liberaliſtiſchen Zeitalter wurde die organiſche Wirt⸗ 
ſchaftsführung aufgelöſt, und es entwickelte ſich ein wilder 
Machtkampf zwiſchen Staat und Wirtſchaft. 

Dieſer Machtkampf kann zwei Ergebniſſe zeitigen: Ent⸗ 
weder rein materialiſtiſch⸗kapitaliſtiſche Intereſſen ſiegen 
über den Staat und damit über die Bevölkerung (Zins⸗ 
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knechtſchaft), oder die politiſchen Machthaber reißen den 
ganzen Wirtſchaftsapparat an ſich (ſozialiſieren ihn), dann 
wird der ganze Staat ſelbſt zur Wirtſchaftsmaſchinerie und 
finkt auf die Stufe eines Arbeitszwangsinſtituts herunter, 
wie in Rußland. 

Der Nationalſozialismus weiſt dem Staat unbedingt die 
Vorrangſtellung vor der Wirtſchaft an, denn der Staat als 
Repräſentant, als Hüter von Macht, Ehre und Anſehen 
der Nation, als Mehrer des Reiches darf ſich nicht ſelbſt 
betätigen in der produktiven Wirtſchaft, da er dann allzu⸗ 
bald in die Intereſſenwirtſchaft einzelner Wirtſchaftszweige 
hineingezogen würde und nicht mehr frei für das Allgemein⸗ 
wohl ſorgen könnte. 

Daraus ergibt ſich im Hinblick auf das Verhältnis zwiſchen 
Staat und Wirtſchaft 1. das Aufſichts recht des 
Staates über die Wirtſchaft und 2. das Ein⸗ 
griffsrecht des Staates durch polizeiliche, ver⸗ 
waltungsrechtliche und finanzpolitiſche 
(ſteuerliche) Maßnahmen, falls das Geſamtintereſſe 
des Staates dies verlangt. 


4. Grundlagen der Wirtſchaft 


Die ſchöpferiſche, ſchaffende Arbeit, 
die Arbeit der Stirn und Fauſt, iſt Grundlage aller 
Wirtſchaßft. Ihr, der Arbeit, gebührt deshalb der erſte, 
der Ehrenplatz in der ganzen Wirtſchaft. Vermögen, Eigen⸗ 
tum, Beſitz, Gewinn materieller Güter aller Art, Geld, 
Kapital, Häuſer, Fabriken, Produktionsmittel, Maſchinen, 
ja ſelbſt Bau⸗ und Kulturland ſind alles erſt Früchte der 
ſchaffenden Arbeit. Die vornehmſte Aufgabe des kommen⸗ 
den Staates wird der Schutz der ſchöpferiſchen Perſönlichkeit 
und der Schutz der Arbeitskraft vor Ausbeutung ſein. Jede 
Arbeitiſtihres Lohnes wert, und jede Arbeit 
mußihren angemeſſenen Ertrag abwerfen. 
Daraus folgt, daß die Erträgniſſe fleißiger und tüchtiger 
Arbeit, ſei es urbar gemachter Boden, ſeien es Werkzeuge 
und Güter, in den freien Beſitz und das Eigentum des 
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Schaffenden übergehen und ihm durch Geſetz und Recht 
geſchützt werden. Dasſelbe gilt für geiſtige Urheberrechte. 

Der Nationalſozialismus erkennt das 
Privateigentum grundſätzlich an und 
ſtelltes unter ſtaatlichen Schutz. 

Erbin det aber das Eigentumsrecht 
anſittliche Pflichten gegenüber der Volks⸗ 
geſamtheit. 

Der Nationalſozialismus erkennt auch das Erbrecht 
an, da für ihn die Familie die wichtigſte ſtaatliche Zelle iſt. 

Das Recht auf den Arbeitsertrag darf nicht ſo 
aufgefaßt werden, als ſei es jemals möglich, den Verkaufs⸗ 
wert eines Produktes zur Lohngrundlage zu machen. In den 
Preiſen (Verkaufspreiſen) der Produkte müſſen die ſehr 
zahlreichen Poſten mitenthalten ſein für Rohſtoff, Maſchinen⸗ 
abnützung und ⸗erneuerung, Gebäude, Hilfsarbeiter, kauf⸗ 
männiſche und techniſche Leitung, ſoziale und ſanitäre Ein⸗ 
richtungen, ferner für Erziehung und Nachwuchs, Alters⸗ 
und Krankenfürſorge, für die Staatseinrichtungen zur Er⸗ 
möglichung und Sicherung der Produktion, Rechtspflege, 
Handelsverträge, ja auch der nationalen Produktion durch 
Polizei und Heer uſw. 

Neben dieſer am meiſten verbreiteten Form des Privat⸗ 
eigentums iſt ſelbſtverſtändlich auchkollektiviſtiſches 
Eigentum möglich in Geſtalt von Staats⸗ und Kom⸗ 
munaleigentum, genoſſenſchaftlichem oder Eigentum von 
Rechtsperſönlichkeiten nach bürgerlichem Recht uſw. Im 
Gegenſatz zu dem kapitaliſtiſchen und mar⸗ 
xiſtiſchen Syſtem wird es der nationalſo⸗ 
zialiſtiſche Staat jedem Schaffenden 
wieder ermöglichen, zu Eigentum zu 
gelangen. 

Die beſitzloſen Proletarier ſollen im nationalſozialiſtiſchen 
Staat durch Fleiß und Tüchtigkeit zu Beſitz gelangen. Sie 
ſollen ſpüren, daß ſie Vollbürger und Teilhaber an der 
geſamten nationalen Produktion ſind. 
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5. Arbeit und Kapital 


Der Kapitalismus hat es verſtanden, ſich die Arbeit 
völlig zu unterjochen, ſie auszubeuten und zinspflichtig zu 
machen. Er hat damit das natürliche und geſunde Verhält⸗ 
nis zwiſchen Arbeit und Kapital (Geld) geradezu auf den 
Kopf geſtellt. Der heutige Zuſtand im Staat, in den Ge⸗ 
meinden, in der Wirtſchaft zeigt die furchtbarſten Folgen 
dieſer ungeſunden, ja tödlichen Entwicklung. Der National⸗ 
ſozialismus nennt dieſen Zuſtand: Zinsknechtſchaft. 

Die Deſpotie des Leihkapitals begnügt ſich 
nicht mehr mit den einfachen Formen der Geldleihe, 
längſt hat ſie durch Anonymiſierung (Umwandlung der 
Wirtſchaftsbetriebe in Aktiengeſellſchaften) die ſchöpferiſchen 
Perſönlichkeiten um den beſten Teil ihrer Wirkungsmöglich⸗ 
keiten gebracht und die Wirtſchaft von ihrer 
urſprünglichen Aufgabe der Bedarfs⸗ 
deckung auf den reinen Profitſtandpunkt 
umgeſtellt. Darüber hinaus iſt es dem Finanzkapital 
gelungen, auch die Finanzgebarung der öffentlichen Hand 
ganz auf das unheilvolle Anleiheweſen (lies: Schulden⸗ 
machen) umzuſtellen, und in weltweitem Ausmaß bedeuten 
die grauenvollen Staatsverträge zwiſchen Deutſchland und 
den Alliierten (Verſailler Vertrag, Dawespakt und Poung⸗ 
plan) die Vollendung der Zinsherrſchaft der Hoch⸗ 
finanz über die deutſche Arbeit. 

Die Brechung der Zinsknechtſchaft 
iſt die größte und bedeutungsvollſte wirtſchaftspolitiſche 
Aufgabe, die der nationalſozialiſtiſche Staat zu löſen hat. 
Sie iſt die Vorausſetzung für die Wiedergeſundung der 
Wirtſchaft. Einzelheiten über die von der N. S. D. A. P. 
beabſichtigten Maßnahmen ſind zur Genüge in den partei⸗ 
offiziellen Schriften dargeſtellt. 

In der Übergangszeit wird der nationalſozialiſtiſche 
Staat in maßvoller Weiſe von ſeinem Geldſchöpfungsrecht 
Gebrauch machen für die Finanzierung großer öffentlicher 
Aufgaben und des Wohnungsbaues im Sinne meiner 
bekannten Vorſchläge (Bau⸗ und Wirtſchaftsbank uſw.). 


20 Feder, Finanz- u. Wirtſchaſtspolittt 305 


6. Die organiſche Volks wirtſchaft 


Der nationalſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ 
aufbau: Die Wirtſchaft iſt ein kunſtvoller Gliederbau. 
Die heute beſtehenden Querverbindungen (Arbeiterſchaft, 
Angeſtellte, Beamte, Unternehmer, Syndikate) führen zur 
Aufſpaltung der Wirtſchaft in verſchiedene Intereſſenten⸗ 
gruppen, die in offenem oder verſtecktem Kampf gegen⸗ 
einander ſtehen. 

Die echte, wahre Wirtſchaft ſtrebt nach Auflöſung dieſer 
unorganiſchen Querverbindungen und nach Zuſammen⸗ 
faſſung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern in den ver⸗ 
ſchiedenen Wirtſchaftszweigen im Sinne einer berufs⸗ 
ſtändiſchen Gliederung. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat betrachtet 
es als eine ſeiner allerwichtigſten Auf: 
gaben, das Verhältnis von Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer aus der vergißfteten 
Atmoſphäre des Klaſſenkampfes und 
Kaſtendünkels herauszuheben und alle im 
Produktionsprozeß Beſchäftigten in Treue 
und Verantwortlichkeit auf das gemein⸗ 
ſame Ziel der nationalen Arbeit ein⸗ 
zuſtellen. 

Unter Einräumung weitgehender Selbſtverwal⸗ 
tung werden die Berufsſtände die Regelung der Lohn⸗ 
und Arlaubsverhältniſſe durchzuführen haben; ſie werden 
vor allem auch für die Wiedererweckung der Berufs⸗ 
ehre wirken und alle perſönlichen Beziehungen der in 
den Betrieben Beſchäftigten und ſie Leitenden regeln. Dieſe 
Berufsſtände werden in Bezirks⸗, Kreis⸗ und Landes⸗ 
verbände zuſammengefaßt und in einer zentralen Stelle im 
Reich ihre Spitze finden. 

Neben dieſen die perſönlichen Beziehungen regelnden 
Berufs⸗ und Ständekammern werden als Neuerſcheinung 
im Wirtſchaftsleben die ſog. Wirtſchaftskammern 
gebildet aus unabhängigen, an der Wirtſchaft ſelbſt per⸗ 
sönlich in keiner Weiſe intereſſierten oder davon 
abhängigen Männern. Die Wirtſchaftskammern haben die 
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Aufgabe, die Bedeutung der einzelnen Berufszweige zu 
prüfen, zu überwachen im Sinne und im Dienſte der Inter⸗ 
eſſen der Allgemeinheit. 

Eine beſonders wichtige Aufgabe dieſer Wirtſchaftskam⸗ 
mern wird die Pflege des inneren Marktes und die ſorg⸗ 
ſame Überwachung des Außenhandels ſein. 

Die Wirtſchaftskammern werden im Reichswirt⸗ 
ſchaftsrat zuſammengefaßt, der die Allgemeininter⸗ 
eſſen der ganzen Nation gegenüber Sonderwünſchen und 
Intereſſen einzelner Wirtſchaftszweige wahrt. 


Beiſpiel: 

In den Jahren 1925 —1930 hatte die ſächſiſche Textil⸗ 
induſtrie eine außerordentliche Konjunktur durch die Mode 
der hellen Damenſtrümpfe, die in die ganze Welt hinaus⸗ 
gingen. Zu gleicher Zeit haben die deutſchen Wirkmaſchinen⸗ 
Induſtriellen ihre Wirkmaſchinen auf der ganzen Welt 
angeboten. Jede ins Ausland verkaufte Wirkmaſchine 
bedeutet für die deutſche Textilinduſtrie Konkurrenz der 
deutſchen Textilarbeiter, Arbeitsloſigkeit, Hunger und 
Elend. Die Wirtſchaftskammern des Dritten Reiches 
werden die Aufgabe haben, einen derartigen gegenſeitigen 
Konkurrenzkampf unmöglich zu machen, Wirkmaſchinen, die 
dem deutſchen Textilarbeiter das Brot wegnehmen, dürfen 
nicht ausgeführt werden. Ein modernes Beiſpiel großen 
Stils ſind die Aufträge Sowjet⸗Rußlands, welche an die 
deutſche Induſtrie erteilt wurden, um damit einen furcht⸗ 
baren Konkurrenzkampf gegen die deutſche Wirtſchaft 
eröffnen zu können. 


7. Handelspolitik 


Grundſatz der nationalſozialiſtiſchen Außenhandels⸗ 
politik iſt: 

Alle Erzeugniſſe, die in Deutſchland 
wachſen oder hergeſtellt werden können, 
dürfen nicht vom Ausland bezogen werden. 
Das bedeutet den Schutz der deutſchen Wirt 
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ſchaft in Stadt und Land vor ausländiſcher 
Konkurrenz. 
Wenn heute Deutſchland für rund 4000 Millionen aus⸗ 
ländiſche Nahrungsmittel (Weizen, Gerſte, Obſt, Gemüſe, 
Butter, Eier, Käſe, Fleiſch uſw.) einführt, ſo bedeutet dies 
Elend und Not in der deutſchen Landwirtſchaft, Arbeits⸗ 
loſigkeit und dauernden Aderlaß am deutſchen National⸗ 
vermögen. (Beiſpiel: Die Gefrierfleiſcheinfuhr.) Ebenſo 
unerhört iſt die Tatſache, daß für über 2000 Millionen 
Fertigwaren (Kleider, Wäſche, Maſchinen, Automobile, 
Eiſenwaren uſw.) vom Ausland nach Deutſchland ein⸗ 
geführt wurden. Ein Deutſcher, der ein teures ausländiſches 
Auto kauft, bezahlt damit zirka 3000 RM. Löhne an aus⸗ 
ländiſche Arbeiter. Die deutſchen Arbeiter, die das gleiche 
leiſten könnten, werden erwerbslos, und die deutſchen 
Steuerzahler müſſen noch 2000 RM. Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung auf jeden derartigen Autokauf drauflegen. Das 
Verbot, überflüſſige ausländiſche Waren einzuführen, be⸗ 
deutet keineswegs eine törichte und undurchführbare Ab⸗ 
ſchließung gegen das Ausland und gegen den Weltmarkt, 
ſondern ebenſo wie das Ausland die hochwertigen deutſchen 
Qualitätserzeugniſſe noch auf eine lange Reihe von Jahren 
braucht, benötigen wir dringend die Rohſtoffe, deren 
unſere Veredelungsinduſtrie unbedingt bedarf: Baum⸗ 
wolle, Wolle, Kupfer, Häute, Felle, Mineralöle, Eiſen⸗ 
erze uſw. 


8. Abergangsmaßnahmen 


Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit. 

Der Nationalſozialismus wird bei der Übernahme der 
politiſchen Macht eine geradezu furchtbare Lage der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft antreffen. Eine 5⸗Millionen⸗Armee von 
Arbeitsloſen fordert die Wiedereingliederung in den Pro⸗ 
duktionsprozeß, die Staatsfinanzen ſind zerſtört, Staat 
und Wirtſchaft vollſtändig verſchuldet, die Steuer⸗ und 
Kaufkraft der Bevölkerung iſt erlahmt, die Staatskaſſen 
ſind leer, Landwirtſchaft, Induſtrie, Handel und Gewerbe 
find am Zuſammenbruch. Dazu herrſcht ein Syſtem der 
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Verantwortungsloſigkeit, Korruption und parteipolitiſchen 
Futterkrippenwirtſchaft, und der Geiſt iſt vergiftet vom 
Klaſſenkampfgedanken. Da gilt es zunächſt eine gewaltige 
Reinigungs- und Erziehungsarbeit durchzuführen. 

Arbeit und Brot gilt es zu ſchaffen. 

Die Einführung der Arbeitsdienſtpflicht 
wird zunächſt eine halbe Million deutſcher Volksgenoſſen 
vom Fluch der Arbeitsloſigkeit erlöſen. Der notwendige 
Abbau der Mietgeſetzgebung wird zunächſt in 
der Form erfolgen, daß die Hauszinsſteuerpflichtigen min⸗ 
deſtens zur Hälfte von ihrer Steuerpflicht befreit werden, 
wenn ſie für die freigeſtellten Beträge die Quittungen bei⸗ 
bringen über Reparaturarbeiten an ihrem Anweſen. Es 
würden Hunderttauſende in Nahrung geſetzt und Hundert⸗ 
tauſende wieder in den Wirtſchaftsprozeß eingegliedert 
werden. 

Im Anſchluß daran wird das Baugewerbe Beſchäftigung 
finden durch Förderung des Bau⸗ und Sied⸗ 
lungsweſens, durch die Bereitſtellung billiger (zins⸗ 
loſer) Kredite nach meinen Vorſchlägen durch Errich⸗ 
tung ſozialer Bau⸗ und Wirtſchafts banken. 

Unter ſtaatlichem Druck wird eine ausgiebige Einfuhr: 
einſchränkung durchgeführt und die Nachfrage auf 
den inneren Markt gelenkt werden. Die Landwirt⸗ 
ſchaft wird nachdrücklichſt durch Zinsabbau, Umſchuldung, 
Steuererleichterung und durch die Bereitſtellung billiger 
Kredite in die Lage geſetzt, die Einfuhr von Eiern, Obſt, 
Gemüſe, Fleiſch, Butter uſw. auf deutſchem Grund 
und Boden zu erzeugen und auf den Markt zu brin⸗ 
gen. Es muß gelingen, mindeſtens 2 Milliarden Lebens⸗ 
mitteleinfuhr durch Eigenerzeugung überflüſſig zu machen. 
Dies würde aber die Wiedereingliederung von mindeſtens 
1 Million Erwerbsloſer in die Produktion geſtatten. Das 
gleiche Ziel wird erreicht durch Ausſchaltung der 
Einfuhr ausländiſcher Induſtrieerzeug⸗ 
niſſe auf dem deutſchen Binnenmarkt. Und wieder werden 
Hunderttauſende in der ſich wiederbelebenden Wirtſchaft Be⸗ 
ſchäftigung finden. Auf finanzpolitiſchem Gebiet werden die 
ſtärkſten Antriebe und Erleichterungen erfolgen durch Ab⸗ 
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bau der hohen Zinſen, dadurch, daß zunächſt die 
Reichsbank und die übrigen Notenbanken 
verſtaatlicht werden. 

Die Verſtaatlichung des Realkredits und 
die Umwandlung (Konvertierung) der hochverzinslichen 
Pfandbriefe wird eine gewaltige Belebung auf dem Im⸗ 
mobilien⸗ und Baumarkt bringen. 

Die Verſtaatlichung bzw. die Stellung der 
Großbanken unter Staatsauſſicht wird eine Lockerung 
und Löſung weiteſter Wirtſchaftskreiſe aus ihrer zinspflich⸗ 
tigen Verſchuldung anbahnen. 

Die Verſtaatlichung der Elektrizitätsver⸗ 
ſorgung wird eine ganz bedeutende Herab⸗ 
ſetzung der Strompreiſe nach ſich ziehen und 
auf die geſamte Produktion belebend einwirken. 

Neben dieſe Maßnahmen, die eine gewaltige Belebung 
des Binnenmarktes bedeuten, treten die großen 
außenpolitiſchen Aufgaben, die hier nur an⸗ 
gedeutet werden können: 

Die Aufhebung der Voungtribute, Ber: 
größerung unſeres Wirtſchaftsraumes 
durch Zollabkommen uſw. Eine kraftvolle 
Bündnispolitik wird die Wiederaufrich⸗ 
tung eines deutſchen Staates der Arbeit 
und Leiſtung gewährleiſten, der, fern von 
imperialiſtiſchen Zielen, ſein einziges 
Ziel darin ſehen wird, der deutſchen Be⸗ 
völkerung Arbeit und Brot in Freiheit und 
Ehre zu ſichern. 
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Nationalſozialismus und Eigentum 


Erſter Druck in „Die Deutſche Volkswirtſchaft“ vom März 1932 
(Nr. 2) 


Der Nationalſozialismus verſteht ganz im Sinne der 
hiſtoriſchen Entwicklung des Begriffs unter Eigentum: 
„die geordnete Verfügungsmacht über 
Sachen“. Mit dem Ausdrucke „geordnet“ wächſt der Eigen⸗ 
tumsbegriff in die Sphäre der Rechts einrichtungen hin⸗ 
ein, und ſo wird man den allgemeinſten Begriff des Eigen⸗ 
tums als rechtliche Regelung der Ber: 
fügungsmacht über Sachen bezeichnen. Aber 
zweifellos iſt eine Behinderung der freien Verfügungsmacht 
über Sachen beim einzelnen ebenſo wie bei Gemeinſchaften 
durch Einwirkung von außen möglich, ſo daß es ſich beim 
Eigentum im letzten Grunde niemals um eine un beſchränkte 
Verfügungsmacht handeln kann. Als formal richtigſte und 
zutreffendſte Erklärung des „Eigentums“ wird demnach 
wohl die anzuſehen ſein, die im Eigentum nur das letzte 
Recht der Entſcheidung über eine Sache erblickt, nachdem 
vorher andere Perſonen oder die öffentliche Hand Rechte 
geltend machen können, die praktiſch unter Umſtänden die 
freie „Verfügungsgewaltüber Sachen“ im 
weiteſten Umfange aufzuheben vermögen. 

Von größter Wichtigkeit erſcheint mir in dieſem Zuſam⸗ 
menhange die Rangordnung der Anſprüche anderer. In 
erſter Linie ergibt ſich jeweils der Vorrang der öf⸗ 
fentlichen Hand, dann folgen die Einſchränkungen des 
Eigentums durch die Anſprüche von Privatper⸗ 
ſonen in Form von Hypotheken oder Verpfändung von 
Anſprüchen. Ganz beſonders einſchneidend für unſere Be⸗ 
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trachtung iſt zweifellos der Vorrang der öffentlichen Hand 
bzw. des Staates. Zweifellos kann der Staat das Eigen⸗ 
tum des einzelnen völlig aufheben, da er durch Enteignung 
einen Eingriff in das Privateigentum auf dem Wege eines 
obrigkeitlichen Zwangsaktes bis zur völligen Aufhebung 
des Eigentums vornehmen kann. 

Dagegen ſchützt auch keineswegs ein noch ſo ſchönes Staats⸗ 
grundgeſetz, das, wie der Artikel 153 der Reichsverfaſſung, 
das Privateigentum als un verletzlich erklärt. 

Nach dieſen ganz allgemeinen kurzen Richtlinien und for⸗ 
malen Betrachtungen über den Begriff des Eigentums, das 
man trotz der gemachten ſtarken Einſchränkungsmöglichkeit als 


das in letzter Linie maßgebliche Rechtsver⸗ 
hältnis an ſich 


wird bezeichnen müſſen, wird ein ganz kurzer Rückblick über 
die Geſchichte des Eigentums notwendig ſein, dies um ſo 
mehr, als der Nationalſozialismusesgrund⸗ 
ſätzlich ablehnt, irgendwelche utopiſchen 
Forderungen aufzuſtellenoder Begriffe zu 
bilden, die nicht hiſtoriſch aus einer orga⸗ 
niſchen Geſtaltung und Betrachtung des 
Volkstums herauswachſen. 

Im alten deutſchen Recht gab es kein Eigentum an 
Grundbeſitz. Das Land war Volksland, das an die einzelnen 
zum Lehen gegeben wurde. Erſt bei dem Eindringen des 
Juſtinianiſchen Rechts wurde auch der Grundbe⸗ 
ſitz zum Individualeigentum erklärt, um ihn gegen Für⸗ 
ſtengewalt und Kabinettsjuſtiz zu ſichern. Dieſe Veranke⸗ 
rung des Privateigentums auch an Grund und Boden in 
den Rechtsſätzen des Mittelalters wurde nicht einmal durch 
die franzöſiſche Revolution durchbrochen, und ich möchte an 
dieſer Stelle mit allem Nachdruck gegenüber marxiſtiſcher 
Phraſeologie und bolſchewiſtiſcher Praxis darauf hinweiſen, 
daß Artikel 17 der „Déclaration des droits de l'homme et 
du eitoyen“ (Erklärung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte) 
ausdrücklich beſtimmt: „Das Eigentum als ein unverletz⸗ 
liches und heiliges Recht kann nur aufgehoben werden, 
wenn eine öffentliche Notwendigkeit, die rechtmäßig feſt⸗ 
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geſtellt iſt, dies ausdrücklich verlangt und nur unter der 
Bedingung einer angemeſſenen Entſchädigung.“ 

Es kann alſo nicht dem geringſten Zweifel unterliegen, 
daß die allgemeine Vorſtellung von der Anerkennung und 
dem Schutze des Privateigentums als der Grundlage der 
menſchlichen Geſellſchaft bis in die jüngſte Zeit Gemein⸗ 
gut aller ziviliſierten Nationen geweſen iſt. 

§ 903 des „Bürgerlichen Geſetzbuches“ beſtimmt: „Der 
Eigentümer einer Sache kann, ſoweit nicht das Geſetz oder 
die Rechte anderer entgegenſtehen, nach Belieben mit einer 
Sache verfahren und dritte Einwirkungen ausſchließen.“ 

An dieſer Rechtsauffaſſung des heute in Deutſchland 
geltenden Rechts ſcheint mir beſonders bemerkenswert die 
ausdrückliche Beſtimmung, daß der Eigentümer „nach Be⸗ 
lieben“ und unter Ausſchluß der Einwirkungen „Drit⸗ 
ter“ über ſeine Sache verfügen könne, während die Mög⸗ 
lichkeit geſetzlicher Beſchränkung oder die Einſchränkung 
durch Vorrechte anderer nur in einem Nebenſatz erwähnt 
wird. Freilich hat die Praxis der letzten Jahrzehnte den 
deutſchen Eigentümer von Sachen oder Grundbeſitz in recht 
unliebſamer Weiſe belehrt, daß dieſer Nebenſatz nachgerade 
zum Hauptſatz geworden iſt und die deutſche ſchaffende 
Volkheit in eine Epoche zügelloſeſter Enteig⸗ 
nung eingetreten iſt. 

Die ſchärfſte und klarſte Begründung für das Privat⸗ 
eigentum im Gegenſatz zur theoretiſchen Auflöſung jedes 
Privateigentums im Anarchismus hat Ariſtoteles ge⸗ 
geben, indem er erklärt: „Alle Gemeinſchaft iſt gefährlich 
und bedingt leichter und ſtärker Streit als die rechtlich 
geſonderte Stellung des einzelnen. Das geſonderte Eigen⸗ 
tum wird ein Anreiz zur Arbeit ſein, da jeder dann dieſe 
für ſich tut. Aber auch in bezug auf die Freude und Ver⸗ 
pflichtung am Beſitz ſteht die Vorſtellung, es ſei etwas unſer 
eigen, ſehr viel höher, zumal dadurch die Tugend der Frei⸗ 
gebigkeit allein ermöglicht wird, die bei kommuniſtiſchem 
Leben ganz dahinfällt.“ 

Im alten Rom rechneten die Juriſten das Privateigen⸗ 
tum zu den Inſtitutionen des „ius gentium“: ein Recht, 
das bei allen Völkern gehütet wird. In geiſtvoller Weiſe 
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hat Hobbes das Eigentum zweckhaft begründet — indem 
er allerdings zuerſt von der kommuniſtiſchen Idee des 
„omnia omnibus“, „alles gehört allen“, „jeder kann frei 
zugreifen, ſoweit es in ſeiner Macht ſteht und er das in 
Beſitz Genommene verteidigen kann“ — ausgeht, dann 
aber ſofort die Erkenntnis daranſchließt, daß dies einen 
Krieg aller gegen alle bedeutet. Das Recht aller 
auf alles könne daher nicht aufrechterhalten werden, und 
nur die Errichtung eines Privateigentums, alſo einer recht⸗ 
lichen Regelung der Verfügungsmacht über Sachen, weiſe 
jedem einzelnen ſein Rechtsgebiet an. 

Hierin iſt die Verbindung der Sache mit der Perſon 
gegeben, das Eigentum wird im Sinne und nach der 
Auffaſſung der modernen Rechtslehre gewiſſermaßen ein 
Stück der Perſönlichkeit. 

Gegen dieſe Begründung und Verankerung des Eigen⸗ 
tumsbegriffs aus der Idee der geordneten menſchlichen 
Geſellſchaft heraus erhoben ſich Angriffe, von denen kurz 
folgende zu nennen ſind: Man unterſtellt, daß das Ur⸗ 
chriſtentum das Privateigentum verworfen habe. Dies iſt 
indes keineswegs richtig, nur war das karitative Moment 
ſehr ſtark ausgebildet, die Mitglieder der Gemeinde unter⸗ 
ſtützten ſich brüderlich und halfen ſich gegenſeitig. Bei ver⸗ 
ſchiedenen Sekten des Mittelalters, ſo bei den Katharern, 
Waldenſern, den böhmiſchen Adamiten, den Wiedertäufern 
und anderen, tritt der Zwang zur Gemeinſamkeit des Le⸗ 
bens an die Stelle der freien Liebestätigkeit. Dagegen hat 
die katholiſche Kirche niemals Gütergemeinſchaft verlangt 
oder das Privateigentum als Hindernis des Heils ver⸗ 
dammt. Nur war dieſe Anerkennung des Privateigentums 
immer verbunden mit dem Hinweis, daß der Eigentümer 
vor Gott nur der Verwalter ſeiner Beſitztümer ſei, aus 
denen er den bedürftigen Mitmenſchen mitteilen ſolle, die 
auszubeuten kraft ſeines Beſitzes beſonders verwerflich ſei. 
Hierin iſt auch die Auguſtiniſche Zinslehre verankert, die 
außerordentlich nahe verwandt mit der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Auffaſſung iſt. 

Die Utopien des Thomas Morus, des „Sonnenſtaates“ 
des Campanella, worin auch Weibergemeinſchaft gefordert 
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wird, bis zu Bellamys „Rückblick aus dem Jahre 2000“ 
können als romanhafte Gedankengebäude füglich über⸗ 
gangen werden. Dagegen erſcheint der utopiſche So⸗ 
zialismus Babeufs als geiſtiger Nährboden der mar⸗ 
kiſtiſchen Theorien bemerkenswert. Babeuf läßt alle Güter 
dem Volke gehören und hat den Satz geprägt: „Allen ſteht 
ein Recht auf alles zu, die vollkommenſte Gleichheit der 
Güter wird eingeführt.“ Das gleiche fordert Fourier, der 
die Beſeitigung alles Privateigentums verlangt, und von 
Proudhon ſtammt das geflügelte Wort: „La propriété c'est 
le vol“ („Eigentum iſt Diebſtahl“). 

Der marxiſtiſche Sozialismus ſchließlich 
ſieht im Sinne ſeiner materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung 
im Privateigentum an den Produktionsmitteln eine unge⸗ 
rechte Zwangseinrichtung, durch die der Eigentümer über 
die Früchte der Arbeit Dritter verfügen kann und auf Koſten 
der Arbeiter einen Mehrwert erzielt. 

In konſequenter Weiterentwicklung dieſer Gedanken hat 
der Bolſchewismus das Privateigentum aufgehoben. Er 
hat damit allerdings die Ausbeutung nicht beſeitigt, ſondern 
nur an Stelle der möglichen und geſchehenen Ausbeutung 
der Arbeiter durch einzelne die Ausbeutung der 
Arbeiter durch die Maſſe geſetzt. 

Dieſer kurze geſchichtliche Rückblick über Begriff und In⸗ 
halt des Privateigentums, über Begründung und Ableh⸗ 
nung des Privateigentums war unerläßlich, um die Stel⸗ 
lung des Nationalſozialismus zum Privateigentum erklären, 
darſtellen und begründen zu können. Die bisherigen Auf⸗ 
faſſungen ließen ſich zweifellos in den beiden Extremen 
faſſen: Anerkennung des Privateigentums und Ablehnung 
des Privateigentums. Die Leugnung des Privateigentums 
führt zu kollektiv⸗kommuniſtiſcher Wirtſchaft, zu Zwang und 
Elend. Eine ſchrankenloſe Anerkennung des Privateigen⸗ 
tums, wie ſie der weſtliche Kapitalismus gefordert hat und 
wie er ſie ſich durch bevorrechtigte Forderungen durch 
Staatsverträge (Dawes⸗, Poungplan) hat garantieren zu 
laſſen verſucht, führt ebenfalls für die einzelnen zur Auf⸗ 
löſung des Privateigentums und damit zu Jammer und 
Elend. 
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Der Nationalſozialismus fteht, wie 
unſer Brogramm flarund eindeutig 
beſagt, auf der Grundlage der Aner⸗ 
kennung des Privateigentums mitder aus⸗ 
drücklichen generellen Beſchränkung, ſo⸗ 
weit dieſes eigener Tüchtigkeit und Lei⸗ 
ſtung ſeine Entſtehung verdankt, wobei mein 
Kommentar noch ausdrücklich die Vor leiſtung der Väter 
und Vorväter mit einbezieht. Das Erbrecht wird ſohin 
ebenfalls anerkannt. Allerdings auch dieſes wiederum mit 
der grundſätzlichen Einbeziehung der ſittlichen Verpflich⸗ 
tung: „Was du ererbt von deinen Vätern haſt, erwirb es, 
um es zu beſitzen.“ 

Der Nationalſozialismus ſtrebt alſo eine Verſitt⸗ 
lichung des Eigentumsbegriffes an ſowohl 
nach der Richtung, daß er im Sinne des allgemeinen Lei⸗ 
ſtungsprinzips die Forderung aufſtellt der eigenen Wert⸗ 
ſchöpfung und andererſeits die ſoziale Verpflichtung einbe⸗ 
zieht, die eine unbeſchränkte Verfügung über das Privat⸗ 
eigentum nur zuläßt, wenn ſie im Dienſte der Allgemein⸗ 
heit erfolgt: „Gemeinnutz vor Eigennutz!“ 

Noch ein drittes Moment iſt von ganz beſonderer Be⸗ 
deutung: der Vorrang des Staates ſowie ſein Ein⸗ 
griffsrecht und gegebenenfalls Enteignungsrecht über ſchlecht 
oder zum Schaden der Allgemeinheit verwaltetes Privat⸗ 
eigentum. Gerade der letzte Gedanke ſoll, wird und muß 
die Vorſtellungswelt des Individualismus mit ſeiner libe⸗ 
raliſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Rückſichtsloſigkeit in der ſchranken⸗ 
loſen Ausnützung des Privateigentums ablöſen. Beſonders 
die Tendenzen zu rückſichtsloſer und ſchrankenloſer Aus⸗ 
beutung, die durch die modernen Formen des reinen Finanz⸗ 
und Leihkapitals in die Wirtſchaft hineingetragen worden 
ſind, müſſen verſchwinden. Die Anonymiſierung, die 
Form der Aktiengeſellſchaft in der Wirtſchaft, führte zu 
einem geradezu erſchreckenden Verfall der Wirtſchaft, zu 
einer Entperſönlichung und Entedelung, die der gefähr⸗ 
lichſte Nähr⸗ und Sumpfboden für marxiſtiſch⸗kommuni⸗ 
ſtiſche Ideen werden mußte. 

So wird der Nationalſozialismus, der die Perſönlichkeit 
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als bedeutendſten Faktor im Staats: und Wirtſchaftsleben 
anerkennt, gegenüber Maſſenwahn und Geldmacht zu ſchar⸗ 
fer Kampfſtellung gedrängt gegen gewiſſe Formen heute 
anerkannten Privateigentums. 

Der Nationalſozialismus ſieht in einer 
Rechtsordnung, die dem Fleißigen und 
Tüchtigen den Erwerb von Privateigen⸗ 
tum ermöglicht und den Beſitz des Er⸗ 
worbenen garantiert, die beſte Grundlage 
für das Wiedererſtarken der Wirtſchaft, 
der Perſönlichkeit und damit auch die Vor⸗ 
ausſetzung und Grundlage aller Kultur. 
Die Eingriffe des Staates ſollen im allgemeinen nur 
dann erfolgen, wenn höhere Staatsnotwendigkeiten dies 
gebieteriſch verlangen, und auch dies ſoll im allgemeinen 
nur gegen entſprechende Entſchädigung geſchehen, falls 
nicht allgemeine Opfer im Intereſſe der Geſamtheit 
(Kriegsſteuern) verlangt werden müſſen. Daß der Staat 
ſelbſt ſowie andere öffentlich⸗rechtliche Körperſchaften 
Kollektiveigentum beſitzen können, verſteht ſich von ſelbſt, 
ja, es wird der nationalſozialiſtiſche Staat im Sinne des 
Parteiprogramms, das in Artikel 13 die Verſtaatlichung 
aller bereits vergeſellſchafteten Betriebe verlangt, ver⸗ 
ſchiedene Arbeitsgebiete verſtaatlichen, die bisher während 
ihres wirtſchaftlichen Aufbaues in Privathand lagen, wie 
z. B. die Elektrizitätsverſorgung und die Kraftſtoffver⸗ 
ſorgung. Es muß hier ausdrücklich darauf hingewieſen 
werden, daß eine Verſtaatlichung im Bereiche der Pro⸗ 
duktionsſphäre nicht beabſichtigt iſt, da dieſe in 
ihrem Ertragreichtum durch die freie, ſelbſtſchöpferiſche 
Perſönlichkeit getragen wird. 

Ganz andere Grundſätze gelten dagegen im Bereiche der 
Zirkulation, alſo auf dem Gebiete der Verwaltung 
und der Verſorgung der Bevölkerung mit den wichtigſten 
Bedarfsgütern im Bereiche des Verkehrs und vor allen 
Dingen auf dem Gebiete des Geldweſens. Die Ver⸗ 
ſtaatlichung des geſamten Geld⸗ und Kreditweſens iſt 
geradezu zum Angelpunkt des nationalſozialiſtiſchen Pro⸗ 
gramms geworden, und alle entgegenſtehenden oder halben 
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Löſungen, die das Geldweſen dem Finanzkapitalismus 
oder einzelnen Berufsgruppen überlaſſen möchten, werden 
grundſätzlich abgelehnt. Man wolle ganz beſonders be⸗ 
denken, daß in der Hand des Leihkapitals der Zinswucher 
eines der gefährlichſten Inſtrumente war, um das Privat⸗ 
eigentum und den Haus⸗ und Grundbeſitz zu enteignen, 
wie nicht weniger als 100 000 Konkurſe in Deutſchland 
während des letzten Jahrzehnts beweiſen. Die grauen⸗ 
volle Enteignungsaktion in der Nach⸗ 
kriegszeit durch die Inflation iſt ein wei⸗ 
terer Beweis, wie gefährlich marxiſtiſche 
Ideologie im Verein mit kapitaliſtiſchem 
Raubrittertum für die Erhaltung des 
Privateigentums ſich auswirkt. 

Die grundſätzliche Anerkennung des Privateigentums 
im nationalſozialiſtiſchen Staat wird in nichts erſchüttert 
durch den von unſeren Gegnern immer wieder mit Vorliebe 
zitierten Artikel 17 unſeres Programms, der von der Schaf⸗ 
fung eines Geſetzes zur unentgeltlichen Enteignung von 
Grund und Boden ſpricht. Eine Regierung, die nicht den 
Mut hat, unrechtmäßig erworbenen Beſitz, auch wenn dieſer 
die Geſtalt rechtlich anerkannter Eigentumsformen an⸗ 
genommen hat, zu enteignen, und zwar ohne Entſchädigung, 
iſt nicht in der Lage, das ehrlich erworbene Eigentum vor 
Wucher, Raub und Diebſtahl, beſonders in den modernen 
Formen des Bank und Börſenhyänentums, zu ſchützen. 

Alles in allem ſteht ſohin der Nationalſozialismus auf 
der Grundlage des Privateigentums, das er unter ſtaat⸗ 
lichen Schutz ſtellt. Das Wohl des Volkes zieht aber der 
maßloſen Reichtumsanhäufung in den Händen einzelner 
eine Grenze. Wucher⸗ und Schiebertum ſowie die rückſichts⸗ 
loſe Bereicherung auf Koſten und zum Schaden des Volkes 
wird mit dem Tode beſtraft. 

Durch die Brechung der Zinsknechtſchaft, 
d. h. durch Befreiung des Staates und der Wirtſchaft von 
ſeinen furchtbaren außenpolitiſchen Zins⸗ und Tributver⸗ 
pflichtungen (ein politiſcher Akt), durch Verſtaatlichung des 
Geld⸗ und Kreditweſens mit dem Endziel der Zurver⸗ 
fügungſtellung billiger, ja zinsloſer Kredite für volkswirt⸗ 
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ſchaftlich wichtigſte Aufgaben, Amſchuldung, Zinſen⸗ und 
Steuernachlaß für die bedrängte Landwirtſchaft, Handel, 
Gewerbe und Induſtrie, wird erſt wiederum der Aufbau 
des Privatvermögens ermöglicht werden, das in den letzten 
Jahren in allen Bevölkerungskreiſen bis in ſeine Grund⸗ 
feſten erſchüttert, belaſtet und gänzlich enteignet worden iſt. 

Eine grundſtürzende Neuordnung des Geld⸗ und Kredit⸗ 
weſens in Verbindung mit der Loslöſung vom Gold⸗ 
ſtandard, zunächſt auf dem inneren Markte, und damit 
eine Ermöglichung von Geld⸗ und Kreditſchöpfung, ent⸗ 
ſprechend den Erforderniſſen der Volumensvergrößerung 
der Produktion, wird erſt wieder die Vorausſetzungen 
ſchaffen für die Wiedereingliederung von Millionen heute 
dem Fluch der Erwerbsloſigkeit ausgelieferter Volks⸗ 
genoſſen in den Produktionsprozeß. Die Nutzbarmachung 
bedeutſamer techniſcher Neuerungen wird den Arbeitsmarkt 
ungeahnt befruchten und die zweifellos beſtehende Welt⸗ 
wirtſchaftskriſe auf dem Gebiete der techniſchen Produktion 
einer bedeutſamen Nachblüte zuführen, die es den Völkern 
geſtattet, auf einem höheren Kulturniveau für die Wohl⸗ 
fahrt aller Volksgenoſſen zu ſorgen. 

Von ganz beſonderer Bedeutung wird dieſe Grund⸗ 
einſtellung des Nationalſozialismus zum Eigentum für die 
heute beſitzloſen Handarbeitermaſſen ſein. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat wird ſein ganz beſonderes 
Augenmerk darauf richten, daß die Arbeiterſchaft 
aus ihrer hoffnungsloſen Entwurzelung in den Großſtädten 
wieder durch Seßhaft machung mitder deutſchen 
Heimaterde verwachſen kann. Sie ſoll wieder boden⸗ 
ſtändig werden, ſoll in den Beſitz kleiner, hygieniſch und 
wohntechniſch einwandfreier eigener Siedlungshäuſer 
gelangen; ſie ſoll dabei ſo viel Bodenfläche bekommen, daß 
ſie in der Lage iſt, durch Gartenbau und Kleintierzucht ſich 
ſelbſt über Kriſen⸗ und Notzeiten zu erhalten. In guten 
Zeiten wird ihr der eigene Garten eine höchſt willkommene 
Erhöhung des Einkommens bedeuten. 

Selbſtverſtändlich ſetzt dies eine ſyſtematiſche 
Amſchichtung der Bevölkerung voraus im Sinne 
einer Auflockerung der Großſtädte und Rückſiedelung aufs 
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Land und in kleinere Landſtädte im Sinne der großen, von 
Adolf Hitler inaugurierten Bevölkerungspolitik. 

In einer möglichſt großen Anzahl freier, ſelbſtändiger 
Exiſtenzen ſieht der Nationalſozialismus das beſte und 
ſicherſte Fundament eines kraftvollen, wiederaufblühenden, 
körperlich und geiſtig geſunden und raſſiſch hochſtehenden 
Staates der Arbeit und Leiſtung. 

Eine ſpätere Zeit wird auch einmal auf dem Gebiete 
der Neugeſtaltung des Eigentumsbegriffes in dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Gedanken eine Großtat erkennen, die unendlich 
viel Haß und Streit aus dem Völkerleben entfernt, indem 
fie klare Rangordnungen und Abgrenzungen zwiſchen 
Staatsmacht und Privateigentum ſchafft, indem ſie Raub⸗ 
und Wuchereigentum enteignet und damit eine neue Rechts⸗ 
ſicherheit im Volk und unter den Völkern ſchafft. 
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Grundſätzliches zur Finanzierungsfrage 
des Arbeitsbeſchaffungsprogramms 


Erſter Druck in „Die Deutſche Volkswirtſchaft“ vom 
Mai 1932 (Nr. 5) 


Eine Antwort an Dr. Brüning 


Gregor Straßer hat in der Reichstagsſitzung am 10. Mai 
1932 die Grundzüge eines nationalſozialiſtiſchen Arbeits⸗ 
beſchaffungsprogramms verkündet. Der Reichskanzler Brü⸗ 
ning hat in der Sitzung am folgenden Tage darauf u. a. 
folgendes erwidert: „Ich habe die Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Straßer außerordentlich intereſſiert angehört, 
weil ſie ſich zu einem ganz großen Teil auch decken mit den 
Maßnahmen, die die Reichsregierung in Vorbereitung hat. 
Herr Straßer hat geſagt, daß er in bezug auf die Arbeits⸗ 
beſchaffung mit den Herren auf dieſer Seite (nach links 
weiſend) einig ſei; deshalb brauche ich wohl nicht auszu⸗ 
ſprechen, daß ich mit ihnen einig ſei. Die Geiſter ſchei⸗ 
den ſich allerdings in der Finanzierungs⸗ 
frage. Ich für meine Perſon werde es unter allen Um⸗ 
ſtänden ablehnen, und zwar aus innen- und außenpolitiſchen 
Gründen, irgend etwas zu tun, was vorübergehend eine 
kleine Erleichterung bringen könnte, was vorübergehend 
populär machen könnte, was aber die Währung in ſchwerſte 
Gefahr bringen würde . . wir müſſen Wege W 
len, die ganz klar find“ 

Der Herr Reichskanzler hat durchaus recht mit ſeiner 
Forderung, in der Finanzierungsfrage ganz klare Wege 
zu wählen. Ich und mit mir die N. S. D. A. P. haben gerade 
in der Frage der ſtaatlichen Finanzwirtſchaft von jeher 
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Klarheit gefordert und die Scheidung der Geiſter 
— mit Erfolg — herbeizuführen geſtrebt. Ich möchte 
daher im folgenden als älteſte und berufenſte 
Autorität der N. S. D. A. P. auf dem Gebiete der 
Geld⸗ und Kreditpolitik dem Herrn Reichskanzler 
Brüning zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen und zur 
Erkenntnis der Frage, in welchem Lager nun eigentlich 
Klarheit über die Finanzierungsfrage herrſcht, einiges 
Grundſätzliche erwidern. Der Herr Reichskanzler hat es für 
richtig befunden, in den letzten Wahlkämpfen der N. S. D. A. P. 
und ſpeziell mir perſönlich den Vorwurf zu 
machen, daß wir eine Inflation herbeiführen wollten. 
Den Beweis für dieſe Behauptung erblickt der Herr Reichs⸗ 
kanzler — wie ſo viele andere, die ebenfalls die genannte 
Behauptung erhoben haben und noch erheben — in dem 
jogenannten „Federgeld“, das die N. S. D. A. P. nach er: 
folgter Machtübernahme angeblich einführen wolle. 

Rein formal iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß ſeitens der 
N. S. D. A. P. von verantwortlicher Stelle die Einfüh⸗ 
rung einer neuen Geldart nach der Machtüber⸗ 
nahme niemals beabſichtigt oder angekündigt worden 
iſt. Das Wort und der Begriff „Federgeld“ iſt von 
meinen Gegnern geprägt worden, um meine 
geld⸗ und kreditpolitiſchen Theſen zu diffamieren. So hielt 
die Lüge vom Federgeld ihren Einzug in das 
Schlagwortarſenal der politiſchen Kämpfe der letzten Jahre. 
Das „Federgeld“ wurde zu einem nicht mehr wegdenk⸗ 
baren Begriff der geld⸗ und währungspolitiſchen Dis⸗ 
kuſſion, ſo daß ſchließlich heute jeder Vorſchlag auf geld⸗ 
und währungspolitiſchem Gebiet, der irgendwie gegen die 
ſakroſankten Grundſätze der goldwährungsfreund⸗ 
lichen Reichsbankleitung und Großbankleiter 
Front macht, unter den Begriff „Federgeld“ ſubſumiert 
wird. Das „Federgeld“ iſt zum Prototyp alles „un⸗ 
echten“ Geldes geſtempelt worden. 

Es ſteht außer Zweifel, daß die heutige Wirtſchaftskriſe 
keine gewöhnliche Konjunkturkriſe iſt. Die 
Wirtſchaft iſt nicht imſtande, aus ſich ſelbſt heraus 
die Kräfte zu akkumulieren, die zur Ueberwindung des 
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jetzigen Zuſtandes nötig wären. Auch die früher ange⸗ 
wandten Stimulationsmittel, wie: Diskontſenkung, Steuer⸗ 
erleichterungen u. dgl., wären nicht mehr geeignet, „an⸗ 
kurbelnd“ zu wirken. Selbſt die ſtaatliche Subven⸗ 
tionspolitik war nicht imſtande — trotz bisher nicht 
geſehener Aktivität —, den Schrumpfungsprozeß der Wirt⸗ 
ſchaft aufzuhalten. Der Druck der grauenvollen Arbeits⸗ 
loſigkeit — faſt jeder Dritte in Deutſchland lebt irgendwie 
aus öffentlichen Unterſtützungsmitteln — iſt heute ſo ſtark 
geworden, daß die Regierung gezwungen iſt, gegen ihren 
Willen und ihren Geiſt, aktiv geſtaltend in die Produktion 
einzugreifen. Es ſoll durch den Staat Arbeit 
beſchafft werden. Soweit beſteht nach den Feſtſtel⸗ 
lungen des Herrn Reichskanzlers unter den großen Par⸗ 
teien Einigkeit. Keine Einigkeit dagegen beſteht über die 
wichtigſte Organiſationsfrage der ganzen Aktion: die 
Geldbeſchaffungsfrage. 

Für die N. S. D. A. P. iſt der Weg, der begangen werden 
muß, derjenige, der eine durchaus klare, radikale 
Geſamtlöſung bedeutet. Vor jeder Inangriffnahme 
einer wirkſamen Aktivierung der Produktion ſind zunächſt 
die Reichsbanken und die Großbanken reſt⸗ 
los zu verſtaatlichen, ſodann hat Deutſchland un⸗ 
verzüglich den Goldſtandard aufzugeben und den 
Außenwert der Reichsmark den Erforderniſſen anzupaſſen, 
die mit Rückſicht auf die deutſche Arbeiterſchaft und die 
veränderten valutariſchen Weltverhältniſſe (faſt die halbe 
Welt hat den Goldſtandard aufgegeben) notwendig gewor⸗ 
den ſind. Es muß endlich einmal der Mut aufgebracht wer⸗ 
den, ſich von der Fiktion des ſtabilen Wechſel⸗ 
kurſes zu löſen und jene verhängnisvolle 
Politik zu beenden, die auf der von dem Reichsbankpräſi⸗ 
denten Dr. Luther einmal ausgeſprochenen Theſe beruht: 
auch die letzte Note aus dem Verkehr zu 
ziehen, wenn die „Stabilität der Währung“ es erfordere. 

Sind die erwähnten Vorausſetzungen geſchaffen, ſo hat 
eineſtrengkontrollierte Kreditauswei⸗ 
tung (Giralgeldſchöpfung) die Grundlage zu bilden für 
die Durchführung der großen Aufgaben des national⸗ 
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ſozialiſtiſchen Arbeitsbeſchaffungspro⸗ 
gramms. Träger der Giralgeldſchöpfung werden die von 
mir geplanten „Bau⸗ und Wirtſchaftsbanken“ 
ſein, die entweder neu zu begründen ſind oder unter Über⸗ 
nahme des Apparates der verſtaatlichten Großbanken aus 
dieſem heraus gebildet werden können. 

Wenn ich oben ſagte, daß die Verſtaatlichung der 
Banken die Vorausſetzung für die Durchführung 
jeder großen Arbeitsbeſchaffung ſei, ſo hat das ſeinen Grund 
in folgendem: 

Der nationalſozialiſtiſche Staat wird die volle „Münz⸗ 
hoheit“ beanſpruchen, das heißt, das ausſchließliche 
Geldſchöpfungsrecht beſitzen. Der heutige Staat hat dieſes 
Recht nicht. Er hätte es ſelbſt dann nicht gehabt, wenn die 
ſogenannte Reichsbank in ausſchließlichem Beſitz des Rei⸗ 
ches geweſen wäre. Man vergegenwärtige ſich einmal: die 
Reichsbank beſchränkte ihre Tätigkeit im weſentlichen auf 
die Emiſſion von Papiergeld, während ſie die Schöp⸗ 
fung von Giralgeld den Großbanken völlig 
frei überließe! Das bedeutete, daß der Staat ſich im 
weſentlichen darauf beſchränkte, die Zahlungsmittel 
der Verbrauchswirtſchaft (Konſumentengeld nach 
Ad. Wagner) zur Verfügung zu ſtellen. So betrugen von 
rund 6,4 Milliarden ſtaatlicher Zahlungsmittel die klein⸗ 
geſtückelten Noten (bis einſchließlich 100⸗RM.⸗Scheine) ein⸗ 
ſchließlich Scheidemünzen allein 5,16 Milliarden RM. (Ende 
1930). Der Reſt beſteht aus großgeſtückelten Noten (1000⸗RM.⸗ 
und 500⸗RM.⸗Scheinen). Das Reichsbankgiralgeld iſt von 
gänzlich untergeordneter Bedeutung. Dagegen wird das 
Großbankgiralgeld in normalen Zeiten durch⸗ 
gängig auf etwa das Fünffache des geſamten ſtaatlichen 
Geldes geſchätzt. Bei 6,5 Milliarden ſtaatlichen Geldes 
haben wir demnach etwa 33 Milliarden Großbankgiralgeld. 
Der liberaliſtiſche Staat hatte ſomit die Schöpfung des 
Geldes der Erwerbswirtſcha ft (Produzentengeld) 
den privaten Großbanken überlaſſen. Zwar hatte der 
Staat den Großbanken das Recht der Notenemiſſion genom⸗ 
men, aber mit Einführung und Durchſetzung des bargeld⸗ 
loſen Verkehrs konnten die Zahlungen, die früher nur mit 
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Hilfe der Übertragung der Noten bewirkt werden konnten, 
in gleicher Weiſe dadurch erfolgen, daß Giroguthaben von 
Konto zu Konto überſchrieben wurden. Berückſichtigt man 
ferner die Tatſache, daß die Banken in normalen Zeiten 
im Durchſchnitt mit einem Kaſſenvorrat an ſtaatlichem 
(barem) Gelde von vielleicht 8—10 v. H. auskamen, ſo iſt 
erſichtlich, welch gewaltige Kreditpyramide die 
Kreditſchöpfungsbanken aufbauen konnten. Die Einräu⸗ 
mung eines Guthabens auf Kontokorrent — ſei es nun 
gegen Sicherheit oder auf reiner Vertrauensbaſis — war 
infolge der veränderten Zahlungsſitte dasſelbe wie früher 
die Ausgabe neuer Banknoten. Die weſentliche Funktion 
der Großbanken im Laufe der hochkapitaliſtiſchen Entwick⸗ 
lung beſtand nun darin, daß fie durch zuſätzliche 
Giralgeldſchöpfung über die eigenen Mit⸗ 
tel und Einlagen hinaus — auch unter Umſtän⸗ 
den über die Aktiva der Wirtſchaft hinaus! — die Finan⸗ 
zierung aller großen techniſchen Neuerungen und Erfindun⸗ 
gen ermöglichten, ebenſo wie auch rein ſpekulative und fall⸗ 
weiſe betrügeriſche Manipulationen finanziert werden 
konnten. Es war dies zwar nicht die einzige, aber die 
wichtigſte Finanzierungsmethode des Kapitalismus. 
Alle großen Inveſtitionen wurden zunächſt ſo ermöglicht. 
Die Mittel, die die normale Spartätigkeit zur Verfügung 
ſtellte, hätten kaum ausgereicht, die techniſchen Revolu⸗ 
tionen durchzuführen. Die künftigen höheren Gewinne und 
die erhöhte Spartätigkeit wurden durch die Giralgeld⸗ 
ſchöpfung gewiſſermaßen vorweggenommen und überhaupt 
erſt ermöglicht. Damit iſt erwieſen, daß der Kapitalismus 
— ſelbſt die Schöpfung des „Großgeldes“ der Erwerbs⸗ 
wirtſchaft durchaus nach den Prinzipien vorgenommen hat, 
die ich vorgeſchlagen habe. Die Regeln der ſogenannten 
„klaſſiſchen“ Geldſchöpfung (Notenſchöpfung auf der Grund⸗ 
lage des Warenwechſels) galten nur für das (ſtaatliche) 
Kleingeld der Verbrauchswirtſchaft. 

Wenn alſo „Federgeld“ „unechtes Geld“ ſein ſoll, 
danniſt alles Giralgeld der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft „unechtes“ Geld und damit „Feder⸗ 
geld“ geweſen. Wenn erklärt wird, alle zuſätzliche 
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Geldſchöpfung für Inveſtitionszwecke bedeute Inflation, 
dann war die Inflation die „Initialzündung“ der kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaft par excellence; wenn geſagt wird, das 
„Federgeld“ ſchaffe Kapital „aus der Luft“, dann haben 
die Großbanken nichts anderes getan. Warum ſoll nach 
erfolgter Verſtaatlichung der Großbanken das Ketzerei 
ſein, was vorher legalſte Praxis war? 

Wenn im kapitaliſtiſchen Syſtem die Kreditausweitung 
primär gegenüber einer erhöhten Spartätigkeit war, warum 
ſoll in Zukunft das Umgekehrte allein richtig ſein? 

Wenn man mir heute mit den Ammenmärchen national⸗ 
ökonomiſcher Lehrbücher des vergangenen Jahrhunderts 
kommt und entgegenhält: Inveſtitionen können nur mit 
Spargeldern durchgeführt werden, ſo kann ich nur die 
Ignoranz oder Frechheit meiner Kritiker bewundern. Es 
iſt einfache Binſenwahrheit, daß, wenn man z. B. die heutige 
Lage zugrunde legt, man erſt einmal die Wirtſchaft in Gang 
ſetzen muß, um eine Spartätigkeit erſt zu ermöglichen. 
Alſo, die Giralgeldſchöpfung iſt primär 
gegenüber der Spargeldanſammlung. Nicht 
umgekehrt. 

Die Befürchtung, daß nach erfolgter Verſtaatlichung der 
Großbanken für den Staat die Begrenzung der Giralgeld⸗ 
ſchöpfung, die bisher für die Banken in der Notwendigkeit 
der Rückſichtnahme auf eine genügende Liquidität gegeben 
war, fortfiele, iſt durchaus grundlos. Der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat wird vielmehr dadurch, daß die 
zuſätzliche Giralgeldſchöpfung lediglich nach volkswirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkten erfolgen wird, ſtrengere Prinzipien 
für die Geldſchöpfung anwenden als die bisherige Praxis. 
Ich habe — wie ich das hier gegenüber den Einwänden 
zahlreicher Gegner meiner Gedanken ausdrücklich feſtſtelle — 
niemals die Anſicht vertreten, daß ich die Gold⸗ 
deckung durch eine Sachwertdeckung erſetzen wolle. 
Ich habe vielmehr das Geld als „Anweiſung auf 
geleiſtete Arbeit“, d. h. wirtſchaftliche Güter, bezeich⸗ 
net. Nach dieſer Anſicht hat die „Deckung“ einer Wäh⸗ 
rung mit dem Wert des Geldes oder der 
Wertſicherung des Geldes unmittelbar 
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nichts zutun. Jede Währung vielmehr, die auf Grund 
und Boden oder beliebig vermehrbaren Sachgütern baſiert 
iſt, beſchwört die Gefahr einer Inflation herauf. So iſt das 
ſogenannte Wunder der Rentenmark“ nicht da⸗ 
durch zu erklären, daß der Grund und Boden als Deckung 
den ſtabilen Wert der Rentenmark bewirkte; allein die 
Tatſache, daß die Rentenmark in relativ geringer und feſt 
begrenzter Höhe ausgegeben wurde, kann die Stabilität 
dieſes Geldes erklären. 

Wenn ich in meinem Buch „Der Deutſche Staat auf natio⸗ 
naler und ſozialer Grundlage“ verſchiedentlich auf die „Sach⸗ 
wertdeckung“ des von der geplanten „Baus und Wirtſchafts⸗ 
bank“ zu emittierenden Geldes hingewieſen habe, ſo ſollte 
das nicht heißen, daß es auf die „Deckung“ ankomme, die 
der Geldſchöpfung vorangehe, die gewiſſermaßen die Baſis 
der zuſätzlichen Emiſſion darſtelle — Geld kann nie⸗ 
mals durch bereits vorhandene Sachwerte 
„gedeckt“ werden —, ſondern es ſoll heißen, daß es auf 
die „Deckung“ ankommt, die die Geldſchöpfung erſt ſchaffen 
ſoll. Auf die Verwendung der zuſätzlichen Geldſchöpfung 
kommt es entſcheidend an, ob dieſe zu produktiven 
oder zu konſumtiven Zwecken erfolgt. 

Wenn daher Helfferich als Kronzeuge gegen meine 
Ideen angeführt wird, indem man folgende Stelle aus 
einer ſeiner Reichstagsreden zitiert: „Wenn Sie glauben, 
daß das Reich ein realfundiertes, ein ‚wertbejtändiges’ Zah⸗ 
lungsmittel ſchaffen könne, indem es die Erfaſſung der 
Sachwerte in die Tat umſetzt, dann irren Sie ſich, denn Sie 
können Sachwerte erfaſſen, ſoviel Sie wollen, damit haben 
Sie noch kein Geld in der Hand, und aus den Sachwerten 
werden Sie auch niemals Geld machen können“, ſo ſind die 
betreffenden, die es tun, auf dem Holzwege. Ich bin in 
dieſem Punkte ganz im Gegenteil durchaus der 
Anſicht Helfferichs. Ich habe die verhängnis⸗ 
volle Anſicht, die da meint, aus Sachwerten oder 
auf der Baſis von Sachwerten Geld ſchöpfen 
zu können, ſtets ſtrikt abgelehnt. 

Das „Federgeld“ hat daher mit Pro⸗ 
jekten, die auf eine Bodenmark, eine 
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Roggenmark, eine Eiſenmark, eine Wr: 
beitsrentenmark oder dergleichen mehr 
abzielen, nichts zu tun. 

Was nun die Finanzierung des Arbeits⸗ 
beſchaffungsprogramms anlangt, ſo kommt an⸗ 
geſichts der Milliardenbeträge, um die es ſich dabei nur 
handeln kann (wenn die Aufgabe überhaupt umfaſſend 
und wirkungsvoll gelöſt werden ſoll), in erſter Linie nur 
der Weg der zuſätzlichen Giralgeldſchöp⸗ 
fung in Betracht — unter den Vorausſetzungen, die ich 
bereits oben erwähnt habe. 

Die Freien Gewerkſchaften und die Regie⸗ 
rung Brüning haben dieſen Weg abgelehnt und ge⸗ 
glaubt, den Weg der Beſchaffung der Mittel durch eine 
Anleihe (Prämienanleihe) wählen zu müſſen. Alle 
Vorſchläge, die auf eine Währungsreform oder auch nur 
auf die Forderung nach redeflationiſtiſcher Bankpolitik ſich 
beſchränkten, wurden ſamt und ſonders mit großem Pathos 
entrüſtet zurückgewieſen, wobei man mir die Ehre gab, 
hinter allen dieſen Vorſchlägen die Wirkung meiner Ge⸗ 
dankengänge aufzuſpüren. 

So ſagte der ſtellvertretende Bundesvorſitzende Eggert 
auf dem Kriſenkongreß der Freien Gewerk⸗ 
ſchaften folgendes: „Endlich muß die Finanzierung 
ermöglicht werden durch eine volkstümliche Arbeitsbe⸗ 
ſchaffungsanleihe. Die Arbeitsbeſchaffungsanleihe müßte 
ſo ausgeſtattet ſein, daß ſie die gehorteten Gelder aus dem 
Strumpf herausholt. Soweit die Anleiheſtücke nicht in 
vollem Umfang auf dem Kapitalmarkt untergebracht ſind, 
ſollten ſie den Banken als Unterlage für eine Zwiſchen⸗ 
finanzierung der Arbeitsbeſchaffung dienen. Dieſe Zwi⸗ 
ſchenfinanzierung geſchieht in der Form, daß von den mit 
den Arbeiten betrauten Unternehmern Wechſel auf die 
zu gründenden Kreditnehmergeſellſchaften gezogen werden. 
Die mit der Durchführung der Emiſſion der Anleihe be⸗ 
auftragten Banken diskontierten dieſe Wechſel, wobei ihnen 
die Anleiheſtücke als zuſätzliche Sicherheit dienen. Die Ban⸗ 
ken ihrerſeits können die hereingenommenen Wechſel bei 
der Reichsbank diskontieren.“ 
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Es ift ſelbſtverſtändlich auch Herrn Eggert klar geweſen, 
daß die Volkstümlichkeit der vorgeſehenen Anleihe ebenſo 
wie dieſe ſelbſt eine ſehrproblematiſche Angelegen⸗ 
heit ſein wird. Flüſſige Gelder in einer Höhe von 1,5 bis 
2 Milliarden aus dem Privatpublikum herausholen zu 
können, iſt zur Zeit reine Phantaſie. Das Wichtigſte iſt bei 
dem Projekt zweifellos die Zwiſchen finanzierung. 
Dieſe kann nichts anderes bedeuten als zuſätzliche Ausgabe 
von Zahlungsmitteln (d. h. Giralgeld plus ſtaatliches 
Geld). Das iſt ſicher eine Notwendigkeit. Weshalb aber 
der Staat noch überdies mit einer Schulden⸗ und Zinslaſt 
in der gleichen Höhe belaſtet werden ſoll, iſt einfach 
unerfindlich. Wenn alſo überhaupt aus der Arbeits⸗ 
beſchaffung und ihrer Finanzierung eine Inflationsgefahr 
erwachſen kann, dann nicht aus der Tatſache der zuſätz⸗ 
lichen Geldſchöpfung, wohl aber aus der völlig 
unſinnigen und überflüſſigen vorher⸗ 
gehenden Konſtituierung einer Staats- 
ſchuld in Höhe der zu bewirkenden Geld⸗ 
ſchöpfung. 

Wladimir Woytinſky, der Theoretiker der Freien Ge⸗ 
werkſchaften, bemerkt im Januar⸗Heft der „Arbeit“ ſehr 
treffend: „Wer Arbeitsbeſchaffung ſagt, hat von Kredit⸗ 
ſchöpfung geſprochen.“ Woytinſky entwickelt einen kompli⸗ 
zierten Finanzierungsplan, auf den ich hier nicht näher 
eingehe, bei dem aber auch eine Arbeitsbeſchaffungsanleihe 
die entſcheidende Rolle ſpielt. Woytinſky iſt aus Angſt 
vor dem „Federgeld“ in das Geſtrüpp der liberaliſtiſchen 
Theorie geraten und hat ſich darin hoffnungslos verſtrickt. 
Ich bin mit ihm durchaus einer Meinung, wenn er be⸗ 
teuert, daß es ſich bei der ganzen Frage nicht um „die 
zügelloſe Ausnutzung der Notenpreſſe, ſondern lediglich 
um den Verſuch der Organiſation der wirtſchaftlichen 
Kräfte“ handele. Daß es aber notwendig ſein ſoll, daß der 
Staat ſich die Mittel leiht, die einfach geſchaffen 
werden müſſen, um die Arbeitsloſigkeit zu beſeitigen, iſt 
mir unbegreiflich. Woytinſky ſcheint Ahnliches empfun⸗ 
den zu haben, denn er ſagt: „Der Anleiheweg bedeute 
nicht, daß nun die Arbeitsbeſchaffungsaktion davon ab⸗ 
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hängig zu machen wäre, in welchem Maße es gelingt, den 
Kapitalmarkt im Inlande oder Auslande an der Sache 
zu intereſſieren.“ (Märzheft der „Arbeit“.) 

Nein, Herr Woytinſky, hier gibt es nur ein Ent⸗ 
weder ⸗ Oder! Entweder eine echte Anleihe — 
oder eine echte Kreditausweitung. Jedes Kompro⸗ 
miß iſt eine höchſt gefährliche Angelegenheit! Woytinſky 
ſagt: „Statt Anleihen könnte ich „Kredite“ oder ‚Kredit: 
ausweitung“ jagen“, und: „Die Anleihen ſtellen die beſte 
ökonomiſche Grundlage und zugleich die einfachſte bank⸗ 
techniſche Form der Kreditausweitung dar.“ Das iſt 
theoretiſche Begriffsſpielerei mit dem Ziel, aus der Not 
eine Tugend zu machen. Ich habe bereits vor zehn Jahren 
darauf hingewieſen, daß die Begebung von Staats⸗ 
anleihen aufzuhören habe, da fie des Staates un wür⸗ 
dig ſeien und überdies nur ein Betrugsmanöver des Fi⸗ 
nanzkapitals begünſtigten, daß unter Ausnutzung der Giral⸗ 
geldſchöpfungsquelle der Banken doch letzten Endes die flüſ⸗ 
ſigen Mittel für die Anleihen aus zuſätzlicher Kaufkraft 
ſtammten. Es iſt dem Marxiſten Herrn Woytinſtky vor: 
behalten geblieben, den ganzen Anleiheſchwindel zu glori⸗ 
fizieren und ihn als „beſte ökonomiſche Grundlage“ der 
Kreditausweitung zu bezeichnen. Das Gegenteil iſt 
der Fall. Staatsſchuldverſchreibungen ſind — wie über⸗ 
haupt Wertpapiere — keineswegs die beſte Grund⸗ 
lage für neu zu ſchaffendes Giralgeld. Zwar haben die 
Großbanken aus techniſchen Gründen den „ge⸗ 
deckten“ Kredit in ihrer Geſchäftspraxis bevorzugt, tatſäch⸗ 
lich aber waren bei ſachkundiger Geſchäftsführung die „un⸗ 
gedeckten“ Kredite einer Bank ſtets die beſten. Ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß es ſich bei der Zwiſchenfinanzierung der 
Arbeitsbeſchaffung auf der Grundlage der Anleiheſtücke 
doch nur um einen verſchleierten Blankokredit 
handeln würde. 

Man hat mir vorgeworfen, meine Finanzierungsgrund⸗ 
ſätze würden bewirken, daß „Kapital aus der 
Luft“ geſchaffen würde. Demgegenüber kann ich nur er⸗ 
widern, daß niemals mehr Kapital,in die Luft 
gegangen iſt“ als in der Deflations periode, 
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daß, wenn man jhon von Luftkapital ſprechen will, 
dieſe Bezeichnung haarſcharf auf eine „Anleihe“ zutrifft, 
für die keine Anleihezeichner da ſind (So 
zialverſicherungsträger und Sparkaſſen, die etwa zwangs⸗ 
weiſe Anleiheſtücke übernehmen würden, ſchalten doch als 
echte Anleihezeichner aus, denn inſofern fände ja nur eine 
Kapitalverſchiebung ſtatt). Wenn, was nicht mehr zweifel⸗ 
haft ſein kann, die Arbeitsbeſchaffungsanleihe nur eine 
von der Regierung offenbar für richtig gehaltene „bank⸗ 
techniſche Form der Kreditausweitung“ iſt, dann kann ich 
nur ſagen, daß es die volkswirtſchaftlichungün⸗ 
ſtigſte und für die Geſamtheitteuerſte, ja ge⸗ 
radezu gefährlichſte Form der Kreditaus⸗ 
weitung iſt. Denn man ſtelle ſich einmal das Bild einer 
volkswirtſchaftlichen Bilanz vor: auf der Aktioſeite 
die volkswirtſchaftlich⸗techniſchen Sachwerte, Grund und 
Boden, ſonſtige Gebäude und Inventar, Warenvorräte, 
die Sach⸗ und Dienſtleiſtungen, auf der Paſſipſeite 
die geſamte Kaufkraft (Geldvermögen im umfaſſendſten 
Sinne), und zwar potentielle (nicht auf den Waren⸗ 
markt wirkende) und aktuelle Kaufkraft (hauptſächlich 
Geld). Bei der Finanzierungsmethode, wie fie Woytinſky 
und offenbar der Regierung vorſchwebt, wird das Kauf⸗ 
kraftvolumen vor jeder Aktiviſierung der Produktion und 
Wertebeſchaffung plötzlich durch eine einzige Notverord⸗ 
nung um einen Milliardenbetrag erhöht (entſprechend der 
Neuverſchuldung des Reichs in gleicher Höhe), und gerade 
in dieſer Tatſache erblicke ich die große Gefahr in⸗ 
flationiſtiſcher Wirkung. Hinzukommt die zu⸗ 
ſätzliche Giralgeldſchöpfung in annähernd gleicher Höhe 
ſowie wahrſcheinlich eine weitere zuſätzliche Notenemiſſion 
bzw. Silbermünzenprägung, um die zuſätzlichen, nicht un⸗ 
beträchtlichen Zins⸗ und Tilgungsbeträge für die Anleihe 
aufzubringen. Dagegen fällt bei meinem Vor⸗ 
ſchlag die Schaffung zuſätzlicher potentiel⸗ 
ler Kaufkraft völlig fort, ebenſo natürlich die 
Neuverſchuldung des Reichs und die Zins⸗ und Tilgungs⸗ 
laſten; die Giralgeldſchöpfung wird fid in 
ſtrenger Anpaſſung an das Tempo der 
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Werteſchaffung folgemäßig vollziehen. 
Mit Inflation — die immer nur aus dem Budget 
kommt, alſo ihre letzten Urſachen in der zu⸗ und über: 
handnehmenden Verſchuldung der öffentlichen Hand hat — 
hat das gar nichts zu tun. Es iſt geradezu lächerlich, im⸗ 
mer von Inflation zu reden, wenn von Giralgeldſchöpfung 
zu produktiven Zwecken die Rede iſt. Solche Gefahr könnte 
doch höchſtens dann gegeben ſein, wenn die ſtaatliche Inve⸗ 
ſtitionstätigkeit zu Fehl⸗ oder Aberinveſtitionen führen 
würde. Aber das iſt kein Einwand gegen die theore⸗ 
tiſche Richtigkeit meiner Theſe. Außerdem kann von 
ſolcher Gefahr nicht geſprochen werden, wenn man ſich 
vor Augen hält, daß im letzten Jahr und in den Mo⸗ 
naten des laufenden Jahres nicht einmal die laufenden 
Erſatzinveſtitionen auch nur annähernd durchgeführt wor⸗ 
den find. Das bedeutet, daß die Aktivſeite der 
volkswirtſchaftlichen Bilanz ſich verrin⸗ 
gert hat. Das heißt, daß die marxiſtiſche Wirtſchaft ihre 
Fehlbeträge bereits aus der deutſchen Wirtſchaftsſubſtanz 
deckt. 

Wir haben brachliegende Arbeitskräfte und Rohſtoffe 
im Lande, wir haben den Inveſtitionsbedarf, der trotz⸗ 
dem nicht befriedigt werden kann, weil „kein Geld 
da iſt“. Vor der Inflation hat das ausgepowerte Volk 
keine Angſt mehr, wohl aber vor der Fortſetzung 
jener wahnſinnigen wertezerjtörenden 
Deflationspolitik, die die gefürchtete wirt⸗ 
ſchaftliche Leukämie herbeigeführt hat, an der wir 
zugrunde zu gehen drohen. 

Klare Wege müſſen gegangen werden — 
Sie haben recht, Herr Brüning! — Klar iſt 
allein unſer Weg . . „ der Ihrige iſt dunkel 
und unbekannt. 
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Die letzten Urfachen 
der Weltwirtſchaftskriſe 


Seit Jahren zerbrechen ſich die Gelehrten, Politiker und 
Staatsmänner die Köpfe über die Gründe der ſogenann⸗ 
ten Weltwirtſchaftskriſe, die Siegerländer und 
beſiegte Länder in der gleichen Weiſe ergriffen hat. Zwei⸗ 
fellos genügen auch die bisherigen Erklärungen politiſcher 
und allgemein⸗wirtſchaftlicher Art nicht, um das außer⸗ 
ordentlich ſtarke Einſetzen der Weltwirtſchaftskriſe zu er⸗ 
klären. 

Wenn ich in nachſtehendem die zutiefſt liegende und 
daher ſo wenig beachtete letzte Urſache für die Welt⸗ 
wirtſchaftskriſe aufzeige, ſo möchte ich ausdrücklich erklären, 
daß dadurch nicht etwa die bekannten Kriſengründe hin⸗ 
fällig werden, die beſonders in Deutſchland ſo verheerende 
Wirkungen gezeigt haben, im Gegenteil, gerade weil be⸗ 
ſtimmte und zum Teil unabwendbare Kriſengründe be⸗ 
ſtehen, hätten weitblickende Staatsmänner und Politiker 
erſt recht für Beſeitigung der politiſchen Gründe für das 
allgemeine Weltelend ſorgen müſſen. Nachgerade begrei⸗ 
fen auch die rachgierigſten Politiker auf der Seite un⸗ 
ſerer Kriegsgegner, daß die wahnſinnige Reparationslaſt, 
die man Deutſchland auferlegt hat, zur Ausblutung der 
deutſchen Wirtſchaft führen mußte. Es iſt auch in großen 
Teilen des deutſchen Volkes bereits Gemeingut geworden, 
daß man in dem roten Wahnſinn der Nachkriegszeit die 
Haupturſache für den politiſchen und damit auch für den 
wirtſchaftlichen Verfall Deutſchlands zu ſuchen hat. Die 
Zuſammenbrüche der Großbanken und die Dauerkriſis auf 
dem Kapitalmarkt beweiſen, daß beſonders auf dieſem 
Gebiete außerordentlich große Fehler gemacht worden 
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find. Daß die erbärmliche Parteipolitik ihr 
gut Teil Schuld an der Zerſtörung der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft trägt, iſt ebenfalls einer der vielen Gründe für das 
deutſche Elend. Alle dieſe Gründe würden aber nicht ge⸗ 
nügen, um die unerhört große Erwerbsloſigkeit in Deutſch⸗ 
land und in fortſchreitendem Maße auch in den übrigen 
Ländern der Welt zu erklären. Da müſſen wir tiefer ſehen. 
Zweifellos iſt der Grund für dieſe Erſcheinung die Tat⸗ 
ſache, daß wir im Ausklang des techniſchen Zeit⸗ 
alters ſtehen. 

Alle großen, bedeutenden Erfindungen des techniſchen 
Zeitalters find anſcheinend gemacht, die Welt ift im weſent⸗ 
lichen mit den Errungenſchaften des techniſchen Zeitalters 
ausgeſtattet, auf den unerhörten Aufſtieg des techniſchen, 
induſtriellen Zeitalters iſt ein Abſturz auf dem Gebiete der 
geſamten techniſchen Inſtallation gefolgt. Die Kapazität 
der induſtriellen Anlagen iſt rieſenhaft geſteigert, während 
die Aufnahmefähigkeit des Marktes immer mehr nachläßt. 

Ich habe dies bereits vor Jahren durch ein Kurvenbild 
wiedergegeben. (Vgl. die Zeichnung auf S. 19.) Die Linie 
der Entwicklung der Induſtrie im Laufe der letzten 70 
Jahre zeigt zunächſt einen mächtigen Anſtieg, dann aber 
eine S⸗förmige Krümmung wieder abwärts. Dieſe Kurve 
gilt als Geſamtablauf für die geſamte techniſch⸗induſtrielle 
Entwicklung und ebenſo für faſt alle bedeutſamen Einzel⸗ 
erſcheinungen des techniſchen Zeitalters. Als Beiſpiel diene 
die Entwicklung des Eiſenbahnweſens, die ja als 
prototypiſch für das Zeitalter des Verkehrs und der Technik 
gelten kann. 

Am Ausgangspunkt der Kurve der Eiſenbahn ſteht natür⸗ 
lich die Erfindung. Wie bei allen Erfindungen bedeutet 
es die größte Schwierigkeit, die erſte Zeit ſich durchzuſetzen, 
und unendlich langſam und mühevoll kämpft ſich auch die 
heute Gemeingut gewordene Idee der Eiſenbahn gegen den 
Widerſtand der Zeitgenoſſen durch. Bekannt geworden iſt 
das berüchtigte Gutachten des Erlanger Medi⸗ 
zinalkollegiums gegen die Eiſenbahn, wonach das 
Eiſenbahnfahren unmöglich ſei, außerordentlich große Ge⸗ 
fahren für die Geſundheit der Mitfahrenden und für die 
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Zuſchauer mit ſich brächte, ſo daß man mindeſtens die 
Eiſenbahnſtrecke mit Brettern einzäunen müßte. Bekannt⸗ 
lich ſind von dieſen Bretterzäunen nur die Bretter vor den 
Gehirnen der damaligen Gelehrten der Nachwelt erhalten 
geblieben. Das Eiſenbahnweſen und Eiſenbahnfahren ſetzte 
ſich langſam und mühevoll durch. Bald aber überzeugte ſich 
jedermann von den außerordentlichen Vorteilen der Eiſen⸗ 
bahn, überall entſtanden neue Eiſenbahnen, die Eiſenbahn 
wurde öffentliches Verkehrsmittel, und die geſamte Indu⸗ 
ſtrie ſtürzte ſich auf dieſes rieſengroße Betätigungsfeld. 
Ohne Anterlaß wurden neue Lokomotivfabriken, Waggon⸗ 
fabriken, Schienenwalzwerke, Hilfsfabriken für techniſchen 
Eiſenbahnbedarf errichtet, zahlloſe Eiſenbahnbauunterneh⸗ 
men wurden gegründet. Die Eiſenkonſtruktionsunterneh⸗ 
mungen hatten Milliardenaufträge für Brückenbauten, die 
rieſenhaften Bahnhofshallen in allen deutſchen Großſtädten 
entſtanden, das Bauweſen blühte auf, Tunnelbau⸗Unter⸗ 
nehmungen hatten Arbeit in Hülle und Fülle, und zahl⸗ 
reiche Hilfsfabriken für die benötigten Kuppelungen, Be⸗ 
leuchtungen und die innere Einrichtung der Wagen ſind 
entſtanden, und tatſächlich iſt es dieſem urſprünglichen 
Unternehmer⸗ und Schaffensgeiſt gelungen, in wenigen 
Jahrzehnten ganz Deutſchland mit einem Eiſenbahnnetz 
zu überziehen. Die kleinſte deutſche Stadt erhielt ihren 
Bahnhof, und Schienenſtränge von Haupt⸗ oder Neben⸗ 
bahnen führten faſt in jedes Dorf. Immer neue Fabriken 
für Eiſenbahnbedarf wurden errichtet, die Umſatzziffern 
zeigten eine immer mehr anſchwellende Steigerung, die 
deutſchen Unternehmer ließen ſich dadurch zu immer neuen 
Inveſtitionen verleiten, als ob dies ewig ſo weiterginge. 
Nach wenigen Jahrzehnten aber war Deutſchland — es 
fällt dies etwa um die Jahrhundertwende — ſaturiert, 
brauchte keine neuen Eiſenbahnlinien mehr. Die Erſatz⸗ 
lieferungen waren in keiner Weiſe geeignet, die Fabriken 
und Unternehmungen voll zu beſchäftigen. Die vorzügliche 
Qualität der erzeugten Lokomotiven, Waggons und des 
Gleiſenetzes garantierte eine Lebensdauer von 30, 40 und 
mehr Jahren, die großen ſtationären Anlagen, die Bahn⸗ 
körper, Bahnhöfe und Bahnhofshallen, die Direktionsge⸗ 
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bäude uſw. waren für Jahrhunderte gebaut. Da brach 
verhältnismäßig raſch und unvermittelt der Bedarf in 
Deutſchland ab — aber die Welt war groß und weit, und 
in kühnem Anternehmergeiſt drangen die deutſchen Eiſen⸗ 
bahnbauer auf den Weltmarkt vor, um draußen in 
der weiten Welt die Induſtrialiſierung weiterzutreiben 
und in erſter Linie die Bahnen zu bauen. Dabei ſtieß man 
aber zum erſtenmal gewaltig zuſammen mit der engliſch⸗ 
amerikaniſchen und franzöſiſchen Eiſenbahninduſtrie, die 
genau den gleichen Entwicklungsgang hinter ſich hatte und 
nun auf der ganzen Erde ihren Abſatzmarkt für ihre Er⸗ 
zeugniſſe ſuchte. In zähem Ringen gelang es auch der 
deutſchen Eiſenbahninduſtrie, ſich gewaltige Abſatzgebiete 
und Lieferungen zu ſichern, bis es den geſteigerten, im 
Konkurrenzkampf bis zur letzten Rationaliſierung gehenden 
Bemühungen der Welteiſenbahninduſtrie etwa um das 
Jahr 1914, in dem hiſtoriſchen Augenblick des Ausbruchs 
des Weltkrieges, gelang, den ganzen Erdball mit allen 
wichtigen und bedeutenden Eiſenbahnlinien zu umgürten. 
Alle großen Bahnen ſowohl in Europa, Amerika wie auch 
in Aſien und Afrika waren gebaut, ſoweit ſie in den letz⸗ 
teren Erdteilen weltpolitiſches Intereſſe hatten. 

Damit war der Kulminationspunkt erreicht: 
die Welt war mit Eiſenbahnen ſaturiert. Die Kapazität, 
die Leiſtungsfähigkeit aller Werke war ins Gigantiſche ge⸗ 
ſteigert worden, und hätte der Weltkrieg nicht noch einen 
gewaltigen Verſchleiß von rollendem Material mit ſich 
gebracht und die Nachkriegszeit nicht einen gewaltigen 
letzten Auftrag für den Erſatz der in der Kriegszeit zer⸗ 
ſtörten Eiſenbahnmaterialien notwendig gemacht, ſo wäre 
ſchon damals, wie er dann um das Jahr 1925 herum ein⸗ 
trat, ein gewaltiger Abbruch erfolgt. Es gibt keine Macht 
der Erde, die dieſer Entwicklung Halt zu gebieten ver⸗ 
möchte. 

Was für die Eiſenbahn gilt, gilt für faſt alle großen 
techniſchen Inveſtitionen und Inſtallationen der hinter uns 
liegenden Hochblüte des techniſchen Zeitalters. In dem 
gleichen Zeitraum wurden — wir bleiben zunächſt bei 
Deutſchland — beiſpielsweiſe faſt alle deutſchen Großſtädte, 
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mittleren Städte und Kleinſtädte und auch der größte Teil 
der Dorfgemeinden mit Waſſerleitungen verſehen. 
Auch dieſe großen Inſtallationen in Deutſchland hatten 
Milliardenaufträge für die deutſche Eiſen⸗ und Bau⸗ 
induſtrie im Gefolge. Hunderttauſende von Kilometern 
Waſſerleitungsrohre vom größten bis zum kleinſten Durch⸗ 
meſſer, Millionen von Muffen und Fittings, von Wechſeln 
und Abzweigen, von Waſſermeſſern und Auslaufhähnen 
mußten erzeugt und eingebaut werden. Gewaltige Aufträge 
für Beton⸗ und Eiſenbetoninduſtrie waren mit der Errich⸗ 
tung von Tauſenden von Speicherungsanlagen, Waſſer⸗ 
türmen und Waſſerfaſſungsanlagen verbunden. Auch damit 
iſt es heute zu Ende. Eine Waſſerleitung, die nicht min⸗ 
deſtens hundert Jahre tadellos hält, hat keine Exiſtenz⸗ 
berechtigung. Aber nach der Leiſtungsfähigkeit der Rohr⸗ 
und Walzwerke, der Bauunternehmungen und Inſtalla⸗ 
tionsfirmen könnte man heute in einem Jahrzehnt ganz 
Deutſchland zum zweiten Male mit Waſſerleitungen ver⸗ 
ſehen. 

Das gleiche kann man von der Anlage der Gasanſtal⸗ 
ten in allen deutſchen Städten ſagen. Auch dieſe Inſtal⸗ 
lation fällt in die gleiche kurze Zeitſpanne, im weſentlichen 
in die Jahre von 1860 bis 1910. Der rieſige Ausbau des 
Telegraphen⸗, Telephon⸗ und Poſtnetzes war 
ein weiterer gewaltiger Impuls. Hand in Hand damit ging 
die Motoriſierung der ganzen deutſchen Wirtſchaft. Hundert⸗ 
tauſende und Millionen von Pferdeſtärken wurden durch 
Dampf, Waſſer und ſchließlich Elektrizität erſetzt. Das 
jüngſte und ſtolzeſte Kind der Technik, die Elektrotech⸗ 
nik, nahm in noch ſchnellerem Lauf den Siegeszug durch 
Deutſchland. Es war ein Glück, daß der Ausbau der ganz 
großen Überlandleitungen und Großkraftwerke in die Zeit 
nach dem Krieg fiel, weil auf dieſe Weiſe für die ſchwerſte 
Übergangszeit ebenſo wie für die Eiſenbahnen noch für 
viele Milliarden Arbeiten zu leiſten waren. Die Techni⸗ 
ſierung der Landwirtſchaft, Bekleidungs⸗ und Lebensmittel- 
induſtrie machte viele Arbeitskräfte frei zugunſten der 
Maſchinen. Schließlich war die Leiſtungsfähigkeit der ge⸗ 
ſamten deutſchen Induſtrie auf allen Gebieten ſo ſehr ge⸗ 
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ſteigert, daß überhaupt keine Nachfrage mehr groß genug 
war, die nicht von der Produktionskraft der deutſchen 
Induſtrie hätte befriedigt werden können. Inzwiſchen war 
jedoch die Inſtallation ganz Deutſchlands vollendet, in der 
Welt draußen hatten ſich ebenfalls die nationalen Indu⸗ 
ſtrien der induſtriellen Länder ſo weit vervollkommnet, daß 
um jeden Brocken Auftrag im fernen Ausland die ſchwer⸗ 
ſten Konkurrenzkämpfe geführt wurden. Auch das Ausland 
hatte ſich in der Hauptſache techniſch inſtalliert. Die 
Maſchinen hatten in breitem Ausmaß den 
Menſchen verdrängt, und der erwerbslos 
gewordene Menſch hatte keine Kaufkraft, 
um ſich die übrigen Güter zu kaufen, und 
legte nun von ſich aus wiederum die Maſchi⸗ 
nen ſtill. Dem gewaltigen Aufſchwung des techniſchen 
Zeitalters mußte mit unerbittlicher Folgerichtigkeit ein Ab⸗ 
ſteigen, ja ein Abſturz folgen. Rein techniſch ge⸗ 
ſehen iſt die Weltwirtſchaftskriſe bedingt 
durch die Diskrepanz zwiſchen der Kapazi⸗ 
tät der Weltinduſtrie und der rapid geſun⸗ 
fenen Aufnahmefähigkeit des Weltmark⸗ 
tes. Man möge ja nicht glauben, daß es ſich hier nur 
um eine vorübergehende Erſcheinung handle, die einem 
neuen gewaltigen techniſchen Aufſtieg Platz machen werde. 
Die ganz großen techniſchen Aufgaben liegen hinter uns. 
Die Eroberung der Luft iſt gewiß noch eine letzte große 
techniſche Aufgabe, die aber auch im Prinzip ſchon gelöſt 
iſt. Eine letzte, ganz große Aufgabe bietet 
fich allerdings noch in einer techniſch voll⸗ 
endeten Verſorgung der Bevölkerung mit 
Wärme. 

Wer mit offenen Augen die großen techniſchen Ausſtellun⸗ 
gen der letzten Jahrzehnte miterlebte, dem mußte es auf⸗ 
fallen, daß die letzten techniſchen Meſſen trotz unendlich 
vieler techniſcher Vervollkommnungen und Einzelheiten doch 
gewiſſermaßen einen müden, dekadenten Zug aufwieſen. 
Nichts wirklich Großes und Neues wird mehr gezeigt, was 
die ganze Welt aufhorchen ließe und der ganzen Welt⸗ 
induſtrie neue Impulſe gäbe. Wer ſich zurückerinnert, 
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welchen gewaltigen Eindruck es gemacht hat, als das erfte 
Fahrrad, das erſte Automobil, der erſte Elektromotor ge⸗ 
zeigt wurden, wer ſich daran erinnert, welch umwälzende 
Bedeutung der erſten Dampfturbine zukam, dem Dieſel⸗ 
motor, dem erſten elektriſchen Scheinwerfer, der erſten 
großen Schnellzugsmaſchine, wird zugeben müſſen, daß 
demgegenüber auch die großen Senſationen der letzten 
Jahre, Rundfunk und Film, von weit geringerer Bedeu⸗ 
tung geweſen find. Wir müſſen dieſer Entwicklung ins 
Geſicht ſehen. Wir müſſen wiſſen, daß das große techniſch⸗ 
induſtrielle Zeitalter im Ausklang ſich befindet, daß es wie 
andere große Epochen der Weltgeſchichte eine imponie⸗ 
rende Einmaligkeit darſtellt, die nicht wiederkehren 
wird, ſo wenig wie die ſchönheitstrunkene Kunſt des alten 
Hellas, der imperialiſtiſche Machtrauſch Roms, das ge⸗ 
waltige Wiederaufleben der Renaiſſance, um nur einige 
wenige große Erſcheinungen zu nennen. Der weit⸗ 
blickende Staatsmann muß ſich darauf 
einrichten, daß die Induſtrie nie mehr 
die Millionenheere der induſtriellen 
Arbeiterſchaft wird beſchäftigen kön⸗ 
nen, wie es das vergangene Zeitalter 
ermöglicht hat. Gewiß wird noch außerordentlich 
viel techniſche Arbeit zu leiſten ſein für die Sicherſtellung 
der Erneuerung, Erſatzteillieferung für den laufenden 
Verſchleiß, gewiß werden noch manche bedeutſame tech⸗ 
niſche Neuerungen beſonders auf dem Gebiet des Auto⸗ 
und Flugweſens Beſchäftigung geben, aber man täuſche 
ſich nicht darüber, daß gerade auch das Auftauchen neuer 
verkehrstechniſcher Möglichkeiten den vorigen in weitem 
Umfang Leiſtungen wegnehmen wird. Jeder Tonnenkilo⸗ 
meter und jeder Perſonenkilometer, der heute vom Kraft⸗ 
wagen oder Flugzeug befördert wird, nimmt der Eiſen⸗ 
bahn die entſprechende Beförderungsmenge weg. Der 
Zuſammenbruch der ganzen deutſchen Lokomotiv⸗ und 
Waggonfabriken, zuletzt der Borſigwerke, iſt gerade bei 
dieſen Induſtrien weit mehr eine Folge der eben darge⸗ 
legten techniſchen Gründe als eine Folge der politiſchen 
Mißwirtſchaft. Keine Macht der Erde, keine 
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Finanzierung weder mit Anleihemit⸗ 
teln noch mit „Federgeld“, noch die 
Übernahme der Werke durch die Ar⸗ 
beiterſchaft können Induſtrien wieder 
beleben und zum alten Glanz führen, 
für die eben kein Bedarf mehr vorliegt. 
Wohlgemerkt, kein Bedarf, der die ungeheure Kapazität 
der Werke ausſchöpfen könnte und den Tauſenden wieder 
dauernd Arbeit zu bringen vermöchte. Die wenigen Erſatz⸗ 
bauten vermögen kaum 10 v. H. der Leiſtungsfähigkeit 
derartiger Werke zu beſchäftigen. 

Sicher iſt, daß dieſer verhältnismäßig 
jähe und faſt un vermittelte Abbruch des 
Bedarfs durch eine großzügige ſtaatliche 
Oberaufſicht hätte abgebremſt werden kön⸗ 
nen, und daß die verheerenden Folgen der Arbeitsloſig⸗ 
keit zum Teil hätten ausgeglichen werden können, wenn 
man nach großzügigen Plänen, wie ſie 
Adolf Hitlers Bevölkerungspolitik in⸗ 
auguriert, verfahren wäre. 

Dieſe Bevölkerungspolitik, die eine Wiederſeß⸗ 
haftmachung der entwurzelten Groß⸗ 
ſtadtbevölkerung vorſieht, die nicht in romanti⸗ 
ſchen Gedanken von Klein- und Randſiedelung ſich ergeht, 
verlangt eine ganz großzügige Reagrariſierung 
des deutſchen Jungvolkes. Gewiß ſoll nicht 
unterſchätzt, ſondern im Gegenteil in ſeiner ganzen grau⸗ 
ſamen Bedeutung unterſtrichen werden, welch verheerenden 
Anteil an dieſer Entwicklung des techniſchen Zeitalters das 
Finanzkapital genommen hat. Hierüber gibt uns ſehr ein⸗ 
leuchtend Aufſchluß die zweite der in dem er⸗ 
wähnten Schaubild gezeigten Kurven, die 
Zins⸗ und Zinſeszinskurve, die in ſich wie⸗ 
derum beiſpielhaft iſt für die Entwicklung des ausgeſprochen 
leihkapitaliſtiſchen Zeitalters. Die aufge⸗ 

zeigte Kurve iſt mathematiſch eine Kurve zweiten Grades, 

alſo x = y, die nach anfänglich ſehr langſamem Anſteigen 
bald immer ſchärfer hinaufſteigt, um ſchließlich ſich der 
[Unendlichkeit zu nähern. 
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Ich wiederhole das Beiſpiel des Pfennigs, der feit Chriſti 
Geburt auf Zins und Zinſeszins angelegt ſein ſoll, ſo 
daß alle 15 Jahre eine Verdoppelung der urſprünglichen 
Größe des Kapitals eingetreten ſein ſoll. Heute wäre 
dieſer Pfennig, auf Zins und Zinſeszins 
angelegt, auf einen Wert gewachſen, zu deſſen Darſtel⸗ 
lung unſer ganzer Erdball aus reinem Gold 
nicht annähernd genügte. Erſt ſämtliche Planeten und die 
Sonne zwanzigmal aus purem Golde entſprächen ungefähr 
dem Wert dieſes ſeit Chriſti Geburt auf Zins und Zinſes⸗ 
zins angelegten Pfennigs. 

Man ſieht daraus die phantaſtiſche Atopie der 
Zinswirtſchaft an ſich. Theoretiſch läßt ſich dieſe 
Kurve leicht zeichnen und errechnen, praktiſch iſt aber der 
Zins immer gebunden an die Arbeit, niemals alſo kann 
der Zinsertrag über die Arbeitsleiſtung hinausſteigen. Die 
Zinskurve zeigt gewiſſermaßen, wie ſchleichend und 
tückiſch ein falſches, wirtſchafts feindliches 
Prinzip Platz gegriffen hat, wie es zunächſt langſam 
und unſcheinbar weit unterhalb des Ertragsreichtums der 
Induſtrie zurückblieb, wie ſich das Leihkapital in den 
erſten Jahren der techniſchen Entwicklung mit beſcheidenem 
Zinsſatz zufrieden gab, während die Induſtrie den Ertrags⸗ 
reichtum in ganz gewaltigen Dividenden⸗Prozenten zum 
Ausdruck brachte, die den Appetit des Finanzkapitals im⸗ 
mer mehr wachriefen. 

Jetzt drängte das Leihkapital der Wirtſchaft ſeine Kapi⸗ 
talien geradezu auf, immer neue Inveſtitionen wurden 
finanziert, die Anonymiſierung der Wirtſchaft 
machte immer weitere Fortſchritte, perſönliche Ini⸗ 
tiative und Anternehmertüchtigkeit wur⸗ 
den immer mehr ausgeſchaltet, an Stelle der 
großen Wirtſchaftsführer der aufſteigenden Epoche traten 
die Generaldirektoren, Aufſichtsratsvorſitzenden uſw. Die 
Unternehmungen wurden Dividenden⸗ 
fabriken an Stelle von Bedarfsdeckungs⸗ 
ſtätte n. Mit gierfunkelnden Augen förderte die inter⸗ 
nationale Hochfinanz dieſes tolle Treiben in der 
Erwartung, auf dieſe Weiſe den Ertrag aller Arbeit an 
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ſich zu reißen. Schließlich durchſtieß gewiſſermaßen die Zins⸗ 
kurve die Kurve des Ertragsreichtums der geſamten tech⸗ 
niſch⸗induſtriellen Wirtſchaft. Durch Korruption des 
öffentlichen Lebens verſuchte man die 
Wirtſchaftskraft der Technik vollkommen 
in den Dienſt der Finanz zu zwinge'n. In 
einem tollen Wirbel erhob ſich gewiſſermaßen wie eine 
Waſſerhoſe die Forderungsgier der Hochfinanz über die 
Produktion der Welt; aber wie eine Waſſerhoſe keinen 
inneren Halt, keine innere Struktur hat, und wie ſich an 
ihr ſehr bald die ſogenannten Stauchungserſcheinungen 
zeigen, ſo auch zeigt ſich nun ſchon ſeit Jahren dieſe Reihe 
von kriſenhaften Erſcheinungen auf dem Gebiete der Hoch⸗ 
finanz. Wir ſtehen vor der Tatſache, daß die Weltfinanz 
von einer gewaltigen Kriſe erfaßt iſt, von der Kriſe 
des kapitaliſtiſchen Zeitalters, einer Kriſis, 
die mit unerbittlicher Folgerichtigkeit 
auch die Induſtrien, die die Finanz tragen 
ſollen, in den Abgrund reißen wird. 

Hier ſetzt die geſchichtliche Aufgabe des Nationalſozialis⸗ 
mus ein, durch Brechung der Zinsknechtſchaft 
und Umbau des kapitaliſtiſchen Syſtems der 
Welt neue Wege zu zeigen für die Finanzierung großer 
öffentlicher Aufgaben und für die Durchführung eines 
großzügigen Arbeitsbeſchaffungsprogramms für die Über⸗ 
gangszeit, um dann in einem auf weite Sicht eingeſtellten 
volkswirtſchaftlich⸗techniſchen Programm die Reagrariſie⸗ 
rung unſeres Volkes vorzubereiten, damit in ein bis zwei 
Jahrzehnten unſer ganzes Volk auf höherer Ziviliſations⸗ 
und Kulturſtufe wieder in eine friedlichere Epoche, in 
Schollenverbundenheit und Vaterlandsliebe hineinwachſe. 
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Goldwährung? 


Erſter Druck im „Völkiſchen Beobachter“ vom 2. Juli 1932 


Es gehört mit zu den feſteſt eingefreſſenen Vorur⸗ 
teilen, daß man im Gold gewiſſermaßen einen Wert⸗ 
meſſer von allgemeiner Gültigkeit beſitze, der — ähnlich 
wie das Metermaß zum Meſſen von Längen — geeignet 
ſei, Werte zu meſſen. Aus dieſem Grund hat man auch 
geglaubt, die Währungen der einzelnen Länder in ein be⸗ 
ſtimmtes Verhältnis zu einer beſtimmten Menge Goldes 
bringen zu müſſen, um damit eine verhältnismäßig ſichere 
Bemeſſung des Wertes der einzelnen Waren in ihrem 
Austauſchverhältnis feſtlegen zu können. 

Wir haben es hier mit einem der gefährlichſten Irrtümer 
zu tun, der wegen ſeiner außerordentlich großen Verbrei⸗ 
tung auch außerordentlich ſchädlich iſt. Man muß ſich vor 
allen Dingen gründlich über eines klar ſein: Werte kann 
man nicht meſſen, ſondern nur bewerten. Schon der 
Ausdruck „Wertmeſſer“ iſt deshalb ein Widerſpruch in ſich 
ſelbſt. Überall da, wo ſubjektive perſönliche Momente 
mitſpielen, wo Angebot und Nachfrage, wo Man⸗ 
gel und Überfluß, wo Seltenheit und Alter, 
Dauerhaftigkeit und ſchnelle Verderblichkeit 
mitſpielen, kann von einem exakten Meſſen, wie wir 
es in der Naturwiſſenſchaft kennen, keine Rede ſein. 

Daß unſere materialiſtiſche, techniſterte Welt glaubt, 
Werte meſſen zu können, und glaubt, das Gold ſozuſagen 
als Maßſtab anwenden zu können, iſt noch keineswegs ein 
Beweis für die Richtigkeit oder auch nur Möglichkeit ſolches 
Vorgehens. Gold iſt zunächſt Ware, und zwar als Edel⸗ 
metall eine edle Ware, in ſeiner gleichbleibenden Qualität 
beſonders geeignet, aufbewahrt zu werden, in ſeiner be⸗ 
ſonderen Begehrtheit beſonders geeignet, als Tauſchmittel 
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zu fungieren, und als „begehrteſte Ware“ war es in frühes 
ren Zeiten dazu auch ſicherlich geeignet. 

Gold iſt aber auch Währungsmetall, und als 
Währungsmetall erhält es den ſeltſamen Doppelcharakter 
als Geld und als Ware. 

Geld als Funktion der Geſellſchaft, Geld 
als „Anweiſung auf geleiſtete Arbeit“ iſt 
zweifellos unabhängig von dem inneren Warenwert der 
Geldzeichen. Hiſtoriſch geſehen haben Kaurimuſcheln, Tee⸗ 
päckchen, Sklaven und Sklavinnen, Vieh, Silber, Bank⸗ 
noten zweifellos die gleichen Dienſte getan wie Goldmün⸗ 
zen, und in der modernen geſteigerten Wirtſchaft hat ſich 
ſchließlich das Geld vollſtändig freigemacht von ſeinem Sub⸗ 
ſtrat und dient der Wirtſchaft als Giralgeld oder in 
Form des bargeldloſen Zahlungsausgleiches ganz 
genau in derſelben Weiſe wie das Gold. 

Die Verankerung im Golde für die Währungseinheit 
ſtellt ſich heute als ein unerhörtes Hemmnis heraus für 
die unerläßlich notwendige Kreditausweitung zur Arbeits⸗ 
beſchaffung. Die Verankerung im Golde als Wertmaßſtab 
iſt aber auch, wie uns gerade die letzten Monate lehrten, 
ein Selbſtbetrug der dem Goldwahnſinn huldigen⸗ 
den Nationalwirtſchaft. 

Das, was mit dem goldenen Wertmaßſtab erreicht wer⸗ 
den ſollte, iſt nicht erreicht worden und kann nicht erreicht 
werden, wie uns allein ſchon die Geſchichte der letzten 
Jahre beweiſt. Der Goldpreis iſt im Laufe der letzten 
Jahre um rund 70 Prozent geſtiegen, und die Waren, die 
man angeblich mit dem Golde meſſen kann, ſind um 30, 
40, 50 und mehr Prozent geſunken. Wichtig iſt es, 
gleich hier zu erkennen, daß von einer einheitlichen 
Preisbewegung gar keine Rede iſt, obwohl doch angeblich 
das Gold die magiſche Kraft haben ſoll, für alle übrigen 
Werte ein gleichheitliches Maß abzugeben. Man muß eben 
endlich einmal begreifen, daß es im Bereich der Werte 
und Güter kein Abſolutum gibt, ſondern nur ein Re⸗ 
lativum. 

Exakt meſſen kann man nur Objekte im Bereich der 
exakten Wiſſenſchaften. Man kann die Größe eines 
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Tiſches, eines Hauſes exakt meſſen. Man kann das Gewicht 
irgendeines Gegenſtandes genau in Kilogrammen oder 
Grammen, in Pfunden oder Unzen meſſen, welche Maß⸗ 
einheiten ihrerſeits wieder in einem ganz exakten Um⸗ 
rechnungsverhältnis zueinander ſtehen. Man kann ver⸗ 
brauchte elektriſche Energie ganz exakt nach Kilowattſtun⸗ 
den meſſen, die Leiſtung einer Maſchine ganz genau nach 
Meterkilogrammen und Pferdeſtärken. Wer vermag 
aber exakt anzugeben den Wert eines 
Kleidungsſtückes, einer Mahlzeit, eines 
Schluckes Waſſer, eines Heilmittels, einer 
ſtaatspolitiſchen Leiſtung uſw.? In welch 
feſtem Verhältnis ſoll ſtehen der Wert der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugung mit dem Wert der Erzeugniſſe 
von Gewerbe, Handwerk und Induſtrie? Die Bemeſſung 
und das Austauſchverhältnis all dieſer Werte iſt von ſo 
viel perſönlichen, menſchlichen, ſubjektiven Faktoren ab⸗ 
hängig, daß eine exakte, allgemein gültige Wertung un⸗ 
möglich iſt. Es ſind zu berückſichtigen Quantität und Qua⸗ 
lität, Zeit und Umſtände, Notlage des zum Zwangsverkauf 
Getriebenen, Intereſſe oder Begierde des zum Kauf Ent⸗ 
ſchloſſenen, größere oder kleinere Geldbörſe des Käufers 
ſowie zahlloſe Momente ſpekulativer Art. All dieſe Über⸗ 
legungen zeigen, daß der ſogenannten Währungseinheit 
lediglich die Funktion eines vom Staate feſtgeſetzten Nen⸗ 
ners zukommt, daß aber dieſem feſtgeſetzte Maßqualitäten 
keineswegs eignen. Es müßte doch ſonſt z. B. verboten ſein, 
daß auf Verſteigerungen mit dem angeblichen ſtaat⸗ 
lichen Maßſtab Güter verſchleudert werden, daß im Falle 
von natürlichem Mangel eine natürliche Teuerung eintritt, 
oder daß im Falle künſtlichen Mangels durch Schieberei 
und Wucher die Bevölkerung plötzlich ſehr viel mehr Wert⸗ 
einheiten ausgeben muß, um das gleiche kaufen zu können. 

Gewiß kann und muß gefordert werden, daß die Preiſe 
nicht andauernd willkürlich ſchwanken. Aber die ſämtlichen 
Fanatiker, die ſich für eine unbedingt gleichbleibende Kauf⸗ 
kraft der Währungseinheit einſetzen, und die die Garantie 
dafür immer nur in der Golddeckung ſehen, find jederzeit 
begeiſtert und nehmen gerne an, wenn gewiſſe Waren ge⸗ 
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mäß dem „Goldmaßſtab“ billiger werden. Billiger werden 
dürfen die Waren, das akzeptieren die Golddeckungsfana⸗ 
tiker gerne. Sie bedenken aber nicht, daß ſie 
damit ihren Wertmeſſer Gold ſelber ent⸗ 
thront haben. 

Die Relativität des Goldmaßſtabes wird vielleicht noch 
beſſer erkannt, wenn man ſich folgendes vor Augen hält. 
Man kann ſagen: 10 Goldein heiten (ob Mark oder 
Schilling oder Frank oder Gulden, ſei hier gleichgültig) 
ermöglichten im Jahre 1928 den Kauf von 10 Ztr. Weizen, 
im Jahre 1929 nur von 8 Ztr., im Jahre 1930 aber von 
12 Ztr., und umgekehrt mit genau der gleichen Berechti⸗ 
gung kann man ſagen: Für eine Tonne Weizen erlöſte 
der Landwirt im erſten Jahre 30 Goldein heiten, im 
Jahre darauf 23 Goldein heiten und im dritten Jahre 
36 Goldein heiten; damit iſt bewieſen, daß es ſich um 
ein in weiteſtem Maße dehnbares Wertver⸗ 
hältnis zwiſchen Gold und Weizen handelt, 
daß alſo der Glaube, man könnte mit Gold 


Werte oder Preiſe meſſen, vollſtändig ab⸗ 


wegig iſt. 

Nationalwirtſchaftlich geſehen möchte es dem kommen⸗ 
den Staatsmann wichtiger und wertvoller erſcheinen, daß 
er für die Ernährung ſeines Volkes immer eine beſtimmte 
Menge Brotgetreide zur Verfügung hat als eine 
beſtimmte Menge Gold als Währungsgrundlage. Gold 
iſt keine Währungsgrundlage, i ſt kein Wertmeſſer. Gold 
iſt eine Ware wie tauſend andere Waren auch, die in 
ihrem Wert im Verhältnis zu anderen Gütern genau ſo 
ſchwankt, genau ſo relativ iſt wie irgendein anderes Gut. 


Die Preisſchwankungen der Güter ſind von ganz anderen 


Faktoren und Gründen abhängig als von der Golddeckung 
einer Währung. 

Das Billigerwerden von Schuhen und Kleidern, von 
Radioapparaten u. a. m. iſt abhängig von techniſchen 
Errungenſchaften. Ob die Apfel und Kirſchen bil⸗ 
liger werden, iſt abhängig von dem Reichtum der Natur, 
aber nicht davon, wieviel Gold in den Kellern der Reichs⸗ 
bank liegt. Zu welchem Preis wir Baumwolle, Wolle, 
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Kupfer und Eiſenerz vom Auslande beziehen, ift wiederum 
nicht abhängig davon, wieviel Gold in der Welt vor⸗ 
handen iſt und wie die Währungen der Staaten unterein⸗ 
ander zum Dollarkurs ſtehen, ſondern davon, wie die 
Produktion in den betreffenden Rohſtoffländern und 
die Nachfrage in den verbrauchenden Induſtrieländern 
iſt, kann abhängig ſein von Machinationen der Hochfinanz 
an den Baumwoll- und Metallbörſen, iſt abhängig von 
der Erfindung von Erſatzſtoffen uſw. 

Wo bleibt alſo der „Wertmeſſer“ Gold bei dem Zu⸗ 
ſammenbruch der Rohſtoffpreiſe auf der ganzen Erde? Wo 
iſt der „Wertmeſſer“ Gold bei der Bewertung ſtaatspoliti⸗ 
ſcher Leiſtungen oder genialer Erfindertätigkeit? War das 
Gold als Wertmaßſtab nötig geweſen bei der Einführung 
der Rentenmark? Nein! Ohne jede Golddeckung 
wurde die Rentenmark nicht nur im Inland, ſondern auch 
im Ausland als Edelvaluta, vollwertig und ſtabil, an⸗ 
erkannt. 

Wird heute Frankreich durch ſeinen un⸗ 
geheuren Goldſchatz davor bewahrt, daß 
die Erwerbsloſigkeitauchdort Fortſchritte 
macht? Haben die phantaſtiſchen Goldmen⸗ 
gen, die in den amerikaniſchen Banken 
aufgeſtapelt ſind, verhindern können, daß 
die Arbeitsloſigkeit in Amerika rieſen⸗ 
hafte Ausmaße angenommen hat und die 
Rohſtoffpreiſe kataſtrophal zufſammenge⸗ 
brochen ſind? 

Für das Leben des Volkes iſt das Vorhandenſein von 
Nahrung, Kleidung, Wohnung, Arbeits⸗ 
wille und Arbeitsfreudigkeit unendlich viel 
wichtiger als ein noch ſo großer Haufen Gold. 

Die Relation der Werte beim Güteraustauſch 
läßt ſich niemals fixieren, ſonſt verlören die Sprachbegriffe 
„billig“ und „teuer“, „preiswert“ und „angemeſſen“ ihren 
Sinn. Auf der einen Seite ſchwände ſogar der Anreiz zur 
Verbilligung der Produktion, wenn die Preiſe ſtaatlich feſt⸗ 
genagelt würden, auf der anderen Seite bräche unter einer 
Notzeit von Mißwachs und Hagelſchlag doch ein ſtaatlich 
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firiertes Preisgebäude zuſammen. Das Höchſte, was durch 
ſtaatliche Manipulation der Währung erreicht werden 
kann, iſt eine verhältnismäßig gleichbleibende 
durchſchnittliche Höhe der Lebenshaltungskoſten. Die Ver⸗ 
ankerung der Währung im Gold iſt dazu gänzlich ungeeig⸗ 
net, führt nur zu einer höchſt gefährlichen Verknap⸗ 
pung der Zahlungsmittel und dient im Grunde 
ausſchließlich den Intereſſen der Goldbeſitzer, der 

Hochfinanz. Für einen nationalſozialiſti⸗ 

ſchen Staat iſt die Loslöſung von der Gold⸗ 

währung Vorausſetzung und Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit für den Wiederaufbau der 
deutſchen Wirtſchaft. 

Im Austauſch mit dem Ausland iſt die Qualität 
und die Überlegenheit der deutſchen Fertigwaren 
unendlich viel wichtiger als die Goldbaſis für die Mög⸗ 
lichkeit, die benötigten Rohſtoffe vom Ausland zu erhal⸗ 
ten, das ja ſeinerſeits ebenfalls ein Intereſſe daran hat, 
ſeine überſchüſſigen Rohſtoffmengen einzutauſchen 
gegen Fertigwaren, die es nicht ſelbſt erzeugen kann. 

Nicht das Gold iſt das Weltgeld. Das Weltgeld war, 
ift und wird immer ſein die Ware. Jüdiſches 
Denken hat das Gold in den Mittelpunkt geſtellt. Die Ver⸗ 
ankerung der Währungen im Golde hat die Völker des 
weſtlichen Kulturkreiſes dem Finanzkapital zins⸗ und 
tributpflichtig gemacht. Brechung der Zinsknecht⸗ 
ſchaft wäre unmöglich ohne die Loslöſung vom Golde. 
| Die Notwendigkeit der Golddeckung ift ein Irrglauben. 

Grundfalſch iſt die Meinung, als ob Gold geeignet ſei, ein 

Wertmeſſer zu ſein. 

Die Loslöſung vom Golde iſt die Voraus⸗ 
ſetzung für eine geſunde Wirtſchaft im 
Dritten Reich, in der der Arbeit wieder der 
Vorrang vor dem Geld eingeräumt werden 
muß, in einem Staat, dem die Wohlfahrt 
der Bevölkerung vor dem Profit der Ban⸗ 
kiers geht. 


— 
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Arbeitsbeſchaffung 


Erſter Druck in der „Deutſchen Wochenſchau“ 1932 


„Ein jedes Volk beſtimmt ſich ſelbſt 
ſein Los zur Freiheit oder Sklaverei.“ 


Neben politiſcher Versklavung iſt das furchtbarſte Los, 
das ein Volk treffen kann, wenn Millionen von Volks⸗ 
genoſſen keine Arbeit mehr finden. Arbeit iſt letzter und 
höchſter Lebensinhalt des ſchaffenden nordiſchen Men⸗ 
ſchen. Arbeitsloſigkeit iſt geiſtiger Tod. Als ſoziales und 
wirtſchaftliches Problem bedeutet die Arbeitsloſigkeit 
Untergang und Verelendung der ganzen Nation, bedeutet 
völlige Aushöhlung der Wirtſchaftskraft eines Volkes und 
birgt in ſich den Keim zu gefährlichen Revolten, die ſchließ⸗ 
lich zur Auflöſung des geſamten Staates führen müſſen. 

Wenn ſich in früheren Zeiten der Staat um vorüber⸗ 
gehend oder auch auf längere Zeit erwerbslos gewordene 
Mitbürger nicht angenommen, ſondern dieſe „Armen“ der 
öffentlichen Mildtätigkeit und der privaten oder gemeind⸗ 
lichen Wohlfahrtspflege überlaſſen hat, ſo iſt in der Gegen⸗ 
wart die Sorge für die Arbeitsloſen zu einem ſozialpoli⸗ 
tiſch, ſtaatspolitiſch und wirtſchaftspolitiſch gleich großen 
Problem allererſter Ordnung geworden. 

Rund ein Drittel der deutſchen Geſamtbevölkerung (!) 
muß heute aus öffentlichen Mitteln erhalten werden. 
Rund 6 Millionen Vollerwerbsloſe, das heißt mit Frauen 
und Kindern und unter Anrechnung der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung beziehenden arbeitslos gewordenen An⸗ 
gehörigen des gewerblichen und induſtriellen Mittel⸗ 
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ſtandes alſo rund 20 Millionen Deutſche, haben keine 
Arbeit. Durch alleräußerſte ſteuerliche Ausplünderung der 
noch in Arbeit befindlichen deutſchen Bevölkerung, durch 
tiefe Eingriffe in die Vermögensſubſtanz, durch immer 
weiter gehende Verſchuldung iſt verſucht worden, dieſe 
Anglücklichen durch die Erwerbsloſenunterſtützung auf 
einem jammervollen Exiſtenzminimum durchzuhalten, das 
durch die immer größer werdende Finanznot des Reichs, 
der Länder und Gemeinden heute längſt unter dem für 
deutſche Menſchen erträglichen Maß auch nur der primitiv⸗ 
ſten Lebensbedürfniſſe liegt. 

Im Grunde ſind die bisherigen Regierungen an ihrer 
Unfähigkeit, das Arbeitsloſenproblem zu löſen, geſcheitert. 
Die Frage der Arbeitsbeſchaffung wird 
zum Zentralproblem für jede Staatsregie⸗ 
rung, und ſie wird es ganz beſonders für uns National⸗ 
ſozialiſten, die wir mit ſchärfſter Oppoſition und mit ſchärf⸗ 
ſter Kritik den Regierungen der letzten dreizehn Jahre 
gegenübergetreten ſind. Es darf in unſerem Kreis keinen 
Zweifel darüber geben, daß eine ſpätere Geſchichte ihr 
Urteil über den Nationalſozialismus davon abhängig 
machen wird, wie der Nationalſozialismus dieſe Frage ge⸗ 
löſt hat. 

Die Überwindung der Arbeitsloſigkeit iſt aber keines⸗ 
wegs nur eine Frage der rein materiellen Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung mit irgendwelchen techniſchen Mitteln. Sie iſt eine 
ungeheuer weit ausgreifende Staatsaufgabe, die ebenſo⸗ 
ſehr in handelspolitiſche, weltwirtſchaftliche Beziehungen 
hineingreift, wie ſie innenpolitiſcher, wirtſchaftspolitiſcher 
und techniſcher Art iſt, wie ſie auch ebenſoſehr in ihrer 
Totalität eingreift in die Strukturwandlungen unſerer 
Wirtſchaft, und nicht minder iſt ſie eine Aufgabe finanz⸗ 
techniſcher Art, denn ohne die Löſung der Finanzie⸗ 
rungsfrage der Arbeitsbeſchaffung iſt die Ankurbelung 
der geſamten Wirtſchaft unmöglich. Arbeitsbeſchaffung hat 
deshalb zur Vorausſetzung die Erkenntnis der Haupt⸗ 
urſachen, die zum jetzigen Zuſtand geführt haben. Sie find 
im einzelnen: 
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1. Die Arſachen außenpolitiſcher Art 


Dazu zählen die Folgen des Verſailler Diktats, die Ab⸗ 
zapfung von deutſchem Volksvermögen durch die Entente 
und die dadurch entſtandene Blutleere im deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftskörper. 


2. Arſachen außenhandelspolitiſcher Art 


Die liberaliſtiſch⸗weltwirtſchaftliche Einſtellung ließ es 
zu, daß unter Vernachläſſigung des deutſchen Binnenmark⸗ 
tes die Hauptintenſität auf die Eroberung der Auslands⸗ 
märkte gelegt wurde unter gleichzeitiger Verkümmerung 
der deutſchen Ernährungs⸗ und Rohſtoffgrundlage. In 


Verbindung damit ſtand eine ſinn⸗ und planloſe Einfuhr e 


von Lebensmitteln, die im Land hätten erzeugt werden 
können, und von Fertigfabrikaten, die mindeſtens in 
gleicher Qualität in Deutſchland ſelbſt hätten hergeſtellt 
werden können. 


3. Gründe innenpolitiſcher Art 


Dieſe Gründe ſind: 


a) Steuerliche Gründe. Ohne Rückſicht auf die 
immer wieder ſchmäler werdende Produktionsgrundlage 
wurden immer mehr Steuern für den übertrieben aufge⸗ 
blähten Verwaltungsbedarf herausgeholt, immer neue 
Steuerarten wurden geſchaffen, die Steuerſätze immer 
mehr erhöht bei gleichzeitigem Abſinken des Geſamtauf⸗ 
kommens. 

b) Die Verſchuldung der Nation, ſowohl der öf⸗ 
fentlichen Hand wie der Wirtſchaft in Stadt und Land, 
die ſchließlich mit einer Geſamtverſchuldung zum 1. Ja⸗ 
nuar 1932 in Höhe von 95 Milliarden Goldmark zu be⸗ 
ziffern war und in furchtbarſter Weiſe die Tatſache der 
Zinsknechtſchaft über Deutſchland offenbart. 

c) Korruptions⸗ und Fäulniserſcheinun⸗ 
gen, Steuer⸗ und Kapitalflucht. 
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4. Die Tatſache, daß wir ung im Ausklang 
des „Techniſchen Zeitalters“ befinden 


Gerade dieſer letzte Grund iſt von außerordentlicher 
Bedeutung. Eine ganze Reihe großer und wichtiger, all⸗ 
umfaſſender techniſcher Einrichtungen iſt vollendet, wie 
das Eiſenbahnnetz, das Poſtnetz, die Errichtung der Elek⸗ 
trizitätswerke für Licht und Kraft, Waſſerleitungen, Gas⸗ 
werke, Straßenbahnen uſw., während die Leiſtungsfähig⸗ 
keit des deutſchen techniſchen Produktionsapparates (die 
Kapazität) durch Rationaliſierung, techniſche Neuerungen 
uſw. derart geſtiegen iſt, daß die laufend benötigten Erſatz⸗ 
arbeiten und Nachlieferungen nur einen verſchwindend 
geringen Bruchteil der vorhandenen Erzeugung ausnützen 
können. 

Wenn es nicht gelingt, eine Übergangszeit hindurch der 
Induſtrie neue große Impulſe techniſcher Art zu geben 
(dies iſt möglich), wird man auch trotz intenjinjter Arbeits⸗ 
beſchaffung auf dem Gebiete der Landeskultur, Eigen⸗ 
heimbewegung, des Straßenbaues uſw. nicht ſämtliche Er⸗ 
werbsloſe in den Produktionsprozeß dauernd wieder ein⸗ 
gliedern können. 


5. Das zinskapitaliſtiſche Syſtem 


Dieſes iſt ſeinem Weſen nach unfähig, die Arbeitsloſig⸗ 
keit zu beheben, denn gerade dieſes Syſtem hat mit ſeiner 
irrfinnigen Anleihe: und Zinswirtſchaft zur Ausdörrung 
der deutſchen Wirtſchaftskraft hauptſächlich mit beigetra⸗ 
gen. 

Die außerordentliche Vielgeſtaltigkeit der Urſachen der 
Arbeitsloſigkeit erfordert ſelbſtverſtändlich auch eine große 
Reihe von Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen, und dieſe müf- 
ſen organiſch unter einer zentralen Leitung zuſammen⸗ 
gefaßt ſein, müſſen ebenſo wirtſchaftspolitiſcher wie han⸗ 
dels⸗ und finanzpolitiſcher Natur fein und gleichzeitig ein⸗ 
geordnet ſein in die Geſamtheit deſſen, was die national⸗ 
ſozialiſtiſche Finanz⸗ und Wirtſchaftspolitik in einem deut⸗ 
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then Staat der Arbeit und Leiſtung einmal durchführen 
muß. 

Keine der zu treffenden Maßnahmen darf daher außer⸗ 
halb des großen Rahmens der grundlegenden Zielſetzungen 
der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftspolitik liegen. Jede 
einzelne Maßnahme muß jetzt ſchon an der richtigen Stelle 
für das Geſamtbild eingeſetzt werden. Von beſonderer Wich⸗ 
tigkeit wird in dieſem Zuſammenhange auch die Reihen⸗ 
folge und der Zeitablauf der einzelnen Maßnahmen ſein. 
Die und jene Maßnahmen müſſen ſofort gleichzeitig und 
überall in Deutſchland in Angriff genommen werden, an⸗ 
dere werden auf Jahre und Jahrzehnte zu verteilen ſein, 
und einzelne große Spezialaufgaben werden erſt nach ent⸗ 
ſprechender techniſcher Vorbereitung in Angriff genommen 
werden können; wieder andere Maßnahmen werden mehr 
pſychologiſch⸗politiſcher Art ſein und die Vorausſetzungen 
ſchaffen müſſen für eine organiſche Wirtſchaft und für eine 
gewiſſe geiſtige Amſtellung in der Richtung der Bevorzu⸗ 
gung deutſcher Fabrikate und Nahrungsmittel und Ge⸗ 
tränke vor ausländiſchen. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt auch die Erkenntnis, daß 
eine ganze Reihe von wirtſchaftlichen Aufgaben in Staats⸗ 
hand übergeleitet (ſozialiſiert) werden müſſen, daß eine 
Reihe von wirtſchaftlich⸗techniſchen Maßnahmen aus der 
Sphäre der Privatwirtſchaft von ſelbſt in die Verſtaat⸗ 
lichungsreife hineinwachſen, ſo die Verſorgung der Bevöl⸗ 
kerung mit Licht, Kraft und Wärme; die Erkenntnis, daß 
der nationalſozialiſtiſche Staat die Pflicht hat, das deutſche 
Brot für die deutſche arbeitende Bevölkerung ſicherzuſtellen, 
und vor allen Dingen, daß das Geld⸗ und Kreditweſen reſt⸗ 
los unter die Aufſicht des Staates geſtellt werden muß. 

Betrachtet man die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen im 
einzelnen, ſo hat auf dem Gebiete der Handelspolitik als 
oberſtes Geſetz zu gelten: Bodenerzeugniſſe und 
Fertigwaren, die in Deutſchland ſelbſt in 
genügender Menge wachſen oder erzeugt 
werden können, dürfen nicht vom Ausland 
bezogen werden. 

Dieſe kategoriſche Zielſetzung beſagt keineswegs, daß der 
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Nationalſozialismus ſich ſtur von der übrigen Weltwirt⸗ 
ſchaft abſchließen will. Auch ein nationalſozialiſtiſcher Staat 
könnte dies gar nicht, da vor allem eine Reihe von Roh⸗ 
ſtoffen unter allen Umſtänden aus dem Auslande bezogen 
werden müſſen, während umgekehrt auch die deutſche Ex⸗ 
portinduſtrie ihrerſeits mit Recht verlangen kann, daß ihr 
der Weltmarkt nicht durch die zu erwartenden Gegenmaß⸗ 
nahmen gegen eine ſtarre Autarkiebewegung verbaut wer⸗ 
den dürfe. 

Es betrug auf dem Gebiete des Lebensmittelmarktes die 
Einfuhr im Jahre 1928 (dieſes Jahr iſt gewählt, da es 
ein Jahr eines insgeſamt noch guten internationalen 
Güteraustauſches war, während den Ziffern aus den 
Kataſtrophenjahren 1930 und 1931 keine wirkliche Be⸗ 
weiskraft für die tatſächlichen Verhältniſſe innewohnt): 
4,5 Milliarden Goldmark, ein Betrag, mit deſſen 
viertem Teil der deutſchen Landwirtſchaft in weiteſtem 
Ausmaße hätte geholfen werden können. 

Die Duldung einer Weizeneinfuhr im Betrage von 561 
Millionen Goldmark zu einer Zeit, da im Oſten die Land⸗ 
wirtſchaft zugrunde ging, weil ſie ihren Roggen nicht oder 
nur zu ungenügendem Preiſe abſetzen konnte, die Tatſache, 

daß für Obſt und Gemüſe nicht weniger als 755 Millionen 
Goldmark ins Ausland gingen, während der deutſche Obſt⸗ 
und Gemüſebau zum Erliegen gebracht wurde, die weitere 
Tatſache, daß für Milchprodukte und Eier 951 Millionen 
Goldmark (!) ins Ausland gingen, während die Not der 
deutſchen Viehzüchter und Hühnerzüchter immer höher ſtieg, 
beweiſen, daß ein geradezu irrſinniges, volkswirtſchafts⸗ 
feindliches Wirtſchaftsſyſtem vorgewaltet hat. Nach über⸗ 
einſtimmender Anſicht der hervorragendſten landwirtſchaft⸗ 
lichen Sachverſtändigen beſteht kein Zweifel, daß durch In⸗ 
tenſivierung der deutſchen Landwirtſchaft in Verbindung 
mit großzügigen Landeskulturarbeiten, Moorentwäſſerun⸗ 
gen, durch große Gemüſebau⸗ und Treibhausanlagen, durch 
rationelle Hühnerzucht in wenigen Jahren nahezu der ge⸗ 
ſamte deutſche Lebensmittelbedarf im Lande gedeckt werden 
könnte. 
Die Einfuhr von ausgeſprochenen Südfrüchten könnte 
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ſelbſtverſtändlich ſchlagartig geſperrt werden. Man wird 
bei Maßnahmen in dieſer Richtung jedoch darauf Rückſicht 
zu nehmen haben, welche Südfrucht⸗Importländer beſon⸗ 
ders als Abnehmer deutſcher Induſtrieerzeugniſſe in Frage 
kommen. Das gleiche gilt von der Einfuhr von Tabak. 

Als ganz beſonderer Skandal muß es bezeichnet werden, 
daß im Jahre 1928 die Einfuhr von Fertigwaren die Rie⸗ 
ſenſumme von 2459 Millionen Goldmark erreichte. Unfere 
hochentwickelte Textilinduſtrie macht beſtimmt die Einfuhr 
ausländiſcher Garne, Kunſtſeide, Kleider, Wäſche uſw. über⸗ 
flüſſig, die mit einer Geſamtſumme von 863 Millionen 
Goldmark Hunderttauſende deutſcher Textilarbeiter brotlos 
machte; dasſelbe iſt der Fall bei der Einfuhr ausländiſchen, 
insbeſondere tſchechiſchen Schuhwerks, von Pelzen, Kraft⸗ 
fahrzeugen und Uhren. 

Die Einfuhr von Eiſenwaren im Betrage von 338 Mil⸗ 
lionen ()) nach Deutſchland mutet an wie ein Stück 
aus dem Tollhaus, und daß für 148 Millionen (1) Farben 
und chemiſche Fertigfabrikate eingeführt wurden, iſt eben 
nur möglich, wenn einer ſchrankenloſen Ausländerei beim 
Kauf von Parfüms, Lippenſtiften, Puder, pharmazeutiſchen 
Produkten uſw. von Staats wegen keinerlei Riegel vor⸗ 
geſchoben wird. 

Anders verhält es ſich bei der Einfuhr von Rohſtoffen 
und Fertigfabrikaten, die unſere deutſche Erde nicht oder 
nicht in genügender Menge zu geben vermag. Die müſſen 
ſelbſtverſtändlich eingeführt werden, allen voran die Roh⸗ 
ſtoffe der Textilinduſtrie, Baumwolle und Wolle mit rund 
15 Milliarden, Olfrüchte und Olkuchen mit 954 Millionen, 
Mineralöle mit 247 Millionen, Kautſchuk mit 113 Mil⸗ 
lionen, Eiſenerze mit 243 Millionen, Kupfer mit 376 Mil⸗ 
lionen, Häute mit 324 Millionen, Felle mit 235 Millionen, 
Seide mit 145 Millionen, Kleie, Bauholz, Steinkohle, 
Tabak. 

Dieſes rieſige Kontingent von Rohſtoffen, das im Jahre 
1928 die Ziffer von 7243 Millionen Goldmark erreichte, 
öffnet ohne weiteres dem deutſchen Exporthandel auf dem 
Gebiete der Fertigwaren, Textilwaren, Lederwaren, von 
Pelzen, Möbeln, Papier, Farben, Chemikalien, Porzellan, 
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Glas und vor allen Dingen Eiſenwaren, die mit 1629 Mil⸗ 
lionen, und Maſchinen, die mit 1600 Millionen im Jahre 
1928 in unſerer Außenhandelsbilanz ſtanden, in reichlichem 
Maße Ausfuhrmöglichkeiten. 

Es muß alſo in das Gebiet unſachlichen Geredes ver⸗ 
wieſen werden, wenn man von den nationalſozialiſtiſchen 
Autarkiebeſtrebungen eine Schädigung des deutſchen Ex⸗ 
porthandels erwartet. Daß ein deutſcher Export von für 
Deutſchland lebensnotwendigen Artikeln, alſo von Weizen 
(59 Millionen), Hafer (63 Millionen), Mehl (35 Millio⸗ 
nen), zu unterbleiben hat, iſt ſelbſtverſtändlich. Daß die 
Ausfuhr von Pelzwaren, Steinkohle (472 Millionen), Koks, 
ſchwefelſaurem Ammoniak, chemiſchen Produkten und Kali 
von uns gefördert werden wird, verſteht ſich ebenfalls von 
ſelbſt. 

Aus dem kurz Geſagten und ziffernmäßig Belegten geht 
hervor, daß die in jeder Hinſicht maßvollen Autarkiebeſtre⸗ 
bungen des Nationalſozialismus eine Gefährdung der deut⸗ 
ſchen Exportintereſſen keineswegs nach ſich ziehen müſſen, 
während die Ablehnung jeder unnötigen Einfuhr geradezu 
eines der wichtigſten Fundamente für die indirekte Arbeits⸗ 
beſchaffung darſtellt. Man kann rechnen, daß auf durch⸗ 
ſchnittlich 2000 M. Einfuhr eine deutſche Arbeiterfamilie 
erwerbslos wird. Bei einer Annahme von rund 6 Milliar⸗ 
den unnötiger Lebensmittel⸗ und Fertigwareneinfuhr im 
Jahre 1928 bedeutet dies, daß bei einer Nichteinfuhr in 
dieſer Höhe und gleichzeitigem Verbrauch in Deutſchland 
rund 3 Millionen (1) deutſcher Arbeiterfamilien Arbeit 
und Brot gehabt hätten. 

Die Maßnahmen, die hier zu ergreifen ſind, brauchen 
durchaus nicht gewaltſam und kämpferiſch ergriffen zu 
werden. Einfuhrſperren, Einfuhrverbote, Aufhebung oder 
Bruch von Handelsverträgen ſcheinen mir hier durchaus 
ungeeignete Mittel zu ſein, falls nicht politiſche Ziel⸗ 
ſetzungen im einzelnen Falle dies verlangen. Weitaus 
das Hauptgewicht wird zu legen ſein auf 
die Erziehung. Die deutſche Frauenſchaft wird hier 
vorbildlich voranzugehen haben in der Ablehnung auslän⸗ 
diſcher Waren ſowie Lebens⸗ und Genußmittel. Im poſi⸗ 
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tiven Sinne wird eine Förderung des Baues von Ge⸗ 
wächshauskulturen mit ſtaatlichen Mitteln vorzuſehen ſein. 
Beſondere Fürſorge muß der Landwirtſchaft, Gärtnerei 
und Hochſeefiſcherei zukommen. Es muß verhindert werden, 
daß, während faſt die ganze Hochſeefiſchflotte aufliegt, aus 
Dänemark Fiſche mit Laſtwagen bis nach Berlin, Magde⸗ 
burg und Halle gebracht werden. 

Eine ſehr ſcharfe Waffe und Hilfe für die Bereinigung 
unſerer außenhandelspolitiſchen Beziehungen wird die 
Schaffung einer Deviſenzentrale jein, die eben nur 
für die Einfuhr von Gütern, die lebensnotwendig ſind, 
Deviſen zuteilt, während ſie ſolche für die Einfuhr von 
unerwünſchten Artikeln nicht bewilligen wird. Die Begrün⸗ 
dung einer ſtaatlichen Außenhandelsſtelle 
ſcheint mir unerläßlich, damit von dieſer Stelle im Rahmen 
der oben geſchilderten Geſichtspunkte eine genaue Prüfung 
der Handelsbeziehungen mit den außerdeutſchen Ländern 
vorgenommen werden kann. 

Den Maßnahmen auf dem Gebiete der Handelspolitik 
müſſen ſolche im Lande ſelbſt entſprechen. Die hauptſäch⸗ 
lichſten davon möchte ich einzeln betrachten. 


Amlenkung der Hauszinsſteuer 


Die Umlenkung der Hauszinsſteuer iſt als eine Maß⸗ 
nahme zu bezeichnen, die ſofort wirkſam werden kann und 
an einer beſonders wirkſamen Stelle anſetzt. Der Vorgang 
iſt dergeſtalt gedacht, daß den Hauszinsſteuerpflichtigen 
50 oder mehr Prozent ihrer Hauszinsſteuern erlaſſen wer⸗ 
den, wenn ſie die erlaſſenen Beträge zur Vergebung von 
Reparaturarbeiten an den eigenen Gebäuden verwenden 
und hierüber amtlich nachzuprüfende Nachweiſe vorlegen. 
Nach dem Muſterbeiſpiel, das in der Ingenieurtechniſchen 
Abteilung für Baden durch den dortigen Gaufachberater, 
Profeſſor Dr.⸗Ing. Karl Flügel von der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule in Karlsruhe, durchgerechnet worden iſt, ſind allein 
für Baden auf dieſe Weiſe 11 500 Mann unterzubringen. 
Bei Umrechnung auf das ganze Reich ergibt ſich eine Zahl 
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von rund 300 000 Bauhandwerkern und Arbeitern, die 
wieder in Tätigkeit geſetzt werden könnten. 

Wichtig iſt, daß ſich gerade bei dieſer Maßnahme ſehr 
bald auch der ſogenannte „zweite Mann“ von ſelbſt in die 
Wirtſchaft wieder eingliedern wird. Denn wenn erſt das 
Baugewerbe — das wichtigſte Schlüſſelgewerbe — in Be⸗ 
trieb geſetzt iſt, werden die üblichen gewerblichen Betriebe 
ſowie die Lieferanten von Zement, Kalk, Ziegeln, Eiſen, 
Draht, Nägeln, Türbeſchlägen, Blitzableitern und die In⸗ 
ſtallationsunternehmer uſw. wieder alsbald Aufträge er⸗ 
halten. 

Spezialfragen bezüglich der Behandlung ausländiſchen 
Hausbeſitzes, abbruchreifer und abbrucherwünſchter groß⸗ 
ſtädtiſcher Wohnquartiere, Ausnahmen für in gutem Zu⸗ 
ſtande befindliche Häuſer und dergleichen bleiben reichs⸗ 
geſetzlicher Regelung vorbehalten. 


Siedelung und Heimſtättenbewegung 


Die ſo elementar in der wirklich oft rührenden Pflege 
des kleinen Heimgartens zum Ausdruck kommende Sehn⸗ 
ſucht der Großſtadtbevölkerung nach dem eigenen Heim, 
die großzügige nach dem Oſten gerichtete Bevölkerungs⸗ 
politik der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei 
eröffnen ein weiteres rieſengroßes Gebiet für Arbeits⸗ 
beſchaffung durch Heimſtättenbau und Siedelung. 

Grundſätzlich muß hier allerdings unterſchieden werden 
zwiſchen der Stadtrandſiedelung und der bäuerlichen Sie⸗ 
delung. Während landwirtſchaftliche Siedlerſtellen aus 
nationalpolitiſchen und produktionspolitiſchen Gründen zur 
Hebung unſerer Erzeugung dienen müſſen, kann die Stadt⸗ 
randſiedelung nur inſoweit befürwortet und gefördert wer⸗ 
den, als es ſich dabei um Volksgenoſſen handelt, die ſelbſt 
für die Errichtung der Eigenheimbauten Geldmittel zur 
Verfügung ſtellen können, die noch in Arbeit ſind oder der 
Wiedereingliederung in die Arbeit in der Stadt mit Be⸗ 
ſtimmtheit entgegenſehen können. 

Die Auflockerung unſerer Großſtädte würde am einfach⸗ 
ſten und wirkſamſten durch dieſe Förderung des Eigenheim⸗ 
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baues erreicht. Mit dieſer Förderung wird gleichzeitig er⸗ 
reicht, daß auch die große Maſſe der minderbemittelten 
Bevölkerung ſich das weſentlichſte Eigentum, deſſen der 
Menſch bedarf, das eigene Heim auf eigenem Grund und 
Boden, erwerben kann. Außerdem wirkte der Eigenheimbau 
belebend auf das geſamte Baugewerbe ein, ganz ſo wie die 
Umlenkung der Hauszinsſteuer. 

Durch eine umfaſſende Landeskulturarbeit ver⸗ 
mag der Ertrag unſerer Landwirtſchaft um , d. i. um 
1,5—2 Milliarden Mark im Jahr geſteigert zu werden. 
Gleichzeitig wird damit ein großer Teil unſerer Landwirt⸗ 
ſchaft in hohem Maße gekräftigt. Zugleich könnte damit 
etwa 500 000 Mann auf 10 Jahre Arbeit beſchafft werden. 


Straßenbau 


Ein gewaltiges Gebiet, das ebenfalls ſofort an Tauſen⸗ 
den von Stellen in Angriff genommen werden kann, iſt der 
Straßenbau. Das deutſche Straßennetz umfaßt etwa 220 000 
Kilometer, während das deutſche Eiſenbahnnetz nur etwa 
60 000 Kilometer Betriebslänge aufweiſt. 

Landſtraßenbau iſt dasjenige techniſche Gebiet, das gleich 
zu Beginn einer Arbeitsbeſchaffungsaktion in kürzeſter Zeit 
rund 500 000 Arbeitsloſe, verteilt auf das ganze Gebiet 
Deutſchlands, aufnehmen kann. Beſonders wertvoll iſt die 
Augenfälligkeit der ſofort einſetzenden Arbeiten (Muſſolini). 

Der jährliche Umfang eines Landſtraßenbauprogramms 
kann mit 1 Milliarde Mark feſtgeſetzt werden. (Ver⸗ 
ſtärkter Umfang des Ausbauprogramms in den Jahren 
1928 und 1929.) Hiermit könnten untergebracht werden: 
rund 4— 500 000 Saiſonarbeiter, hiervon rund 300 000 
über die Saiſon hinaus nahezu ganzjährig beſchäf⸗ 
tigte Arbeiter, die teilweiſe in den angrenzenden Induſtrien 
verwendet würden. 

Ein Bauprogramm für den Ausbau des vorhandenen 
Straßennetzes iſt ein begrenztes. Mit einem Betrag von 
5—6 Milliarden Mark verteilt auf 5—6 Jahre iſt das 
derzeitige deutſche Straßennetz in einen haltbaren Zuſtand 
zu verſetzen. Die Neuanlage größerer Straßenzüge (reiner 
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Automobil⸗Durchgangsſtraßen) iſt übrigens in einem der⸗ 
artigen Programm noch nicht enthalten. Zu den erforder⸗ 
lichen Arbeiten gehört auch die Aufrichtung ſogenannter 
landwirtſchaftlicher Verbindungswege von angemeſſenem 
Zuſtande, die in einzelnen Gegenden Deutſchlands in einem 
die Landwirtſchaft ſehr hemmendem Maße noch fehlen. 

Die Verbeſſerung des vorhandenen Straßennetzes eignet 
ſich weniger für die vorausgeſehene Arbeitsdienſtpflicht, da 
eine große Zahl kleiner, kurzfriſtig betriebener Bauſtellen, 
verteilt auf ganz Deutſchland, einzurichten iſt. Der Arbeits⸗ 
dienſtpflicht bleiben ſolche Arbeiten vorbehalten, wo es ſich 
um die Neuſchaffung ganzer Straßenkörper handelt (z. B. 
Umgehungsſtraßen). 

In techniſcher Hinſicht iſt eine ſorgfältigere überwachung 
einzuführen. Die Behörden müſſen einheitliche Richtlinien 
erhalten. Die Forſchungsinſtitute ſind von ihrer Induſtrie⸗ 
gebundenheit zu befreien und neutral zu beſetzen. Die Un- 
einheitlichkeit in der Straßenverwaltung, die umfangreichen 
Regiebetriebe der Verwaltungsbehörden ſowie unſaubere 
Begleiterſcheinungen in der beliefernden Induſtrie ſind 
durch eine geeignete Überwachungsſtelle zu beſeitigen. 

Es wäre anzuſtreben, daß nach beendetem Ausbau die 
Koſten für den Anterhalt der fertiggeſtellten Straßen aus 
den Mitteln der Automobilſteuer beſtritten werden. 


Waſſerkrafinutzung, Staffelflußbau 
und Waſſerſtoffwirtſchaft 


Ein Aufgabenkreis mit jetzt noch ganz unüberſehbaren 
Arbeitsbeſchaffungsmöglichkeiten ergibt ſich auf den drei 
Gebieten der Waſſerkraftnutzung, des Staffelflußbaus und 
der Waſſerſtoffwirtſchaft. 

Der Hochwaſſerſchutz erfordert die Eindeichung der Flüſſe 
und Ströme. Eine Ausnutzung der großen deutſchen Ströme 
galt bisher als für die Kraftgewinnung techniſch unmöglich 
wegen der zu geringen Gefälle. Durch den ſogenannten 
Staffelflußbau, der die vorhandenen Hochwaſſerdämme be⸗ 
nützt, durch Querdämme in Abſtänden von 5—10 Kilometer 


360 


jeweils abjperrt, entſteht gewiſſermaßen ein langgezogenes 
Syſtem von Seen, die eine vorzügliche Waſſerhaltung für 
die Gewinnung von Spitzenſtrom geſtatten. Durch die La⸗ 
waczeckſchen Umformer werden dieſe geringen Gefälle tech⸗ 
niſch hundertprozentig ausnutzbar, die großen Flüſſe wer⸗ 
den bis weit hinauf ſchiffbar bei gleichmäßiger Fahrt⸗ 
rinnentiefe im Sommer und im Winter, die Hochwaſſer 
werden gefahrlos über die Dammkronen mittels der Saug⸗ 
heber abgeführt. Es können auf dieſe Weiſe in Deutſchland 
8 Millionen kW (rund 10 Millionen PS) gewonnen wer⸗ 
den, die die Grundlage für eine dezentralifierte Kraft⸗, 
Licht⸗ und Wärmeverſorgung bieten. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Möglichkeit der Er⸗ 
reichung und Feſthaltung gleichmäßiger Grundwaſſerhöhe, 
die Möglichkeit, in allen Flußſyſtemen für die nötige Vor⸗ 
flut zu ſorgen, die wiederum die Vorausſetzung iſt für 
techniſch einwandfreie Moorkultivierungs⸗ und Entwäſſe⸗ 
rungsarbeiten. Auch hier handelt es ſich um Arbeiten, die 
faſt über ganz Deutſchland verteilt an allen Flußläufen 
gleichzeitig in Angriff genommen werden, trotzdem aber 
über viele Jahre, ja ſogar Jahrzehnte ſich verteilen. Die 
benötigten Mittel für dieſe Bauvornahmen ſind nur zum 
Anfang aus den Mitteln der Bau⸗ und Wirtſchaftsbank 
durch produktive Kreditſchöpfung zu entnehmen; denn ſehr 
bald — da es ſich um Hunderte und Tauſende von kleinen 
Waſſerkraftwerken handelt, die ein in ſich geſchloſſenes 
Ganzes bilden — werden die Erträgniſſe dieſer dezentra⸗ 
liſierten Waſſerkraftwerke den weiteren Ausbau der üb⸗ 
rigen Staffeln aus den Überſchüſſen der erſterſtellten 
Werke geſtatten. Die Möglichkeiten, die in der Umwand⸗ 
lung des Überſchußſtromes zu Waſſerſtoff und Sauerſtoff 
liegen (nach den Plänen von Dr. Lawaczeck durch Druck⸗ 
elektrolyſe), ſollen hier nur der Vollſtändigkeit halber er⸗ 
wähnt werden. Die Durchführung einer das ganze Land 
überſpannenden Waſſerſtoffverſorgung wird ebenſo der 
Schwerinduſtrie durch die Lieferung von Hunderttauſenden 
von Kilometern Röhren wie den Inſtallationsunterneh⸗ 
mern, den Ofen⸗ und Brennerfabrikanten auf Jahrzehnte 
hinaus Arbeit geben. 
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Ranalbauten 


Kanalbauten werden die einzelnen Flußſyſteme zuſam⸗ 
menſchließen. Der Ausbau des Mittellandkanals und vor 
allen Dingen der Hanſakanal werden für Zehntauſende von 
Arbeitsloſen Arbeit bringen auf Jahre hinaus. 


Große Einzelaufgaben 


Der eben genannte Hanſakanal wird das Rückgrat für 
eine großzügige Oſtraumpolitik werden. Es iſt zu wenig 
bekannt, daß wegen des Mangels einer Waſſerſtraßen⸗ 
verbindung vom Ruhrgebiet nach dem Oſtſeebecken die 
deutſche Ruhrkohle mit der engliſchen Kohle in der Oſtſee 
(Stettin, Danzig, Königsberg) nicht konkurrieren kann. 
Eine direkte Waſſerſtraße vom Ruhrgebiet über Bremen 
und Hamburg nach Lübeck ſtellte mit einem Schlage die 
Konkurrenzfähigkeit der deutſchen Kohle gegenüber der 
engliſchen Kohle her und brächte dauernd Zehntauſende 
deutſcher Arbeiter in den Kohlenbergwerken des Ruhr⸗ 
gebiets wieder in Arbeit; zugleich verbeſſerte dies die 
deutſche Handelsbilanz. 

Die Wiedergewinnung von Alt⸗Nordfriesland und die 
Auflandung des Jadebuſens ſind zwei ſpezielle Aufgaben 
von ſehr großem Ausmaß, die geſtatten, neues Land in 
der Größe des Großherzogtums Heſſen (12 000 Quadrat⸗ 
kilometer) lediglich durch Ziehung von Dämmen aus Eiſen⸗ 
beton wiederzugewinnen; bis zur völligen Auflandung 
nach Jahrzehnten könnten Ebbe und Flut zur Kraftgewin⸗ 
nung genützt werden. 

Die Durchführung derartiger Spezialaufgaben wird 
ſelbſtverſtändlich in ihrer Auswirkung außerordentlich 
große Aufträge für die deutſche Zement⸗ und Eiſeninduſtrie, 
die Turbinen⸗ und Generatorenfabriken bedeuten. 


Ausbau unferer Wehrmacht 


Der Ausbau unſerer Wehrmacht darf als Antrieb für 
Arbeitsbeſchaffung für Hunderttauſende nicht vergeſſen 
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werden. Über die Frage der wirtſchaftlichen Rentabilität 
von neu zu bauenden Panzerkreuzern laſſen wir eine 
Diskuſſion nicht zu. Wenn eine Lieferung von Schienen 
im Sinne der heutigen händleriſchen Wirtſchaft ohne wei⸗ 
teres auf dem Umwege über den Warenwechſel als Dek⸗ 
kungsgrundlage angeſehen wird für die Ausgabe von neuen 
Reichsbanknoten, ſo werden wir die Lieferung von Panzer⸗ 
platten für die Erbauung eines Panzerkreuzers erſt recht 
im höchſten Sinne als Währungsgrundlage anſehen. 
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„Bolfs*wirtfchaft 


Erſter Druck in der Volkswirtſchafts⸗Sonderfolge 
der „Deutſchen Hochſchul⸗ Zeitung“ vom 1. Dezember 1923 


Wir haben heute an unſeren deutſchen Hochſchulen nicht 
„borausſetzungsloſe“ Wiſſenſchaft zu treiben, ſondern als 
Deutſche für unſer Volk zu denken, zu forſchen, Geiſt und 
Willen in deutſchem Geiſt zu bilden, damit wir als Führer 
unſerem Volke dienen können. 

Wenn unſer armes Volk, verführt von fremder Geiſtig⸗ 
keit, in die furchtbarſte politiſche und wirtſchaftliche Knecht⸗ 
ſchaft geraten, wieder frei werden will — und welcher 
Deutſche würde dies nicht mit glühender Seele wünſchen! —, 
ſo iſt es gerade die Aufgabe der akademiſchen Kreiſe, ſich 
mit den politiſchen und wirtſchaftlichen Zuſtänden ver⸗ 
traut zu machen, in denen wir heute leben. 

Nun iſt aber gerade der deutſche Menſch, wie er über⸗ 
haupt in ſeiner Geſamtheit aus lauter Extremen zuſam⸗ 
mengeſetzt iſt, Spezialiſt und Phantaſt, grübleriſch ſinnend 
und ſchrankenlos in die Zukunft ſtürmend, hiſtoriſch⸗pedan⸗ 
tiſch und philoſophiſch⸗ſpekulativ im engen Kreiſe lebend 
und zufrieden und wiederum ins Unendliche ſchweifend und 
heroiſch einer Idee dienend — wenig geeignet, die Dinge 
der Gegenwart richtig und wichtig zu nehmen und in das 
Geſamtbild der Welt einzufügen. So forſcht der Deutſche 
unermüdlich, ſo iſt er Spezialiſt in ſeinem Fache und leiſtet 
darin Vorzügliches — dann wieder opfert er freudig Gut 
und Blut dem Vaterland, wenn es ruft —, aber ſeltſamer⸗ 
er das Vaterland muß ihn immer rufen, das Gefühl 


— ſ— 


des dauernden Verbundenſeins mit ſeinem Volke, das 
ſchlummert im deutſchen Alltag, im deutſchen Alltag 
der Arbeit und des Forſchens, hier fehlt die beſtändige 
lebensvolle Wechſelbeziehung zwiſchen Volkstum und Ein⸗ 
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zelweſen. Und doch — „Das Vaterland ruft täglich!“, 
ſo ſagte kürzlich Ludendorff zu einer Abordnung vater⸗ 
ländiſcher Verbände. 

Dieſer Ruf des Vaterlandes muß lebendig und wach ſein 
beſonders in unſerer ſtudierenden Jugend, ſie darf die 
Wiſſenſchaft nicht als Selbſtzweck, nicht ausſchließlich unter 
dem Geſichtswinkel des Broterwerbes betrachten, ſondern 
immer muß der Gedanke wach ſein an Volk und Heimat, 
immer ſind die Betrachtungen beim Studium weiterzu⸗ 
dehnen ins Überperſönliche. Gerade die Lehrer und Schüler 
unferer Hochſchulen dürfen das Wohl des Volkes nie aus 
dem Auge verlieren. Nur aus ſolcher Geiſtesverfaſſung 
heraus werden uns aus unſeren Hochſchulen die Führer 
erſtehen, die unſer Volk zu führen vermögen aus Schande, 
Not und Knechtſchaft in eine beſſere Zukunft. 

Der Duft der heimatlichen Scholle muß in die Hörſäle 
der Univerſitäten dringen, der ganze lebendige Organis⸗ 
mus des Lebens und der Arbeit des Volkes muß bildhaft 
deutlich über aller wiſſenſchaftlichen Forſchung ſichtbar ſein; 
nur ſo wird die geiſtige Oberſchicht der Nation auch wie⸗ 
der den verlorengegangenen Anſchluß an das Volk finden. 

Ein Zweig der Wiſſenſchaft hat nun ganz beſonders 
dieſen Zuſammenhang mit dem Volke verloren, bei dem 
dieſer Mangel um ſo auffälliger iſt, als das Gebiet dieſes 
Zweiges der Wiſſenſchaft ſich gerade mit den Dingen des 
täglichen Lebens des Volkes befaßt — die National⸗ 
ökonomie. 

Mit „Wirtſchaftswiſſenſchaft“ überſetzen die 
zünftigen Jünger und Lehrer dieſer Wiſſenſchaft dieſes 
Fremdwort, obwohl es doch viel richtiger mit „Volks⸗ 
wirtſchaft“ zu überſetzen wäre. Freilich, was in den dicken 
nationalökonomiſchen Lehrbüchern ſteht, hat mit dem 
Volke und ſeiner Wirtſchaft, ſeinen Bedürfniſſen und 
Nöten recht herzlich wenig zu tun. Trockene Abſtraktionen 
und Definitionen über wirtſchaftliche Dinge, unendlich viel 
hiſtoriſcher Ballaſt füllen dieſe Werke — denen damit ja 
keineswegs die „Wiſſenſchaftlichkeit“ abgeſprochen werden 
ſoll —, aber nirgends ſpürt man den lebendigen Hauch 
des Lebens und der Arbeit des Volkes, nirgends ſind Be⸗ 
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trachtungen angeſtellt, ob das, was man aus den wirt⸗ 
ſchaftlichen Erſcheinungen abgeleitet hat, auch richtig iſt 
und vor allen Dingen dem Wohle der Geſamtheit dient. 
Noch viel weniger iſt von nationalökonomiſcher Seite der 
Verſuch gemacht worden, aus den gewonnenen Erkennt⸗ 
niſſen ſchöpferiſch aufbauend neue Wege zu weiſen, zu 
zeigen, welche Grundfehler in unſerer Wirtſchaft herrſchen, 
und wie dieſe zu vermeiden ſeien. 

Alſo gerade in dem, was eine Wirtſchaft erſt für die All⸗ 
gemeinheit wertvoll machen würde, verſagt die offizielle 
Wirtſchaftswiſſenſchaft vollkommen. Nicht mit Unrecht wird 
daher von Männern, die praktiſch und ſchöpferiſch als Wirt⸗ 
ſchaftsführer und Wirtſchaftsdenker bahnbrechend waren 
und ſind, die Frage aufgeworfen, ob die Nationalökonomie 
überhaupt den Ehrennamen einer Wiſſenſchaft verdient, 

Weder die Tätigkeit des Chroniſten, die Berichte über 
die wirtſchaftlichen Zuſtände in der Vergangenheit bringt, 
noch die Tätigkeit des Journaliſten, die Zuſtandsſchilde⸗ 
rungen der Gegenwart aufzeichnet, rechtfertigt den An⸗ 
ſpruch darauf, Vertreter einer Wiſſenſchaft zu ſein. 

Die Nationalökonomie wird erſt dann zu einer wirk⸗ 
lichen Wiſſenſchaft, wenn ſie aus den gefundenen Zuſtän⸗ 
den der Volkswirtſchaft der Gegenwart im Zuſammenhalt 
mit den erforſchten Verhältniſſen in der Vergangenheit 
große Grundlinien abgeſteckt hat, dann dieſe Verhältniſſe 
kritiſch unterſucht und geprüft hat auf die treibenden Mo⸗ 
mente, wenn ſie daraus erkannt hat, welche Fehler gemacht 
worden ſind, vor allen Dingen, welcher Mißbrauch getrieben 
worden iſt. Sie muß dies alles betrachten unter der einzig 
möglichen Einſtellung, daß die wirtſchaftlichen Erſchei⸗ 
nungen dem allgemeinen Wohl — und nicht nur der pri⸗ 
vaten Bereicherung einzelner dienen. 

Aber damit noch nicht genug muß die Nationalökonomie 
noch ſagen, wie die Geſamtwirtſchaft geſtaltet werden muß, 
damit ſie ihrer Aufgabe — die vielfältigen Bedürfniſſe 
einer durch Geſchichte, Schickſal und Blut zuſammengehöri⸗ 
gen Nation zu decken — am beſten gerecht werden könne. 

Erſt dann, wenn die Nationalökonomie auf die dreifache 
große Frage, die bei allen Zeitfragenbehandlungen großen 
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Stiles geſtellt werden muß, Antwort zu geben vermag, 
kann ſie als Vollwiſſenſchaft anerkannt werden, die be⸗ 
rufen iſt, Führer zu ſein und Führer zu bilden. Dieſe drei⸗ 
fache Frage lautet: Wie ſteht's? Wie kam's? Was nun? 

Es wäre verführeriſch, gleich hier dieſe dreifache Frage 
zu ſtellen im Hinblick auf die Geſamtrichtung der jetzigen 
Wirtſchaftswiſſenſchaft. Die Frage alſo aufzuwerfen: Wem 
dient denn dieſer jetzige Zuſtand der Nationalökonomie, 
wer ſind die Perſonen, die vornehmlich als Lehrer in dieſem 
Fache wirken, und dient denn dieſer Zuſtand nicht ganz 
ausgezeichnet den jetzigen herrſchenden wirtſchaftlichen Ge⸗ 
walten? 

Trotzdem wir uns grundſätzlich und von vorneherein auf 
unſeren rein deutſchen Standpunkt geſtellt haben, wollen 
wir hier nicht näher auf dieſe Dinge eingehen, ſondern 
rein ſachlich nur unter dem Geſichtspunkte, ob die heutige 
Struktur der Wirtſchaft dem Wohle der Geſamtheit dient 
bzw. dienen kann, die Grundrichtung unſerer Volkswirt⸗ 
ſchaft nachprüfen. 


Die Aufgabe der Volkswirtſchaft iſt 
die Bedarfsdeckung. 


Es mag im erſten Augenblick geradezu paradox erſcheinen, 
daß dieſe Selbſtverſtändlichkeit eigens als di e Aufgabe der 
Volkswirtſchaft bezeichnet wird. Dem natürlich empfindenden 
Menſchen kommt gar nicht der Gedanke, daß die geſamte 
Volkswirtſchaft heute in eine ganz andere Grundrichtung 
eingeſtellt worden ſein könnte, nämlich — auf Renta⸗ 
bilität. Und noch iſt gerade dieſer Grundzug unſerer 
geſamten Wirtſchaft das Bezeichnende für die heutige Wirt⸗ 
ſchaftsführung. j 

Nicht zwingende volkswirtſchaftliche Notwendigkeiten be⸗ 
ſtimmen in erſter Linie die Produktion — ſondern die Ren⸗ 
tabilität. Es iſt dies die natürliche Folge davon, daß heute 
nicht mehr das Wohl der Geſamtheit, ſondern das Intereſſe 
des Großleihkapitals entſcheidet. Was heute auf den ver⸗ 
ſchiedenen Wirtſchaftsgebieten noch angepackt wird, geſchieht 
nicht unter dem Geſichtswinkel dringenden Bedarfes, ſondern 
vornehmlich unter dem Geſichtswinkel, ob die in ein ſolches 
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Unternehmen hineingeſteckten Gelder ſich auch tüchtig ver⸗ 
zinſe n. Das Großleihkapital macht ſeine Entſchließungen 
nur von der zu erwartenden Rentabilität abhängig. — 
Ob dieſe Renten aus einem produktiv ſchaffenden Betrieb 
oder aus einem Kinounternehmen oder aus einem völlig 
unproduktiven Kreditinſtitut oder aus Unternehmungen 
fließen, die geradezu gegen das Intereſſe der Geſamtheit 
gerichtet ſind, wie die auf volkswirtſchaftlichen Wucher hin⸗ 
auslaufenden Syndikate und Truſts, die ihre Rieſengewinne 
aus künſtlicher Verknappung der Nähr⸗ und Verbrauchsgüter 
ziehen — das iſt den Geldgewaltigen völlig gleichgültig. 

Nichts illuſtriert dieſe wirtſchaftmordende Tatſache mehr 
als ein Blick auf die ungeheure Entwicklung des volkswirt⸗ 
ſchaftlich völlig unproduktiven Bankweſens — während 
gleichzeitig das Volk hungert und die fürchterlichſten Wirt⸗ 
ſchaftskriſen die geſunde produktive Wirtſchaft faſt zum 
Erliegen bringen. 

Im deutſchen Mittelalter war die Handwerkskunſt, die 
Baukunſt, Bildhauerei und Malerei auf einer Höhe, wie 
ſie nie mehr erreicht worden iſt, ſtaunend ſtehen wir noch 
heute vor den Zeugen aus jener Zeit — Stephansdom und 
Kölner Münſter, Nürnbergs Kunſtſchätze lehren uns dies — 
frei und ſtolz waren die Bürger der Reichsſtädte —, der 
Geldhandel aber war ein unehrliches Gewerbe, das 
dem Juden überantwortet war. Heute liegt das Handwerk 
völlig danieder, es hat dem platteſten Kitſch des Maſchinen⸗ 
zeitalters Platz machen müſſen, Kunſt und Wiſſenſchaft 
gehen nach Brot und ſind ihrer heiligſten Aufgabe untreu 
geworden, geniale Werke zu ſchaffen unabhängig von der 
Zweckhaftigkeit rein wirtſchaftlicher Tätigkeit, die Entgot⸗ 
tung und Materialiſierung der Menſchheit macht raſende 
Fortſchritte, aber die Banken blühen und wachſen nur ſo aus 
dem Boden, wie Schimmelpilze nach einem warmen Regen. 

Der Geldhandel iſt heute zum alleinigen Selbſtzweck 
geworden, nur eingeſtellt auf die Rentabilität des 
Leihkapitales. Der volkswirtſchaftliche Sinn des Kre⸗ 
dits iſt in ſein Gegenteil verkehrt. Das ehrliche Bankier⸗ 
und Geldvermittlungsgewerbe, das die wichtige Aufgabe 
zu erfüllen gehabt hatte, Spargelder zu treuen Händen 
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dahin auszuleihen, wo größere wirtſchaftliche Tüchtigkeit 
durch die Vergrößerung der geldlichen Hilfsmittel eine 
erhöhte Erzeugung und Bedarfsdeckung vornahm, iſt ganz 
verſchwunden. An ſeine Stelle iſt das gigantiſche Netz der 
Großbanken getreten, die heute die Wirtſchaft vollkommen 
in einer derartig diktatoriſchen Weiſe beherrſchen, daß es 
einzig und allein von ihnen abhängt, welche Induſtrien 
arbeiten können und dürfen. Längſt iſt das Kleingewerbe 
verarmt und volkswirtſchaftlich als weſentlicher Faktor aus⸗ 
geſchaltet, die mittleren Betriebe ſind völlig in der Ab⸗ 
hängigkeit der Banken, und auch die Großinduſtrie arbeitet 
in der rein hochzinskapitaliſtiſchen Form der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in allererſter Linie nur für die Aufbringung der 
Bankzinſen. Es gibt kein großes Unternehmen mehr, in 
welchem nicht der Vertreter einer Großbank an maßgeben⸗ 
der Stelle im Aufſichtsrat ſäße, keine Aktiengeſellſchaft, 
deren innere Werte nicht in Form der Aktie an die Börſe 
ausgeliefert wären. 

Nicht die Arbeit, nicht die Schöpferkraft des Geiſtes und 
der Hände beſtimmt heute den Gang der Wirtſchaft, das 
Geld — dieſes Hilfsmittel für die Gütererzeugung — iſt 
heute nicht mehr Diener der Wirtſchaft, ſondern ihr 
Herr; nicht mehr Meiſter und Geſelle, nicht mehr 
Ingenieur und Werksbeſitzer kommen in den Genuß der 
Früchte ihrer organiſatoriſchen und techniſchen Arbeit — 
ſondern mühe⸗ und arbeitslos ſchöpfen heute der Ak⸗ 
tionär und Aufſichtsrat den Gewinn ab. Der Aktionär, 
der in der Regel gar nicht weiß, in welchem Betriebe 
eigentlich ſein Geld „arbeitet“, der die Aktien wahllos 
zuſammenkauft nach dem Kurszettel oder auf die Empfeh⸗ 
lung ſeines Bankiers. 

Das Leihkapital folgt nur einem Geſetz — dem Geſetz der 
Zinſe n. Rentabilität iſt das einzige und oberſte 
Prinzip. Die Bedarfsdeckung kommt nur ganz neben⸗ 
ſächlich und nur inſofern in Frage, als eben dieſe innerſte 
Notwendigkeit und Aufgabe der Volkswirtſchaft der An⸗ 
trieb iſt und der Schöpfer und Schaffer der Mehrwerte, 
die dann mit der unwiderſtehlichen Gewalt einer Saug⸗ 
pumpe aus dem Wirtſchaftskörper der ſchaffenden Völker 
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herausgepumpt werden in den unergründlichen Rachen der 
überſtaatlichen Geldmächte. Je größer der Hunger, je größer 
die Not, deſto größer die Rentabilität des Weltwucher⸗ 
kapitals, deſto größer — der Zins. Je reicher der 
Boden Früchte trägt, je beſſer das allgemeine und öffent⸗ 
liche Wohl ſteht, deſto größer der Ertrag der Arbeit für 
den Wirtſchaftskörper ſelbſt — deſto geringer der Bedarf 
nach Leihgeld, d. h. nach Schuldenmachen —, deſt o 
kleiner der Zins fuß. 

So ſtehen ſich heute zwei Wirtſchaftsformen als grund⸗ 
ſätzliche und unerbittliche Feinde gegenüber — die zins⸗ 
kapitaliſtiſche Wirtſchaft — und die 
geſunde und natürliche zinsfreie Bedarfs⸗ 
deckungswirtſchaft. 

Noch eine dritte Wirtſchaftsform müſſen wir hier kurz 
erwähnen, die in der Gegenwart ihr zerſtörendes Weſen 
in größtem Stile geoffenbart hat — die kommuni⸗ 
ſtiſche Wirtſchaftsform. 

Beide Extreme — die hochkapitaliſtiſche und die kommu⸗ 
niſtiſche Wirtſchaft — vernichten auf die Dauer jede geſunde 
Bedarfsdeckungswirtſchaft, weil ſie beide die Freiheit der 
Perſönlichkeit, die Schöpferkraft und Verantwortung Staat 
und Volk gegenüber vernichten. 

Ungeheuer ernſt und ſchwer ſind dieſe 
Fragen, ſie greifen weit hinaus über das 
engere wirtſchaftliche Gebiet in letzte gei⸗ 
ſtige und völkiſche Fragen. Unferer akade⸗ 
miſchen Jugend wird die Aufgabe zufallen, 
in dieſem Kampfdes untergehenden 
Abendlandes die Fahnen voranzutragen 
für die Erlöſung der leidenden Menſchheit 
aus Zinsknechtſchaft und moraliſchem 
Niedergang in eine lichtere Zukunft, 
in der der nationale Gedanke der Wehr⸗ 
haftigkeit und des Stolzes auf Heimat und 
Volk ſich zuſammen finden wird mit 
dem ſozialen Gedanken der wirtſchaſt⸗ 
lichen und kulturellen Zuſammenge⸗ 
hörigkeit aller Volksgenoſſen. 
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Das wirtſchaftliche Aufbauprogramm 
der N. S. D. A. P. 


Mit Verfügung Adolf Hitlers vom 17. 9. 1932 wurde eine 
Neuordnung der Wirtſchaftspolitiſchen Abteilung der N. S. D. A. P. 
nach den ſtaatswirtſchaftlichen und privatwirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten vorgenommen. Zum Leiter der Hauptabteilung IV A 
e wurde Gottfried Feder ernannt, während 

alther Funk zum Leiter der Hauptabteilung IV B (Privat⸗ 


wirtſchaft) ernannt wurde mit der Maßgabe, daß die beiden 


Hauptabteilungsleiter ſich gegenfeitig zu vertreten Haben. 

Damit ſollte die Einheitlichkeit der geſamten Wirtſchafts⸗ 
politik der N. S. D. A. P. garantiert werden. Als erfte Maßnahme 
wurde von Walther Funk in Zuſammenarbeit mit Gottfried 
Feder das nachfolgende „Wirtſchaftliche Aufbaupro⸗ 
gramm der N. S. D. A. P.“ verfaßt und zuſammen mit den 
von Gottfried Feder bereits im „Nationalſozialiſtiſchen Jahr⸗ 
buch“ von 1932 gegebenen grundſätzlichen Ausführungen über 
aeg Wirtſchaftspolitik mit b des Reichs ⸗ 
organiſationsleiters Gregor Straßer geſamtverbindlich für alle 
Gauleitungen, are wirtſchaftspolitiſchen und ingenieur⸗ 
e Gaufachberater der N. S. D. A. P. erklärt. 

erner wurde noch besonders darauf aufmerkſam gemacht, da 

alle nicht im Parteiverlag Eher en riften, die fi 
mit nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsproblemen befallen, keinen 
parteiamtlichen Charakter tragen und dieſen auch dadurch nicht 
erlangen, daß der Verfaſſer ſich auf eine Funktion innerhalb der 
Partei beruft. 


Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei erſtrebt einen Neubau des Staates 
und der Wirtſchaft auf nationalſozialiſtiſcher Grund⸗ 
lage, was nur durch eine tiefgreifende Amgeſtaltung des 
politiſchen und wirtſchaftlichen Syſtems in einer Total⸗ 
löſung zu erreichen iſt. Die Regierung Papen beſchränkt 
ſich auf unzulängliche Einzelmaßnahmen, die ſich nicht als 
Ganzes auswirken und deshalb nicht zum Erfolg führen 
können. Wir gehen bei der Bekämpfung der Wirt⸗ 
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ſchaftskriſe davon aus, daß dieſe Kriſe nicht nur wirt⸗ 
ſchaftlicher Natur iſt, ſondern eine Staatskriſe, ja 
eine Volkskriſe darſtellt. Wir unterſcheiden uns daher 
grundſätzlich von der Regierung Papen ſowohl in der Auf⸗ 
faſſung vom Weſen der Kriſe wie in der Zielſetzung 
für die Wirtſchaftspolitik. 

Die Regierung Papen glaubt die deutſche Wirtſchaft 
retten zu können, indem ſie die augenblickliche 
Struktur der Wirtſchaft beibehält und an dem heutigen 
Wirtſchaftsſyſtem keine Anderungen vornimmt. 

Wir ſind überzeugt, daß die deutſche Wirtſchaft einer 
grundlegenden Strukturänderung unterzogen werden muß, 
und daß das deutſche Wirtſchaftsſyſtem in ſeiner jetzigen 
Verfaſſung nicht aufrechtzuerhalten iſt. Darüber hinaus 
aber glauben wir, daß jede Wirtſchaftsſanierung von vorn⸗ 
herein ein Mißerfolg ſein muß, wenn nicht gleichzeitig eine 
weitgreifende Anderung der Reichs⸗ und 
Staatsverwaltung ſowie der komm u⸗ 
nalen und der berufsſtändiſchen Selbſtver⸗ 
waltung eintritt, und wenn nicht der Wirtſchafts⸗ 
verwaltung neue Formen und ein neuer Inhalt 
gegeben werden. Dieſer vollſtändige Neubau der öffent⸗ 
lichen Verwaltung, der Wirtſchaft und des ſozialen Lebens 
muß auf der Grundlage nationalſozialiſtiſcher Weltanſchau⸗ 
ung erfolgen und von nationalſozialiſtiſchem Geiſte erfüllt 
ſein. 


Bei dem 


Neubau der deutſchen Volkswirtſchaft 


find zunächſt die ſtaatspolitiſchen und pſycholo⸗ 
giſchen Vorausſetzungen durch die Errichtung der 
Stabiliſierung einer ſtarken, vom Volkswillen getragenen 
Regierungsgewalt zu ſchaffen. Die politiſche 
Führung muß der Wirtſchaftsführung erſt die Bahn 
frei machen für eine durchgreifende Erneuerung des wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Lebens in Deutſchland durch Beſei⸗ 
tigung der äußeren und inneren Hemmungen, durch Über⸗ 
windung der ſozialen Kämpfe und durch eine Neugeſtaltung 
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der verfaſſungsmäßigen und verwaltungsrechtlichen Grund: 

lagen im Deutſchen Reiche. 

Das oberſte Ziel der Wirtſchaftspolitik muß ſein die Er⸗ 
haltung und Stärkung der nationalen 
Volks⸗ und Bodenkräfte, ſo daß jeder Deutſche 
von ſeiner Arbeit wieder Nutzen hat, und zwar jeder 
einzelne nach ſeiner Leiſtung. Nach dieſem Grund⸗ 
prinzip muß die deutſche Wirtſchaftspolitik einheitlich 
geführt werden. 

Um dies zu erreichen, iſt ein weitgehender Neubau 
ſowohl der Struktur der deutſchen Wirtſchaft wie der ein⸗ 
zelnen wirtſchaftlichen Einrichtungen notwendig. Hierbei 
wird die Wirtſchaftspolitik organiſch und dynamiſch zu ver⸗ 
fahren haben und das, was lebensfähig iſt, erhalten und 
pflegen. 

Das wirtſchaftliche Aufbauprogramm der N. S. D. A. P. iſt 
fundiert in folgenden Grund forderungen: 

1. Direkte Arbeits beſchaf fung für zirka 
zwei Millionen Menſchen auf Grund von Auftrags⸗ 
erteilung für ſtaatliche und private Neuinveſtitionen 
im Ausmaße von 5 Milliarden RM. Beſonderes Arbeits⸗ 
beſchaffungsprogramm liegt vor. 

2. Produktive Kreditſchöpfung in Höhe 
von 3 Milliarden RM. durch die Reichsbank, die in 
der Hauptſache Giralgeld und nur im Ausmaße von 
300 bis 500 Millionen RM. Umlaufgeld darſtellen. 
Dieſe Gelder fließen nach einer Befruchtung der Wirt⸗ 
ſchaft automatiſch wieder in die Reichsbank zurück. 
Alſo keine Inflation, ſondern Wiederherſtellung einer 
geſunden Währung und einer geſunden produktion⸗ 
fördernden Geld- und Kreditwirtſchaft. 

3. Verſtaatlichung des geſamten Geld 
und Kreditweſens einſchließlich des Giral⸗ 
geldes und ein Ausbau des ſtaatlichen Verrechnungs⸗ 
verkehrs. 

4. Umſchuldung der geſamten deutſchen 
Wirtſchaft durch Zentraliſierung 
aller öffentlichen und privaten Schuld⸗ 


373 


374 


verhältniſſe in einem Generalum:- 
ſchuldungsinſtitut. Heilung der In⸗ 
flationsſchäden durch ein Rentner⸗ 
verſorgungsgeſetz. 


. Allgemeine Zinsſenkung im Sinne 


unſeres großen Hochzieles der Bre⸗ 
chung der Zinsknechtſchaft unter 
weitgehender Berückſichtigung der 
individuellen Verhältniſſe in der 
Wirtſchaft. 
Anderung der Stillhalte abkommen 
und einheitliche Regelung der Aus⸗ 
landsſchulden mit einer Anpaſſung der Zinſen 
und Amortiſationen an das deutſche Deviſenaufkommen. 
Der geſamte Zahlungsverkehr mit dem Auslande wird 
in die Hände eines 


. Außenhandelsamts und einer Depifen- 


zentrale gelegt, die eine Abteilung der Reichs⸗ 
bank bilden ſoll. Es gibt keine Binnenwäh⸗ 
rung und Außen währung, ſondern nur 
eine deutſche Währung und eine Wäh⸗ 
rungsbank, die wie derverreichlichte 
Reichsbank. 

Neuregelung der wirtſchaftlichen 
Beziehungen zum Auslande unter Voran⸗ 
ſtellung der Lebensnotwendigkeiten des Binnen⸗ 
marktes, aber unter Berückſichtigung des für Deutſch⸗ 
land unentbehrlichen Exports. Das von der Regierung 
eingeleitete Kontingentierungsſyſtem iſt im Prinzip 
richtig, aber völlig unzulänglich, weil in diefes Syſtem 
in widerſinniger Weiſe die Meiſtbegünſtigung einge⸗ 
ſchaltet iſt und zur Durchführung ſowohl der außen⸗ 
politiſche Machtfaktor wie der innenpolitiſche Lebens⸗ 
wille fehlen. Wir ſind außenpolitiſch völlig iſoliert und 
innenpolitiſch ohne einheitlichen Volkswillen. 


. Steuerentlaſtung durch Milderung oder völlige 


Beſeitigung der produktionhemmenden Steuern, die 
die Preiſe unmittelbar beeinfluſſen, Vereinfachung und 


10. 


11. 


12. 


13. 


Vereinheitlichung des Steuerſyſtems und dynamiſche 
Geſtaltung der Steuerſätze je nach den Bedürfniſſen 
einer produktiven Wirtſchaftsgeſtaltung. 


Wiederherſtellung des deutſchen Staats⸗ 

kredites: 

a) Sanierung der öffentlichen Finanzen unter Ein⸗ 
ſchluß der öffentlichen Verſicherungen und unter 
Berückſichtigung der Tatſache, daß nach erfolgreicher 
Arbeitsbeſchaffung die Milliardenausgaben für die 
Arbeitsloſen fortfallen. 

b) Beſeitigung der jetzigen unhaltbaren Methoden der 
Etatsbalancierung. Wiederherſtellung der Bilanz⸗ 
wahrheit und ⸗klarheit. 

Staatliche Schutzmaßnahmen für die 

Landwirtſchaft (Neuorganiſation des Abſatzes 

landwirtſchaftlicher Produkte und des landwirtſchaft⸗ 

lichen Genoſſenſchaftsweſens, des Lager⸗, Transport-, 

Molkerei⸗, Veredelungs⸗, Konſervierungsweſens und 

der Tier⸗ und Pflanzenzüchtung. Getreidebewirtſchaf⸗ 

tung). 


Wiederaufbau des Haus⸗ und Grund⸗ 
beſitzes unter Berückſichtigung der Neuordnung des 
Hypothekarkredits (Reichshypothekenbank) und des 
Steuerweſens nach den Geſichtspunkten der Produk⸗ 
tivität und der Volksgeſundheit. 

Planmäßige Umſtellung der induſtriel⸗ 
len und gewerblichen Produktion unter 
Berückſichtigung der vom Staate kontrollierten Be⸗ 
triebe und der nationalpolitiſch beſonders wichtigen 
Induſtriezweige. 

Bereitſtellung von Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungsmitteln für die Erweiterung der 
deutſchen Rohſtoffgrundlage und für 
neue nationale Induſtrie⸗ und Gewerbe⸗ 
zweige ſowie für techniſche und fabri⸗ 
katoriſche Amſtellungen (gewerbliche Mittel⸗ 
ſtandspolitik). 
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14. Nationale Verkehrswirtſchaft. Berreid- 
lichung der Reichsbahn, Neuordnung der Tarife nach 
nationalwirtſchaftlichen Notwendigkeiten, einheitliche 
Verkehrspolitik (Automobilverkehr, Schiffahrt) und 
zentraliſierte Energiewirtſchaft. 


Begründung 


Eine Entſchuldung der Wirtſchaft kann nicht dadurch 
herbeigeführt werden, daß man die Bankbilanzen ſäubert 
und der Induſtrie Subventionen zuführt, und der Land⸗ 
wirtſchaft kann nicht dadurch geholfen werden, daß man 
für einen Teil der landwirtſchaftlichen Verſchuldung die 
Zinſen um 2% ſenkt und mit dem Ausland über die Min⸗ 
dereinfuhr von ein paar tauſend Zentnern oder auch Ton⸗ 
nen landwirtſchaftlicher Produkte verhandelt. Auch der an⸗ 
geordnete Vollſtreckungsſchutz muß unwirkſam bleiben, 
wenn nicht gleichzeitig der Boden, auf dem der Bauer 
baut, geſund und ertragsfähig gemacht und die Zukunft 
der deutſchen Bauern geſichert wird. Das alles wird mit 
den Maßnahmen der Papenregierung nicht erreicht. 

Grundſätzlich muß daran feſtgehalten 
werden, daß es keine Geſundung der deut⸗ 
ſchen Landwirtſchaft geben kann, wenn 
nicht die geſamte deutſche Wirtſchaft ge⸗ 
ſundet. Und es kann keine wirkſame Ent⸗ 
ſchuldung der Landwirtſchaft geben, wenn 
nicht die geſamte deutſche Wirtſchaft aus 
der Verkrampfung und Schuldenverfil⸗ 
zung befreit wird, in der ſie ſich ſeit Jah⸗ 
ren befindet. Die Struktur der deutſchen Wirtſchaft 
iſt ungeſund, und das Syſtem der Wirtſchaft iſt falſch und 
überlebt, und deshalb iſt es notwendig, zu viel tiefer ge⸗ 
henden Maßnahmen zu greifen, als es die Regierung Pa⸗ 
pen tut, um den notwendigen Neubau der Wirtſchaft her⸗ 
beizuführen, ohne den auch jeder Verſuch einer Geſundung 
der Landwirtſchaft zum Scheitern verurteilt iſt. 
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Wir müſſen neben der politiſchen auch 
die wirtſchaftliche Generalbereinigung in 
Angriff nehmen. Dieſe hat von dem Grundſatz aus⸗ 
zugehen, daß das oberſte Ziel jeder Wirtſchaftspolitik die 
Erhaltung und Stärkung der nationalen Volks⸗ und Boden⸗ 
kräfte ſein muß. Es kann keinen geſunden Ex⸗ 
port geben, wenn der Binnenmarkt krank 
i ſt. Wir find nicht ſo töricht, die Notwendigkeit eines Ex⸗ 
portes für Deutſchland nicht anzuerkennen. Aber auch für 
den Export muß erſt eine neue, geſunde Grundlage geſchaf⸗ 
fen werden, denn der heutige Export iſt überwiegend Ver⸗ 
armungs⸗ und Verſchleuderungsexport. Das Rückgrat 
der deutſchen Wirtſchaft iſt ein geſunder 
Binnenmarkt, und das Rückgratdes Binnen⸗ 
marktes iſt ein geſundes deutſches Bauern⸗ 
tum. 

Wir wollen keineswegs Wirtſchaftsgebilde, die lebens⸗ 
fähig ſind, zerſtören, ſondern wir wollen dieſe Gebilde er⸗ 
halten und pflegen, aber wir glauben es nicht verantwor⸗ 
ten zu können, wenn wirtſchaftliche Unternehmungen mit 
ſtaatlichen Subventionen durchgeſchleppt werden, die auf 
einem überlebten Wirtſchaftsſyſtem aufgebaut ſind. Das! 
gilt nicht nur von einigen Wirtſchaftsformen, wie den 
vertikalen Konzernen, ſondern auch von einzelnen Wirt⸗ 
ſchaftszweigen, die nur zu einem ſchädlichen Import zwin⸗ 
gen und bei deren Produkten die deutſche Arbeitskraft in 
gar keinem Verhältnis zu dem Geſamtwert des Erzeugniſ⸗ 
ſes ſteht. 

Wenn die Regierung Papen ihr Hauptaugenmerk auf 
die Sanierung der Banken richtet, ſo ſind wir auch 
der Überzeugung, daß ein geſundes Geld⸗ und Kreditſyſtem 
den Ausgangspunkt für eine Wirtſchaftsgeſundung bilden 
muß. Aber wir ſind der Anſicht, daß das jetzige privat⸗ 
kapitaliſtiſche Bankenſyſtem nicht aufrechterhalten werden 
kann, ſondern daß der geſamte Geldverkehr unter der Ho⸗ 
heit des Staates ſtehen und das Bankweſen unter Staats⸗ 
aufſicht geſtellt werden muß. Nur unter dieſer Vorausſet⸗ 
zung kann eine wirkſame Entſchuldung der Wirtſchaft her⸗ 
beigeführt werden, die ſich auf alle Schuldverhältniſſe 
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erſtrecken muß. Wir werden dem Staate nicht zumuten, daß 
er Milliardenbeträge für die Sanierung der Banken ver⸗ 
ausgabt, die Durchführung dieſer Sanierung aber einigen 
wenigen Privatleuten überläßt, denen das ganze wirtſchaft⸗ 
liche Geſchehen in verantwortungsloſer Weiſe ausgeliefert 
wird. Den Neubau der deutſchen Wirtſchaft ſollen nicht 
einige Bankdirektoren, ſondern ſoll die Regierung durch⸗ 
führen, die vom Vertrauen des Volkes getragen wird und 
ihre Macht nach nationalen und ſozialiſtiſchen Grundſätzen 
gebraucht. Wir wollen keine Staatswirtſchaft, auch keinen 

Staatsſozialismus im Sinne der kommuniſtiſchen und mar⸗ 
xiſtiſchen Lehren, ſondern wir wollen eine nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Wirtſchaft, die den Volkskörper vor äußeren und 
inneren Gefahren ſchützt und eine planvolle Gemeinſchafts⸗ 
arbeit aller Erwerbszweige und aller Stände zur Förde⸗ 
rung des Geſamtwohles zuläßt. 

Von dieſen allgemeinen Grundſätzen aus wird der Neu⸗ 
bau der deutſchen Wirtſchaft durchgeführt werden, und dieſe 
Grundſätze müſſen auch bei den Maßnahmen zur Geſun⸗ 
dung der Landwirtſchaft zur Anwendung kommen. Des⸗ 
halb wird die Umſchuldung die ganze Wirtſchaft erfaſſen 
und einer im ſtaatlichen Geld⸗ und Kreditſyſtem veranker⸗ 
ten Generalumſchulungskaſſe übertragen werden, jedoch ſo, 
daß die Durchführung im einzelnen auf berufsſtän⸗ 
diſcher Grundlage erfolgt und nicht von Leuten und In⸗ 
ſtituten vorgenommen wird, die außerhalb der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsſphäre ſtehen. Zur Durchführung einer 
wirfjamen Ent: und Umſchuldung gehören ſtaatliche Macht⸗ 
faktoren, über die die Regierung Papen gar nicht verfügt, 
und eine Umſchuldung kann keinen nachhaltigen Erfolg zei⸗ 
tigen, wenn nicht auch die Zinsſenkung zentral in 
einem ſtaatlichen Geld⸗ und Kreditſyſtem durchgeführt wird. 
Nur unter dieſen Vorausſetzungen kann die Rechts ⸗ 
ſicherheit im Geld⸗ und Kapitalverkehr wiederherge⸗ 
ſtellt werden und ein gerechter Ausgleich zwiſchen Gläu⸗ 
biger und Schuldner geſchaffen werden. Nur eine generelle, 
von ſtaatlichen Geldinſtituten durchgeführte Umſchuldung 
gibt die Gewähr dafür, daß dieſe Maßnahme nicht zu einer 
Erſchütterung des Vertrauens und zu ungerechtfertigten 
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und unerträglichen Kapitaleinbußen oder Kapitalabwer⸗ 
tungen führt. Wir werden im Gegenteil hierdurch eine 
höhere und ſicherere Bewertung des Beſitzes an 
Grund und Boden, des Hausbeſitzes und des ſonſtigen Kapi⸗ 
talbeſitzes erreichen, als dies heute der Fall iſt. Die Land⸗ 
wirtſchaft und die geſamte Wirtſchaft wird, wenn ſie erſt 
aus der Schuldenverkrampfung erlöſt und von unerträg⸗ 
lichen Zinslaſten befreit iſt, wieder aufatmen. Dann werden 
die notwendigen weiteren Laſtenſenkungen, insbeſondere 
Steuererleichterungen, und der Schutz der nationalen Pro⸗ 
duktion vor unnützer und ſchädlicher Einfuhr erſt voll zur 
Auswirkung kommen. Gleichzeitig jedoch wird die Ar⸗ 
beitsbeſchaffung von zentralen Stellen aus ein⸗ 
zuſetzen haben auf Grund der produktiven Kreditſchöpfung 
(Federgeld), durch die erſt eine geſunde Unter⸗ 
mauerung unſerer Währung geſchaffen wird, die heute 
keineswegs vorhanden iſt. An die Stelle der illiquiden 
Finanzwechſel, die heute bei der Reichsbank als Golddek⸗ 
kung liegen, müſſen Produktionswechſel und Re⸗ 
gierungsſicherheiten treten, die ein geſundes Durch⸗ 
bluten der Wirtſchaft herbeiführen und den Goldſtrom in 
beſtimmten Zeitabſtänden wieder zur Reichsbank zurück⸗ 
leiten, während er jetzt irgendwo in der illiquiden ver⸗ 
krampften Wirtſchaft verſackt, wodurch die Störungen im 
Geld⸗ und Kreditverkehr und die Verluſte an Beſitz und 
Einkommen durch die deflationiſtiſchen Methoden entſtehen. 
Notwendig ſein wird weiterhin eine völlige neue Rege⸗ 
lung der Auslandsſchulden, die auch nur in 
erträglicher Weiſe durch eine Anderung des geſamten Geld⸗ 
und Kreditſyſtems herbeigeführt werden kann. Eine ſtaat⸗ 
liche Regelung des Geldverkehrs mit dem Auslande iſt 
keineswegs identiſch mit einer Verſtaatlichung des Außen⸗ 
handels. In dem Wirtſchaftsſyſtem, das wir aufbauen 
werden, wird der einzelne in viel ſtärkerem Umfange, als 
es heute der Fall iſt, ſeine Initiative entfalten können. 
Der Neubau der Wirtſchaft, wie wir ihn auf Grund einer 
neuen Wirtſchaftsſtruktur und eines neuen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems durchführen werden, wird in erſter Reihe eine 
Entproletariſierung breiteſter Maſſen der arbeitenden Be⸗ 
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völkerung, des Bauerntums und des Mittelſtandes zum 
Ziele haben. Das Realeinkommen wird in dem Um: 
fange ſteigen, wie die unerträglichen Zins⸗ und Steuer⸗ 
laſten fortfallen und die Arbeitsloſigkeit abnimmt. Es liegt 
auf der Hand, daß durch ſolche Maßnahmen auch die Pro⸗ 
duktion eine ſtarke Anregung erhält, worauf Bedacht 
zu nehmen iſt, daß das Mißverhältnis zwiſchen den Prei⸗ 
ſen für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe und induſtrielle Pro⸗ 
dukte beſeitigt wird. In dem heutigen Syſtem hat die Kre⸗ 
ditwirtſchaft eine allgemeine Preisſteigerung zur Folge, 
der man nur durch einen Druck auf die Löhne bei⸗ 
zukommen glaubt. In unſerem Wirtſchaftsſyſtem wird der 
Warenmarkt von den Laſten und Feſſeln befreit, die eine 
ſchlechte öffentliche Verwaltung und eine falſche Wirtſchafts⸗ 
führung bedingen, und die Preiſe werden eine Auflockerung 
erfahren, ohne daß die Kaufkraft vermindert und das Real⸗ 
einkommen geſchmälert wird. Und ſchließlich werden wir 
nach vollendetem Umbau unſerer Wirtſchaft erreichen, daß 
das Sparen wieder einen Sinn hat, und wir werden die 
Spartätigkeit auch durch ſtaatliche Maßnahmen fördern. 
Die Regierung Papen hat ſich in den letzten Tagen aus 
einzelnen Wirtſchaftskreiſen, insbeſondere auch von dem 
Zentralverband der Banken, beſcheinigen laſſen, daß die 
von ihr verordneten Maßnahmen von der Wirtſchaft ge⸗ 
billigt werden. Von dieſen Beifallskundgebungen ſollte die 
Regierung Papen ſich nicht täuſchen laſſen, vor allem aber 
darf das deutſche Volk darüber nicht hinweggetäuſcht wer⸗ 
den, daß mit den Maßnahmen der Regierung Papen nur 
ein Zuſtand krampfhaft aufrechterhalten wird, der auf die 
Dauer doch nicht durchgehalten werden kann. Der Rückſchlag 
und die Enttäuſchung werden dann um ſo ſchwerer ſein. 
Die ganze Unzulänglichkeit der Papenſchen Maßnahmen 
wird beſonders augenfällig für das Bauerntum. Der Bauer 
weiß ganz genau, daß er aus ſeinem furchtbaren Not⸗ 
zuſtande nicht mit dieſen kleinlichen Hilfsmaßnahmen ge⸗ 
rettet werden kann. Er bleibt ſchließlich doch den Banken 
und den bodenfremden Gläubigern ausgeliefert und hat 
keine Gewähr dafür, daß er auf eigenem freien Grund 
und Boden ſich wieder eine geſunde und ſichere Exiſtenz 
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aufbauen kann. Aber auch alle anderen Wirtſchaftskreiſe, 
die einfihtig genug find, um zu erkennen, daß erſt etwas 
grundlegend Neues geſchaffen werden muß, um in Deutſch⸗ 
land eine geſunde Wirtſchaft wieder aufbauen zu können, 
ſtehen den Maßnahmen der Regierung Papen äußerſt ſkep⸗ 
tiſch gegenüber, ſoweit ſie nicht aus einer engen und kal⸗ 
ten politiſchen Einſtellung heraus ſich einer gefährlichen 
Selbſttäuſchung hingeben. Die Furcht vor der letzten Ent⸗ 
ſcheidung iſt heute in der Wirtſchaft leider noch ebenſo groß 
wie in der Politik. Um dieſe letzte Entſcheidung kommen 
wir aber nicht herum, wenn wir nicht das deutſche Volk 
und die deutſche Wirtſchaft dem bolſchewiſtiſchen Chaos 
oder der ausländiſchen Verſklavung ausliefern wollen. 
Und zu dieſer letzten Entſcheidung gehört es auch, daß man 
ein überlebtes Wirtſchaftsſyſtem preisgibt. Die Weltwirt⸗ 
ſchaft, wie ſie auf Grund einer freien Geld⸗ und Kre⸗ 
ditwirtſchaft und unter Betonung internationaler Geſichts⸗ 
punkte für den Handelsverkehr der Völker untereinander 
ſich entwickelt hat, iſt durch den Weltkrieg und die ſtruk⸗ 
turellen Veränderungen in den einzelnen Wirtſchaftsgebie⸗ 
ten der Welt in ihren weſentlichen Beſtandteilen zerſtört 
worden. Dieſe Zerſtörung hat auch die einzelnen Volks⸗ 
wirtſchaften ergriffen, allerdings diejenigen am wenigſten, 
die rechtzeitig die nationalen Notwendigkeiten begriffen 
und ſich durch ſtaatliche Maßnahmen geſchützt haben. Die 
deutſche Wirtſchaft und in erſter Linie die deutſche Land⸗ 
wirtſchaft ſind dieſer Zerſtörung faſt ſchutzlos zum Opfer 
gefallen. Jetzt iſt es notwendig, zunächſt einmal eine natio⸗ 
nale Wirtſchaft wieder aufzurichten. Erſt dann kann der 
Handelsverkehr mit dem Auslande neu geregelt werden, 
und zwar in einer Weiſe, die den nationalpolitiſchen und 
nationalwirtſchaftlichen Notwendigkeiten gerecht wird. Wir 
haben in Deutſchland genügend nationales Kapital. Und 
wir können durch Arbeit neues Kapital ſchaffen, ſo daß 
unſer Volk leben und ſich weiter entwickeln kann. Auf das 
internationale Kapital können und müſſen wir verzichten, 
und wir haben darüber hinaus die Aufgabe, die deutſche 
Wirtſchaft von den Feſſeln des internationalen Kapitals 
zu befreien. 


381 


Der deutſchen Landwirtſchaft und ebenſo der geſamten 
deutſchen Wirtſchaft kann nur geholfen werden durch den 
nationalen Staat, nicht aber durch international verzinſte 
Banken. Da wir ein nationales Geld⸗ und Kreditſyſtem 

nicht haben, müſſen wir es uns ſchaffen. Das gleiche gilt 
von allen Wirtſchaftsgebilden, die internationalen Ein⸗ 
flüſſen unterſtehen. Die Wiederaufrichtung einer nationa⸗ 
len deutſchen Wirtſchaft auf der Grundlage eines inter⸗ 
national gebundenen Geld⸗ und Kreditſyſtems, wie es jetzt 
die Regierung Papen verſucht, iſt ein Unding und eine 
un verantwortliche Kurzſichtigkeit. Der erſte, der unter 
dieſem Syſtem vollends zuſammenbricht, wird der deutſche 
Bauer ſein. Aber Induſtrie, Handel und Gewerbe werden 
nachfolgen. Den notwendigen Neubau der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft kann nur eine Regierung durchführen, die, vom Ver⸗ 
trauen des Volkes getragen, mit unerbittlicher Konſequenz 
die nationalen und ſozialiſtiſchen Grundſätze durchführt, die 
heute allein die nationalſozialiſtiſche Bewegung Adolf 
Hitlers zu eigen hat. 
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